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Der Keichs finanzhof am Scheidewege. 


Zur Frage der abermaligen Grunderwerbſteuer bei Schwarzkäufen. 
Von Oberregierungsrat Adolf Oppenheimer, Berlin. 


Die zahlloſen Angriffe gegen die Rechtſprechung des 
RH. zur Frage der Erhebung einer wiederholten Grund⸗ 
erwerbſteuer in den Fällen, wo eine urſprünglich infolge 
Schwarzkaufs unwirkſame grundbuchliche Eigentumseintragung 
nachträglich wirkſam geworden iſt, beweiſen nicht nur die 
wirtſchaftlich einſchneidende Bedeutung dieſer umſtrittenen 
Frage, ſondern vor allem auch, daß doch wohl dieſer höchſt⸗ 
richterlichen Rechtſprechung Verfänglichkeiten anhaften dürften, 
die vielleicht zu jener vielfach von berufener Seite ausgehen⸗ 
den Kritik einen gewiſſen Anlaß bieten. Erſt jüngſt hat in 
IW. 1929, 2412 ein jo wohl verſierter Spezialrechtskenner 
wie RA. Dr. Ernſt Hagelberg jene Spruchpraxis in 
ihrem gegenwärtigen Stande unter die kritiſche Lupe ge⸗ 
nommen und aus dem Geſetze Rechtsfolgerungen entwickeln 
zu ſollen geglaubt, die in ſchroffem Gegenſatz zu dem Stand⸗ 
punkte des RF. ſtehen. Was iſt daran richtig? was nicht? 

Hagelberg gibt zunächſt die Rechtſprechung des R§H. 
wieder, wie ſie ſich bis Mitte April dieſes Jahres geſtaltet 
hatte. Das Weſentliche dieſer Judikatur, die er an ſich zu⸗ 
treffend darſtellt, ſcheint er mir nicht klar genug heraus⸗ 
zuſchälen. Es iſt nämlich der Punkt, daß auch in Fällen, wo 
der der erforderlichen Sperrgeſetzgenehmigung ermangelnde, 
daher unwirkſame Eigentumsübergang vom Amte als wirk⸗ 
ſam angeſehen und rechtskräftig beſteuert war, es nicht 
der Bezugnahme auf § 212 Abſ. 2 RA bg O. be⸗ 


dürfe, um den erſt nachträglich durch Nacherteilung jener 


Genehmigung wirkſam gewordenen Eigentumsübergang als 
ſolchen neuerdings beſteuern zu können. In einer — nicht ab⸗ 
gedruckten — Entſch. v. 14. Dez. 1928, II A 444/28 hat der 
RF H. geradezu erklärt, daß die abermalige Veranlagung die 
erſte zuläſſige Veranlagung, nicht eine Nach⸗ 
veranlagung i. S. des 8 212 Abſ. 2 RAbgD. darſtelle. 
Hagelberg geht auf die inneren Gründe, die den RF. 
zu dieſer Auffaſſung bewogen haben dürften, gar nicht erſt 
ein. Er konſtatiert vielmehr, daß, wo bereits einmal eine 
rechtskräftige Beſteuerung eines Eigentumsüberganges an 
einem Grundſtück von A. an B. erfolgt iſt, eine nochmalige 
Beſteuerung grundſätzlich nur aus dem Geſichtspunkte des 
§ 212 (Neuveranlagung) angängig, daß alſo der Standpunkt 
des R§H., eine ſolche wiederholte Beſteuerung ſei außerhalb 
des Rahmens des $ 212 zuläſſig, unhaltbar ſei. Der RED. 
hatte dieſe zweite Beſteuerung nicht als eine Neuveranlagung 
i. S. des § 212 Abſ. 2 RAbgdO. betrachtet, und man ſollte 
meinen, daß er ſeine — leider auch von ihm m. E. nicht hin⸗ 


reichend klar gelegten — inneren Gründe dafür hatte; es wird 
davon noch ſpäter zu ſprechen ſein. Nun aber kommt etwas 
ganz Merkwürdiges. In zwei neueren Entſcheidungen, die 
m. W. bisher noch nirgends abgedruckt, vermutlich alſo 
auch Hagelberg noch nicht bekannt find, iſt der RFH. ſelbſt 
von ſeiner früheren Anſicht über die Losgelöſtheit der zwei⸗ 
ten Veranlagung von den Begrenzungen des § 212 Abſ. 2 
RAbgoO. abgewichen und hat ſich ſelbſt auf den Boden ge⸗ 
ſtellt, den Hagelberg zum Ausgangspunkt ſeiner Aus⸗ 
führungen gemacht hat. In dieſen am 23. April 1929 und 
am 13. Aug. 1929 ergangenen Entſch. (II A 198/29 und 
IIA 411/29) behandelt der RF. jeweils einen Fall, in dem 
auf Grund eines zwiſchen dem 31. Dez. 1922 und dem 
17. Febr. 1923 geſchloſſenen voll wirkſamen (alſo nicht 
Schwarz⸗) Vertrages die Eigentumseintragung ohne behörd⸗ 
liche Genehmigung in der zweiten Hälfte des Jahres 1923 
erfolgte, nachdem die Steuerſtelle entſprechend der damaligen 
Rechtsauffaſſung des KG. für ein erſt nach dem 31. Dez. 
1922, aber vor dem Inkrafttreten des GrSperrG. (16. Febr. 
1923) wirkſam abgeſchloſſenes Veräußerungsgeſchäft ſeine Ge⸗ 
nehmigung für nicht erforderlich erklärt hatte. Die Steuer⸗ 
ſtelle hatte jenen „Eigentumswechſel“ dann rechtskräftig be⸗ 
ſteuert. Erſt nachträglich erkannte ſie zufolge der inzwiſchen 
ergangenen, der des KG. entgegenſtehenden Rechtſprechung 
des RG., daß die Genehmigung erforderlich geweſen wäre, 
und daß mangels einer ſolchen kein wirkſamer Eigentums⸗ 
übergang vorlag. Sie verlangte alſo von den Vertrags⸗ 
parteien Nachholung des Genehmigungsantrages, erteilte die 
Genehmigung, ſtellte ſich auf den Standpunkt, daß nun erſt 
der Eigentumswechſel wirkſam vollzogen ſei, und erforderte 
aus 8 4 GrErw St. eine Steuer nach dem Werte des Grund⸗ 
ſtücks für den letztgenannten Zeitpunkt, auf die es die früher 
rechtskräftig veranlagte Steuer in Anrechnung brachte. Auch 
dieſe Fälle unterſcheiden ſich von jenen Schwarzkauffällen in⸗ 
ſofern nicht, als hier wie dort ein von der Steuerſtelle als 
Eigentumserwerb angeſehener Vorgang rechtskräftig beſteuert 
war und nachher eine weitere Steuer nachgefordert wurde. 
Wenn alſo dieſe neuen Fälle den RFH. zu der Beurteilung 
veranlaßten: „Da nicht zwei ſelbſtändige Steuerfälle in 
Frage kommen, bedeutet gegenüber dem rechtskräftigen Steuer⸗ 
beſcheide die jetzt angefochtene Steuerfeſtſetzung eine Neu⸗ 
veranlagung, die nur nach Maßgabe des § 212 Abi. 2 
RAbgdO. zuläffig fein würde“, fo müßte er eine jede nach⸗ 
trägliche Veranlagung gegenüber einer früheren rechts⸗ 
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kräftigen, wenn auch unrichtigen, weil „verfrühten“, Be⸗ 
ſteuerung „eines und desſelben Steuerfalles“ — 
mithin auch die abermalige Veranlagung bei Schwarzkauf⸗ 
fällen — für eine Neuveranlagung erachten, die alſo nur im 
Rahmen des § 212 Abſ. 2 RAbgd. zuläffig wäre. Stellt 
ſich alſo jetzt der Rh. auf den Boden dieſer letzten Urteile, 
ſo wird er auch die Zuläſſigkeit einer Schwarzkaufs⸗Nach⸗ 
veranlagung künftighin verneinen müſſen, und zwar nicht 
nur aus den von Hagelberg vorgebrachten aus 8 212 
Abſ. 2 RAbgO. hergenommenen Gründen — der doch immer⸗ 
hin eine Nachbeſteuerung des höher vereinbarten (Schwarz⸗ 
Preiſes dann für zuläſſig hält, wenn und inſoweit dieſer 
gegenüber dem früher urkundlich ausgewieſenen und be⸗ 
ſteuerten Kaufpreis oder dem beſteuerten gemeinen Werte 
ein Mehr bedeutet —, ſondern aus einem anderen, Hagel⸗ 
bergs Auffaſſung entgegenſtehenden, Grunde, der hier genau 
präziſiert werden ſoll. 

§ 212 Abſ. 2 RAbgO. geftattet eine Neuveranlagung 
nur dann, wenn beim Erlaß des erſten Steuerbeſcheides 
bereits Tatſachen vorhanden waren, die, wenn ſie 
der Steuerſtelle nicht verborgen geblieben wären, bereits 
damals eine höhere Steuer hätten auslöſen müſſen. 
Bei einem Schwarzverkauf iſt nun aber die beim Erlaß des 
erſten Steuerbeſcheides ſchon vorhandene, aber dem Amte 
noch verborgen gebliebene Tatſache nicht etwa die, daß die 
Vertragsparteien einen höheren als den dem Amte bekannt 
geweſenen Kaufpreis „vereinbart“ haben, wie Hagelberg 
meint, ſondern die, daß ſowohl die urkundliche Preisfeſt⸗ 
ſetzung, als in Wahrheit von den Parteien gar nicht ver⸗ 
einbart, nichtig, als auch die wirklich gewollte höhere Ver⸗ 
einbarung wegen Mangels der Form des 8 313 BGB. un- 
wirkſam (nämlich zur Klage auf Eigentumsverſchaffung un⸗ 
geeignet) war. Die rechtliche Bedeutung dieſer neu bekannt 
gewordenen Tatſache iſt alſo, daß kein vor dem 31. Dez. 1922 
wirkſam geſchloſſenes Veräußerungsgeſchäft vorlag, alſo ent⸗ 
ſprechend dem GrSperrGG. nach dem 16. Febr. 1923 zur Ein⸗ 
tragung die behördliche Genehmigung zu dem wirklich 
vereinbarten Geſchäfte nötig war. Da aber eine ſolche in 
keinem Falle erteilt war, ſo war die trotzdem erfolgte Eigen⸗ 
tümereintragung unwirkſam, ſie ſchuf tatſächlich keinen Eigen⸗ 
tumsübergang. Bei rechtzeitiger Kenntnis jener Tatſache hätte 
alſo die Steuerſtelle an Stelle der erſten Veranlagung eine 
höhere Steuer niemals, vielmehr überhaupt keine 
Steuer feſtſetzen können, da eben ein nicht gültiger Eigentums⸗ 
wechſel kein Eigentumswechſel und daher auch kein ſteuerpflich⸗ 
tiger Vorgang iſt. (Hagelberg hatte recht, wenn es ſich 
beiſpielsweiſe darum handelte, daß die Vertragsparteien vor 
dem 31. Dez. 1922 nicht nur den beurkundeten Vertrag mit 
dem nicht vereinbarten zu niedrigen Preiſe, ſondern unter 
Aufhebung desſelben noch einen zweiten beurkundeten Ver⸗ 
trag mit dem richtigen Preiſe geſchloſſen, der Steuerſtelle aber 
vor dem Erlaß des Steuerbeſcheides nur den erſten Vertrag 
als einzigen mitgeteilt hätten. Bei rechtzeitiger Kenntnis 
dieſer Tatſache hätte nämlich die Steuerſtelle den zweiten 
Vertrag als wirkſam, daher gleichfalls einer Genehmigung 
nicht bedürfend, behandeln und den gegenüber dem der Ver⸗ 
anlagung zugrunde gelegten Gegenſtandswert höheren Kauf⸗ 
preis beſteuern müſſen, und fie kann aus 8 212 Abſ. 2 
RAID. den Steuerunterſchied nachfordern.) Liegt alſo nur 
eine „Tatſache“ i. S. des $ 212 vor, deren rechtzeitige Kennt⸗ 
nis eine höhere Steuer, als ſie urſprünglich feſtgeſetzt war, 
damals nicht hätte auslöſen können, i 
beſteuerung aus 8 212 Abſ. 2 RAbg O. nicht mög- 
lich. Unzutreffend iſt m. E. auch der hiergegen von mancher 
Seite erhobene Einwand, daß bei Kenntnis der Sachlage die 
Steuerſtelle ſchon damals die Genehmigung zu der nicht be⸗ 
urkundeten wahren Vereinbarung erteilt haben würde und 
damit noch vor Erlaß des Steuerbeſcheides der Eigentums⸗ 
eintragung Wirkſamkeit hätte verleihen können. Das wäre 
nämlich ſchon deshalb nicht möglich geweſen, weil nach dem 
Sperrgeſetz die Behörde ihre Genehmigung überhaupt nur 
zu einem beurkundeten Veräußerungsgeſchäft erteilen 
kann, und weil dasjenige Geſchäft, mit deſſen Genehmigung 
die Eintragung Wirkſamkeit hätte erlangen können (nämlich 
das den wirklichen Preis enthaltende), der Steuerſtelle gar 
nicht in der notwendigen beurkundeten Form zugänglich ge⸗ 
macht worden war. Vollends kann nicht davon die Rede ſein, 


ſo iſt eine Nach⸗ 


daß die Steuerſtelle bei Kenntnis der Sachlage den unwirk⸗ 
ſamen Eigentumsübergang als einen von den Vertrags⸗ 
parteien als zwiſchen ihnen wirtſchaftlich gültigen und daher 
nach § 6 des Geſ. ſteuerpflichtigen wirtſchaftlichen Eigentums⸗ 
übergang hätte behandeln müſſen. Abgeſehen davon, daß 
auch ein wirtſchaftlicher Eigentumsübergang (der alſo unter 
Ausſchluß der Eintragung vereinbart wird) ſich nur auf einen 
der Form des 8 313 BGB. entſprechenden wirklich 
vereinbarten Vertrag ſtützen kann, der hier nicht vorlag, iſt 
die Frage, ob ein Eigentumsübergang vorliegt, objektiv zu 
beurteilen. War ſeine Wirkſamkeit von der dem Willen 
der Parteien entzogenen behördlichen Genehmigung 
abhängig, ſo konnte die bloße gegenſeitige Vereinbarung des 
wirtſchaftlichen Beſtandes des Eigentumswechſels niemals 
ausreichen, um dem letzteren Rechtswirkung zu verleihen. 

Die nachträglich dem Amte bekannt gewordene Tatſache, 
daß die Vertragsparteien im Vergleichswege ſich neu ge⸗ 
einigt haben und daß daraufhin (durch Nacherteilung der 
behördlichen Genehmigung) wirkſam Eigentum übergegangen 
iſt, iſt zwar eine ſolche, die eine höhere Beſteuerung recht⸗ 
fertigen würde, aber keine im Rahmen des § 212 NAbgd. 
zu einer Nachbeſteuerung verwertbare, da ſie bei Erlaß des 
erſten Beſcheides noch gar nicht vorhanden war. 

Der RF. wird ſich nun alſo entſchließen müſſen, ob 
er an ſeiner letzten Rechtſprechung feſthalten, alſo die Nach⸗ 
beſteuerung von nachträglich wirkſam gewordenen Schwarz⸗ 
verkäufen nur in den Grenzen des $ 212 RAbgd. zulaſſen 
und daraus die oben erörterten Konſequenzen ziehen will, 
die in Wahrheit den Fortfall jeder Nachveranlagungsmög⸗ 
lichkeit bedeutet, ein Ergebnis, das nicht allgemein befriedigen 
würde, weil es geradezu eine Prämie auf unkorrekte Hand⸗ 
lungsweiſe ſetzen würde. Oder wird er es nicht vorziehen, 
wieder auf ſeine frühere Rechtsanſicht zurückzugreifen, die 
derartige nachträgliche Veranlagungen außerhalb der Be⸗ 
ſchränkungen des $ 212 RAbgO. für zuläſſig hielt? Aller⸗ 
dings müßte er dann von der grundſätzlichen Auffaſſung aus⸗ 
gehen, daß der erſtbeſteuerte in Wahrheit nicht eingetretene 
Eigentumsübergang und der zweite wirkſam erfolgte nicht als 
ein und derſelbe Steuerfall i. S. des $ 212 RAbgdO. gelten 
können. M. E. wäre dieſer Standpunkt wohl zu begründen 
und ſtände durchaus im Einklang mit der tatſächlichen Be⸗ 
deutung des $ 212 RAbgdo. 

Es würde zu weit führen, die Tragweite dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung hier wiſſenſchaftlich auch nur einigermaßen er⸗ 
ſchöpfend zu beleuchten. Doch kann jedenfalls der Zweck und 
Sinn der Vorſchrift dahin präziſiert werden, daß ſie eine 
Handhabe ſchaffen ſollte, bis zum Ablauf der Verjährung 
eines Steueranſpruchs nicht nur einmal, ſondern mehrmals 
unter beſtimmten Vorausſetzungen Teilbeträge einer objektiv 
entſtandenen Steuer bis zu ihrer geſetzlichen vollen Höhe an⸗ 
zufordern. Damit iſt geſagt, daß der Geſetzgeber eben gerade 
nur an ſolche Steueranſprüche gedacht hat, deren vbjektive 
Entſtehung zu einem beſtimmten Zeitpunkte die Verjährung 
in Lauf geſetzt hat. M. E. zielt daher 8 212 RAbgoO. über⸗ 
haupt nur auf Fälle ab, in denen ſämtliche Tatſachenmomente 
für die Entſtehung eines Steueranſpruchs in 
einem beſtimmten Zeitpunkt vorhanden waren, aber nicht ſo, 


wie es hätte geſchehen müſſen, ſteuerlich ausgewertet worden 
ſind, nicht aber auf ſolche Fälle, in denen im Zeitpunkte einer 
erſten Beſteuerung eine Steuerpflicht objektiv gar nicht be⸗ 
ſtand, ſondern erſt zu einem ſpäteren Zeitpunkte ausgelböſt 
worden iſt. Iſt in einem ſolchen Falle ein in Wahrheit gar 
nicht exiſtent geweſener Steueranſpruch durch Beſcheid geltend 
gemacht worden, ſo liegt eine unrichtige Veranlagung vor, 
deren etwa eingetretene Rechtskraft jedoch den Titel für ihre 
formale unanfechtbare Erzwingbarkeit ſchafft und eine Steuer⸗ 
erſtattung aus Rechtsgründen nur in ganz beſonderen vom 
Geſetz vorgeſehenen Fällen zuläßt. Eine ſolche ohne Vor⸗ 
handenſein eines objektiven Steueranſpruchs ergangene Ver⸗ 
anlagung iſt einer Rechtskraft nur in Anſehung der zwiſchen 
Steuerpflichtigen und Steuerſtelle bindenden Feſtſtellung 
fähig, daß eine auf beſtimmten Tatſachen und Rechtsvorgängen 
ruhende Steuer vom Pflichtigen geſchuldet ſei, nicht aber, daß 
dieſe Tatſachen oder Rechtsvorgänge wirklich eingetreten 
ſeien. Deshalb aber kann auch die Rechtskraft einer Steuer⸗ 
ſchuldfeſtſtellung die neuerliche Feſtſtellung des wirklichen 
Eintritts dieſer ſchuldbegründenden Tatſachen nicht präklu⸗ 
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dieren. „Ne bis in idem“ gilt nur inſoweit, als ein und 
derſelbe einmal eingetretene Tatbeſtand nicht öfter als ein⸗ 
mal ſteuerlich richtig ausgewertet werden darf, und deshalb 
iſt, freilich nur unter Beachtung der durch 8 212 Abſ. 2—4 
RAbgdO. gezogenen Schranken, eine Nachveranlagung ſelbſt 
da zuläſſig, wo ein der Steuerſtelle bekannt geweſener Tat⸗ 
beſtand nicht richtig ſteuerlich erfaßt worden it. $ 212 
Abs. 2 RAbgd. ſchränkt den Satz „ne bis in idem“ für die 
ſog. Veranlagungsſteuern dahin ein, daß nur die aus Tat⸗ 
ſachenunkenntnis unterbliebene oder unrichtige Erfaſſung 
eines ſteuerauslöſenden Tatbeſtandes zu einer Nachholung der 
ſteuerlichen Reſterfaſſung führen ſoll. Gemeinſam aber iſt 
allen Beſtimmungen des $ 212 RAbg o., daß ſie nur für 
die Nacherhebung einer Steuer für einen bereits im Yet 
vunkt der Erſtveranlagung vorhanden geweſenen 
ſteuerpflichtigen Rechtsvorgang gelten, nicht für die 
Fälle, in denen zu jenem Zeitpunkt ein ſteuerauslöſender Tat⸗ 
beſtand überhaupt nicht gegeben war (gleichviel ob er ob⸗ 
jektiv zu Unrecht als vorhanden angejehen und beſteuert 
worden iſt), ſondern erſtmalig ſpäter eingetreten iſt. Hat 
3. B. die Steuerſtelle angenommen, daß ein aus einem be⸗ 
ſtimmten Geſchäftsvorgang herrührender Einkommensbetrag 
ſchon i. J. 1927 zugefloſſen iſt, und hat ſie ihn für 1927 
verſteuert, ſo ſteht ihr, falls ſie nachträglich feſtſtellt, daß 
er erſt 1928 eingekommen iſt, an ſich kein Hindernis im 
Wege, ihn ohne Rückſicht auf § 212 RAbg O. noch⸗ 
mals für 1928 zu beſteuern, eben weil dies gar keine Neu⸗ 
(Nach-) Veranlagung i. S. des 8 212 RAbgd. ſein würde. 
Daran ändert ſich auch nichts dadurch, daß, ſoweit etwa die 
Steuerſtelle bei der Veranlagung für 1927 einen ſub⸗ 
jektiven Fehler begangen hat (was natürlich keineswegs 
immer der Fall zu ſein braucht), eine Erſtattungsmöglichkeit 
im beſonderen Berichtigungsverfahren aus § 213 RAbgoO. 
zugelaſſen iſt. 

Genau ſo aber iſt die Rechtslage auch in dem Falle, 
daß ein infolge Schwarzkaufs in Wirklichkeit gar nicht ein⸗ 
getretener Steuerfall objektiv in Unkenntnis des wahren 
Sachverhalts als vorhanden angeſehen und beſteuert worden, 
tatſächlich aber erſt ſpäterhin eingetreten iſt. Hier kann aus 
8 212 RAbgoO. keine Beengung für die Beſteuerung des wirk⸗ 
lich eingetretenen ſteuerpflichtigen Rechtsvorganges hergeleitet 
werden, weil (i. S. des $ 212 RAID.) gar kein früher vor⸗ 
handen geweſener Steueranſpruch nachträglich ergänzt, ſon⸗ 
dern eine neu entſtandene Steuerpflicht erſtmalig ſteuer⸗ 
lich ausgewertet wird. Ich darf meine Ausführungen alſo 
dahin zuſammenfaſſen, daß i. S. des § 212 RAbg O. ein 
dem Grunde nach zu Unrecht als Eigentumswechſel be⸗ 
ſteuerter Schwarzkaufs⸗„Erwerb“ nicht als ein und derſelbe 
ſteuerauslöſende Rechtsvorgang betrachtet werden kann wie 
der ſpätere wirkliche Eigentumsübergang, und daß die früher 
u Unrecht erhobene Steuer deshalb nicht geeignet iſt, die 
pätere richtige Beſteuerung den Beſchränkungen des 8 212 
NAbgO. zu unterwerfen. 

Löſt man aber die neue Beſteuerung in ihrer Eigenſchaft 
als Erſtbeſteuerung von den Feſſeln des 8 212 RADIO. los, 
ſo beſteht rechtlich nicht einmal die Notwendigkeit, die un⸗ 
richtige frühere Veranlagung als Teilerledigung des wirklich 
eingetretenen Steuerfalles anzuſehen. Der RED. hat dies 
bisher ſtets getan, obgleich, wenn man den neuen Steuer⸗ 
beſcheid mit ihm als eine Erſt veranlagung betrachtet, man 
das frühere Leiſtungsgebot nur als eine durch Rechtskraft 
unanfechtbar gewordene Fehlbeſteuerung anzuſehen hätte, 
deren Betrag nur in beſtimmten vom Geſetze vorgeſehenen 
Fallen erſtattet bzw. auf die ſpäterhin feſtgeſetzte Steuer an⸗ 
gerechnet werden könnte. (Eine ſolche Erſtattung kann hier 
jedoch höchſtens durch einen — freilich an eine in den meiſten 
Fällen ſchon abgelaufene Friſt gebundenen — Antrag aus 
8 23a Nr. 1 GrErwStch., geſtütt auf die Nichtigkeit der ur⸗ 
ſprünglichen Eigentumsumſchreibung im Grundbuch, herbei⸗ 
geführt werden, nicht aber im Wege der Berichtigung aus 
$ 213 RAbg O. weil die Steuerſtelle durch Veranlagung eines 
ihr durch Tatſachenunkenntnis als unwirkſam nicht erkenn⸗ 
baren Eigentumsüberganges nicht ſubjektiv fehlerhaft ver⸗ 
fahren iſt.) Der RSH. leitet feine Auffaſſung der erſten un⸗ 
richtigen Beſteuerung als Teilerledigung des Steuerfalles 
aus den von ihm verwendeten Begriff der „verfrühten“ 
Veranlagung her, und die Schwarzkäufer können ihm nur 
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dankbar ſein, daß er aus dieſem liberal ausgedeuteten Be⸗ 
griff Folgerungen zieht, die ſie vor einem m. E. nicht un⸗ 
verdienten weiteren Steuernachteil bewahren. Ich erachte es 
nicht für angebracht, zu dieſer Vetrachtungsweiſe des NED. 
kritiſch Stellung zu nehmen. Denn Zweck meiner Dar⸗ 
legungen ſoll nicht die Propaganda für eine noch ungünſti⸗ 
gere Rechtsbehandlung des Schwarzkäufers, ſondern nur der 
Nachweis ſein, daß der gegen die Rechtſprechung des NED- 
erhobene Vorwurf, daß ſchon jetzt die Rechte des Schwarz⸗ 
käufers über rechtliche Gebühr beſchnitten würden, unhaltbar iſt. 


Ein weſentlicher Punkt, deſſen Klarſtellung ich bisher 
ſtillſchweigend vorweggenommen hatte, iſt ſelbſtverſtändlich 
die heiß umkämpfte Frage der Rückwirkung der behördlichen 
Genehmigung auf den Zeitpunkt der urſprünglichen Grund⸗ 
bucheintragung. Im Gegenſatz zu Hagelberg kann ich mich 
hier nur dem Ri. durchaus anſchließen. Die zivilrecht⸗ 
liche Betrachtungsweiſe, wie ſie das RG. mit Recht vertritt, 
läßt ſich schlechthin nicht auf das Steuerrecht übertragen. 
Hier muß das wirtſchaftlich konkrete, dort kann das juriſtiſch 
abſtrakte Moment entſcheiden. Ich halte die Ausführungen 
des Ric. über die erſt ex nunc eintretende Wirkung der 
Genehmigung für ſo überzeugend, daß ich mir ihre Wieder⸗ 
holung erſparen und nur die Einwendungen dagegen, wie fie 
insbeſ. Hagelberg vorbringt, entkräften möchte. Die An⸗ 
ſicht des Rö H. beruht auf genau den gleichen, bisher wohl 
noch von keiner Seite bekämpften Erwägungen, die auch ein 
von einer Genehmigung abhängiges Veräußerungsgeſchäft 
i. S. des 8 5 Abſ. 1 GrErwStG. erſt im Augenblick 
der nachträglich erteilten Genehmigung als voll 
wirkſam und den Beginn der Jahresfriſt für die Steuer⸗ 
entſtehung in Lauf ſetzend gelten laſſen, obgleich zivil⸗ 
rechtlich die Genehmigung zurückwirkt. Wollte man hier⸗ 
von abweichen, ſo ergäbe ſich folgende abſurde Konſequenz: 
Das ohne Genehmigung geſchloſſene Veräußerungsgeſchäft 
kaun natürlich ſo lange nicht beſteuert werden, als es nicht 
durch die ſpätere Genehmigung wirkſam geworden iſt. Die 
Vertragſchließenden aber haben es in der Hand, die Er⸗ 
teilung der Genehmigung über fünf Jahre lang zu ver⸗ 
zögern. Iſt ſie endlich erteilt, ſo wäre der Steueranſpruch 
bereits verjährt, ehe die Steuerſtelle überhaupt die recht⸗ 
liche Handhabe zur Beſteuerung ſelbſt erhielte, und iſt in⸗ 
zwiſchen die Weiterveräußerung an einen Dritten erfolgt, 
der nunmehr eingetragen wird, ſo müßte das Erſtveräuße⸗ 
rungsgeſchäft ſchlechthin ſteuerfrei bleiben, entgegen aller Ver⸗ 
nunft und Berechtigung. Warum ſträubt man ſich immer 
noch, dieſe einfach vernunftgebotene ſteuerliche Betrachtungs⸗ 
weiſe, daß erſt die volle Wirkſamkeit eines Rechtsvorganges 
den Stichtag für eine Steuerentſtehung bezeichnen könne, auch 
für den Eigentumsübertragungsvorgang anzuerkennen? Erſt 
der wirkliche Eigentumswechſel, alſo in der Regel die wirk⸗ 
ſame Grundbucheintragung iſt der nach 8 4 maß⸗ 
gebliche Stichtag der Steuerſchuldentſtehung und zugleich der 
Rechtsvorgang, für deſſen Zeitpunkt nach 8 11 des Geſ. der 
gemeine Wert zu ermitteln iſt. 


Wenn Hagelberg meint, daß der Entſtehungstag 
einer Steuerſchuld nicht mit dem Tage zuſammenzufallen 
brauche, für den der Wert des Grundſtücks feſtzuſtellen ſei, 
ſo hat er unbedingt recht. Der Entſtehungstag der Steuer⸗ 
ſchuld iſt nur dann auch Stichtag der gemeinen Wertermitte⸗ 
lung, wenn er zugleich der Tag des ſteuerpflichtigen Rechts⸗ 
vorgangs iſt. Hagelbergs Parallele mit 8 5 Abſ. 1 Gr⸗ 
ErwStGG., wonach allerdings Steuerentſtehung (Tag des 
Jahresablaufs) und Wertermittelungsſtichkag (Tag des Ver⸗ 
dußerungsgeſchäfts) nicht zuſammenfallen, iſt abwegig, eben 
weil hier die Entſtehung der Steuerſchuld durch 
Jahresablauf, alſo gar nicht durch einen Rechtsvorgang 
ausgelöſt wird, der für die Wertermittelung maß⸗ 
gebende Rechtsvorgang (Veräußerungsgeſchäft) vielmehr ein 
Jahr zurückliegt. Ganz anders beim Eigentumsübergang: 
Dieſer iſt eben ein Rechtsvorgang, deſſen Zeitpunkt ſo⸗ 
wohl nach § 4 des Gef. für die Steuerſchuldentſtehung wie 
nach § 11 des Gef. für die Wertermittelung allein aus⸗ 
ſchlaggebend iſt. 

Endlich muß Hagelberg auch darin widerſprochen 
werden, daß die „Eintragung“ ſchlechthin, auch wenn ſie noch 
nicht wirkſam iſt, der ſteuerpflichtige Rechtsvorgang i. S. 
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des $ 4 des Gef. jei. Der Eintragungstag der Rechtsände⸗ 
rung im Grundbuch iſt ſtets nur dann der Entſtehungstag 
der Steuerpflicht, wenn er auch der Tag des Rechtsvorganges 
iſt, durch den wirklich Eigentum übergeht. Es mag zugegeben 
werden, daß für den juriſtiſch genau Verſierten im Hinblick 
auf § 1 des Geſ., der bereits die Steuerpflicht für den 
Eigentumswechſel konſtituiert, der nochmalige Hinweis im 
8 4, daß eben dieſer ſteuerpflichtige Eigentumswechſel regel⸗ 
mäßig durch die Grundbucheintragung ſich vollziehe, nicht 
etwa ſchon durch die Auflaſſung, überflüſſig erſcheint. Offen⸗ 
bar iſt § 4 nur als das ſymmetriſche Gegenſtück zu § 5 in 
das Geſetz hineingebracht worden, um die zwei Fälle, in 
denen eine Grunderwerbſteuer geſetzlich zur Entſtehung kommt 
(dinglicher und ſchuldrechtlicher Akt), unmittelbar hinterein⸗ 
ander aufzuführen. Daraus, daß dieſer § 4 nun einmal 
vorhanden iſt, kann doch aber niemals gefolgert werden, 
daß er nicht tatſächlich nur eine präziſiertere Wiederholung 
des allgemeiner gehaltenen $ 1 fein könne, vielmehr eine 
grundſätzliche Abweichung von dieſem enthalten müſſe. Denn 
das wäre doch der Fall, wenn er im Gegenſatz zu § 1 nicht 
den Eigentumswechſel, ſondern auch die formelle Eintragung, 
die einen Eigentumswechſel nicht herbeiführt, für ſteuer⸗ 
pflichtig erklären würde. Wenn Hagelberg recht hätte, 
wäre zwar $A nicht überflüſſig, aber § 1 ausgeſprochen 
falſch. Iſt aber § 1, was ja wohl auch Hagelberg nicht 
leugnen wird, die rechtsgültige Grundbeſtimmung, ſo kann 
§ 4 nicht als im Widerſpruche dazu ſtehend gedeutet werden, 
alſo muß wohl Hagelbergs Deutung die unrichtige ſein. 


Größere Aufſätze 2 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
Und die allein richtige Auslegung kann in der Tat nur die 
ſein, daß § 4, völlig im Einklang mit § 1, nur zur beſſeren 
Belehrung des Nichtjuriſten die Grundſätze des bürgerlichen 
Rechts wiederholen will, nach denen für die Regel erſt die 
Grundbucheintragung, in Ausnahmefällen aber auch ein ande⸗ 
rer Rechtsvorgang (Zuſchlag, Erbanfall u. dgl.) Eigentum 
übertragen, alſo die Steuer nicht ſchon früher entſtehen kann, 
als eben dieſer den Eigentumswechſel tatſächlich auslöſende 
Akt vollzogen iſt. Da aber nur die rechtswirkſame Ein⸗ 
tragung den Eigentumswechſel herbeiführt, ſo bedeuten die 
Worte „Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch“ 
im 8 4 eben nichts anderes als was § 1 beſagt: „rechtswirk⸗ 
ſame Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch“. 

Damit ſcheinen mir alle Verſuche, Steuerſtichtag und 
Wertfeſtſtellungsſtichtag von dem Zeitpunkte der Genehmi⸗ 
gungserteilung auf den der früheren unwirkſamen Grund⸗ 
bucheintragung zurückzuverlegen, hinreichend widerlegt. 

Daß endlich auch eine Verjährung des Steueranſpruchs, 
der, wie geſagt, erſt mit der nachträglich erteilten Ge⸗ 
nehmigung und der damit herbeigeführten Vollwirkſamkeit 
des Eigentumswechſels entſtehen kann, nicht ſchon durch eine 
von der früheren unwirkſamen Eintragung ab laufende Fünf⸗ 
Jahres⸗Friſt vollendet ſein kann, ſei hier nur noch zur Ver⸗ 
vollſtändigung meiner Einwände gegen Hagelbergs über⸗ 
aus intereſſante und fraglos bedeutſame Ausführungen be⸗ 
tont. Hoffentlich gewährt er mir bald einmal Gelegenheit, 
auf dieſem Steuerrechtsgebiete für ihn einzutreten. Nichts 
könnte mir lieber ſein! 


Aber die Nachgründung. 


Von Rechtsanwalt Profeſſor Dr Geiler, Mannheim⸗Heidelberg. 


Erich Eyck, „Findige Konſortien“ (Voſſg. v. 8. Sept. 
1929), hat darauf hingewieſen, daß ſich bereits Konſortien 
gebildet haben, die es ſich zur Aufgabe ſetzen, früheren 
Grundſtückseigentümern, die ihre Grundſtücke an AktG. ver⸗ 
kauft haben, das Eigentum wieder zu beſchaffen. Es wird 
alſo in der Tat bereits ein Gewerbe daraus gemacht, Grün⸗ 
dungs⸗ und Nachgründungsvorgänge nachträglich daraufhin 
zu unterſuchen, ob etwa die Vorſchriften über die Sach⸗ 
gründung oder die Nachgründung nicht beachtet ſind. Er⸗ 
geben ſich Zweifel in der Beziehung, ſo wird dann einfach 
Rückgabe der der AktG. überlaſſenen Werte gefordert. Für 
die Geſellſchaftsgründung hat die Rechtſprechung des Rh., 
insbeſ. RG. 121, 99 ff. = JW. 1928, 2612 einen günſtigen 
Boden für ſolches gewerbsmäßiges Vorgehen geſchaffen. 
Gegen dieſe Entſcheidung hat Flechtheim in ſeinem Auf⸗ 
ſatz über die Heilung verſchleierter Sachgründungen (JW. 
1929, 2105 ff.) mit Recht Stellung genommen und eine durch⸗ 
aus brauchbare Löſung des Problems der verſchleierten Sach⸗ 
gründung gegeben, die auch für die Kapitalerhöhung ent 
ſprechend anwendbar iſt. Er trennt die geſellſchaftsrechtliche 
Seite des Vorganges von der ſchuldrechtlichen Seite. Die Er⸗ 
werbsverträge ſind hiernach als Kaufverträge gültig. Aber 
aktienrechtlich werden die vom Gründer oder Zeichner über⸗ 
nommenen Verpflichtungen zur Leiſtung von Geldeinlagen 
dadurch in keiner Weiſe berührt, bleiben vielmehr in vollem 
Umfange beſtehen. Für alle Erwerbsgeſchäfte, die vor der 
Gründung oder Kapitalerhöhung feſt, wenn auch nicht form⸗ 
gerecht, vereinbart ſind, iſt mit dieſer Trennung der aktien⸗ 
rechtlichen und der ſchuldrechtlichen Seite wohl die richtige 
Löſung gegeben, mit der auch dem oben geſchilderten, bereits 
gewerbsmäßig organiſierten neuartigen Schwarzkaufſyſtem er⸗ 
folgreich entgegengetreten werden kann. 

Es bleibt aber auch dann das Problem der Nach⸗ 
gründung übrig, für das ſich die Flechtheimſche Löſung 
nicht verwenden läßt, da hier das Geſetz ſelbſt in 8 207 die 
Wirkſamkeit der getätigten Verträge an die dort vorgeſchrie⸗ 
bene Form knüpft. Hier ergeben ſich nun für die Praxis 
zwei außerordentlich wichtige Fragen !). Sie betreffen beide 


) Vgl. über die gleichen Fragen jetzt auch Flechtheim unten 
S. 2945 Anm. zu Nr. 12. D. S. 


die Rechtslage, die entſteht, wenn Nachgründungsverträge zu⸗ 
nächſt ohne Wahrung der Form des $ 207 abgeſchloſſen wer⸗ 
den. Es fragt ſich nämlich dann einmal, inwieweit die 
88 177ff., insbeſ. der 8 178 BGB. auf den auch hier ent- 
ſtehenden Schwebezuſtand Anwendung finden. Nicht minder 
wichtig iſt ſodann die weitere Frage, ob die Nichteinhaltung 
der Form des § 207 nur das bbligatoriſche Geſchäft unwirk⸗ 
ſam macht, oder ob auch unmittelbar das dingliche Geſchäft 
von der Unwirkſamkeit ergriffen wird. Dieſe beiden Fragen 
ſollen im folgenden näher geprüft werden. 

I. Die Frage nach der Anwendung der 88 177 ff., insbeſ. 
des $ 178 BGB. iſt praktiſch namentlich in den häufig vor⸗ 
kommenden Fällen bedeutſam, in denen ſich bei ſpäterem Er⸗ 
werb durch die Geſellſchaft erſt nachträglich Zweifel ergeben, 
ob nicht die Form des § 207 hätte eingehalten werden müſ⸗ 
ſen. Soll hier der Drittkontrahent berechtigt ſein, ohne wei⸗ 
teres ſich gemäß 8 178 BGB. von dem längſt getätigten und 
vollzogenen Erwerbsgeſchäft zu löſen und Rückgabe zu ver⸗ 
langen? Das RG. hat in der Entſch. v. 20. Dez. 1928, 
VI 3188 (unten S. 294412) dies bejaht und dadurch un⸗ 
bewußt der eingangs erwähnten, bereits gewerbsmäßig orga⸗ 
niſierten nachträglichen Vertragslosſage auf dem Gebiet der 
Nachgründung denſelben Vorſchub geleiſtet, wie auf dem 
Gebiet der Gründung und Kapitalerhöhung durch die Entſch. 
RG. 121, 99. Das RG. kommt zu dieſem Ergebnis, indem 
es beim Fehlen der nach 8 207 erforderlichen Zuſtimmung 
der Generalverſammlung einen Fall des Kontrahierens ohne 
Vertretungsmacht annimmt und ohne weiteres den 8 178 
BGB. für anwendbar erklärt. Dieſe Auffaſſung des RG. 
1 0 aber der Sachlage nicht gerecht, wie ſich aus folgendem 
ergibt: 

Es handelt ſich hier nicht um den Normalfall einer Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht. Der Vorſtand der AktG. iſt 
vielmehr das berufene geſetzliche Organ zum Abſchluß des 
Erwerbsvertrages. Es muß hier nur zu dieſer Organtätig⸗ 
keit des Vorſtandes, um ſie endgültig wirkſam zu machen, 
noch die Zuſtimmung der Generalverſammlung hinzukommen, 
die, wie gerade auch in der Beibehaltung des Ausdruckes 
„Zuſtimmung“ des Art. 213 des früheren Geſetzes zum 
Ausdruck kommt, ebenſo vorher wie nachher erteilt werden 
kann. Dieſer beſonderen Rechtslage iſt Rechnung zu tragen 
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bei der Beantwortung der Frage, inwieweit die 88 177ff. 
hier Platz greifen. Es kann, weil eben kein Normalfall der 
Vertretung ohne Vertretungsmacht vorliegt, dieſen Vor⸗ 
ſchriften hier jedenfalls keine unmittelbare und unmoti⸗ 
vizierte Geltung zukommen. Eine wörtliche Anwendung 
wäre ſchon bei § 177 verfehlt. Oder ſoll der Drittkontrahent 
wirklich berechtigt ſein, unmittelbar nach Abſchluß des zunächſt 
ohne Zuſtimmung der Generalverſammlung abgeſchloſſenen 
Erwerbsvertrages gemäß 8 177 Abſ. 2 die Aufforderung an 
die Geſellſchaft zur Erklärung über die Genehmigung mit der 
Wirkung zu richten, daß, wenn die Genehmigung nicht bis 
zum Ablauf von zwei Wochen erklärt iſt, ſie als verweigert 
gilt? Dies kann hier nicht gelten, da ja ſchon geſetzlich die 
Generalverſammlung nicht vor dem achtzehnten Tag nach 
ihrer Einberufung abgehalten werden darf. Schon daraus 
ergibt ſich, daß nur eine entſprechende Anwendung des 
8177 möglich iſt, die der beſonderen Rechtslage des Falles 
der Nachgründung Rechnung trägt. Ganz mit Recht führt 
Brodmann zu 8207 HGB. Bem. 4 folgendes aus: „Ob 
und wie lange er (der Gegner) gebunden iſt, läßt ſich nicht 
allgemein jagen. Die S$ 108 und 177 BOB. find von einer 
immanenten Vernunft getragen und können entſprechend an⸗ 
gewandt werden.“ Auch Brodmann hält alſo eine un⸗ 
mittelbare Anwendung ſchon des 8 177 nicht für gegeben, 
ſondern nur eine entſprechende, vernunftgemäße. Den 8178 
erwähnt er überhaupt nicht. 


Gegen die Anwendung des 8 178 auf den Fall der 
Nachgründung ſprechen in der Tat eine Reihe durchſchlagen⸗ 
der Gründe. Zunächſt iſt ſchon der Parteiwille hier ein ganz 
anderer als bei dem normalen Fall der Vertretung ohne Ver⸗ 
tretungsmacht. Wer einen unter § 207 fallenden Erwerbs⸗ 
vertrag mit einer AktG. abſchließt, will ſich regelmäßig vor⸗ 
behaltlich der Zuſtimmung der Generalverſammlung binden. 
Die endgültige Wirkſamkeit des Vertrages iſt zwar von der 
Genehmigung der Generalverſammlung abhängig. Der Partei⸗ 
wille, auch auf ſeiten des Drittkontrahenten, geht aber nicht 
dahin, daß der Drittkontrahent bis zur Genehmigung jeder⸗ 
zeit den Vertrag ſoll widerrufen können. Der Drittkontra⸗ 
hent will ſich vielmehr binden und ſoll gebunden ſein, bis 
ſich entſcheidet, ob die Zuſtimmung der Generalverſammlung 
erteilt wird oder nicht. Andererſeits kann natürlich dem 
Drittkontrahenten nicht zugemutet werden, in alle Ewigkeit 
dieſe Bindung aufrechtzuerhalten, wenn die Geſellſchaft es 
unterläßt, die Zuſtimmung der Generalverſammlung herbei⸗ 
zuführen. In dieſer Beziehung führt eine vernunftgemäße 
und entſprechende Anwendung des § 177 dazu, daß für den 
Drittkontrahenten das Recht beſteht, der AktG. eine ange⸗ 
meſſene Friſt zur Genehmigung des Vertrages durch die 
Generalverſammlung zu ſetzen mit der Wirkung, daß nach 
Ablauf der Friſt die Genehmigung als verweigert gilt. Da⸗ 
gegen entſpricht ein vorheriges jederzeitiges Widerrufsrecht 
i. S. des 8178 BGB. hier nicht dem beiderſeitigen Partei⸗ 
willen. Es laſſen ſich aber weiter auch aus dem BGB. ſelbſt 
und ſeiner Syſtematik ſtarke Gründe gegen die Anwendung 
des § 178 entnehmen, die das RG. in ſeiner Entſcheidung in 
keiner Weiſe beachtet. Der Fall der Nachgründung liegt ganz 
ähnlich demjenigen, bei dem ein Vormund ein Geſchäft ab⸗ 
ſchließt, zu dem er vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung 
braucht. Auch hier wird der Vormund als berufener Vertreter 
tätig. Es muß aber zu dieſer Vertretertätigkeit noch die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts hinzukommen, genau 
fo wie im Falle des 8 207 zu dem Tätigwerden des Vor⸗ 
ſtandes der Aktch. als dem berufenen Organ die Zuſtimmung 
der Generalverſammlung noch hinzutreten muß. Und nun 
iſt es ſehr bedeutungsvoll, daß das BGB. auch im Falle 
eines ſolchen Handelns des Vormundes dem Gegner kein 
allgemeines Widerrufsrecht gewährt, wie in den 88 109, 178, 
1397 BGB. Nur wenn der Vormund dem anderen Teil 
gegenüber der Wahrheit zuwider die Genehmigung des Vor⸗ 
mündſchaftsgerichts behauptet hat, iſt der andere Teil bis zur 
Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts zum Widerruf berechtigt, es ſei denn, daß ihm 
das Fehlen der Genehmigung bei dem Abſchluß des Ver⸗ 
trages bekannt war. Abgeſehen von dieſem beſonderen Fall 
des 5 1830 iſt dagegen der Gegner gebunden und hat nur 
die Möglichkeit der Friſtſetzung zur Beibringung der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Und wie iſt die 


Rechtslage im ehelichen Güterrecht? Wohl ſieht der 8 1397 
bei Verfügungen der Ehefrau ohne Einwilligung des Man⸗ 
nes über eingebrachtes Gut ein Widerrufsrecht des Vertrags⸗ 
gegners vor. Aber die Frau iſt auch nicht die berufene Ver⸗ 
treterin des eingebrachten Gutes, wie dies bezüglich des Vor⸗ 
mundes und des Vorſtandes der AktG. hinſichtlich deren Ver⸗ 
tretertätigkeit der Fall iſt. Denn das eingebrachte Gut wird 
von dem Ehemann verwaltet. Die Ehefrau bedarf daher auch 
der „Einwilligung“ des Mannes, nicht etwa der Genehmi⸗ 
gung, wie der Vormund oder der Zuſtimmung, wie der Vor⸗ 
ſtand im Falle des § 207. Andererſeits bedarf der Ehemann 
zur Verfügung über eingebrachtes Gut, abgeſehen von dem 
Fall des § 1376 BGB., der „Zuſtimmung“ der Frau, nicht 
ihrer Einwilligung, da er an ſich der berufene Vertreter des 
eingebrachten Gutes iſt. Verfügt er ohne dieſe Zuſtimmung, 
fo greifen wohl auch hier die 88 182 ff. BGB. ein, nicht aber 
beſteht in dieſem Falle ein Widerrufsrecht des Gegners i. S. 
der 88 109, 178, 1397 (vgl. hierzu auch Martin Wolff, 
Familienrecht S. 192 und v. Tuhr Bd. II S. 238 185). Man 
ſieht, überall, wo berufene Vertreter zu ihrem Handeln noch 
einer Zuſtimmung bedürfen, iſt dem Vertragsgegner ein 
Widerrufsrecht nicht eingeräumt. Dies muß auch im Falle 
der Nachgründung gelten. 

Es ergibt ſich alſo gerade aus dem ganzen 
Syſtem des bürgerlichen Rechts die Nicht⸗ 
anwendbarkeit des 8 178 BGB. auf den Fall der 
Nachgründung, weil hier nicht das Handeln 
eines Unberufenen vorliegt, wie in den Fällen 
der 88 109, 178, 1397 BGB., ſondern das Handeln 
eines an ſich berufenen Vertreters bzw. berufe⸗ 
nen Organs, zu dem hier nur noch eine beſon⸗ 
dere Zuſtimmung hinzukommen muß, genau ſo 
wie zum Handeln des Vormundes bei genehmi⸗ 
gungspflichtigen Geſchäften oder bei Ver⸗ 
fügungen des zur Vertretung des eingebrachten 
Guts berufenen Ehemannes über Teile des ein⸗ 
gebrachten Gutes. 

Danach ſind es nicht nur praktiſche, ſondern auch rechts⸗ 
dogmatiſche Gründe, die die Auffaſſung des RG. über die 
Anwendung des § 178 BGV. für den Fall der Nachgründung 
unhaltbar machen. Daß die Nichtanwendung des 8 178 
BGB. auch vom Standpunkt der Rechtsmoral aus viel be⸗ 
friedigender iſt, bedarf nach den obigen Schilderungen, wonach 
aus der nachträglichen Nichteinhaltung ſolcher Verträge neuer⸗ 
dings ſogar Geſchäfte gemacht werden, kaum mehr einer wei⸗ 
teren Begründung. Stellen ſich bei einem nach der Gründung 
geſchloſſenen Erwerbsvertrag nachträglich Zweifel heraus, ob 
die nichteingehaltene Form des 8 207 hätte beachtet werden 
müſſen, fo mag der Drittkontrahent der AO. zunächſt eine 
angemeſſene Friſt zur Erklärung über die Zuſtimmung in ent⸗ 
ſprechender Anwendung des 8 177 ſetzen. Die AktG. hat dann 
die Möglichkeit, nachträglich die Zuſtimmung noch herbei⸗ 
zuführen. Tut ſie dies nicht, ſo iſt der Drittkontrahent frei, 
falls wirklich eine Nachgründung vorliegt. Dagegen imiber- 
ſpricht es in einem ſolchen Falle auch dem geſunden Rechts⸗ 
empfinden, daß der Drittkontrahent ohne jede weitere Friſt⸗ 
ſetzung das vor langem abgeſchloſſene und vollzogene Ge⸗ 
ſchäft eines Tages einfach ſoll widerrufen können. 

Stellt ſich die herrſchende Auffaſſung auf den von mir 
vertretenen Standpunkt, ſo wird damit für den Fall der 
Nachgründung der eingangs erwähnten bereits gewerbs⸗ 
mäßig organiſierten nachträglichen Vertragslosſage ebenſo er⸗ 
folgreich begegnet, wie dies durch die Flechtheimſche Auf⸗ 
faſſung bei der Geſellſchaftsgründung und Kapitalerhöhung 
der Fall iſt. 

II. Die weitere Frage, ob die nach § 207 eintretende Un⸗ 
wirkſamkeit nur das obligatoriſche Geſchäft oder auch das 
dingliche Erfüllungsgeſchäft ergreift, iſt in der Literatur ſehr 
beſtritten, die Stellungnahme dazu zum Teil auch eine un⸗ 
klare. Die Frage wird meiſt im Zuſammenhang mit der 
anderen erörtert, ob der Grundbuchrichter von Amts wegen 
das Vorliegen des genehmigenden Generalverſammlungs⸗ 
beſchluſſes zu beachten hat und wie ein ohne Genehmigungs⸗ 
beſchluß erfolgender Grundbucheintrag zu beurteilen iſt. Nach 
Behrend, Lehrbuch § 134, Lehmann⸗Ring zu 8 207, 
Makover zu $ 207 kann der Grundbuchrichter die Ein⸗ 
tragung auch ohne Nachweis des genehmigenden General⸗ 
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verſammlungsbeſchluſſes vornehmen, weil nach Auffaſſung 
dieſer Schriftſteller nur das Kauſalgeſchäft, nicht der ding⸗ 
liche Vertrag von der Unwirkſamkeit ergriffen wird. Es wird 
ferner auch von Goldmann, Anm. 10 zu 8 207, ferner 
von Krüger in feiner Schrift: „Die Nachgründung im deut⸗ 
ſchen Aktienrecht? 1903 und ebenſo auch vom BayObeh.: 
JW. 1925, 1646“ die ohne Zuſtimmung der General⸗ 
verſammlung erfolgte Eintragung für gültig erklärt. Ferner 
ſprechen ſich auch Koenige⸗Teichmann⸗Koehler in 
dem kürzlich erſchienenen Handkommentar zum HGB. 8 207 
Note 4 unter gleichzeitiger Verweiſung auf KG.: Ich. 1, 
372 grundſätzlich für die Beſchränkung der Unwirkſamkeit auf 
das obligatoriſche Geſchäft aus. Dagegen erklären Staub⸗ 
Pinner die ohne Zuſtimmung der Generalverſammlung er⸗ 
folgte Eintragung ins Grundbuch für nichtig. Es führen fer⸗ 
ner Brodmann a. a. O. zu § 207 und Goldſchmidt in 
der Anmerkung zu der zitierten Entſcheidung des BaydbeG. 
und in feinem Handkommentar zum HGB. zu 8 207 aus, 
daß auch das Verfügungsgeſchäft die Machtbefugnis des Vor⸗ 
ſtandes überſteige und damit mangels Genehmigung der 
Generalverſammlung unwirkſam iſt. 

Nach meiner Auffaſſung ſprechen überwiegende 
rechtliche und praktiſche Gründe dafür, die Un⸗ 
wirkſamkeit auf das obligatoriſche Geſchäft zu 
beſchränken. 

Im allgemeinen wird hinſichtlich der Frage, ob die 
Nichtigkeit des obligatoriſchen Geſchäftes auch das dingliche 
Geſchäft mit ergreife, auf den Parteiwillen abgeſtellt, alſo 
der Standpunkt vertreten, daß die Nichtigkeit des Kauſal⸗ 
geſchäftes nicht notwendig die Nichtigkeit auch des Erfüllungs⸗ 
geſchäftes nach ſich zieht, ſondern daß es Auslegungsfrage 
iſt, ob die Parteien das Erfüllungsgeſchäft in feinem Rechts⸗ 
beſtand unmittelbar von dem Rechtsbeſtand des ubligatorifchen 
Geſchäftes abhängig machen wollten oder ob ſie bei Nichtig⸗ 
keit des Kauſalgeſchäftes nur einen obligatoriſchen Rücküber⸗ 
tragungsanſpruch aus $ 812 BGB. gewähren wollten (vgl. 
hierzu auch Enneccerus, Lehrbuch I 81782; Planck⸗ 
Flad, Ben. I 3b zu § 138 und Staudinger, 9. Aufl., 
Bd. I S. 406). 

Es fragt ſich nun zunächſt, ob ſich etwa aus der Vor⸗ 
ſchrift des 3 207 zwingend eine gegenteilige Regelung in dem 
Sinne ergibt, daß hier nicht der Parteiwille entſcheidet, ſon⸗ 
dern daß hier zwingend auch das Erfüllungsgeſchäft unwirk⸗ 
ſam iſt. Eine ſolche gegenteilige Regelung läßt ſich jedenfalls 
nicht aus der Faſſung folgern. Nach ihr bedürfen Verträge 
der Geſellſchaft, durch die ſie Anlagen bzw. Grundſtücke „er⸗ 
werben ſoll“, zu ihrer Wirkſamkeit der „Zuſtimmung“ der 
Generalverſammlung. Schon die Formulierung „erwerben 
ſoll“ ſpricht ſehr dafür, daß nur die obligatoriſchen Erwerbs⸗ 
verträge gemeint ſind. Dazu kommt aber weiter, daß das 
Geſetz ausdrücklich von der „Zuſtimmung“ ſpricht und damit 
auch die nachträglich erteilte Zuſtimmung (Genehmigung) für 
genügend hält. Gerade dieſe Regelung ſpricht aber in ſtarkem 
Maße dafür, daß der Schwebezuſtand bis zur Entſcheidung, 
ob die Zuſtimmung erfolgt und die Unwirkſamkeit, falls die 
Zuſtimmung nicht erfolgt, nur das Kauſalgeſchäft ergreift, 
daß jedenfalls nicht zwingend das Gegenteil in 8 207 feſt⸗ 
geſetzt iſt. Würde ſich die Notwendigkeit der Zuſtimmung 
zwingend auch auf das Erfüllungsgeſchäft beziehen, ſo würde 
folgendes Dilemma entſtehen: Entweder man müßte dann die 
nachträgliche Zuſtimmung auch für das Erfüllungsgeſchäft zu⸗ 
laſſen. Dann entſtände in dinglicher Beziehung ein ſich unter 
Umſtänden längere Zeit hinziehender Schwebezuſtand, der 
vom Standpunkt der Rechtsſicherheit aus ſehr bedenklich iſt. 
Oder man würde, wie Staub⸗ Pinner und Brodmann 
lehren, insbeſ. bei Grundſtücken den dinglichen Vollzug ohne 
vorher erteilte Zuſtimmung nicht zulaſſen. Dann würde man 
dem Geſetz nicht gerecht, das doch den Ausdruck „Zuſtim⸗ 
mung“ der früheren Formulierung in Art. 213 gerade des⸗ 
wegen beibehalten hat, um auch eine nachträgliche Zuſtim⸗ 


mung (Genehmigung) zuzulaſſen. Indem ſo der Geſetzgeber 
auch für ein nachträgliches Wirkſamwerden des Erwerbs⸗ 
vertrages die ſpätere Genehmigung vorgeſehen hat, hat er 
m. E. zu erkennen gegeben, daß ſich die Regelung des $ 207 
nur auf das Kauſalgeſchäft, nicht auch auf das Erfüllungs⸗ 
geſchäft bezieht, das eine ſolche ſchwebende Rechtslage ſchwer 
verträgt. 

Zu demſelben Ergebnis kommt man, wenn man auch 
hier wie in ſonſtigen Fällen den Parteiwillen entſcheiden läßt. 
Wenn vor der Zuſtimmung der Generalverſammlung nicht 
nur das obligatoriſche Geſchäft, ſondern auch das Erfüllungs⸗ 
geſchäft getätigt wird, ſo geht der Parteiwille regelmäßig da⸗ 
hin, daß in dinglicher Beziehung nicht etwa ein Schwebe⸗ 
zuſtand eintreten ſoll, ſondern daß dieſer Schwebezuſtand nur 
das obligatoriſche Geſchäft ergreifen ſoll, das dingliche Ge⸗ 
ſchäft aber ſofort wirkſam fein ſoll, vorbehaltlich des obli⸗ 
gatoriſchen Rückforderungsrechts im Falle der ſpäteren Nicht⸗ 
genehmigung des obligatoriſchen Vertrages. 

Daß dies dem Parteiwillen entſpricht und daß auch die 
Regelung des 8 207 nicht anders zu verſtehen iſt, dafür 
ſprechen ſchließlich auch ſtarke praktiſche Gründe. Es würde 
vielfach eine unerträgliche Rechtsunſicherheit entſtehen, wenn 
man den Schwebezuſtand und die etwaige Unwirkſamkeit auch 
für das Erfüllungsgeſchäft als Parteiwillen oder als Ge⸗ 
ſetzesregel gelten laſſen wollte. Man denke z. B. an den 
Fall, daß ſämtliche Anteile einer Grundſtücksgeſellſchaft nach⸗ 


träglich von einer AG. ohne Einhaltung der Form des 


8 207 erworben werden. Da der Befreiungsfall des 8 207 
Abſ. 5 im konkreten Fall nicht vorliegt, entſtehen nachträg⸗ 
lich, mehrere Jahre ſeit dem Vollzug des Geſchäftes Zweifel 
über die Rechtswirkſamkeit gemäß § 207. Wollte man hier 
die etwaige Unwirkſamkeit des § 207 auch auf das Er⸗ 
füllungsgeſchäft ausdehnen, ſo würde ſich damit ergeben, daß 
die AktG. bie ganzen Jahre hindurch gar nicht Eigentümerin 
der Anteile geweſen iſt. Die ganzen Beſchlüſſe, wie die Rege⸗ 
lung der Geſchäftsführung, eine etwa inzwiſchen vorgenom⸗ 
mene Kapitalerhöhung, wären in ihrer Gültigkeit in Frage 
geſtellt. Die Gläubiger, die einer GmbH. mit erhöhtem 
Kapital zu kreditieren glaubten, würden ſich getäuſcht ſehen. 
Der chaotiſche Zuſtand, der ſo entſtehen würde, wäre ein 
höchſt unbefriedigender. Solche Beiſpiele laſſen ſich vermehren. 
Sie zeigen, daß durch eine Ausdehnung der Rechtsunwirkſam⸗ 
keit auch auf das Erfüllungsgeſchäft eine viel zu ſtarke Rechts⸗ 
unſicherheit geſchaffen würde. 

Wenn Brodmann und Goldſchmidt a. a. O. aus 
führen, daß, wenn das Kauſalgeſchäft die Machtbefugnis des 
Vertreters überſchreitet, dies auch für das Erfüllungsgeſchäft 
gilt, jo iſt das gerade die petitio principii. Sowohl der 
Parteiwille wie die geſetzliche Regelung können ſehr wohl da⸗ 
hin gehen, daß das Erfordernis der Zuſtimmung ſich eben 
nur auf das Kauſalgeſchäft bezieht und nicht auch auf das 
Erfüllungsgeſchäft. Dann liegt eine Überſchreitung der Macht⸗ 
befugnis des Vorſtandes eben nur beim Kauſalgeſchäft, nicht 
auch beim Erfüllungsgeſchäft vor. Die dargelegten Er⸗ 
wägungen ſprechen entſcheidend dafür, daß ſowohl der Ge⸗ 
ſetzeswille wie der Parteiwille ſo aufzufaſſen iſt. 

Ich komme alſo für die Auslegung der Beſtimmungen 
des § 207 über die Nachgründung zu folgendem Ergebnis: 

Es beſteht einmal kein jederzeitiges 
Widerrufsrecht des Drittkontrahenten nach 8178 
BGB., ſondern nur die Möglichkeit der Beſeiti⸗ 
gung des Schwebezuſtandes durch Setzung einer 
angemeſſenen Friſt in entſprechender Anwen⸗ 
dung des 8 177 BG B. 

2. Eine etwaige Unwirkſamkeit nach 8 207 er⸗ 
greift nur das obligatoriſche Geſchäft, nicht auch 
unmittelbar das Erfüllungsgeſchäft. Es beſteht 
vielmehr nur ein Anſpruch aus ungerechtfertig⸗ 
ter Bereicherung auf Rückübertragung der der 
Akt G. überlaſſenen Sachwerte. 
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cine wichtige Entſcheidung des Reichsfinanzhofes zum 
Embßg.-Geſeh. 


Der Rich. hat ſich oft mit bürgerlich⸗rechtlichen und handels⸗ 
rechtlichen Fragen ſchwierigſter Art zu befaſſen. So hat er in neueſter 
Zeit, wo das Recht der Familien⸗Fideikommiſſe im Ab⸗ 
ſterben iſt, aus dieſem Rechtsgebiet eine Frage entſchieden, die 
in Preußen ſchon ſeit Jahrzehnten ſtreitig war, nie aber zur Eutſch. 
des RG. oder eines anderen höheren bürgerlichen Gerichts gekommen 
iſt. Es handelte ſich darum, ob in Altpreußen der jeweilige Fidei⸗ 
Rommisbeſitzer als wahrer Eigentümer, nur beſchränkt durch das 
Recht der Anwärter, zu behandeln iſt, oder ob das Feideikommiß 
im Eigentum der Familie ſteht, der in 873 II 4 ALR. das Ober⸗ 
eigentum zuerkannt it. Der NIS. hat im erſten Sinne entſchieden 
und damit die Zustimmung der preußiſchen Fideikommißbehörden 
gefunden. Die Streitfrage kann jetzt als endgültig erledigt gelten. 

Eine weitere nicht unwichtige Frage aus dem Privatrecht, dies⸗ 
mal aus dem Gmb G., hat der RF. bei Gelegenheit eines Grund⸗ 
erwerbſteuerfalles behandelt. Es war zu entſcheiden, ob Grunde 
erwerbſteuerpflicht eintritt, wenn jemand alle Geſchäftsanteile einer 
Gmb. in feiner Hand vereinigt (53 GrErwStG.; Urt. v. 16. Mai 
1929, II A 167/29). Es hatte einer der beiden einzigen Geſell⸗ 
ſchafter feinen Anteil an den anderen Geſellſchafter abgetreten, und 
es war der Einwand erhoben, daß es an der in der Satzung vor⸗ 
geſchriebenen Genehmigung der Geſellſchaft fehle. Der RF. hat 
dieſen Einwand verworfen. Hachenburg weiſt bei ſeiner Be⸗ 
ſprechung des Urt. in JW. 1929, 2205 auf die Rſpr. des RG. 
hin. Er ſcheint den Standpunkt des Rc. nicht zu mißbilligen, 
meint aber, der RF. hätte ſich mit dem RO. auseinanberſetzen 
müſſen, beſonders ſoweit RG. 104, 413 — JW. 1922, 1521 in Frage 
kommt. Es iſt anzunehmen, daß dem RF. die Rſpr. des RG. 
bekannt war. Offenbar hat er aber gar nicht von dieſer Rſpr. 
abweichen wollen, und deshalb war es nicht nötig, auf die Auf⸗ 
faſſungen des RG. einzugehen. In der Tat zeigt ſich, daß das Urt. 
des NH. der Rſpr. des NG. keineswegs widerſpricht. Man hann 
es ſogar als eine Fortbildung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
bezeichnen. 

Der RF. geht davon aus, daß in gewöhnlichen Fällen die 
Zuſtimmung der Geſellſchaft den Beteiligten durch den Geſchäfts⸗ 
führer erklärt werden muß. Er erklärt dies aber für überflüſſig, 
wenn alle Geſellſchafter ſelbſt den Vertrag ſchließen, wenn ſie alſo 
von ſeinem Inhalt und dem Einverſtändnis der anderen Geſell⸗ 
ſchafter Kenntnis haben. Überdies, ſo iſt ſeine Meinung, dürfte der 
Geſchäftsführer der Zuſtimmung der Geſellſchafter nicht wider⸗ 
ſprechen. Noch mehr gelte das, wenn nach der Abtretung nur noch 
ein Geſellſchafter vorhanden ſei, dem auch die Berechtigung zur 
nachträglichen Zuſtinmung zuſtehe. Es bedeute einen Mißbrauch 
der Form, wollte man verlangen, daß die beiden einzigen Geſell⸗ 
ſchafter oder der erwerbende einzige Geſellſchafter zu einer Mit⸗ 
gliederverſammlung zuſammentreten und daß alsdann die Geſell⸗ 
ſchafter ſich ſelbſt ſchriftlich von der Genehmigung Kenntnis 
geben laſſen. 

Dieſe Auffaſſung widerſpricht nicht der Rſpr. des RG. In bem 
einen Falle (RG. 104, 413) beſtand die GmbH. aus 10 Perſonen. 
Zwei Geſellſchafter hatten zu verſchiedenen Zeiten ihre Geſchäfts⸗ 
anteile an andere Perſonen abgetreten. Im Rechtsſtreit wurde be⸗ 
hauptet, daß mit dieſen Abtretungen eine — allerdings nicht vor⸗ 
ſchriftsmäßig einberufene — Verſammlung ſämtlicher Geſellſchafter 
und auch der Geſchäftsführer einverſtanden geweſen ſei. Hier hat 
das Reichsgericht völlig mit Recht entſchieden, daß die Ge⸗ 
nehmigung durch den Geſchaftsführer gegenüber den Beteiligten hätte 
erklärt werden müſſen. Denn man bann es den an den Ab⸗ 
tretungen nicht beteiligten Geſellſchaftern nicht zumuten, ſelbſt zu 
prüfen und zu entſcheiden, ob eine rechtswirkſame Genehmigung 
ſtattgefunden hat. In dem vom Ric. entſchiedenen Falle waren 
aber bei der Abtretung unmittelbar nur die beiden einzigen Ge⸗ 
ſellſchafter beteiligt. Dieſe beiden waren naturgemäß mit der Ab⸗ 
tretung einverſtanden, und es bedurfte nicht der beſonderen Feſt⸗ 
Sr dieſes Einverſtändniſſes durch den Geſchäftsführer. 

n dem anderen, von Hachenburg angeführten Falle (RG. 
105, 152 = JW. 1923, 49) handelte es ſich 155 die Genehmigung einer 
Teilabtretung an einen Nichtgeſellſchafter. Es war die Genehmi⸗ 
gung gegenüber einem dritten Geſellſchafter nötig, und dieſer Umſtand 
bedeutet einen weſentlichen Unterſchied von dem vom RH. ent 
ſchiedenen Falle, abgeſehen davon, daß es ſich beim NH. nicht um 
eine Teilabtretung handelte. 

Daß das RG. die geſetzlich oder ſonſt vorgeſchriebenen Formen 
gewahrt wiſſen will, n billigen 1 iſt 1 0 der 
Rc. nicht entgegengetreten. Wird aber die Form zum Mißbrauch, 
ſo ändert ſich die Rechtslage. Wenn alle Geſellſchafter unmittelbar 
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beteiligt ſind und wenn ihr Handeln notwendigerweiſe eine 
Genehmigung vorausſetzt, dann iſt es überflüſſig, daß dieſe Ge⸗ 
nehmigung ihnen gegenüber noch durch eine Perſönlichkeit erklärt 
wird, die ihren Weiſungen zu folgen verpflichtet iſt, zumal wenn 
es, wie hier, einer Feſtſtellung der Genehmigung nach außen 
bin nicht bedarf. Durch Überſpannung der Form wird die Juſtiz 
in Verruf gebracht. Treten wir alſo ſolchen Überſpannungen nach⸗ 


drücklich entgegen. 
RFinRat Dr. Boethke, München. 


Der gegenwärtige Stand der Rechtſprechung fur Trage 
der Schuldſcheindarlehen. 


Die Ausführungen Abrahams unter vorſtehender Überſchrift 
in JW. 1929, 2117 ff. bedürfen in einigen Punkten der Berichtigung 
bzw. Ergänzung. 

1. In Spalte 1 unten 2 oben zu 2 behandelt Abraham den 
Fall der in ſich perplexen Urkunde, nämlich den Fall, daß die Ur⸗ 
Runde einerſeits ein formelles Empfangsbekenntnis enthält, anderer⸗ 
ſeits aber ſelbſt hervorhebt, daß die Auszahlung des Darlehns ſeitens 
des Gläubigers an den Schuldner erſt bevorſteht und vielleicht ſogar erſt 
in langfriſtigen künftigen Raten erfolgen ſoll. 

Abraham glaubt, aus Bereicherungsgrundſätzen und aus der 
Tatſache, daß das NG. bei einem glatten, urkundenmäßigen Emp⸗ 
ſangsbekenntnis die Nachprüfung für unerheblich erklärt hat, ob 
aus auß er urkundenmäßigen Umſtänden ſich eine erſt ſpäter, nach der 
Urkunde, liegende Darlehnsauszahlung ergebe, ſchließen zu können, 
daß auch in dieſem Falle ein gültiger Schuldſchein vorläge und daher 
der Glaubiger auf das AnlAblöſ GG. verwieſen ſei. Ergebnis und Be⸗ 
gründungsverſuche erſcheinen nicht zutreffend. 

a) Wenn das RG. einen in ſich, als Urkunde, ſchlüſſig auf die 
Vergangenheit abgeſtellten, ein glattes Empfangsbekenntnis enthal⸗ 
tenden, aber tatſächlich erſt in Erwartung der Darlehnshingabe vor⸗ 
weg ausgeſtellten Schuldſchein für genügend hält, um die Anwendung 
des AnlAblöſch. zu begründen, fo iſt dieſe an ſich ſchon nicht unbe⸗ 
denkliche Entſchließung im Zuſammenhange dieſer ganzen Rſpr. zu 
verſtehen, die ſich entſchloſſen hat, dies willkürlich auf einen mecha⸗ 
niſchen Begriff abſtellende, mechaniſch in die Gläubigerrechte ein⸗ 
greifende Geſetz auch formal unter Hervorhebung des urkunden⸗ 
mäßigen Schuldſcheinbegriffs auszulegen, in der Tat wohl der einzige 
Weg, der bei dem ſcharfen Intereſſengegenſatz zwiſchen den typiſchen 
Parteien der Schuldſcheinprozeſſe und der einſeitigen Intereſſen⸗ 
ſtellungnahme des Geſetzgebers die Rſpr. aus rechtsethiſchen Kon⸗ 
flikten herauszuheben geeignet war. 

Im übrigen war aber dieſe formale Betrachtungsweiſe des 
Schuldſcheins auch in Wahrheit materiell die richtige, weil die Ahn⸗ 
lichkeit der Schuldverbriefung im Schuldſchein mit der Verbriefung 
einer gedruckten Anleihe und der Verbehrsfahigkeit beider vom Ge⸗ 
ſetzgeber zum Verſuche der Begründung ſeiner Maßnahmen in den 
Vordergrund geſchoben war. Von dieſem Standpunkte aus war es 
folgerichtig, auf den Schein als ſolchen abzuſtellen, und dann konnte 
geſagt werden, daß, wenn der Schein als ſolcher ein glattes Emp⸗ 
fangsbekenntnig enthalte, er urkundenmäßig eben einen Schuld⸗ 
ſchein darſtelle, gleichgültig, ob er tatſächlich vor oder nach Zahlung 
des Darlehns ausgeſtellt ſei. 

Beruht aber die Nichtberückſichtigung der ſpäteren Auszahlung, 
wenn ſie aus dem Schuldſchein nicht hervorgeht, eben auf der Tat⸗ 
ſache, daß ſie aus dieſem nicht hervorgeht (und anders läßt ſie ſich 
gar nicht begründen), To ergibt ſich, daß der vorerwähnte Fall, wo 
einem offenſichtlichen Darlehnsvorvertrag, der ſich vielleicht auf Jahre 
hinaus erſtreckt, ein formales Voraus⸗Empfangsbekenntnis vor⸗ oder 
nachgeſchickt iſt, eben nicht bem eben erwähnten gleich behandelt wer⸗ 
den kann, ſondern ihm entgegengeſetzt behandelt werden muß. Der⸗ 
ſelbe Mechanismus der Urkunde, der dort für den Schuldner ſprach 
und den Gläubiger ſeiner Rechte verluſtig machte, ſpricht hier gegen 
den Schuldner. Wurde dort der Gläubiger mit dem Hinweis auf außer⸗ 
urkundenmäßige Tatbeſtände abgeſchnitten, ſo muß hier ſchlüſſiger⸗ 
weiſe der Schuldner mit demſelben Hinweiſe abgeſchnitten werden. 
Dieſer müßte ſich ja darauf berufen, daß, ſei es zu den in dem Vor⸗ 
vertrage in Ausſicht genommenen Raten, Geſamtbeträgen und Zeit⸗ 
punkten, ſei es auch vielleicht zu ganz anderen, der Darlehnsbetrag 
zur Auszahlung gelangt ſei, und zu dieſem entſcheidenden Nachweiſe 
könnte er ſich eben nicht auf die Urkunde ſtützen, ſondern müßte 
auf außerurkundenmäßiges Material zurückgehen. Die Urkunde als 
ſolche wäre hierfür wertlos. Mit ihr könnte weder im Urkundenprozeß, 
noch im einfachen Prozeß auch nur Verſäumnisurteil erwirkt werden, 
noch würde ſich ein Zeſſionar finden, der ohne weitere Nachweiſung, 
nur auf fie, die Zeſſionsvaluta in Höhe der angeblichen Darlehns⸗ 
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valuta zahlen und dadurch das Recht als urkundenmäßiges erkennen 
würde. Gerade von dem entſcheidenden Geſichtspunkt, daß die Ur⸗ 
kunde als ſolche, von den Nebenbeſtimmungen ganz abgeſehen, zu⸗ 
nächſt einmal die Darlehnshingabe ſelbſt urkundenmäßig und einwand⸗ 
frei beweiſt, kann alſo keine Rede ſein. Die Beweiskraft der bloßen 
Kaſſenquittung, deren Schuldſcheineigenſchaft ſtets verneint iſt, wäre 
unverhältnismäßig größer. Nur durch außerurkundenmäßige Tat⸗ 
beſtände, Zeitablauf, Nicht⸗Rückforderung der Urkunde (die aber 
anderweite Urſachen haben kann) oder Quittungen kann wahr⸗ 
ſcheinlich gemacht bzw. erwieſen werden, daß die Auszahlung erfolgt 
fei. Die Zeitpunkte, Summen und die Geſamtſumme können ſich ver⸗ 
ſchoben haben, wovon wieder die Verzinfung abhängen würde. Kurz: 
es liegt ſtatt einer ſchuldbeweiſenden Urkunde ein Indizinſtrument 
vor, das für ſich allein keine und nur in Verbindung oder nach Erſatz 
durch andere Beweismittel eine Bedeutung gewinnen kann. Das iſt 
aber das Gegenteil deſſen, worauf Geſetz und Rſpr. nun einmal — 
mit Recht — abgeſtellt haben. Die formalen Vorausſetzungen, an die 
das rechtsvernichtende Geſetz ſeine Wirkung knüpft, liegen nicht vor, 
und die materielle Parallele mit dem Anleihezertifikat fehlt ebenſoſehr. 

Völlig unzutreffend ſind die bereicherungsrechtlichen Erwägungen 
Abrahams, die ſich darauf ſtützen, daß der Bereicherungsgläu⸗ 
biger, der in Erwartung eines beſtimmten Erfolges vorgeleiſtet habe, 
zur Rückforderung ſeiner Leiſtungen nur berechtigt ſei, wenn er den 
Nichteintritt des Erfolges beweiſe. Denn die Leiſtung iſt ja hier in 
ſich beſchränkt. Sie als unbeſchränkte ansprechen, iſt circulus. Der 
Satz, „dem Gläubiger ſteht demnach (im obigen Falle) die völlige 
Beweiskraft des Schuldſcheines zur Seite, mag auch offenkundig 
bzw. aus der Urkunde ſelbſt erſichtlich ſein, daß das Schuldanerkennt⸗ 
nis in Erwartung der künftigen Zahlung ausgeſtellt war“, iſt in 
ſich perplex, genau wie die fragliche Urkunde ſelbſt. Von Beweis und 
Gegenbeweis kann nicht geſprochen werden, wenn der Gegenbeweis 
ſich aus derſelben Urkunde ergibt, die als Beweisurkunde den Beweis 
ſtützen ſoll (vgl. auch bereits RG. 14, 243; 23.1909, 311116), 

b) Gerade was vorſtehend über die Abſtellung auf den außer⸗ 
urkundlichen Tatbeſtand gejagt wird, wird meines Erachtens auch 
das RG. zwingen müſſen, die in Spalte 2 zu 5 von Abraham 
zutreffend erwähnten Entf. einer Nachprüfung zu unterziehen, die 
neben der tatſächlichen Verbindung mehrerer Urkunden dieſe auch 
dann zuſammenzuziehen zu geſtatten ſcheinen, wenn nur eine yrecht⸗ 
liche Einheit“ zwiſchen ihnen vorliegt. 

Würde mit dieſer Auffaſſung Ernſt gemacht werden und von 
vornherein Ernſt gemacht ſein, ſo würde es vom Gläubiger ge⸗ 
wonnene Schuldſcheinprozeſſe überhaupt nicht geben können: denn 
bei der Höhe der auf dieſe gegebenen Darlehn, durch deren Unter⸗ 
werfung unter das AnlAblöſch. zahlreiche Milliarden der Gläubiger 
an die Kommunen überführt ſind, kann es als ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheinen, daß der Gläubiger nicht im Beſitz von Quittungen iſt, 
und eine engere „rechtliche Einheit“ als die zwiſchen Darlehnsvor⸗ 
verträgen und Quittungen über die Darlehnshingabe iſt überhaupt 
nicht denkbar. Wenn im Vorvertrage genau geregelt iſt, unter wel⸗ 
chen Bedingungen ein beſtimmtes Darlehn gegeben werden ſoll, und 
dabei die Quittungen über die Hingabe vorliegen, dann ſteht an ſich 
Hingabe und Qualifikation des Darlehns durch innerlich engſt zu⸗ 
ſammenhängende Urkunden feſt. 

Schon die Nichtziehung dieſer Konſequenz ergibt, daß hier ein 
ſchlüſſiger Geſichtspunkt nicht vorliegt. Worin die Unſchlüſſigkeit be⸗ 
ſteht, ergeben die obigen Ausführungen. Es wird nämlich hier der 
Urkundengedanke, der allein geſtattet hat, eine feſte Entſcheidungs⸗ 
baſis zu finden, verlaſſen und dadurch die Frage aufs Willkürliche 
hinausgeſpielt. Die Urkunde iſt ein Stück Materie, und darum muß 
jede Einheit mehrerer Urkunden in einem Falle, wo alles auf den 
urkundlichen Tatbeſtand als ſolchen abgeſtellt wird, eine äußerliche, 
mechaniſche, materielle ſein. Die Heranziehung einer außerurkunden⸗ 
mäßigen, gedankenerſchloſſenen „Einheit“ unterſcheidet ſich in ihrer 
Syſtem⸗ und Methodenwidrigkeit gegenüber dem grundſätzlichen Aus⸗ 
gangspunkt der Problemſtellung in nichts von der Heranziehung 
ſonſtiger außerurkundenmäßiger Tatbeſtände. In dem Moment, wo 
man die „rechtliche Einheit“ mehrerer Urkunden als beachtlich zu⸗ 
läßt, muß man umgekehrt auch den außerurkundenmäßigen Nachweis 
zulaſſen, daß das urkundenmäßige Empfangsbekenntnis zur Zeit 
ſeiner Ausſtellung falſch war, weil der Darlehnsbetrag noch nicht hin⸗ 
gegeben war, und dann fällt gerade der Ausgangspunkt Abrahams 
und des RG., daß ein in ſich ſchlüſſiges Empfangsbekenntnis, unab⸗ 
hängig von ſeiner Richtigkeit, Schuldſcheincharakter habe, in ſich 
zuſammen. Demgemäß dürfte es auch im Gegenſatz zu der Annahme 
Abrahams S. 6 gerechtfertigt ſein, bei dem Moment der tatſäch⸗ 
lichen Einheit an dem Erfordernis der dauernden Aufrechterhaltung 
der Verbindung feſtzuhalten. 


c) Auf S. 2118 zu 9 wird im Anſchluß an R.: AufwKart. 
8 30, AnlAblöſch. Karte 17a RG. die Theſe verfochten, daß der 
Schuldſchein als folder als laufende Verwaltungshandlung den Form⸗ 
vorſchriften und Vertretungsbeſchränkungen der Kommunalgeſetze nicht 
unterliegt. 

Auch hier ſcheint mir dieſelbe Inkonſequenz obzuwalten, die 
oben gerügt iſt. Das Argument, daß der Schuldſchein nur Beweis⸗ 


urkunde zu ſein braucht, ſchlägt nicht durch; denn er muß ja, wie die 
grundlegende Entſch. RGB.: AufwKart. § 30 Nr. 6 ergibt, geeignet 
ſein, den vollen Beweis der gültigen Hingabe des beſtimmten 
Darlehns zu erbringen, und zwar für ſich allein. Mag daher die 
Schaffung eines Beweismittels für eine bereits beſtehende Verpflich⸗ 
tung an ſich, materiellrechtlich gedacht, eine laufende Verwaltungshand⸗ 
lung unter Umſtänden ſein können (nämlich dann, wenn es nur auf 
den materiellen Tatſachenbeweis als ſolchen ankommt und die Gültig- 
keit des zuſtande gekommenen Darlehnsvertrages anderweit beiviejen 
werden kann), ſo wird auch hier wieder überſehen, daß dieſer Beweis 
eben ein ur kundenmäßiger durch den ſtreitigen Schuldſchein 
ſelbſt nur dann iſt, wenn noch weitergehende Beweiſe über den 
Hauptpunkt, nämlich die gültige Darlehnshingabe, nicht erforderlich 
find. Nicht daraus, daß hier etwas bewieſen werden ſoll, folgt der 
Formzwang; er folgt aber aus dem, was bewieſen werden ſoll, und 
zwar was ausſchließlich und urkundenmäßig durch den ſtrei⸗ 
tigen Schuldſchein bewieſen und in ihm verkörpert werden ſoll. 
Urkundenmäßig und aus ſich allein heraus kann aber der ſtreitige 
Schuldſchein nur dann eine gültige Darlehnshingabe beweiſen, wenn er 
die nötigen Unterſchriften und Siegel trägt. Andernfalls hat er als 
ſolcher eine ſchuldbegründende Kraft nicht gehabt, und müßte dann 
durch andere Beweismittel die gültige Schuldbegründung bewieſen 
werden. Dann iſt aber der Schuldſchein ſelbſt nicht mehr dasjenige 
Beweismittel, das das Entſtehen der gültigen Schuld beweiſt. 


Um dieſe Argumentation iſt m. E. gar nicht herumzukommen. 
Sie ergibt, daß ein formloſes Empfangsbekenntnis kein Schuldſchein 
fein kann, jo daß es höchſtens bei tatſächlicher Verbindung mit 
anderen Urkunden zu einer Tatſacheneinheit im ſtrengen urkunden⸗ 
mäßigen Sinne gemäß den Ausführungen zu b) zugunſten des Schuld⸗ 
ners in Betracht kommen kann. 

d) Einer Nachprüfung bedarf ſchließlich auch die Ausführung 
zu 10 über den Bereicherungsanſpruch. Hier will Abraham dem 
Gläubiger, abgeſehen von der Frage, ob der Schuldner durch 
das Darlehn noch bereichert iſt, auch mit Hilfe der Worte „auf 
Koſten“ in 8812 BGB. den Nachweis für den Zeitpunkt des 
Urt. aufbürden, daß dem Gläubiger die Werterhaltung der Summe, 
wenn ſie nicht dem Schuldner hingegeben wäre, in beſtimmtem Um⸗ 
fange bis dahin gelungen wäre. 

Hier iſt die Frage des Zeitpunktes, auf welchen es an⸗ 
kommt, zu prüfen (was auch bei ſonſtigen aufwertungsrechtlichen 
Bereicherungsanſprüchen in Betracht kommt), und die Unterſchei⸗ 
dung zwiſchen 88 812 und 818 Abf. 3 zu beachten. Die Worte „auf 
Koſten“ im 8 812 ſtehen in engſtem Zuſammenhange mit dem Worte 
„erlangen“ in demſelben Paragraphen. Sie beziehen ſich alſo auf den 
Zeitpunkt, in welchem die Leiſtung gemacht iſt. Daß in dieſem Zeit⸗ 
punkte der Schuldner den Betrag des ungültigen Darlehns auf 
Koſten des Gläubigers erlangt hat, kann aber nicht zweifelhaft ſein. 

Der Zeitpunkt des Urt. wird dagegen in 8 818 Abſ. 3 BGB. 
behandelt. Hier kommt es aber nur darauf an (was außerdem der 
Schuldner zu beweiſen hat), daß er nicht mehr bereichert iſt. Nicht 
dagegen wird vom Gläubiger hier (wie auch ſonſt bei Bereicherungs⸗ 
anſprüchen) der Nachweis verlangt, daß er ſich dem Goldwert nach 
ſeinerſeits den Betrag erhalten und ihn nicht anderweitig verloren 
hätte, wenn er nicht beim Schuldner verlorengegangen wäre. Dieſe 
auch ſonſt nicht immer auseinandergehaltenen ganz verſchiedenen Ge⸗ 
ſichtspunkte müſſen zur Verneinung der Abrahamſchen Anſicht 
führen. Die Erlangung „auf Koſten“ iſt rechtsbegründendes 
Moment und ſtellt auf den Zeitpunkt der Hingabe bei beiden 
Parteien ab. Der Wegfall der Bereicherung iſt rechts vernichten⸗ 
des Moment und ſtellt auf den Zeitpunkt des Urt. ab, aber nur 
auf die Perſon des Schuldners. Die hypothetiſche Prüfung, was 
aus dem, was einmal auf Koſten des Gläubigers vom Schuldner 
erlangt worden iſt, beim Gläubiger geworden wäre, wenn das un⸗ 
gültige Geſchüft nicht zuſtande gekommen wäre, iſt dadurch aus⸗ 
le (wie hier RG.: R. G. Zeiler VI, 1251; RG. 124, 
377). 


RA. Dr. v. d. Trend, Berlin. 


Die Gebührenordnung der vereidigten Bücherreviſoren 
in ihrer Beziehung zu 8 4 Zeugs Gebo. 


In betreff des Anſpruchs auf Gebühren als Sachverſtändige 
ſtehen die Mitglieder des Verbandes Deutſcher Bücherreviſoren, ein⸗ 
getragener Verein beeidigter oder behördlich geprüfter Kauf- 
männiſcher Sachverſtändiger, den Architekten und Ingenieuren gleich 
(vgl. hierzu den Aufſatz von Geh. IR. Nemnich, Köln: JW. 
1929, 93). Der Verband der beeidigten Bücherreviſoren (BDB.), 
der ſich über ganz Deutſchland erſtreckt, beſitzt eine auf der Ver⸗ 
bandsſatzung beruhende Gebührenordnung; ſie iſt von den Mit⸗ 
gliedern des VDB. in jahrelanger Zuſammenarbeit geſchaffen und 
ſtetig fortgebildet worden. Die Mitglieder des VDB. wenden die 
Sätze im Verkehr mit ihren Auftraggebern an. Die Induſtrie⸗ und 
Handelskammern als anſtellende Behörden, § 36 Gewd., haben in 
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großer Anzahl dieſe Sätze für angemeſſen erklärt, ſo daß deren 
Anwendung keine Bedenken entgegenſtehen. 

Infolgedeſſen haben ſich die vom VDB. normierten Sätze 
in den Kreiſen von Induſtrie und Handel allgemein eingebürgert. 
Der VDB. iſt in der Lage, ſich auf die die üblichkeit ſeiner Ge⸗ 
bührenſätze bejahenden Entſch. von 12 OLG. berufen zu können. 
Es ſind dies: 


Kch. Berlin, 30. ZivSen. v. 23. April 1927, 30 W 2192/27 

" „ 9. ZivSen. v. 23. Juni 1927, 9 W 2712/27 

0 „ 20. PivSen. v. 12. Juni 1928, 20 W 4646/28 

„ 1 8. Av Sen. v. 8. Sept. 1927, 8 U 3834/26 

„ 20. ZivSen. v. 18. Sept. 1927, II O W 8559/28 

60 11 30. ZivSen., 30 U 1519/27 

2 75 30. Ziv Sen., 30 U 14 293/17 
OLG. Darmſtadt, 1. Zi Sen. v. 18. März 1926, W 100/26 
8G. Düſſeldorf, 1. ZivSen. v. 3. Mat 1928, 1 W 1012/28 
OG. Frankfurt a. M., StrSen. v. 24. Juni 1927 
OLG. Pr 4. ZivSen. v. 27. Sept. 1927, 4 U 278/26, 50 
OLG. 75 4. ZivSen. v. 14. Nov. 1928, 4 W 101/27, 77 
OLG, Hamburg, 1. Ziv Sen. v. 16. Dez. 1927, Bf I 265/26, 193 
OLG. 55 6. Zip Sen. v. 22. März 1928, Br Zz VI 83/28 
. E v. 17. Nov. 1928, V 285/28 
OLG. Hamm, 10. ZweSen. v 29. Sept. 1927 


888. „ 10. BlvSen. v. 23. Sept. 1925, 10 W 243/25 

SS. „ 10. ZwSen. v. 23. Sept. 1925, 10 W 246/26 

OLG. Pr 10. BivSen. v. 27. Okt. 1925, 10 W 278/25 

O%8. „ 10. BibSer. v. 19. Mat 1927, 10 W 173/26 

OLG. 5 10. Ztv Sen. v. 1. Juni 1927, 10 W 4/27 IV 7 0 419/25. 
OLG Fer ZivSen. I A v. 2. Aug. 1927, 10 W 128/22 


Seh. Jena, 1. Bib Sen. v. 11. Mai 1929, 1 W 521/29 
DRG. Kiel v. 20. Juli 1926, III 112/28, III 90/24, 4 104/26 


DLG. München, 3. ZivSen. v. 23. Febr. 1929, BR 223/29, III 
Ss. Naumburg, 1. Ziv Sen. v. 23. Juni 1927, I W 100/27 
OLG. 5 7. Ziv Sen. v. 28. Jan. 1928, 7 W 13/28 
DLG. 2 7. BibSen. v. 11. Jan. 1929, 7 U 260/27, 44 
OLE. Stettin, 2. ZivSen. v. 13 Mai 1927 

OSG. Stuttgart, 3. ivSen. v. 29. April 1929, W 132/28 

Damit dürfte die Üblichkeit der in der Gebührenordnung des 
VDB. normierten Sätze außer Zweifel ſtehen. übrigens mag be⸗ 
merkt werden, daß, wenn nicht von ſämtlichen OLG. zuſtimmende 
Entſch. vorliegen, der Grund hierfür darin zu erblicken iſt, daß 
bereits die AG. oder LG. ſich im zuſtimmenden Sinne geäußert 
haben. Dies trifft insbeſ. für den geſamten Bezirk des OLG. 
Dresden zu. 

Hiernach hat als üblich i. S. von 8 4 ZeugGebO. der Betrag 
von 7,50 46 als der in 8 18 der Gebührenordnung des VDB. 
vorgeſehene Zeitmindeſtſtundenfatz zu gelten. 

Nicht verſchwiegen werden ſoll, daß mitunter von den Inſtanz⸗ 
gerichten dieſer Sa als zu hoch angeſehen wird. Die Inſtanz⸗ 
gerichte bezeigen die Neigung, von ſich aus in eine Prüfung der 
Angemeſſenheit des vorbezeichneten Satzes einzutreten. Für eine 
ſolche Prüfung iſt gem. § 4 ZeugGebO. nach Lage der Verhältniſſe 
kein Raum. Denn wenn die Üblichkeit des vom Sachverſtändigen 
für ſeine Leiſtung beanſpruchten Preiſes feſtſteht, hat allein der 
84 ZeugGebd. Anwendung zu finden; der 83, worin dem Gericht 
innerhalb der Grenzen von 3—6 % ein arbitrium eingeräumt 
wird, hat auszuſcheiden. 

SR. Dr. Rudolf Fiſcher, Leipzig. 


vereinigungen. 


Katholiſcher Akademikerverband. 
Tagung vom 1.—3. November 1929 in München (Univerſität). 
Religion und Recht. 


Vorträge: 

1. JuſtMin. Beyerle, Stuttgart: Das Ideal des Katholischen 
Juriſten (Richter, Staatsanwalt, Verwaltungsbeamter, Rechts⸗ 
anwalt uſw.). 

2. Prof. Dr. Konrad Beyerle, München: Religion und Recht 
in der deutſchen Rechtsentwicklung. 

3. Prof. Dr. Dietrich v. Hildebrand, München: Die recht⸗ 
liche und ſittliche Sphäre in ihrem Eigenwert und in ihrem Zu⸗ 
ſammenhang. 

4. LGDir. Dr. Hermann Marx, Köln: Das Schwinden des 
elde im Volke und die Mittel zu ſeiner Wieder⸗ 
belebung. 


Schrifttum. 


Handkommentar der Reichsſteuergeſetze (Beſitz⸗ u. Ver⸗ 
kehrſteuern). Herausgegeben von Mitgliedern des Reichs⸗ 
finanzhofs Dr. Enno Becker, Senatspräſident, Dr. Richard 
Kloßz, Senatspräſident, Ludwig Mirre, Reichsfinanzrat, 
Siegfried Ott, Reichsfinanzrat. 7. Lieferung: Einkommen⸗ 
ſteuergeſetz von Enno Becker Band II. Stuttgart 1929. 
Verlag von J. Heß. Preis broſch. 26,60 , Halbleder geb. 
29,20 h. 


Überraſchend ſchnell iſt der 6. Lieferung (Beſprechung ſ. JW. 
1929, 2422) die 7. gefolgt, und zwar bringt die 7. Lieferung den 
II. Teil bzw. II. Band des Einkommenſteuergeſetzes von 
Enno Becker, umfaſſend die 88 19—25, die zugleich den Schluß 
des allgem. Teils des Eink StG. bilden. Es ftellt hiernach der Becker⸗ 
Ihe Komm. z. EinkSt®. bereits zwei ſtattliche Bände dar, obwohl 
noch nicht einmal das ſachliche Steuerrecht ganz behandelt iſt und 
der Paragraphenzahl nach noch faſt vier Fünftel des Geſetzes ausſtehen. 
Dieſe Tatſache darf jedoch nicht zu der Befürchtung eines unheim⸗ 
lichen Anſchwellens des Umfangs des Werkes verleiten und noch 
weniger zu der Vorſtellung einer breiten ſchriftſtelleriſchen Behand⸗ 
eee des Stoffes. Das Gegenteil trifft zu: eine außerſt knappe 
Ausdrucksweiſe iſt Becker ſche Art, kennzeichnet wie ſeinen Komm. 
zur RAbgO. fo insbeſ. auch denjenigen zur Einkommenſteuer 
und bringt gerade dadurch dieſen in einen gewiſſen Gegenſatz 
zu dem Strutzſchen Komm. zur Einkommenſteuer, weil Strutz 
feine Gedankengänge gern etwas ausholend aufbaut (f. Beſprechung in 
JW. 1929, 2420), während Becker es liebt, auf dem Kürzejten 


5. AGR. Dr. Schorn, Bonn: Richter und Geſetz. 
6. Generalſtaatsanwalt Dr. Ruſt, Köln: Stellung und Pflichten des 
55 80 Strafrechtspraktikers angeſichts der Entſittlichung 
es Volkes. 


7. Prof. Dr. Steffes, Münſter i. W.: Das Naturrecht vor dem 
Forum der Religions- und Kulturwiſſenſchaft. 

Auch der bayr. MinPräſ. Dr. Held und der Rektor der 
Univerſität München Prof. Dr. Eichmann werden zu der Tagung 
ſprechen. 

An ſümtliche Vorträge ſchließt ſich eine Ausſprache an. 

Die Tagung iſt öffentlich, alſo auch Nichtkatholiken zugänglich. 
Die Teilnehmerkarte Koftet 5,50 AM. Auskunft erteilen die Kanzlei 
des Katholiſchen Akademikerverbandes, Köln, Altenberger Straße 14, 
und die Kanzlei der Vereinigung katholiſcher Akademiker Münchens, 
München, Dienerſtraße 9 (Lentnerſche Buchhandlung). 


Weg aufs Ziel loszugehen. Aber auch von den zwei dicken Bänden 
des Strutz ſchen Werkes mit feinen im ganzen rund 2500 Druck⸗ 
feiten nehmen die 88 1—25 mehr als die Hälfte mit rund 1300 Druck⸗ 
ſeiten in Anſpruch und man wird annehmen dürfen, daß bei Becker 
die Reſtparagraphen, die dem ſpeziellen Einkommenſteuerrecht ge 
widmet ſind, verhältnismäßig noch weniger Raum beanſpruchen wer⸗ 
den. Dieſe Annahme findet ihre Stütze in der Becker ſchen Arbeits⸗ 
weiſe, für die das Beſtreben bezeichnend iſt, den Stoff mit ſeinen 
Einzelbeſtimmungen immer auf wenige klare Grundgedanken zurück⸗ 
zuführen und wie Becker ſelbſt im Vorwort ſagt, bei jeder Einzel⸗ 
heit, auf dieſe Grundgedanken zurückzugreifen, klare und durch⸗ 
greifende Richtlinien herauszuarbeiten und damit zuletzt nach Über⸗ 
windung vieler Schwierigkeiten und Übergangserſcheinungen eine 
weſentliche Vereinfachung des Einkommenſteuerrechts und der An⸗ 
wendung des Geſetzes herbeizuführen. Dieſe Arbeitsweiſe führt aber 
zugleich zu dem Ergebnis, daß, wenn einmal die leitenden Grund⸗ 
gedanken bloßgelegt ſind, die nachfolgenden Einzelbeſtimmungen kurz 
behandelt werden können. Dieſe Grundgedanken ſind nun in den bei⸗ 
den vorliegenden Bänden bezüglich des Einkommenſteuerrechts bereits 
herausgearbeitet — daher mein Glaube, daß die weiteren Ausführun⸗ 
gen verhältnismäßig wenig Raum mehr in Anſpruch nehmen werden. 


Und nun zu dem vorliegenden, die 89 19—25 EinkSt6. um⸗ 
faſſenden zweiten Band des Kommentars. Gerade hier zeigt ſich die 
ſoeben gekennzeichnete Arbeitsweiſe des Verf. in beſonders anſchau⸗ 
licher und zugleich glänzender Weiſe. Es handelt ſich dabei vor allem 
um die einkommenſteuerrechtliche Gewinnermittlung in ihren 
Beziehungen zur kaufmänniſchen Bilanz. Es iſt das eine der Kern⸗ 
fragen des Einkommenſteuerrechts, vielleicht der Kern des ganzen 
Werks. Es find die Erläuterungen zu den 88 19—21, die dieſem 
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Kernſtück gewidmet find, und es können dieſe Erläuterungen an bie 
Rſpr. des RH. anknüpfen, die übrigens von Becker, als dem 
Vorſitzenden des zuſtändigen Senats, ſtark beeinflußt iſt. Die Er⸗ 
läuterungen zerfallen nach einer eingehenden Inhaltsüberſicht und eben⸗ 
ſolchem Schlagwörterverzeichnis in einen erſten Teil, der in 28 An⸗ 
merkungen auf zuſammen 40 Druckſeiten eine Darlegung der ſteuer⸗ 
rechtlichen Bedeutung der 88 19—21 über die Gewinnermittlung gibt. 
woran ein zweiter Teil ſich anſchließt, der in der Beckerſchen Art 
die einſchlägigen Geſetzesbeſtimmungen auf die Grundfrage zurück 
führt: Was heißt Gewinnermittlung? Und nun folgt unter der Über⸗ 
ſchrift „Zur Durchführung der Gewinnermittlung und beſonders der 
Beſtandsvergleichung“ auf 423 Druchſeiten in den Anmerkungen (oder 
Bemerkungen) 29—321 eine tiefſchürfende ſüyſtematiſche Erörterung 
der einſchlägigen Grundprobleme. 


Als Leitgedanke wird die Erkenntnis herausgeſchält, daß die 
88 19—21 lediglich die Bedeutung ſteuerrechtlicher Grenzpfähle haben, 
nur einen kleinen Ausſchnitt aus den Gewinnermittlungsrechtſätzen 
bedeuten und als Bewertungsvorſchriften nur zum Zug kommen, ſo⸗ 
weit nicht ſteuerrechtlich eine beſtimmte Bewertung vorgeſchrieben iſt. 
Die kaufmänniſchen Bilanzen bzw. überhaupt die Ergebniſſe ord⸗ 
nungsmäßiger Buchführung (nicht nur der kaufmänniſchen, ſondern 
auch der land⸗ und forſtwirtſchaftlichen) ſind einkommenſteuerrechtlich 
nur deshalb und nur inſoweit maßgebend, als ſie auf Ermitt⸗ 
lung des im Wirtſchaftsjahr nach vernünftiger wirt⸗ 
ſchaftlicher Betrachtung erzielten Gewinns gerichtet, 
alſo nichts anderes ſind, als eine Entwicklung des 
grundſätzlich auch für das Eink StG. für maßgebend 
erklärten Gewinnbegriffs. Das Sonderrecht der Kaufleute, 
daß ihre Buchführung handelsrechtlich auch dann noch als ord⸗ 
nungsmäßig anzuerkennen iſt, wenn der Gewinn dadurch, daß der Kauf⸗ 
mann ſeine Lage in allen möglichen Beziehungen ungünſtiger dar⸗ 
ſtellt als ſie iſt, d. h. rein wirtſchaftlich betrachtet zu gering aus⸗ 
gewieſen wird, iſt eine Eigentümlichkeit des HGB., die ſteuer⸗ 
rechtlich weder bei den Kaufleuten noch bei anderen Wirtſchafts⸗ 
zweigen, falls ſie dort Nachahmung finden ſollte, Anerkennung be⸗ 
anſpruchen kann. 


Wenn in den Erläuterungen des zweiten Teils (Anm. 29—321) 
„Zur Durchführung der Gewinnermitklung und beſonders der Be⸗ 
ſtandsvergleichung“ herauszuſchälen geſucht wird, was letztlich ein⸗ 
Rommenſteuerrechtlich für die Gewinnermittlung gilt, fo iſt, wie das 
Becker ſchon im Vorwort vorführt, für ihn dabei leitender Ge⸗ 
danke, daß das Ziel ſein muß, den Gewinn des Wirtſchaftsjahres zu 
ermitteln, d. h. den wirtſchaftlich gerade auf dieſes Jahr fallenden 
Gewinn. Soweit die Grundſätze ordnungsmäßiger Buchführung dieſem 
Ziele dienen, entwickeln ſie den Gewinnbegriff. Es folgt die Prüfung, 
ob etwas bei der Gewinnermittlung zu berückſichtigen iſt und hier als 
weſentliche Vorfrage, ob ein Vorgang das Betriebsvermögen über⸗ 
haupt angeht, insbeſ. ein Gegenſtand zum Betriebsvermögen gehört. 
Negativ iſt hier einkommenſteuerrechtlich vorab alles auszuſcheiden, 
was, mag es auch kaufmänniſch und ſonſt wirtſchaftlich das Betriebs⸗ 
vermögen berühren, überwiegend die Lebenshaltung angeht (Bem. 38 
bis 46), poſitiv muß feſtſtehen, daß ein Gegenſtand (Gut, Bezeichnung, 
Laſt, Nachteil) zum Betriebsvermögen gehört, und zwar tatſächlich, 
vgl. die Bem. 52—67 mit Darlegungen über die Bedeutung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Einheit für das Einkommenſteuerrecht (Nebenbetriebe uſw.) 
und über Beginn und Ende der Zugehörigkeit eines Gutes zum Be⸗ 
triebsvermögen, beſonders auch im Verhältnis zum Privatvermögen, 
und außerdem rechtlich, vgl. die Bem. 68—101 mit Ausführungen 
außer über das Betriebsvermögen offener Handelsgeſellſchaften nament⸗ 
lich über die einkommenſteuerrechtlich noch ſo dunklen Fragen, wie es 
zu halten iſt, wenn Eigentum und Nutzung an einem Betriebs⸗ 
vermögen oder einzelnen zu einem Betriebsvermögen gehörenden 
Gegenſtänden auseinandergehen (Pacht, Nießbrauch, Nutznießung). Er⸗ 
gänzt werden die Ausführungen über den Umfang des Betriebs⸗ 
vermögens durch nähere Betrachtung der verſchiedenen Gruppen: beim 
Kaufmann Hilfsgeſchäfte, Ermeſſen des Kaufmanns, Grenzen des Er⸗ 
meſſens; Erwerb und Veräußerung eines Betriebes als Vorgänge 
innerhalb nicht außerhalb des Betriebes; beim Landwirt Ausſcheidung 
des nackten Grund und Bodens, nicht der Anlagen, Eröffnungs⸗ und 
Schlußaufſtellungen bei Erwerb und Veräußerung eines landwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebes oder eines Teiles eines ſolchen Betriebes, Ausſchei⸗ 
dung des Feldinventars, Behandlung der Rumpfwirtſchaftsjahre; beim 
Forſtwirt: Fragezeichen über Fragezeichen. 

Steht feſt, daß etwas den Betrieb an ſich angehe, ſo folgt dar⸗ 
aus nicht ohne weiteres, daß es, auch wenn es im Wirtſchaftsjahre 
Anderungen erleidet, den Gewinn oder Verluſt berührt. Das richtet 
ih nach beſonderen Grundsätzen. Hier find folgende zum Teil recht 
wichtige Fragen berührt: 

1. Die Bedeutung des Satzes, daß nur realiſierter Gewinn erfaßt 
werden ſoll und daß es zuläſſig iſt, den Gewinn vorſichtig zu er⸗ 
mitteln, für die Nichtbeachtung gewiſſer in das Wirtſchaftsjahr fallen- 
der Vorgänge: Wertſteigerungen und, ſolange der Buchanſat nicht be⸗ 
rührt wird, auch Wertminderungen, Folgen zu hoher Abſchreibungen, 
die Behandlung ſchwebender Geſchäfte, Bem. 125—136; 

2. Unbeachtlichkeit gewiſſer bürgerlich-rechtlicher Vorgänge (Zu⸗ 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


rücktreten der Bedeutung des Eigentums, der Nämlichkeit; Tauſch; 
Sanierungen), Bem. 137—140; 

3. Abſchwächung des Satzes, daß Konjunkturverluſte zu berück⸗ 
ſichtigen ſind: Behandlung von Anlagegegenſtänden, Feſthalten am 
Anſchaffungspreis von Waren trotz Konjunkturſchwankungen; Bem. 
141—144. Weiter als beſonders wichtig: 

4. Aktivierungs⸗ und Paſſivierungsbefugnis und ⸗zwang und 

5. die Unterſuchung der Frage, für welches Wirtſchaftsjahr ein 
Vorgang, der an ſich das Betriebsvermögen berührt, zu berückſichtigen 
it, Bem. 164—178; darunter: die Behandlung von Ungewißheiten 
am Stichtag und namentlich die nachträgliche Berichtigung und An⸗ 
derung bereits eingereichter Bilanzen und Aufſtellungen, einſchl. der 
Berichtigung der Anfangsbilanz (Schlußaufſtellung des Vorjahres, 
Durchbrechung des Grundſatzes der ſpeziellen Bilanzkontinuität). 

Den gemeinſamen Erläuterungen zu den 88 19—21 folgen noch 
Einzelerörterungen, die zuſammen 40 Druckſeiten umfaſſen und für 
die 88 19 und 20 in je neun, für den $ 21 in ſieben Anmerkungen 
zerfallen, im übrigen, entſprechend der Anlage des Buches, ſyſtematiſch 
gegliedert ſind. 

Die Erläuterungen zu den 88 22— 25 behandeln die Zurechnung 
des Einkommens der Ehefrau (8 22), die Zurechnung des Ein⸗ 
kommens der minderjährigen zur Haus haltung zählenden Kinder zum 
des Einkommens der Ehefrau ($ 22), die Zurechnung des Ein⸗ 
künfte, die bei fortgeſetzter Gütergemeinſchafk in das Geſamtgut 
fallen, zum Einkommen des überlebenden Ehegatten (8 24) und 
ſchließlich die Veranlagung (8 25). Gegen die rund 500 Druckſeiten, 
die der Erläuterung der 88 19—21 im ganzen gewidmet find, bes 
anſpruchen die Erläuterungen zu den 88 22—25 nur 30 Druckſeiten, 
ein Beweis dafür, daß am gegebenen Ort Becker auch kurz, zu⸗ 
treffendenfalls ſehr kurz ſein kann, wie ich ja einleitend ſchon dar⸗ 
auf hingewieſen habe, daß das Weſen der Becker ſchen Darſtellung, 
bei eingehendſter Gründlichkeit knappſte Kürze iſt. 

Weiteres zum Lob des Buchs heranzubringen, hieße Eulen nach 
Athen tragen. Ich darf auf meine früheren Beſprechungen in der 
IW. im übrigen Bezug nehmen. Sie find enthalten JW. 1927, 
1742, JW. 1928 (nicht 1917, wie es infolge eines Druck⸗ 
fehlers IW. 1929, 2422 irrtümlich heißt) S. 954 u. S. 2358 
und wie bereits erwähnt JW. 1929, 2422. Aber die Worte, 
mit denen ich die letztgenannte Beſprechung des erſten Teils oder erſten 
Bands des Kommentars geſchloſſen habe, darf ich vielleicht auch hier 
noch einmal an den Schluß der Beſprechung des zweiten Bandes 
ſetzen: Das Becker ſche Buch ſtellt eine glänzende Leiſtung dar und 
ein vortreffliches Werk, deſſen Benützung für jeden, der es mit der 
Einkommenſteuer zu tun hat, unerläßlich iſt, und das auch für die 
Weiterentwicklung des Einkommenſteuerrechts führend ſein und bleiben 
wird. Staatsmin. a. D. Prof. Dr. v. Piſtorius, Tübingen. 


Grunderwerbſteuergeſetz. Praktiſcher Handkommentar von 
Dr. Max Lion, Rechtsanwalt am Kammergericht und Notar. 
2. vollkommen umgearbeitete Auflage. Berlin 1929. Ver⸗ 
lag von Franz Vahlen. 


Lion legt die zweite Auflage feines Komm. des GrErwStG. 
vor, der in erſter Auflage i. J. 1920 erſchienen war. Die verhältnis⸗ 
mäßig lange Dauer zwiſchen der erſten und zweiten Auflage dieſes 
in der Praxis bewährten und geſchätzten Buches iſt, wie Lion ſelbſt 
1 an mitteilt, im weſentlichen auf perſönliche Gründe zurück⸗ 
zuführen. 

Der Komm. zeichnet ſich, wie alle Arbeiten von Lion, durch 
die Einfachheit und Flüſſigkeit ſeines Stiles aus, durch die Prägnanz 
des Ausdrucks, durch die temperamentvolle Behandlung der Streit⸗ 
fragen, die Überſichtlichkeit in der Anordnung des Stoffes, wie die 
Sorgfältigkeit bei der Bearbeitung des umfangreichen Materials, 
insbeſ. der Rſpr. des RFH. Der umfangreiche Komm. wird eingeleitet 
durch eine kurze Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes und einen Über⸗ 
blick über den Inhalt des Geſetzes; ihm ſind als Anhang beigegeben 
die AusfBeſt. zum GrErwStG., die einſchlägigen Beſtimmungen des 
Geſetzes über den Finanzausgleich, die AusfBeſt. für die Beteiligung 
der Länder und Gemeinden, die Landesgeſetzgebung zur GrErwSt., 
das Geſetz über Steuermilderungen, und die Strafbeſtimmungen für 
die GrErwSt., erläutert durch die Rſpr. zu 88 355 ff. RAbgoO. Das 
Wortverzeichnis iſt ausführlich gehalten. Das am Schluß gebrachte 
Verzeichnis der Entſcheidungen und Gutachten des R§ H. gibt in einer 
beſonderen Spalte genauen Hinweis auf die Fundſtellen im Komm. 

Mit der neuen Auflage des Lionſchen Komm. erfreut ſich nun⸗ 
mehr die Praxis auf dem Gebiete des Grunderwerbſteuerrechts dreier 
hervorragender Werke. Freunde literariſcher Arbeit finden damit Ge⸗ 
legenheit durch eine vergleichsweiſe Betrachtung der Werke von Ott, 
Hagelberg⸗Krämer und Lion die ſchriftſtelleriſche Perſönlich⸗ 
keit der Autoren in ihrer Eigenart zu erkennen: Ott, den aus⸗ 
gezeichneten Verwaltungspraktiker, Hagelberg, den feinſinnigen, 
gewandten Juriſten, Lion, den gründlichen Kenner des Wirtſchafts⸗ 
lebens und Steuerrechts, wie den glänzenden Stiliſten. Charakteriſtiſch 
dürfte diesbezüglich vielleicht die verſchiedene Art der Behandlung 
des § 15 durch die drei Autoren und ihre Stellungnahme zu der nicht 
unbedenklichen Auffaſſung des RFH. ein. 


58. Jahrg. 1929 Heft 42] 


Als ergänzender Hinweis, nicht aber zur Bemängelung, ſei fol⸗ 
gendes bemerkt: 

Lion führt zu 8 20 unter Anſchluß an die RiHeEntſch. v. 
24. Juli 1928, II A 342/28 aus, daß die Veräußerer von Teil⸗ 
anteilen einer GmbH. dann gem. 820 haften, wenn zwiſchen den 
an ſich zeitlich auseinanderfallenden Abtretungen ein rechtlicher oder 
wirtſchaftlicher Zuſammenhang beſteht; der RF. hat aber in der 
neueren Entſch. v. 15. Febr. 1929, II 418/29: JW. 1929, 1514 dieſen 
Standpunkt aufgegeben, und die Haftung der Teilveräußerer für alle 
Fälle eines Steuerfalles aus 83 Gr&rwmöt®. verneint. In der Entſch. 
v. 16. Febr. 1929, II A 90/29: JW. 1929, 1427 hat der RF. eine 
Doppelbeſteuerung auch dann abgelehnt, wenn bei einer Übertragung 
von Anteilen eine Beſteuerung gem. 8 1 GrErwStcö. 85 RAbgd. 
vorangegangen war und nunmehr zwar nicht die zivilrechtliche Uber⸗ 
tragung des Grundſtückseigentums ſelbſt, wohl aber die Vereinigung 
der geſamten Geſchäftsanteile in der Hand eines der vorher Be⸗ 
ſteuerten eintritt. (Zur S. 342): Das RG. hat in der Entſch. v. 
3. April 1928, II 379/27 die Verpflichtung zur Zahlung der Wert⸗ 
zuwachsſteuer für eine Hauptleiſtung i. S. des 8326 BGB. erklärt. 

RA. Dr. Adolf Aſch, Berlin. 


Regierungsrat Mundt: Grundriß des Steuerſtrafrechts und 
Stenerftrafverfahrens. 2. Auflage. Richard Hermes 
Verlag, Hamburg 37. Preis Ganzleinen 6,40 . 

Das Buch iſt in erſter Linie für Oberbeamte der Zoll⸗ 
verwaltung zur Einführung in das Gebiet des Steuerſtrafrechts 
oe Es erſcheint aber vermöge der klaren und überſicht⸗ 
ichen Darſtellung des in vielen Geſetzen verſtreuten geſamten 
materiellen und prozeſſualen Steuer⸗ und Zollſtrafrechts, bei welcher 
der Verf. durchweg der Rſpr. des NG. unter Anführung der 
Fundſtelle folgt und die er durch zahlreiche Beiſpiele erläutert, 
auch geeignet, dem mit ne befaßten Richter, Staats⸗ 
anwalt und Verteidiger ihre Aufgabe weſentlich zu erleichtern. 
Ebenſo wird das Werk den in der Ausbildung begriffenen 
Juriſten, die ſich mit den erwähnten Rechtsgebieten näher vertraut 
machen wollen, als Leitfaden gute Dienſte leiſten. 

Senpräſ. Rehmet, Breslau. 


Die Hauszinsſteuer und die Finanzierung des Wohnungs⸗ 
baues in Preußen. Von Dr. jur. Friedrich⸗Karl Suren, 
Miniſterialrat im Preußiſchen Miniſterium des Innern, und 
Dr. jur. Adolf v. Heuſinger, Oberfinanzrat im Preußiſchen 
Finanzminiſterium. Fünfte, wieder erweiterte Aufl. Berlin 
1929. Verlag von Georg Stilke. 640 S. Preis in Ganz⸗ 
leinen geb. 14 M. 

Die HauszStVO. v. 2. Juli 1926 iſt durch Gef. v. 27. März 
1929 erneut bis zum 31. März 1930 verlängert worden. 

Mit Rückſicht darauf, daß das geplante Steuervereinheit⸗ 
lichungsgeſetz nebſt dem darin enthaltenen Gebäude⸗Entſchuldungs⸗ 
ſteuergeſetz bisher von den geſetzgebenden Körperſchaften noch nicht 
behandelt worden iſt, muß damit gerechnet werden, daß auch über 
den 1. April 1930 hinaus die bisherige geſetzliche Regelung be⸗ 
ſtehen bleibt. 

Es wird von allen Intereſſenten mit Dank begrüßt werden, 
daß die Verf. die 5. Auflage ihres, zuleßt JW. 1928, 2360 
beſprochenen Buches in einer überaus dankenswerten Weiſe 
ausgeſtattet haben. In weſentlicher Erweiterung des in den 
früheren Auflagen gebotenen Stoffes haben die Verf. in den Er⸗ 
läuterungen zu den einzelnen Paragraphen der geſamten ein⸗ 
ſchlägigen Rſpr. in erſchöpfender Weiſe Raum gegeben. 

Allein der erläuternde Teil des Buches hat um mehr als 
½ an Umfang zugenommen. 

Man darf heute das Buch in die erſte Reihe des Schrifttums 
zum Hauszinsſteuerrecht ſtellen und es unbedenklich als auf ſeinem 
Spezialgebiete unentbehrlich bezeichnen. D. S. 


Franz Lau, Stuttgart: Die Aufwertung, die Lebensfrage 


des deutſchen Volkes. Stuttgart 1929. Verlag K. Scharr. 
Die Schrift bringt eine „Einführung“. Darin wird zus 
nächſt verſucht, „die geſchichtliche Seite der Inflation und der 
Aufwertungsfrage zu beleuchten und offen und ungeſchminkt dar⸗ 
zulegen“. Daran knüpft ſich eine kurze, aber ſcharfe Kritik der 
III. StNot BO. des AufwG. und feiner Novellen, die alle als un⸗ 
zulänglich abgelehnt werden. 
„Die III. StNotVO. iſt der zweite große finanzpolitiſche 
Fehler der damaligen Staatsmänner... Das furchtbare Unrecht 
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der Inflation iſt — mit beſtimmten Ausnahmen — durch die Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung in keiner Weiſe wieder gutgemacht. Die Auf⸗ 
wertungsgeſetzgebung war der dritte große finanzpolitiſche Fehler 
der damaligen Regierung. Es gibt keine Rechtfertigung, keine Ent⸗ 
ſchuldigung für das Verbrechen der Inflation und der Auf⸗ 
wertungspolitik.“ 

Der Verf. meint weiter: „Eine gerechte Löſung der Auf⸗ 
wertungsfrage iſt (noch) möglich und eine ſittliche Pflicht.“ 

Nach einem Blick auf die Münzverſchlechterung Friedrichs 
des Großen im Siebenjährigen Kriege und die damalige Löſung 
der „Aufwertungsfrage“ meint der Verf.? „Und nun ſollte heute das, 
was früher als ſelbſtverſtändlich angeſehen und auch durchgeführt 
wurde, nicht mehr möglich ſein? Mit dem Worte, die Wirtſchaft 
braucht Ruhe, kann und darf die Aufwertung nicht abgetan 
werden.“ 

Zum Schluſſe ſeiner Einführung, ſagt Verf.: „möchte ich noch 
ausdrücklich bemerken, daß es mir in dieſer Einführung fern⸗ 
gelegen hat, irgendwelche Kreiſe und Parteien in ihren An⸗ 
ſchauungen oder Empfindungen zu verletzen.. Die Einführung iſt 
eine forgfältige Ausleſe aus dem Inflations⸗ und Aufwertungs⸗ 
ſchrifttum; fie iſt ohne politiſche Einſtellung, keinem zu lieb und 
keinem zu leid, ſondern nur zur Ehre des deutſchen Rechts ge⸗ 
ſchrieben.“ 

über den Zweck der Schrift heißt es in der Einführung: 
„Es ſoll hier verſucht werden, die Aufwertungsgeſetzgebung und 
insbeſ. das Gebiet der freien Aufwertung in überſichtlicher, Klarer 
und allgemeinverſtändlicher Form vor Augen zu führen, ſo daß 
die Auswirkungen für jedermann einleuchtend ſind. Die Schrift 
ſoll ein unentbehrlicher Ratgeber in allen Aufpertungsfragen 
fein. Die Rſpr. des N®. iſt oft wörtlich wiedergegeben; auch find 
die bekannten Kommentare von Mügel, Schlegelberger, 
Quaſſowski und Nadler berückſichtigt. Es gibt kaum ein an⸗ 
deres Rechtsgebiet, das ſo unüberſichtlich iſt und in dem eine ſo 
große Unkenntnis herrſcht, wie im Aufwertungsrecht. Das Volk 
weiß heute noch nicht, wie die Auswirkungen der Aufwertungs⸗ 
geſetzgebung find und welches die Rſpr. des RG. auf dem Gebiet 
der freien Aufwertung iſt. Dadurch kommen Gläubiger und 
Schuldner zu Schaden. 


Die im Aufwertungshandbuch verarbeiteten und angeführten 
RoEntſch. find mit ihren Daten und Fundſtellen aus Raum⸗ 
gründen und der üÜberſichtlichzeit halber nicht mit aufgenommen 
worden. Es iſt beabſichtigt, die im 7 Aufwertungsrecht 
ergangenen Entſch. des RÖ., des Baysb e., der DLG. und des 
KGG. in ein beſonderes Nachſchlagewerk zuſammenzufaſſen und als 
Ergänzungsband zur vorliegenden Schrift herauszugeben. Damit 
wird das ganze Werk zum unentbehrlichen Handbuch auch in 
Richter⸗ und Anwaltkreiſen.“ 


Nach der Einführung gibt die Schrift dann eine tabellariſche 
Überſicht über das Aufiv®., eine allgemeine Inhaltsangabe des 
Geſetzes, allgemeine Richtlinien für die freie Aufwertung, eine 
tabellariſche Gegenüberſtellung der Aufwertung nach dem Aufr®. 
und nach allgemeinen Vorſchriften, eine Inhaltsangabe des Anl⸗ 
Ablöſch., und dann werden, den größten Teil der Schrift aus⸗ 
füllend, in Buchſtabenfolge die der Aufwertung unterliegenden 
Rechtsverhältniſſe nebſt den einſchlägigen Aufwertungsgrunoſätzen 
angeführt. 

Daran ſchließt ſich eine Tabelle Aufwertungsmaßſtäbe: 
„1000 % waren nach Dollar, Meßzahlen des AufwG., Reichsricht⸗ 
Teuerungs⸗Zahlen, Zeilerſchen Zahlen. .“ 

Schließlich folgt der Wortlaut des AufivG. und der Aufwch⸗ 
Nov., und als loſer Anhang Zeiler Aufſätze: Stand der Auf⸗ 
wertungsfrage, Wirtſchaftsentwicklung und Auſwertung. 

Man ſieht, daß der Verf. auf dem äußerſten Flügel der 
Aufwertungsfreunde ſteht. Die Schrift iſt in ihrer Einführung 
nicht frei von Superlativen, die bekanntlich zum Widerſpruche 
reizen. Auch die Rechtspolitik iſt die Kunſt des Erreichbaren. Fragt 
man, wo auf den Gebiete der Aufwertung das Erreichbare ſich 
finde, ſo ſcheint es mir nach dem bisherigen Gange der Geſchichte 
des Aufwertungsrechtes ſehr wahrſcheinlich außerhalb der Grenze 
zu liegen, die Lau ziehen möchte. Alles in allem iſt die Schrift 
nicht, was ſie nach der Einführung ſein ſollte, „ein unentbehr⸗ 
licher Ratgeber in allen Aufwertungsfragen“, aber in ihrer Ein⸗ 
führung, wenn auch, wie geſagt, an manchen Stellen zum Wider⸗ 
ſpruche reizend, unterrichtend und anregend, in ihrem Hauptteile vor 
allem praktiſch brauchbar. Dieſe Brauchbarkeit wäre noch größer, wenn 
die Anführung der verarbeiteten RGEntſch. ſchon geſchehen und 
nicht erſt einem beſonderen Nachſchlagewerke vorbehalten worden 
wäre. RA. Dr. Plum, Köln. 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


l Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Steuerrecht. 


1. Die Befreiung eines zu Schulzwecken 
vermieteten Gebäudes von der Grundvermögen⸗ 
und Hauszinsſteuer kommt bei geſetzlicher Miete 
dem Vermieter zugute. f) 

Die Kl. ſind Eigentümer des Grundſtücks Kloſterſtr. 19/21 
in B. Im Jahre 1902 wurde auf dieſem Grundſtück ein 
Hinterhaus gebaut und mit einer Bauhilfe der Bekl. zu 
6000 % als Schulhaus ausgebaut. Die Bekl. mietete dieſes 
Hinterhaus und verwendet es ſeitdem für Schulzwecke. Seit 
1. Okt. 1922 wurde auf Verlangen der Kl. geſetzliche Miete 
bezahlt. Dieſe wurde von den Kl. ſtets in voller Höhe ein⸗ 
gezogen, auch die 100% überſteigenden Gemeindezuſchläge 
wurden auf die Bekl. umgelegt. Weil die Kl. davon befreit 
waren, für das Schulgebäude Grundvermögen⸗ und Hauszins⸗ 
ſteuer zu bezahlen, verlangte die Bekl. anfangs 1927 Kürzung 
der Miete um die auf dieſe Steuern treffenden Beträge, und 
zog, da die Kl. hierauf nicht eingingen, vom März 1927 an 
die ihr entſprechend erſcheinenden Beträge von der Miete ab. 
Die Kl. ſtellten ſich auf den Standpunkt, daß die Steuer⸗ 
befreiung nur ihnen als den Hauseigentümern zugute komme 
und klagten die rückſtändige Miete ein. Die Bekl. dagegen 
ſteht auf entgegengeſetztem Standpunkt. Das OLG. hat der 
Klage ſtattgegeben, die Rev. der Bekl. hatte keinen Erfolg. 

Tatſache iſt, daß die Kl. für das Schulgebäude von der 
Bezahlung der Hauszinsſteuer, der Grundvermögenſteuer und 
den Zuſchlägen zu dieſen Steuern auf Grund des § 15 preuß. 
Geſ. über die vorläufige Erhebung einer Steuer vom Grund⸗ 
vermögen v. 14. Febr. 1923, 87 PrHausz StVO. v. 1. April 
1924, ſowie 83 Abſ. Le der Bek. v. 2. Juli 1926 i. Verb. m. 
§ 24 Prͤomm AbgG. v. 14. Juli 1893 befreit find, ob mit 
Recht oder Unrecht (vgl. die Entſch. des PrOVG. v. 12. Febr. 
1918: PrOG. 73, 164, v. 6. März 1928 und v. 4. März 
1927, abgedruckt bei Ernſt Pape, Das preuß. Hauszins⸗ 
und Vermögenſteuerrecht im Spiegel der Rſpr. des PrOVG. 
S. 207 Nr. 117 und S. 211 Nr. 121), muß für dieſen Rechts⸗ 
ſtreit dahingeſtellt bleiben. 

Das BG. führt hierzu im weſentlichen aus: Die geſetz⸗ 


Zu 1. Die weittragende grundſätzliche Bedeutung 
des vorſtehenden RG Urteils kann in vollem Umfange nur 
bei genauer Kenntnis der Begründung des BU. beurteilt werden. Das RG. 
geht über die Frage, ob zwiſchen den Parteien geſetzliche Miete galt 
und ob über die Berechtigung des Mieters zur Kürzung der geſetzlichen 
Miete um die darin für ssen u. dgl. enthaltenen Beträge das 
ordentliche Gericht oder das MEA. zu entſcheiden hat, mit der kurzen 
Bemerkung hinweg, daß die Ausführungen des BG. hierüber zu 
rechtlichen Bedenken keinen Anlaß geben. Da die diesbezüglichen Aus⸗ 
führungen des BG. für die Entſch. weſentlich waren, find fie durch 
die vom RG. ausgeſprochene Billigung auch Teil der Entſcheidungs⸗ 
gründe des RG. geworden. Das NG. hat damit die Anſicht des 
BG. gebilligt, daß die Erklärung aus SI RMietG. ſchon vor dem 
1. Juli 1922, dem Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes, mit 
der Wirkung abgegeben werden konnte, daß die geſetzliche Miete 
mit dem Zeitpunkt in Kraft trat, zu welchem am 1. Juli 1922 das 
Mietverhältnis gem. § 565 BGB. hätte gekündigt werden können. 
Da in überaus zahlreichen Fällen die Vermieter alsbald nach der 
am 28. März 1922 erfolgten Veröffentlichung des RMietGG. die Er⸗ 
klärung aus 8 1 abgegeben haben, iſt dieſe den Bedürfniſſen der 
Praxis Rechnung tragende Entſch. von größter praktiſcher Bedeutung. 

Noch wichtiger iſt die vom NG. gebilligte Stellung des BG. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


liche Miete ſei ein feſtſtehender Begriff, ihr Zweck ſei es nach 
dem Geſetze, den Grundſtückseigentümer in die Lage zu ſetzen, 
davon große und kleine Inſtandſetzungsarbeiten vornehmen 
und Verwaltungskoſten und Steuern des Grundſtücks beſtreiten 
zu können, ſie umfaſſe insbeſ. auch die zur Deckung der in 
Frage ſtehenden Steuern erforderlichen Beträge; ſie kommen 
dem Vermieter in vollem Umfange zu und dürfe nicht ge⸗ 
kürzt werden, wenn der Hausbeſitzer Ermäßigungen an Steuern 
und Zuſchlägen erfahre. Schulgebäude ſeien ſchlechthin von 
der Hauszinsſteuer und der Vermögenſteuer befreit. Steuer⸗ 
ſchuldner ſei bei dieſen Steuern der Hauseigentümer, der ſchon 
durch die Vermietung von Gebäuden zu Schulzwecken an 
der Zweckbeſtimmung teilnehme, dem allein als dem Steuer⸗ 
ſchuldner die Befreiung von der Steuer zugute komme ohne 
Rückſicht darauf, ob er ſelbſt die Gebäude zu Schulzwecken ver⸗ 
wende oder die Verwendung durch Dritte geſchehe. 

Die Rev. rügt Verletzung der oben angeführten Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und betont beſonders, die Minderung oder der 
Wegfall der Steuer komme nach dem Sinne der Hauszinsſteuer⸗ 
geſetzgebung demjenigen zugute, aus deſſen Perſon die Minde⸗ 
rung oder der Wegfall eintrete, nicht der Hauseigentümer, 
ſondern der Träger der einem öffentlichen Zwecke dienenden 
Anſtalt ſollten begünſtigt werden, habe doch auch die Bekl. 
ſelbſt Befreiung von den Steuern beantragt und erwirkt; nicht 
darauf komme es an, daß Steuerſchuldner der Eigentümer 
des Grundſtücks ſei, tatſächlich und wirtſchaftlich ſollten dieſe 
Steuern durch die Mieter aufgebracht werden, bei der Be⸗ 
meſſung der Miete ſollte auf dieſe Abgaben entſcheidend Rück⸗ 
ſicht genommen werden. 

Die Rev. kann keinen Erfolg haben. 

Das RG. hat ſchon in feiner Entſch. v. 6. Febr. 1927: 
RG. 116, 111?) zur Frage der rechtlichen Natur der Haus⸗ 
zinsſteuer Stellung genommen, von den dort ausgeſprochenen 
Grundſätzen abzugehen, beſteht auch für den vorliegenden Fall 
kein Anlaß. 

Die Reichsmietengeſetzgebung ging davon aus, daß der 
Mieter gegen Ausbeutung und Bewucherung geſchützt, anderer⸗ 
ſeits aber auch da, wo es nötig erſcheint, dem Vermieter im 
Ausgleich für die fortſchreitende Geldentwertung und dem⸗ 
gemäß ein den Zeit⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſen wenigſtens 
bis zu einem gewiſſen Grade entſprechender Gegenwert für 
ſeine Leiſtungen geſichert werden müſſe. Gleichzeitig war man 
auch bemüht, den Mehrwert, der bei ungeregelter Mietpreis⸗ 
bildung entſtehen würde, der Allgemeinheit dienſtbar zu machen 
und aus ihm die Mittel für die Wohnungsbautätigkeit zu 
gewinnen. Die Mißſtände, die in der Nachkriegszeit die freie 
Wirtſchaft insbeſ. auf dem Gebiete der Mietpreisbildung ge⸗ 
zeitigt hatte, machten es notwendig, daß der Geſetzgeber ſich 
der Mietzinsbildung annahm und dieſe nach genau feſtgelegten 
Grundſätzen regelte, wie dies, vorbehaltlich der den Parteien 
belaſſenen Vertragsfreiheit, im RMietGG. mit der Einführung 


) JW. 1927, 1930. 


zur Frage der Zuſtändigkeit des ordentlichen Gerichts. Das KG. hatte 
im RE. v. 3. Nov. 1928, 171 75/28 (Hertel, Mieterſchutz Bd. V, 17 
Nr. 451) den Rechtsſatz aufgeſtellt, das MEA. ſei zur Entſch. darüber 
zuſtändig, ob die Mieke zu ermäßigen iſt, weil der Hausbeſitzer nicht 
zur Hauszinsſteuer veranlagt iſt. In dem betr. Falle hatte es ſich 
um den Mieter eines Hauſes gehandelt, welches einem fremden Staate 
gehörte und von ihm als Geſandtſchaftsgebäude verwandt wurde und 
deshalb von der Hauszinsſteuer befreit war. Das KG. hatte die 
Zuſtändigkeit des MEN. damit begründet, daß es ſich in einem 
ſolchen Falle darum handle, wie hoch die geſetzliche Miete von Anfang 
an ſei, alſo um einen Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete, 
nicht darum, ob ein Teil der urſprünglich in voller Höhe anzuſetzenden 
geſetzlichen Miete aus bürgerlich⸗rechtlichen Gründen wieder in Weg⸗ 
fall gekommen iſt. Gegen dieſe Auffaſſung hatte das BG. ausführlich 
Stellung genommen und ausgeführt, daß in einem ſolchen Falle gar 
kein Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete vorliege, ſondern 
darüber, ob der Mieter verpflichtet iſt, die in ihrer Höhe unſtreitige 
geſetzliche Miete in vollem Umfange zu zahlen, oder ob er deshalb, 
weil von dem Eigentümer für ſeine Wohnung eine Hauszinsſteuer 
nicht erhoben werde, berechtigt iſt, eine Kürzung der Miete vor⸗ 
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der geſetzlichen Miete geſchehen iſt. Die Berückſichtigung der 
Belange der Vermieter und der Mieter ſowie die Verquickung 
der Mietpreisbildung mit der Steuergeſetzgebung brachten es 
mit ſich, daß die geſetzliche Miete je nach der Zweckbeſtimmung 
aus verſchiedenen Rechnungspoſten zuſammengeſetzt werden 
mußte. Daraus bildete ſich eben die geſetzliche Miete als ein 
ein für allemal feſtſtehender, nur unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen abänderbarer Normalſatz. Die geſetzliche Miete in 
ihrer Einheit iſt die Entſchädigung, die der Mieter an den 
Vermieter für die Überlaſſung des Raumes bezahlt. Ebenſo⸗ 
wenig wie der Mieter eine Herabſetzung der Miete z. B. des⸗ 
halb verlangen darf, weil der Vermieter den in der geſetzlichen 
Miete für laufende Inſtandſetzungsarbeiten enthaltenen Satz 
nicht benötigt oder verwendet, ebenſowenig kann er ſich im 
allgemeinen darauf berufen, daß dem Vermieter die Hauszins⸗ 
ſteuer erlaſſen oder ermäßigt iſt. Denn dieſer iſt der Steuer⸗ 
ſchuldner, er allein haftet für die auf ſeinem Grundſtücke 
haftende Laſt, ohne Rückſicht darauf, ob es ihm gelingt, die 
Miete von ſeinen Mietern einzuziehen oder nicht. Soviel 
das Geſetz Steuerbefreiung oder -ermäßigung zuläßt, find, 
abgeſehen von Gründen, die in dem Steuerobjekt, dem Grund⸗ 
ſtücke ſelbſt liegen können, allein die perſönlichen Verhältniſſe 
des Vermieters maßgebend, diejenigen des Mieters nur in⸗ 
ſofern, als es eine unbillige Härte gegen den Vermieter ſein 
würde, wenn dieſer Steuer würde bezahlen müſſen, ihm ſelbſt 
aber infolge der Notlage des Mieters die Beitreibung des 
Mietzinſes nicht möglich wäre. Da der Vermieter aus der 
geſetzlichen Miete auch die auf den Grundſtücken ruhenden 
öffentlichen Laſten zu tragen hat, hat er die von den Mietern 
zu dieſem Zwecke in der geſetzlichen Miete gezahlten Beträge 
in voller Höhe an die Finanzbehörde abzuliefern. Dies iſt 
eben die Folge davon, daß der Geſetzgeber bei der Bemeſſung 
der geſetzlichen Miete die vom Hauseigentümer zu zahlende 
Steuer berückſichtigt, dieſem einen gewiſſen Betrag der Miete 
mit Rückſicht auf den ihm durch den Währungsverfall ohne 
innere Berechtigung zuteil gewordenen Entlaſtungsgewinn von 
dem Ertrage der ihm verbliebenen Sachwerte von vornherein 
weggeſteuert hat. Der Mieter bezahlt heute in der Tat nicht 
mehr Miete, als er nach der Vorausſicht des Geſetzgebers und 
ohne deſſen Einſchreiten bei Fortdauer der freien Wohnungs⸗ 
wirtſchaft würde haben bezahlen müſſen. Wenn alſo Umſtände 
vorliegen, die das Wegfallen oder die Herabſetzung der Haus⸗ 
zinsſteuer rechtfertigen, ſo kann und dies nur dem Haus⸗ 
eigentümer als dem ausſchließlich von der Steuer betroffenen 
Steuerträger zugute kommen, nicht aber dem Mieter. Daß 
die Bekl. ſelbſt Steuerbefreiung nachgeſucht und erwirkt hat, 
ändert in dem Steuerverhältniſſe der Kl. ſelbſtverſtändlich 


zunehmen. Es handle ſich alſo nicht um die Anwendung des Mieth. 
und der dazu erlaſſenen AusfBeſt., ſondern darum, wem nach 
bürgerlichen Recht, zu welchem auch die Steuergeſetze, insbeſ. die 
III. StNotVO. und das GeldEntwAusglG. ſowie die daraufhin er⸗ 
gangenen Landesgeſetze gehören, die Befreiung von der Hauszinsſteuer 
im Endergebnis zugute kommen ſolle 

Da dieſe Ausführungen des BG. nach dem RG. keinen recht⸗ 
lichen Bedenken unterliegen, ſo ergibt ſich wiederum eine Divergenz 
zwiſchen der Rechtsauffaſſung des höchſten Gerichtshofes des Reiches 
und dem mit der authentiſchen Auslegung der Mietgeſetzgebung für 
die Rſpr. der MEN. und der Beſchwerdeſtellen in Preußen betrauten 
Stelle. Es erſcheint danach nicht ausgeſchloſſen, daß das RG. auch 
in anderen Fällen dem KG. hinſichtlich der Zuſtändigkeit der 
ME. nicht beipflichten wird. So erachtet z. B. das KG. die MEN. 
für zuſtändig bei einem Streit darüber, ob der Vermieter berechtigt 
iſt, das Waſſergeld umzulegen (RE. v. 7. Mai 1929, 17 Y 30/29: 
Hertel, Mieterſchutz Bd. VI, 17 Nr. 517), ob zwiſchen dem Ver⸗ 
mieter und ſämtlichen an den Fahrſtuhl angeſchloſſenen Mietern eine 
Vereinbarung über anderweitige Umlegung der Fahrſtuhlkoſten ge⸗ 
troffen worden iſt und welchen Inhalt dieſe Vereinbarung hat (vgl. 
die RE. v. 16. Mai 1927, 17 1 39/27, bzw. v. 20. Febr. 1928, 
17 J 428: Hertel Bd. V. 12 bzw. 14 Nr. 342 bzw. 394), ob ſämt⸗ 
liche Mieter auf die Benutzung des Fahrſtuhls verzichtet haben (RE. 
v. 19. März 1928, 17 Y 25/28: Hertel a. a. O. Bd. V. 15 Nr. 407), 
ob der Mieter an den Fahrſtuhl angeſchloſſen iſt u. dgl., und die 
Gemiſchte Kommiſſion auch darüber, ob der Mieter die Schönheits⸗ 
reparaturen übernommen hat und daher die geſetzliche Miete um 
4% kürzen darf (Beſchl. v. 27. April 1928 bzw. 26. April 1929: 
EA. S. 698 bzw. 842). In all dieſen Fällen handelt es ſich m. E. 
nicht um einen Streit über die Höhe der geſetzlichen Miete i. S. 
von 81 Abſ. 2 RMietG., ſondern darum, welche Art der geſetzlichen 
Miete zur Anwendung zu kommen hat, ob die normale geſetzliche 
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nichts, hat auch keine Einwirkung auf das Mietverhältnis der 
Parteien. 

Die Hauszinsſteuer iſt keine Mietzinsſteuer, die nach dem 
Wohnungsaufwand des Mieters bemeſſen würde, ſondern ſie 
trifft zugunſten der öffentlichen Hand den Ertrag des Grund⸗ 
ſtücks als Grundſteuer, die auf den Entlaſtungsgewinn 
des Hauseigentümers gelegt iſt. 

Dasſelbe gilt für die Grundvermögenſteuer, auf deren 
Syſtem die Hauszinsſteuer aufgebaut iſt (vgl. 88 2, 7 
PrStRot VO. v. 1. April 1924), und die Zuſchläge hierzu. 
Die III. StRotVO. gab zunächſt nur vorbereitende Maß⸗ 
nahmen für den Geldentwertungsausgleich bei Grundſtücken. 
Nach ihr ſollte die Beſteuerung nach Belieben der Länder in 
Form einer beſonderen Aufwertungsſteuer oder (welchen Weg 
Preußen eingeſchlagen hat) einer Steuer vom Grundvermögen 
erfolgen. Schon hier war in § 28 Nr. 6 vorgeſehen, daß der 
Vermieter, ſoweit die Steuer nach den Beſtimmungen eines 
Landes nicht in der geſetzlichen Miete enthalten ift, berechtigt 
ſein ſollte, ſie auf die Mieter umzulegen, auch im Falle 
der Befreiung zur Umlegung eines der vollen Steuer 
entſprechenden Betrags berechtigt ſein ſollte. Dieſelbe Be⸗ 
ſtimmung übernahm § 4 Nr. 6 Geld EntwAusglGG. v. 1. Juni 
1926. Zur Deckung der durch die III. StNotVO. notwendig 
gewordenen Ausgaben wurde dann durch die PrStNot VO. 
v. 1. April 1924 im Zuſammenhang mit der Regelung des 
Mietweſens eine beſondere Steuer (Hauszinsſteuer) ein⸗ 
geführt, nachdem ſchon das Geſ. v. 14. Febr. 1923 eine 
Steuer vom Grundvermögen zugeordnet hatte. Nach beiden 
Geſetzen iſt der Hauseigentümer der Steuerſchuldner, in beiden 
iſt insbeſ. auch die in §S 24 Komm AbgG. vorgeſehene Steuer⸗ 
befreiung aufgenommen. 818 des Gef. v. 14. Febr. 1923 gibt 
weiter aber auch Vorſchriften über die Erhebung von gemeind⸗ 
lichen Zuſchlägen zur Grundvermögenſteuer. Auf dieſen beiden 
Geſetzen aufbauend beſtimmt endlich die PrMietzVO. vom 
1. Juli 1924 ab v. 25. Juli 1924, daß 1. aus der geſetzlichen 
Miete neben den Betriebskoſten ſämtliche auf dem Grundſtück 
ruhenden Laſten zu entrichten ſind, daß 2. in Gemeinden, 
in denen der Zuſchlag zur Grundvermögenſteuer mehr als 
1000 beträgt, der Vermieter berechtigt fein ſoll, den 100 
überfteigenden Betrag umzulegen, daß 3. die Umlagen nach 
dem Verhältnis der freien Friedensmiete zu erfolgen haben 
und dabei auch Räume zu berückſichtigen ſind, für die nicht 
die geſetzliche Miete gezahlt wird oder die nicht vermietet ſind. 

Aus alledem geht hervor, daß ein Unterſchied zwiſchen 
Hauszinsſteuer und Grundvermögenſteuer nebſt Zuſchlägen 
nicht zu machen iſt, beide ſind Teile der geſetzlichen Miete 
und in ihr eingerechnet. Dies gilt insbeſ. auch für die Zur 


Miete oder eine der Modifikationen, wie ſie unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen in 88 7, 9 der VO. v. 17. April 1924 bzw. Ab. 8 der VO. 
v. 25. Juni 1924 vorgeſehen find, und zur Entſcheidung hierüber iſt 
ebenſo wie darüber, ob überhaupt geſetzliche Miete zwiſchen den Par⸗ 
teien gilt, das ordentliche Gericht zuſtändig. 

Auch in materieller Hinſicht ſteht die Entſch. des RO. in Wider⸗ 
ſpruch zu derjenigen des RE. v. 3. Nov. 1928, 17 Y 75/28: Hertel 
Nr. 451. Wenn das KG. ſich auch über die Berechtigung der Kürzung 
der Hauszinsſteuer nicht ausſpricht, ſo ſcheint es doch dieſe Be⸗ 
rechtigung des Mieters bejahen zu wollen, da es von der Möglich⸗ 
Reit ausgeht, daß infolge der Hauszinsſteuerfreiheit des Grundſtücks 
die geſetzliche Miete von Anfang an eine Anderung erfahren hat. Nach 
dem RG. iſt dagegen die Steuerfreiheit eines Grundſtücks ohne Einfluß 
auf die Höhe ber geſetzlichen Miete, d. h. der Mieter hat auch in 
dieſem Falle die volle geſetzliche Miete und im Wege der Umlage 
den über 100% hinausgehenden Gemeindezuſchlag zu zahlen, obwohl 
dieſer wegen der Steuerfreiheit des Grundſtücks gar nicht vom Ver⸗ 
mieter erhoben wird. 

Dem RE. iſt zuzuſtimmen. Es ift nicht einzuſehen, weshalb ein 
Mieter, der in der geſetzlichen Miete ohnehin kaum das zahlt, was 
er bei Freigabe der Mietzinsbildung für die Raumüberlaſſung würde 
zahlen müſſen, lediglich deshalb eine geringere Miete zu zahlen braucht, 
weil der Vermieter für das Grundſtück aus öffentlich⸗rechtlichen Er⸗ 
wägungen Keine Abgaben zu zahlen hat. Auch jetzt, wo in Preußen 
auf Grund der LockVO. die für Schulzwecke vermieteten Räume 
nicht mehr dem HMiet®. unterliegen, dürfte es den Mietern nicht 
gelingen, im Wege der freien Vereinbarung wegen der Steuerfreiheit 
des Grundſtücks einen hinter der geſetzlichen Miete zurückbleibenden 
Vertrag zu erreichen, und auch für die Frage der Angemeſſenheit der 
Vergütung i. S. des § 49 a MietSchGG. iſt die Steuerbefreiung des 


Grundſtücks ohne Belang. e e 
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ſchläge zur Grundvermögenſteuer, die, wenn fie auch nicht 
in der reinen geſetzlichen Miete enthalten ſind, doch dieſe er⸗ 
höhen und damit einen Beſtandteil dieſer erhöhten geſetzlichen 
Miete bilden. 

Eine andere Beurteilung verträgt auch die Frage nicht, 
die engerer Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt. 

Wie auch das BG. betont hat, waren ſchon nach 
83 Nr. 3 des Gef. betr. die Einführung einer allgemeinen 
Gebäudeſteuer v. 21. Mai 1861 „Univerſitäts⸗ und andere 
zum öffentlichen Unterricht beſtimmte Gebäude“ von der 
Entrichtung der Gebäudeſteuer befreit. Dieſe Beſtimmung 
übernahm wörtlich §S 241 Prͤomm AbgG. v. 14. Juli 1893, 
ſie ging von da in die neue Grundvermögen⸗ und Hauszins⸗ 
ſteuergeſetzgebung über. Es kam und kommt alſo nicht darauf 
an, von wem eine Schule betrieben wird, ob vom Hauseigen⸗ 
tümer oder einem Dritten, von einer öffentlichen oder privaten 
Körperſchaft oder einer Privatperſon. Ausſchlaggebend iſt nur, 
daß das Gebäude zum öffentlichen Unterricht überhaupt be⸗ 
ſtimmt iſt, der Grund für die Befreiung ſolcher Gebäude 
iſt alſo lediglich der Zweck, für den ſie beſtimmt ſind, eine 


Zu 2. A. Anm. Lehmann, ebenda. 

B. I. Am 8. Juni 1926 hat der RH. auf Anſuchen des RSM. 
ein Gutachten über die Frage erſtattet, ob die Sicherungsübereignung 
ein die Veräußerung hinderndes Recht i. S. § 301 begründet, d. h. 
ob der Sicherungseigentümer der Pfändung wegen Steuerſchulden des 
Übereigners widerſprechen kann (RFH.19, 1260). Der RFH. verneinte 
die Frage, ſprach aber zugleich aus, daß der Sicherungseigentümer 
vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlös verlangen könne. Schon 
damals erregte es Befremden, daß der RM. bei dem NFH. ein 
Gutachten einforderte in einer Frage, die ihrem Weſen nach eine 
privatrechtliche iſt und deren Entſch. zur Zuſtändigkeit der ordent⸗ 
lichen Gerichte gehört. Was nützte in einer ſolchen Frage ein Gut⸗ 
achten des Rö, mochte es noch fo gut begründet fein? Und mußte 
nicht ein ſolches Gutachten aus naheliegenden pſychologiſchen Grün⸗ 
den den Widerſpruch der ordentlichen Gerichte wachrufen? Die Siche⸗ 
rungseigentümer ließen ſich durch das Gutachten des R§H. von 
Widerſpruchsklagen nicht abſchrecken. Die Inſtanzgerichte ſtellten 
ſich mit wenigen Ausnahmen gegen den Rö H. und bejahten das 
Widerſpruchsrecht des Sicherungseigentümers. Der Entſch. des RG. 
ſah man mit Spannung entgegen. Es ſtand nicht nur die Stellung 
des Steuerfiskus gegenüber dem Sicherungseigentümer zur Entſch., 
vielmehr das allgemeine grundlegende Problem, ob die Sicherungs⸗ 
übereignung ein die Veräußerung hinderndes Recht begründet oder 
nicht. Es handelt ſich — wie Hoeniger: JW. 1928, 2371 be⸗ 
merkte — „um eine Willensentſcheidung über eine wirtſchaftlich äußerst 
bedeutſame Sachlage, die dem RG. größte Verantwortung auf- 
erlegte“. Das RG. hat nunmehr geſprochen und gleichfalls gegen 
den RFH. Stellung genommen. Lieſt man das Gutachten des RFH. 
und im Anſchluß daran das jetzt ergangene Urteil des RG., jo iſt 
man auf den erſten Blick geneigt, dem Gutachten den Vorzug zu 
geben. Es iſt friſch und zugreifend geſchrieben; unbekümmert um 
überlieferte Rechtsbegriffe ſucht es eine Löſung, die der wirtſchaft⸗ 
lichen Sachlage gerecht wird und glaubt, dieſe gefunden zu haben. 
Dagegen find die Gründe des RG. ſehr knapp, ſehr kühl und nuch⸗ 
tern, in der Polemik gegen den RFH. leiſe ironiſch gefärbt; fie 
klingen formaliſtiſch und negativ. Aber wenn man der Sache auf 
den Grund geht, erkennt man, daß das RG. recht hat und daß die 
Gründe des Gutachtens nicht ſtichhalten, weder rechtlich noch wirt⸗ 
ſchaftlich. 

II. Nach 8 80 Abſ. 1 Satz 1 RAbgO. wird, wer einen Gegen⸗ 
ſtand als ihm gehörig beſitzt, i. S. der Steuergeſetze wie ein Eigen⸗ 
tümer behandelt. Der RF. hatte aus dieſer Beſtimmung her⸗ 
geleitet, daß im Falle der Sicherungsübereignung der Schuldner 
und nicht der Sicherungseigentümer als Eigentümer zu behandeln 
ſei. Dem tritt das RG. entgegen. Der Schuldner beſitzt nicht für 
ſich, ſondern für den Gläubiger; er iſt Fremdbeſitzer, nicht Eigen⸗ 
beſitzer. Die Entſtehungsgeſchichte des 8 80 RAbgd. ergebe nichts 
Gegenteiliges. Das RG. trifft hier ſicher das Richtige. Es hätte 
aber hinzufügen können, daß feine Auslegung des 8 80 den Steuer⸗ 
behörden nicht das Recht beſtreiten ſoll, bei der Veranlagung — 
alſo im Verhältnis zwiſchen Steuerfiskus und Steuerſchuldner — 
die übereignete Sache als Vermögen des Schuldners anzuſehen. Um 
zu dieſem Ergebnis zu gelangen, bedarf es nicht der verwirrenden 
Theorie von einem beſonderen „ſteuerrechtlichen Eigentum“. Es 
folgt einfach daraus, daß bei der Steuerveranlagung wirtſchaftliche 
Begriffe im Vordergrund ſtehen und der Rechtsbegriff des Eigen⸗ 
tums beſſer überhaupt außer Betracht gelaſſen wird (KG.: IW. 
1928, 2372). Keinesfalls hat der $ 80, mag man ihn auslegen wie 
man will, eine Bedeutung für das Steuererhebungsver⸗ 
fahren, insbeſ für die Auslegung des 8 301 RAbgO. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung hat überhaupt keinen materiellen Inhalt, ſie beſagt ledig⸗ 
lich, daß, wer ein die Veräußerung hinderndes Recht behauptet, 
ſeinen Widerſpruch im Wege der Klage (bei den ordentlichen Ge⸗ 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 
ſolche Beſtimmung kann aber rein tatſächlich und rechtlich 
nur der Hauseigentümer treffen, der ja auch der Steuer⸗ 
pflichtige iſt. Grundſätzlich iſt alſo deſſen Wille maßgebend. 
Stellt ein Hausbeſitzer einem anderen ſein Grundſtück zu 
Unterrichtszwecken zur Verfügung, dann verfolgt er durch 
den anderen dieſen Unterrichtszweck. Vorausgeſetzt, daß der 
Hauseigentümer durch dieſe Überlaſſung nicht überwiegend 
Erwerbszwecke im Auge hat, wird das Gebäude von ſeiner 
Steuerlaſt befreit. Die Wohltat dieſer Befreiung kann nur 
dem Hauseigentümer und wirklichen Steuerſchuldner von⸗ 
ſtatten kommen. 

(U. v. 4. Juli 1929; 156/29 VIII. — Breslau.) [Ku .] 


2. 88 80, 301 Abſ. 1 RAbg O.; 8 930 BG B.; 
8 771 3 PO. Die Sicherungsübereignung iſt auch 
gegenüber der Steuer forderung des Reichs ein 
die Veräußerung hinderndes Recht. f) 

(U. v. 9. April 1929; 536/28 VII. — Altona.) [Ku.] 

Abgedr. JW. 1929, 1878 8. 


richten) geltend zu machen hat. Was Veräußerung hindernde Rechte 
ſind, iſt lediglich dem bürgerlichen Recht zu entnehmen (Liebiſch: 
JW. 1928, 946). 

III. Der eigentliche Fehler des Gutachtens und der Grund, 
weshalb es ſich in der Praxis nicht durchſetzen kann, liegt in 
einem doppelten: 

a) Das Gutachten des RF. ſchafft zweierlei Recht. Es bevorzugt 
den Steuerfiskus gegenüber den Privatgläubigern des Schuldners. Dieſe 
müſſen auf Intervention des Sicherungseigentümers freigeben. Man 
denke daran, daß zunächſt ein Privatgläubiger und dann der Fiskus 
gepfändet hat: dann teilen ſich Sicherungseigentümer und Fiskus in 
den Erlös; der Privatgläubiger muß auf Verlangen des Eigentümers 
freigeben und geht trotz ſeines zeitlichen Vorranges leer aus. Zutreffend 
bemerkt das KG. in feiner bereits erwähnten Entſch.: „Das Geſetz 
bietet keine Handhabe, den Steuerfiskus bei der Zwangsvollſtreckung 
in vom Schuldner ſicherungshalber übereignete Gegenſtände beſſer zu 
ſtellen, als irgendeinen anderen Gläubiger. Auch der Steuerfiskus 
muß als Vollſtreckungsgläubiger die Rechtsverhältniſſe ſo hinnehmen, 
wie fie durch die allgemeine Rechtsordnung geregelt find.” 

b) Die Sicherungsübereignung gilt dem RFH. als Pfandrechts⸗ 
erſatz, als „verſchleierte Pfandbeſtellung“. Iſt aber der Siche⸗ 
rungseigentümer, wie es der RZH. will, dem Pfandgläubiger gleich⸗ 
zuſtellen, ſo folgt gerade daraus, daß ihm das Widerſpruchsrecht ge⸗ 
eben werden muß. Der Pfandgläubiger iſt im Beſitze der Pfand⸗ 
ſache; regelmäßig im unmittelbaren Beſitz, und ſchließt ſchon 
hierdurch tatſächlich die Pfändung anderer Gläubiger regelmäßig 
aus. Kommt eine ſolche Pfändung vor, fo kann ihr der Pfand⸗ 
gläubiger mit der Widerſpruchsklage nach 8 771 oder der Er⸗ 
innerung nach § 766 ZPO. begegnen. Die Widerſpruchsklage des 
Pfandgläubigers iſt auch in den Ausnahmefällen begründet, wo 
er nur mittelbarer Beſitzer iſt und z. B. auf Grund von Lager⸗ 
ſchein oder Ladeſchein die Verfügung über die Pfandſache hat 
(Stein⸗Jonas, ZRO. 8 805,1). Deshalb iſt es unrichtig, wenn 
der RF. meint, daß nach bürgerlichem Recht der Sicherungs⸗ 
eigentümer im Konkurſe dem Pfandgläubiger gleichgeſtellt ſei, 
außerhalb des Konkurſes dagegen nicht. Vielmehr werden beide 
Gruppen von Sicherungsberechtigten gleich behandelt: außerhalb des 
Konkurſes können fie der Pfändung dritter Perſonen widersprechen, 
im Konkurſe dagegen nicht. Die für den Fall des Konkurſes ge⸗ 
troffene Regelung hat ihren Grund darin, daß der Konkurs eine 
Zwangsliquidation iſt. Deshalb räumt 8 127 KO. dem Konkurs⸗ 
verwalter das Recht ein, die Verwertung eines zur Maſſe gehörigen 
Gegenſtandes, an welchem ein Gläubiger ein durch Rechtsgeſchäft be⸗ 
ſtelltes Pfandrecht oder ein dieſem gleichſtehendes Recht beanſprucht, 
nach Maßgabe der Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung oder 
über den Pfandverkauf zu betreiben. Mit Recht hat die Rſpr. dieſen 
Grundſatz auf die Sicherungsübereignung ausgedehnt. 

IV. Bei dem Inkrafttreten des BGB. hatte das RE. die 
„Willensentſcheidung“ zu treffen, ob die Sicherungsübereignung zu⸗ 
zulaſſen oder als Scheingeſchäft oder Umgehungsgeſchäft abzulegen 
ſei. Das NG. hat ſich damals für die Zulaſſung dieſer Rechts⸗ 
form entſchieden. Wahrſcheinlich mit Recht, denn die Sicherungsüber⸗ 
eignung hatte ſchon damals im Verkehr Aufnahme gefunden und 
wurde keineswegs ausſchließlich oder vorzugsweiſe zu unlauteren 
Zwecken verwendet. Seitdem iſt ſie ein ſehr verbreitetes Mittel der 
Kreditſicherung geworden. Sie würde entwertet und ihrer prak⸗ 
tiſchen Bedeutung zum großen Teil entkleidet werden, wenn man 
das bisher in der Rſpr. anerkannte Widerſpruchsrecht des Siche⸗ 
rungseigentümers gegenüber Pfandungen anderer Gläubiger be 
ſeitigen wollte. Wer würde geneigt ſein, auf Sicherungsübereignung 
Kredit zu gewähren, wenn er damit rechnen müßte, daß am nächſten 
Tage ein anderer Gläubiger kommt und in die übereigneten Gegen⸗ 
ſtände vollſtreckt? Es iſt bekannt, wie troſtlos in der gegenwärti⸗ 
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2. Stempelrecht. 


* 3. 884 Abſ. 2, 6 Abſ.9 LStempStG. Wert⸗ 
bemeſſung einer Vollmacht, durch die ein Bank⸗ 
kunde einem Dritten den Zutritt zu ſeinem bei 
der Bank gemieteten Schrankfach geſtattet. f) 


Der Kl. hat von der Direktion der Disconto⸗Geſellſchaft 
gegen ein jährliches Entgelt von 9 N ein Schrankfach in 
einem Gebäude dieſer Bank gemietet. Er überſandte ihr fol⸗ 


gende, v. 15. März 1928 datierte Erklärung: 
„Vollmacht. 


Der Diseklion der Disconto⸗Geſellſchaft zeige ich hier⸗ 
mit an, daß ich meiner Ehefrau Vollmacht erteilt habe, mein 
Recht auf Zutritt zu dem von mir gemieteten Schrankfach 
Nr. 1432 auszuüben. 

Dieſe Vollmacht ſoll durch meinen Tod nicht erlöſchen, 
ſondern bis auf Widerruf durch meine Erben rechtsverbind⸗ 
lich bleiben. 

Mit den für die Vermietung der Schrankfächer geltenden 
Bedingungen der Direktion der Disconto⸗Geſellſchaft habe ich 
meinen Bevollmächtigten bekannt gemacht. 

Der Bevollmächtigte darf dieſe Vollmacht nicht weiter 
übertragen.“ 

Unterzeichnet war das Schriftſtück vom Kl. und ſeiner 
Ehefrau ſowie von einem Zeugen. 

Auf Verlangen des Finanzamtes wurde die Urkunde nach 
TarSt. 19 Abſ. 1,3 PrStempStG. v. 27. Okt. 1924 als 
Vollmacht, bei welcher der Wert des Gegenſtandes nicht 
ſchätzbar iſt, mit 1,50 % verſtempelt. Der Kl. fordert mit 
der im Mai 1928 eingereichten Klage die Rückzahlung des 


gen Zeit der Geldknappheit die Ergebniſſe von Verſteigerungen ſind. 
Beſchränkt man den Sicherungseigentümer auf den Anſpruch auf 
bevorzugte Befriedigung aus dem Erlös, ſo wird in vielen Fällen 
das Ergebnis herauskommen, daß der Erlös die Forderung des 
Sicherungseigentümers zum einen Teil deckt, während der pfändende 
Gläubiger, mag es nun der Steuerfiskus oder ein Privatgläubiger 
fein, leer ausgeht (vgl. KG.: JW. 1928, 972). Das führt zur un⸗ 
nützen Zerſtörung wirtſchaftlicher Werte. Wenn der RH. Bezug 
nimmt auf den 8 319 RAbgO., fo trifft dies nicht zu. Dieſe Be⸗ 
ſtimmung entſpricht dem 8 805 ZPO. und ſpricht von dem Falle, 
daß einem Dritten, der nicht im Beſitze der Sache iſt, ein 
Pfand⸗ oder Vorzugsrecht zuſteht. Der Sicherungseigentümer iſt 
mittelbarer Beſitzer; auf ihn finden, wie erwähnt, 8 805 ZPO. und 
8301 RAbgoO. keine Anwendung. 

Der Standpunkt des RF. iſt hiernach aus rechtlichen wie aus 
wirtſchaftlichen Gründen abzulehnen. Er würde in nicht ſeltenen 
Fällen zur Benachteiligung gerade des Steuerfiskus führen. Denn 
dieſer ſchließt in neuerer Zeit mehr und mehr Übereignungsverträge 
mit dem Schuldner ab. Nur wer wie Hoeniger das Inſtitut der 
Sicherungsübereignung ausrotten möchte, kann ſich dem Standpunkt 
des Gutachtens anſchließen. Es liegt auf der Hand, daß die Gerichte 
dazu nicht die Hand bieten können. Die Sicherungsübereignung iſt 
änderungsbedürftig; aber die Reform kann nicht im Wege der 
Rſpr., ſondern nur im Wege der Geſetzgebung erfolgen im Zu⸗ 
ſammenhang mit einer Anderung unjeres Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahrens. 

V. Wenn auch das Widerſpruchsrecht des Sicherungseigen⸗ 
tümers begründet iſt, ſo ſind deswegen die ſonſtigen Gläubiger des 
Übereigners keineswegs wehrlos. Sie können den Anſpruch des 
Übereigners auf Rückübertragung der Sache oder ſeine Anwartſchaft 
auf Rückerwerb pfänden und ſich überweiſen laſſen. Alsdann ſind 
ſie berechtigt, die Forderung des Sicherungseigentümers abzulöſen. 
Der Schuldner iſt nicht berechtigt, der Ablöſung zu widerſprechen. 
Auf ſolche Weiſe geht das Eigentum auf den Übereigner zurück und iſt 
Gegenſtand der Vollſtreckung. Das Vorſtehende entſpricht der gegenwärtig 
h. M.; eine andere Anſicht geht noch weiter und nimmt an, daß ſchon 
die bloße Sachpfändung ausreicht und dem Gläubiger das Recht zur Ab⸗ 
löſung gibt (jo ſchon James Breit, Abzahl®.: Handelsgeſetze des 
Erdballs XIII, 1274/75). Freilich hat bisher die Ablöſung durch 
den pfändenden Gläubiger in der Praxis kaum Bedeutung erlangt. 
Es hat dies in der Hauptſache ſeinen Grund darin, daß die Ver⸗ 
ſteigerungen durch den Gerichtsvollzieher kaum jemals zu ange⸗ 
meſſenen Ergebniſſen führen. Neuerdings ſcheint die Praxis dazu 
überzugehen, mehr und mehr an Stelle der Verſteigerung den frei⸗ 
händigen Verkauf durch einen Taxator oder eine andere geeignete 
Perſon zuzulaſſen; unter Umſtänden unter Stundung des Kauf⸗ 
preiſes. Wenn dieſe Übung ſich durchſetzt, ſo iſt damit zu rechnen, 
daß die pfändenden Gläubiger mehr als bisher geneigt ſein werden, 
im Falle einer Sicherungsübereignung den für die Ablöſung er⸗ 
forderlichen Betrag aufzuwenden. 

RA. Dr. Willy Kaufmann, Leipzig. 
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Betrags. Das LG. wies die Klage ab. Auf die Berufung 
des Kl. verurteilte das KG. den Bekl., ihm 1,50 % zu 
zahlen. Das RG. hat wieder aufgehoben. 

Der Ber. läßt unentſchieden, ob das zu beurteilende 
Schriftſtück als eine Vollmacht i. S. des Abſ. 1 der TarSt. 19 
StempStG. oder als eine ſog. Vollmachtgeſtändnisurkunde 
i. S. des Abf. 4 der TarSt. anzuſehen ift, was der Kl. hilfs⸗ 
weiſe geltend gemacht hatte. Indem er unterſtellt, es liege 
eine Vollmacht vor, verneint der Vorderrichter — in Über⸗ 
einſtimmung mit den Ausführungen des Kl. — deren Stempel⸗ 
pflichtigkeit deshalb, weil der Wert ihres Gegenſtandes dem 
Werte des zwiſchen dem Kl. und der Bank geſchloſſenen 
Schrankfachvertrages, eines Mietvertrages, gleichzuachten und 
gemäß 8 6 Abſ. 9 StempStG. auf das Zwölfeinhalbfache 
des jährlichen Mietzinſes, alſo 125,50 K (richtig 9 12,5 
112,50 %) zu berechnen fei, woraus ſich nach 8 4 Abſ. 1 a 
Stemp&t®. die Stempelſteuerbefreiung ergebe. 

Die Rev. greift dieſe Auffaſſung des BG. als rechts⸗ 
irrig an, indem fie ſich auf Rechtsausführungen, des erk. 
Sen. in ſeinem Urt. v. 25. Okt. 1918 (RG. 94, 74 1)) ſtützt. 
Die Berechtigung ihrer Rüge iſt anzuerkennen. Mit dem BG. 
iſt zunächſt davon auszugehen, daß eine Vollmacht (Voll⸗ 
machtverfügungsurkunde) nach TarSt. 19 Abſ. 1 StempStG. 
in Frage ſteht. Daß dabei das Erfordernis der Bevoll⸗ 
mächtigung zur Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur 
für den Vollmachtgeber erfüllt ſein würde, hat der Senat 
in ſeinem angeführten, eine gleichartige Vollmachtserteilung 
eines Schrankfachkunden einer Bank betreffenden Urteil be⸗ 
reits dargelegt; daß damals TarSt. 73 des StempStG. 
v. 30. Juni 1909 anzuwenden war, macht keinen Unterſchied, 
da die einſchlagenden Vorſchriften des damaligen und des jetzt 


) JW. 1919, 111. 


Zu 3. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. 

Es handelt ſich hier darum: ob und in welcher Höhe eine 
mit „Vollmacht“ überſchriebene Urkunde auf Grund des preuß. 
Stempelſteuergeſetzes ſtempelpflichtig iſt, in welcher der Ehemann 
feiner Bank anzeigt, daß er ſeiner Ehefrau Boll» 
macht erteilt habe, ſein Recht auf Zutritt zu dem 
gemieteten Schrankfach auszuüben. 

Aus dieſem Tatbeſtand ergeben ſich folgende Fragen: 

1. Kommt hier überhaupt eine Vollmacht „zur Vornahme von 
Geſchͤften rechtlicher Natur für den Vollmachtgeber“ in Be 
tracht? (TarSt. 19 Abi. 1). 

II. Liegt ein Befreiungsgrund nach TarSt. 19 Abſ. 4 vor, 
weil es ſich vielleicht nur um eine „Vollmachtgeſtändnis⸗ 
urkunde“ handelt!? 

III. Falls ein Stempel in Frage kommt, wie iſt er zu be⸗ 
rechnen? 

Zu I. Nicht ſtempelpflichtig find Vollmachten, die ſich nicht 
auf die Vornahme von Geſchäften rechtlicher Natur beziehen 
(TarSt. 19 Abſ. 1). Der Ausdruck „rechtlicher Natur“ iſt aber nicht 
nur gleichbedeutend mit „Rechtsgeſchäften“, ſondern weitergehend. 
In RG. 94, 76 JW. 1919, 111 hat das RG. überzeugend dar⸗ 
gelegt, daß es ſich bei dem Schrankfachvertrag nicht nur um ein 
Zugangsrecht und Verfügungsrecht des Bankkunden handele, ſondern 
auch um eine überwachungs⸗ und Mitwirkungspflicht der Bank. 
Wenn der Bankkunde die ihm höchſt perſönlich eingeräumten Rechte 
auf einen Bevollmächtigten übertrage, ſo geſchehe dies, damit der 
Bevollmächtigte die höchſt perſönlichen Rechte des Kunden ausübe und 
ſomit ein Geſchäft rechtlicher Natur vornehme. Das RG. 
bejaht deshalb auch hier die Vorausſetzungen der Begriffsbeſtimmung. 

Zu II. Dennoch würde eine Stempelpflicht nicht beſtehen, wenn 
dieſe „Vollmacht“ unter den Abſ. 4 der TarSt. 19 zu ſubſumieren 
wäre. Nach dieſer Vorſchrift ſind ſolche Schriftſtücke ſtempelfrei, „in 
welchen jemand einem Dritten gegenüber erklärt, daß er einem 
anderen die Vornahme einer Angelegenheit rechtlicher Natur auf⸗ 
getragen habe“ (ſog. „Vollmachtgeſtändnisurkunde“). Nur dann 
tritt, wie es dort weiter heißt, die Befreiung nicht ein, wenn die 
Verkehrsſitte eine Vollmacht erfordert und durch das Schrift⸗ 
ſtück die förmliche Vollmacht erſetzt werden ſoll. 

Der Unterſchied der Abſ. 1 u. 4 iſt in RG. 55, 375, ferner 
104, 358 und kürzlich wieder in JW. 1929, 2151 (480/28 VII) 
dargelegt. Danach betrifft Abſ. 1 lediglich die unmittelbare 
Erteilung der Vollmacht, und zwar in beiden Formen des 8 167 
BGB., d. h. entweder gegenüber dem zu Bevollmächtigenden, oder aber 
auch gegenüber dem dritten Gegenkontrahenten. Dagegen ſetzt Abſ. 4 
voraus, daß die Vollmacht bereits erteilt iſt und der Vollmachtgeber 
hiervon lediglich Mitteilung macht — daher die Bezeichnung „Voll⸗ 
machtgeſtändnisurkunde“ im Gegenſatz zur ſog. „Vollmachtver⸗ 
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geltenden Geſetzes ſachlich übereinſtimmen. In dieſer Rich⸗ 
tung zieht auch der Kl. das Vorliegen der geſetzlichen Vor⸗ 
ausſetzungen nicht in Zweifel. Es kann ihm aber nicht bei⸗ 
geſtimmt werden, wenn er behauptet, der Wert der Ermäch⸗ 
tigung ſeiner Ehefrau ſei gleich dem Werte des Mietvertrags 
über das Schrankfach zu ſchätzen, weil ihr dieſe Ermächtigung 
nur den Zutritt zum Schrankfach, nicht aber die Verfügung 
über den Schrankinhalt eröffne. Zwar iſt es ſicherlich richtig, 
daß eine ſolche Ermächtigung das durch den Vertrag mit 
der Bank — mag man dieſen als Mietvertrag von beſonderer 
Art oder als eigentümlich geſtalteten Verwahrungsvertrag 
auffaſſen — begründete, im Zweifel höchſt perſönliche Zu⸗ 
gangsrecht des Kunden zu ſeinem Schrankfach zur Grundlage 
hat. Wie der erk. Sen. in RG. 94, 76 bereits dargelegt hat, 
wird damit, bei Annahme der Ermächtigung durch die Bank, 
deren Verpflichtung in dem Sinne neu feſtgeſtellt, daß ſie auch 
dem anderen den Zutritt zur Stahlkammer zu geſtatten und 
auch ihm gegenüber zur Offnung des Schrankfaches mit⸗ 
zuwirken hat. Aber hierin erſchöpft ſich die Berechtigung 
nicht, die der Ehefrau des Kl. durch die Urkunde v. 15. März 
1928 erteilt wurde. Offenſichtlich ſollte ſie nicht nur befugt 
ſein, die Stahlkammer zu betreten und ſich das Fach öffnen 
zu laſſen, ſondern das Weſentliche ihrer Bevollmächtigung 
lag darin, daß ſie ſich auch mit dem Inhalt des Faches be⸗ 
ſchäftigen durfte, ſei es durch Entnahme von früher dort 
hinterlegten Sachen, ſei es durch Hineinlegen weiterer Sachen. 
Inwieweit ſie in dieſer Hinſicht etwa an Weiſungen ihres 
Ehemannes und Vollmachtgebers gebunden ſein ſollte, iſt 
hier nicht von Belang, vielmehr kommt es für die Wert⸗ 
bemeſſung bei der Vollmacht darauf an, welche Berechti⸗ 
gungen und welche Möglichkeiten des Handelns ſie dem Be⸗ 
vollmächtigten verleiht, da ſich der nach $3 Abſ. 1 Stemp⸗ 
StG. maßgebende Inhalt der zu verſtempelnden Urkunde nur 
darauf bezieht (vgl. RG. 122, 145: ZW. 1929, 368 11; Urt. 
des erk. Sen. v. 5. Febr. 1929, VII 459/28). Die ſomit der 
Ehefrau des Kl. eröffnete Möglichkeit des Verfügens über 
den Inhalt ſeines Schrankfaches ſteht mit dem Vertrage zwi⸗ 
ſchen ihm und der Bank nur in äußerlicher Beziehung. Jeden⸗ 
falls läßt es ſich nicht rechtfertigen, den dort feſtgeſetzten 
Mietzins zum Maßſtab für die Bemeſſung des Wertes der 
geſamten Befugniſſe der Bevollmächtigten zu nehmen. Viel⸗ 
mehr iſt dieſer Wert mit Rückſicht darauf, daß eine Feſt⸗ 
ſtellung des jeweiligen Wertes des Schrankfachinhalts nicht 
in Frage kommen kann, vom Bekl. mit Recht für nicht ſchätz⸗ 
bar (TarSt. 19 Abſ. 3 StempSt®.) erachtet worden. Dem⸗ 
nach kann der Kl. die ſachliche Stempelſteuerbefreiung nach 
§ 4 Abſ. 1a StempStG. nicht in Anſpruch nehmen. Denn 
es handelt ſich um eine Vollmacht, aus deren Inhalt der 
Wert des Gegenſtandes nicht erſichtlich iſt, und eine ſolche iſt 
nach § 4 Abſ. 2 StempStG. nur dann der zu a des Abſ. 1 


fügungsurkunde“, unter der RG. 104, 361 eine förmliche Voll⸗ 
machtsurkunde verſteht. Ob hier nun in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung die Vorausſetzungen des Abſ. 1 oder die des Abſ. 4 vor⸗ 
liegen, blieb dem RG. verborgen, weil das KG. dies in der ange⸗ 
fochtenen Entſch. dahingeſtellt gelaſſen hatte. Deshalb hat das RG. 
zurückverwieſen und hätte allein mit dieſen Ausführungen ſeiner 
Pflicht zur Entſcheidung genügt. 

Zu III. Es iſt deshalb beſonders daukenswert, daß das RG. 
der weiteren Streitfrage über die Höhe des Stempels nicht aus dem 
Wege ging, ſondern auch in dieſem Punkte gleichzeitig Klarheit 
ſchuf. (In RG. 94, 75 war die Höhe des Stempels unerörtert ge⸗ 
blieben.) 

Von dem Kl. war der mit der Kl. zurückverlangte Stempel 
wegen Unſchätzbarkeit des Wertes in Höhe von 1,50 AM (TarSt. 
19 Abf. 3) erfordert worden. Der Kl. jedoch glaubte, daß der 
Wert ſehr wohl ſchätzbar ſei; er will den auf unbeſtimmte Zeit 
geſchloſſenen Schrankfachvertrag als einen Mietvertrag an⸗ 
geſehen wiſſen, fo daß der Stempel gem. TarSt. 10 II Abſ. 2 auf 
den einjährigen Mietzinsbetrag von 9 AA zu berechnen und infolge 
des Werts unter 150 AM gem. der BefrVorſchr. des § 4 Abſ. 12 
StempSt®. nicht zu erheben ſei. Der Vorderrichter dagegen hatte 
den Wert nach 8 6 Abf. 9 StempSt®. (wiederkehrende Leiſtungen) 
auf 12½ * 9 112,50 RM berechnet und deshalb ebenfalls die 
BefrVorſchr. angewandt. 

Das RG. führt aus, der Wert der Ermächtigung der Ehefrau 
ſei nicht gleich dem Werte des Miet⸗ oder Verwah⸗ 
rungs vertrages, da die Bevollmächtigte durch die Vollmacht 
nicht nur ermächtigt ſei, den Zugang zu dem Schrankfach zu ver⸗ 


geordneten Befreiung teilhaftig, ſofern nachgewieſen wird, 
daß der Wert den Betrag von 150 GM. nicht überſteigt. 
Einen ſolchen Nachweis kann aber der Kl. keinesfalls er⸗ 
bringen. 


An dieſem Ergebnis vermögen die Ausführungen der 
Reviſionsbeantwortung nichts zu ändern. Wenn ſie meint, 
es komme darauf, ob der Kl. das Schrankfach leer laſſe oder 
Werte darin verwahre und wie hoch dieſe ſeien, für die Be⸗ 
wertung des Schrankfachvertrages nicht an, ſo iſt ihr ent⸗ 
gegenzuhalten, daß, wie dargelegt, die durch die Vollmacht 
der Frau des Kl. eröffneten Möglichkeiten des Handelns viel 
weiter reichen, als zu dem bloßen Gebrauchmachen von den 
durch jenen Vertrag dem Kl. eingeräumten Rechten. Dieſe 
enge Begrenzung des Gegenſtandswertes der Vollmacht wäre 
nur dann am Platze, wenn das Schrankfach ſtets leer bliebe 
— eine Annahme, die ſelbſtverſtändlich gar nicht in Betracht 
kommt. Irrig iſt auch die Anſicht der Reviſionsbeantwortung, 
man würde, wollte man für die Frage der Verſtempelung 
der Vollmacht die Ausnutzungsmöglichkeit des Schrankfaches 
berückſichtigen, die infolge des Zutritts dazu auch dem Be⸗ 
vollmächtigten eröffnet ſein könne, auf Begleitumſtände ab⸗ 
ſtellen, die außerhalb des beurkundeten Rechtsgeſchäfts lägen. 
Vielmehr ergibt ſich jene Möglichkeit des Handelns zwanglos 
und unmittelbar aus dem Inhalt der Urkunde. Unerheblich 
iſt endlich das Vorbringen der Reviſionserwiderung in der 
Richtung, daß der Wert des Schrankfachvertrags gemäß 
TarSt. 10 II Abſ. 2 Satz 2 StempStG. auf den Betrag des 
einjährigen Mietzinſes von 9 7. zu berechnen fei. 


Hiernach würde die Erhebung des Feſtſtempels von 
1,50 % aus TarSt. 19 Abſ. 3 StempStG. für die Urkunde 
v. 15. März 1928 gerechtfertigt ſein, wenn dieſe eine Voll⸗ 
macht i. S. des Abſ. 1 dieſer TarSt. darſtellte. Letzteres ſteht 
jedoch bisher nicht feſt, denn das KG. hat ausdrücklich dahin⸗ 
geſtellt gelaſſen, ob nicht vielleicht eine Vollmachtgeſtändnis⸗ 
urkunde nach TarSt. 19 Abſ. 4 (früher TarSt. 73 Abſ. 5) 
vorliegt. Darüber wird der Tatrichter noch zu entſcheiden 
haben (vgl. über die Unterſcheidung RG. 55, 376). Sollte 
der Tatbeſtand des Abſ. 4 gegeben ſein, ſo wäre das Schrift⸗ 
ſtück nur beim Vorliegen der dort erforderten beſonderen 
Vorausſetzungen dem Vollmachtſtempel unterworfen. Die Er⸗ 
örterung darüber, ob jene Vorausſetzungen erfüllt ſind, ge⸗ 
hört ebenfalls dem tatſächlichen Gebiete an (vgl. RG. 55, 
377; 104, 361/62; Urt. des erk. Sen. v. 14. Juni 1929, 
VII 561/281), zum Abdruck in der amtlichen Sammlung 
beſtimmt). 


(U. v. 2. Juli 1929; 610/28 VII. — Berlin.) [Ku.] 


) JW. 1929, 2526. 


langen, ſondern auch noch weitere Rechte auszuüben, nämlich über 
den Inhalt des Faches durch Entnahme oder Hineinlegen von 
Sachen zu verfügen; eine Feſtſtellung dieſes jeweiligen Inhalts ſei 
aber nicht möglich. Deshalb liege eine Vollmacht vor, deren Wert 
aus ihrem Inhalte (§ 3 Abſ. 1 StempSt®.) nicht erſichtlich ſei und 
wegen Unſchätzbarkeit des Wertes den Stempel von 
1.50 AM aus TarSt. 19 Abſ. 3 erfordere. 


Man kann m. E. die Frage des Werts nur entſcheiden, wenn 
erſt einmal über die rechtliche Natur des Schrankfachvertrages völ⸗ 
lige Klarheit geſchaffen iſt. RG. 94, 76 neigt zu der Annahme, daß 
es ſich um einen Mietvertrag handele, weiſt aber gleichzeitig darauf 
hin, daß die Bank über einen Mietvertrag hinaus eine über⸗ 
wachungspflicht und ferner eine Mitwirkungspflicht bei der Offnung 
des Faches habe. In der vorliegenden Entſch. ſpricht ſich das RG. 
darüber nicht beſtimmter aus. Wollte man einen reinen Miet⸗ 
vertrag annehmen, dann würde eine Vollmacht für den Zugang 
m. E. völlig ausreichen. Es wäre dann keine Veranlaſſung ge⸗ 
geben, die Vollmacht ſo auszulegen, daß ſie ſich auch auf die Ver⸗ 
fügung über den Schrankinhalt bezog, und alle Schlußfolgerungen 
des RG. über den Umfang der Vollmacht und demgemäß über die 
Berechnung ihres Wertes fielen zuſammen. Anders, wenn man 
Verwahrung annimmt. Bloße Verwahrung kommt aber wohl zwei⸗ 
fellos nicht in Frage. Die Auslegung der Vollmacht durch das RG. 
zeigt deshalb, daß das RG. m. E. zutreffend an einen „gemischten 
Vertrag“ gedacht hat. 5 

RA. Dr. Curt Callmann, Berlin. 
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3. Aufwertung. 


*. 815 AufwG Nov. Der hier zwecks Herbei⸗ 
führung einer über 100% hinausgehenden Auf⸗ 
wertung vorgeſehene bis zum 1. Okt. 1927 zu ſtel⸗ 
lende Antrag iſt auch wirklich zu ſtellen, er iſt 
nicht ſchon dann als geſtellt anzunehmen, wenn 
in einem bis zum 1. Okt. 1927 noch ſchwebenden 
Verfahren der Antrag aus 8 12 Aufw G. aufrecht⸗ 
erhalten wurde. Es genügt auch ein mündlich 
geſtellter Antrag. f) 


Dem KG. kann nicht beigetreten werden. 


Es betont ſelbſt, daß 8 15 AufwGGNov. der Aufwertungs⸗ 
ſtelle die Aufwertung der i. J. 1921 begründeten Kaufgeld⸗ 
forderungen über 100% des Goldmarkbetrags nur geſtattet, 
wenn der Antrag hierzu bis zum 1. Okt. 1927 geſtellt wor⸗ 
den iſt. Es mag i. S. des Geſetzes liegen, von dem Er⸗ 
fordernis eines beſonderen Antrags abzuſehen, wenn ſeine 
Stellung nur eine überflüſſige Wiederholung wäre. Unrichtig 
iſt es aber, dieſen Fall, wie das KG. es will, ſtets ſchon dann 
anzunehmen, wenn in einem bis zum 1. Okt. 1927 noch 
ſchwebenden Verfahren der Antrag aus § 12 AufwG. auf⸗ 
rechterhalten wurde. Das Geſetz ſpricht in §S 15 AufwNov. 
deutlich von einem Antrag, der auf Aufwertung über 100% 
des Goldmarkbetrags hinausgeht. Dafür, daß die AufwG⸗ 
Nov. alle ſchwebenden Verfahren hiervon hätte ausnehmen 
wollen, gibt weder der Wortlaut noch der Zweck und die 
Entſtehungsgeſchichte der Vorſchrift einen Anhalt. Auch die 
vom KG. zu § 12 AufwG. und § 15 AufwGNov. gegebenen 
Ausführungen berechtigen nicht zu ſolcher Annahme. 


Der Umſtand, daß 8 15 AufwGNov. nur eine Ab⸗ 
änderung, nicht eine völlige ſelbſtändige Neuregelung der be⸗ 
treffenden Aufwertung darſtellt, indem lediglich eine Schranke 
gemildert wird (vgl. Sen. Entſch. RG. 122, 191) und RG. 
VI 609/28 v. 22. März 1929: AufwRſpr. S. 413), beſagt in 
dieſem Zuſammenhang nichts. Das Geſetz hat eben für dieſe 


9 JW. 1928, 2822. 


Zu 4. Bei der Streitfrage, wegen deren das KG. den vor⸗ 
liegenden Fall dem RG. zur Entſcheidung vorgelegt hat, handelt es 
ſich darum, ob und inwieweit ein neuer Antrag gem. §S 15 AufwGNov. 
bis zum 1. Okt. 1927 auch in ſolchen Fällen geſtellt werden mußte, 
in denen über einen friſtgerecht gem. §S 12 AufwG. geſtellten Antrag 
auf Höheraufwertung noch nicht rechtskräftig entſchieden worden iſt. 
Der Beſchl. des OLG. Stuttgart v. 13. Okt. 1928 (B A 58/28: Aufw⸗ 
Rſpr. 1928, 911 = JW. 1929, 716) bezog ſich auf einen Fall, in 
dem der Gläubiger am 30. Dez. 1925 den Antrag geſtellt hatte, die 
perſönliche Forderung gem. § 10 Abſ. 1 Ziff. 5 AufwG. über den 
Normalſatz von 25% bis zum geſetzlichen Höchſtmaß aufzuwerten. 
Obwohl in dem Antrag alſo eine Begrenzung der Aufwertung nicht 
angegeben war, erklärte das OLG. Stuttgart einen neuen Antrag 
gem. 8 15 AufwGNov. für erforderlich, weil der Gläubiger vor dem 
Erlaß der Novelle vernünftigerweiſe nicht mehr als 100% verlangt 
haben könne. Nur nebenher wurde zur Begründung angeführt, daß 
der Prozeßbevollmächtigte des Gläubigers in einem ſpäteren Schriftſatz 
an das AG. den Antrag zahlenmäßig beziffert und hierbei die perſön⸗ 
liche Forderung i. S. einer 100% igen Aufwertung berechnet habe. 
In dem vorliegenden Fall hat dagegen der Gläubiger von vornherein 
entſprechend § 10 Abſ. 3 AufmG. Aufwertung der perſönlichen Forde⸗ 
rung auf 100% des Goldmarkbetrages beantragt. Das KG. hat 
in dem JW. 1929, 2532 — Aufwqgſpr. 1929, 570 abgedruckten Vor⸗ 
legungsbeſchluß im Anſchluß an Nadler, AufwGNov. S. 81, und 
KG. v. 17. Nov. 1927, Aw III 981/27: JW. 1928, 180 die Stellung 
eines neuen Antrages aus 815 AufwGNov. in dem anhängigen Ver⸗ 
fahren für überflüſſig erklärt. In dem Beſchluß wird ausgeführt, es 
ſei anzunehmen, daß in denjenigen Fällen die Stellung eines be⸗ 
ſonderen Antrages nicht im Sinne des Geſetzes liege, in denen dieſer 
Antrag nur eine überflüſſige Wiederholung wäre. Dies ſei dann der 
Fall, wenn der Gläubiger in einem ſchwebenden Verfahren den recht⸗ 
zeitig aus § 12 Aufwch. geſtellten Antrag aufrechterhalte. Der Antrag 
aus 8 12 AufwG. auf Höheraufwertung ſetze keine ziffernmäßige An⸗ 
gabe voraus, es genüge, daß Abweichung von dem normalen Höchſtſatz 
gefordert werde; der Antrag beſtimme alſo nicht den Umfang, ſondern 
nur die Art der von dem Gläubiger verlangten Aufwertung. Das RG. 
verweiſt in dieſem Zuſammenhang auf feinen Beſchluß 9 Aw 999/27: 
Aufwqgtſpr. 1927, 658. Es hieße über den Wortlaut des Geſetzes 
hinausgehen und ſeinen Geiſt verkennen — ſo wird weiter aus⸗ 
geführt —, wollte man aus 8 15 Aufw®Nov. folgern, daß das 


Beſſerſtellung eine Antragſtellung vorgeſchrieben, und es bleibt 
zu prüfen, ob dieſer vorgeſchriebene Antrag — ſei es auch 
vor dem Inkrafttreten des Geſetzes — geſtellt iſt. 


Ebenſowenig begründen die Ausführungen des KG. zu 
§ 12 AufwG. die Notwendigkeit, ihm beizutreten. Der An⸗ 
trag aus § 12 AufwöG. darf gewiß auch lediglich auf „Ab⸗ 
weichung vom Höchſtſatz“ lauten, und man mag daraus ſeinen 
„qualitativen Charakter“ erſehen; dies beſagt aber ebenſo⸗ 
wenig etwas zur aufgeworfenen Streitfrage wie der Umſtand, 
daß der bezifferte Antrag aus $ 12 AufwG. auch noch nach 
Ablauf der dort beſtimmten Friſt erhöht werden kann. Es 
fragt ſich im vorliegenden Falle, ob ein Antrag auf Auf⸗ 
wertung über 100% hinaus geſtellt war, und zwar entweder 
von Anfang an oder durch zuläſſige Erhöhung vor dem Ab⸗ 
laufe des 1. Okt. 1927. 

Der gedankliche Schluß, ein Antrag aus 8 15 AufwG⸗ 
Nov. ſei kein „Mehr“ gegenüber einem Antrag aus 8 12 
AufwG., läßt das außer acht, worauf es bei einem Auf⸗ 
wertungsverlangen beſonders, und zwar auch inhaltlich an⸗ 
kommt, die Höhe der Aufwertung, und ſtellt die Möglichkeit 
einer auf Erhöhung gerichteten Tätigkeit gleich dem Ver⸗ 
langen ſelbſt. Nicht zuläſſig iſt auch die Schlußfolgerung, der 
Antrag aus dem Jahre 1925 ſei, weil eine Aufwertung auf 
100% den Höchſtſatz nach dem AufwG. dargeſtellt habe, ſchon 
um deswillen dahin auszulegen, daß die jeweils höchſt zu⸗ 
läſſige Aufwertung verlangt ſei; dieſer Antrag habe ſich 
„automatiſch“ mit dem Inhalt gefüllt, den die Novelle ge⸗ 
geben habe. Vielmehr iſt mit dem LG. davon auszugehen, 
daß dieſer Antrag nur auf Aufwertung bis zu 100% ging. 
Erſt nach dem 1. Okt. 1927 iſt erklärt worden, daß mit die⸗ 
ſem früheren Antrage auch die durch die AufwGNov. er⸗ 
öffnete Höheraufwertung getroffen ſei. Dies war verſpätet, 
fo daß ein rechtzeitiger ſchriftlicher Antrag aus $ 15 AufwG⸗ 
Nov. nicht vorliegt. Es konnte aber trotzdem nicht auf Zurück⸗ 
weiſung der ſofortigen weiteren Beſchwerde gegen den in⸗ 
ſoweit zutreffend begründeten Beſchluß des LG. befunden wer⸗ 
den. Denn der Antragſtellerin iſt darin beizutreten, daß auch 
ein nur mündlich geſtellter Antrag ausreichen würde. Es be⸗ 


Geſetz, auch wenn der Antrag ſchon als geſtellt angeſehen werden muß, 
noch einen beſonderen Antrag verlange, es erſcheine vielmehr mit dem 
Wortlaut des Geſetzes vereinbar und nach dem Geiſte des Geſetzes 
erforderlich, anzunehmen, daß 815 AufwGNov. keine überflüfjige 
Verdoppelung eines Antrages notwendig mache. Selbſt wenn der 
Antragſteller unter der Geltung des AufwG. eine Aufwertung auf 
100% beantragt habe, alſo die nach 8 10 Abſ. 3 AufwG. höchſt⸗ 
zuläſſige Aufwertung, ſo ſei dieſer Antrag dahin auszulegen, daß der 
Gläubiger die höchſtzuläſſige Aufwertung verlangt habe. Dieſer ſo 
aufgefaßte Antrag erfülle ſich bei Anderung des Geſetzes bezüglich der 
Aufwertungsſchranke von ſelbſt mit dem Inhalt, daß der nach dem 
geänderten Geſetz zuläſſige Höchſtbetrag der Aufwertung verlangt wird. 
Das NG. iſt dagegen der Anſicht, daß, wenn ein ziffernmäßig 
begrenzter Antrag aus der Zeit vor dem Erlaß der AufwGNov. vor⸗ 
liege, nach dem Wortlaut des 815 AufwGNov. keine Möglichkeit ge⸗ 
geben ſei, von einem neuen Antrag abzuſehen; darüber hinaus ſcheint 
das RG. einen neuen Antrag aus 8 15 AufwGGNov. aber in allen 
Fällen eines rechtzeitig nach §S 12 AufwG. geſtellten Antrages für er⸗ 
forderlich zu halten, alſo auch dann, wenn kein zahlenmäßiger Antrag 
geſtellt, ſondern etwa nur Höchſtaufwertung verlangt worden iſt. Die 
Anſicht des RG. ſcheint mir zutreffend, wenn — wie im vorliegenden 
Fall — der in dem anhängigen Verfahren geſtellte Antrag ausdrücklich 
auf 100% begrenzt war. Nach dem Wortlaut des 8 15 AufwGNov. 
wird ein beſonderer Antrag auf Aufwertung auf über 100% aus⸗ 
drücklich vorausgeſetzt; ein ſolcher Antrag in einem anhängigen Ver⸗ 
fahren hat zwar keinen Sinn, man kann aber dem RG. darin bei⸗ 
treten, daß die Faſſung des Geſetzes eine andere Auslegung nicht zu⸗ 
läßt. Dagegen iſt man nicht genötigt, zu dem gleichen Ergebnis in 
denjenigen Fällen zu kommen, in denen ein ziffernmäßig begrenzter 
Antrag nicht geſtellt iſt. Das Aufm®. erfordert keinen beftimmten An⸗ 
trag, auch durch 815 AufwGNov. ſollte an dieſem Prinzip ſicherlich 
nichts geändert werden. Nadler und ihm folgend das KG. ſcheinen 
mir deshalb darin recht zu haben, daß es den Sinn des Geſetzes ver⸗ 
kennen hieße, wollte man in ſolchen Fällen einen neuen Antrag er⸗ 
fordern. Der Antrag auf Höheraufwerkung iſt jedenfalls dann, wenn 
ein beſtimmter Antrag nicht geſtellt iſt, ſinngemäß ſtets dahin zu 
deuten, daß der Gläubiger die nach dem Stande der Geſetzgebung zu⸗ 
läſſige höchſte Aufwertung begehrt. Da die Entſch. des RG. ſich un⸗ 
mittelbar nur auf die Fälle bezieht, in denen der Antrag auf 100 0% 
begrenzt ift, ift zu wünſchen, daß ein Fall ohne ziffernmäßige Be⸗ 
grenzung dem RG. zur nochmaligen Entſcheidung vorgelegt wird. 
RA. Dr. Carl Neukirch, Frankfurt a. M. 
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darf ſomit einer Nachprüfung, ob dieſe Höheraufwertung 
mündlich beantragt war, zu welchem Zwecke der angefochtene 
Beſchluß aufgehoben werden mußte, damit das LG. zutreffen⸗ 
denfalls entſcheide, ob und in welcher Höhe über die zu⸗ 
erkannte Höhe von 100% des Goldmarkbetrags hinaus die 
Forderung aufzuwerten iſt. 

(Beſchl. v. 3. Juli 1929; VB 19/29.) Sch.] 


5. 8 18 AufwG. Der Hypotheken⸗Aufwer⸗ 
tungsſchuldner iſt nicht verpflichtet an Zeſſio⸗ 
nar und Zedenten mehr zu zahlen, als den ge⸗ 
ſamten Aufwertungsbetrag, auch wenn Zeſſio⸗ 
nar mehr erhalten hat, als ihm geſetzlich 
z uſt an d. ) 

Die Bekl. iſt Eigentümerin eines Grundſtücks. Auf die⸗ 
ſem iſt eine Darlehnshypothek von 80 000 % am 22. Aug. 
1916 eingetragen worden, die von der urſprünglichen Gläu⸗ 
bigerin auf die D.⸗AktG. übergegangen iſt. Sie hat die Hypo⸗ 
thek am 21. Aug. 1917 an die Kl. abgetreten. Nachdem die 
Kl. am 24. Okt. 1922 20 000 % und am 1. Nov. 1922 
60 000 % ausgezahlt erhalten hatte, hat fie die Hypothek 
am 22. Nov. 1922 an die D.⸗AktG. zurückabgetreten. Die 
D. AktG. hat die Hypothek am 3. Sept. 1923 an E. H. und 
dieſer hat ſie am 20. Juni 1924 an die F.⸗Akt G. abgetreten. 
Zwiſchen dieſer und der Bekl. iſt am 12. Juli 1924 ein Ab⸗ 
kommen getroffen worden, inhalts deſſen die Hypothek auf 
20 000 % aufgewertet werden ſollte. Am 11. Nov. 1924 
iſt dieſe Aufwertung im Grundbuch eingetragen worden. Am 
1. April 1926 hat die Bekl. die Summe von 20000 % an 
die F.⸗AktG. gezahlt; auf deren Löſchungsbewilligung hin 
iſt die Hypothek am 20. Sept 1926 im Grundbuch gelöſcht 
worden. Die Kl. verlangt jetzt mit der Klage, feſtzuſtellen, 
daß ihr bezüglich der Hypothek ein Aufwertungsanſpruch 
gegen die Bekl. zuſtehe. 

LG. und BG. haben verurteilt, das RG. abgewieſen. 

Dem Ber. iſt inſoweit beizutreten, als er das zwiſchen 


Zu 5. Die Entſch. iſt m. E. unhaltbar. 

1. Die Frage, ob ſich der Zedent gem. 8 18 AufwG. nur den 
geſetzlichen Aufwertungsbetrag des Zeſſionars anrechnen zu laſſen 
braucht oder ob er ſich alles anrechnen laſſen muß, was der Zeſſionar 
an Aufwertung tatſächlich, alſo auch über den geſetzlichen Betrag 
hinaus, erhalten hat, iſt ſtreitig (vgl. die Zuſammenſtellung bei 
Mügel, Anm. 15 zu 8 18). Sie war praktiſch bedeutſam, ſolange 
noch überwiegend angenommen wurde, daß der mit dem Zeſſionar 
geſchloſſene Vergleich die Aufwertungsanſprüche des Zedenten nicht 
beſeitige. Nachdem aber das RG. für die Verbindlichkeit des 
Vergleiches auch gegenüber dem Zedenten entſchieden und an dieſer 
Auffaſſung trotz aller dagegen erhobenen Angriffe feſtgehalten hat, 
hat die Frage an Bedeutung verloren. Sie kann nunmehr nur noch 
praktiſch werden, wenn entweder der mit dem Zeſſionar ge⸗ 
ſchloſſene Vergleich nach der Ausnahmevorſchrift des § 67 A b ſ. 2 der 
Mehraufwertung nicht entgegenſteht, oder wenn die Mehrleiftung 
des Eigentümers an den Zeſſionar überhaupt nicht auf einem Ver⸗ 
gleich beruht. Für einen Fall der erſtgenannten Art, in dem alſo 
die Zahlung an den Zeſſionar auf einem nach § 67 Abſ. 2 unverbind⸗ 
lichen Vergleich beruhte, hat der gleiche Senat bereits in dem Urt. 
v. 24. Juni 1927 (RG. 117, 306 = J. 1927, 1839) ausgeſprochen, 
daß ſich der Zedent nach § 18 Aufm®. alle Zahlungen an den Zeſ⸗ 
ſionar anrechnen laſſen muß. Das gleiche wird oben für einen Fall der 
zweiten Art ausgeführt, in dem alſo die Zahlung an den Zeſſionar 
überhaupt nicht auf einem Vergleich beruhte. Inſoweit iſt dem RG. 
zu folgen. Sinn und Zweck des 8 18 Abſ. 2 iſt, daß die Auf⸗ 
wertungslaſt des Schuldners nicht durch die Aufwertung zugunſten 
mehrerer Gläubiger erhöht werden ſoll. Dies wird nur vermieden, 
wenn alle an den Zeſſionar gezahlten Beträge bei der Berechnung 
des dem Zedenten zuſtehenden Aufwertungsbetrages gem. $ 18 berück⸗ 
ſichtigt werden. Zu dieſem Ergebnis muß man insbeſ. gelangen, wenn 
man von der höchſtrichterlichen Rechtſprechung über die Verbindlichkeit 
der Vergleiche ausgeht. Iſt der Schuldner dem Zedenten gegenüber 
ſogar dann frei, wenn er fi nur auf einen von dem Zeſſionar im 
Vergleichswege ausgeſprochenen Verzicht berufen kann, ſo muß dies 
um ſo mehr der Fall ſein, ſoweit er effektiv Zahlungen an den 
Zeſſionar geleiſtet hat. \ 

2. Die Bedenken gegenüber dem Urt. ſetzen da ein, wo es ſich 
um die Anwendung des zu 1 erörterten Grundſatzes auf den konkreten 
Fall handelt. Der geſetzliche Aufwertungsbetrag des Zeſſionars betrug 
nach der III. StRotVO. 15% des nach dem Erwerbstage berechneten 
Goldmarkbetrages von zirka 3½ Goldpfennigen, alſo etwa einen halben 
Goldpfennig. Statt deſſen wurde auf Grund einer Vereinbarung 
v. 12. Juli 1924 ein „Aufwertungsbetrag“ von 20000 AM an⸗ 
erkannt, dinglich geſichert und ſpäter gezahlt! Das RG. hält dies 


der Bekl. und der F. Akt. am 12. Juli 1924 getroffene Ab⸗ 
kommen nicht als Aufwertungsvergleich i. S. von 8 67 
AufwG. anſieht und es daher nicht aus 8 67 a. a. O. als 
dem Aufwertungsanſpruch der Kl. entgegenſtehend erachtet. 

Aber darin kann dem Bert. nicht gefolgt werden, daß 
er den § 18 AufwG. nur auf ſolche Beträge anwenden will, 
die dem Zeſſtonar nach dem Geſetz zuſtehen, nicht auch auf 
ſolche, die er über die geſetzlichen Beträge hinaus 
tatſächlich erhalten hat. Der erk. Sen. hat die Frage, 
ob ſich der Zedent auf ſeinen Aufwertungsanſpruch gemäß 
§ 18 AufwG. nur den dem Zeſſionar nach dem Geſetz zu⸗ 
ſtehenden Betrag anrechnen zu laſſen braucht, oder ob er ſich 
alles anrechnen laſſen muß, was der Zeſſionar an Auf⸗ 
wertung tatſächlich, alſo auch über den geſetzlichen Betrag 
hinaus, erhalten hat, bereits durch das Urt. v. 24. Juni 
1927 (RG. 117, 3061), insbeſ. 311) im letzteren Sinne ent⸗ 
ſchieden. Hiervon abzugehen, bietet der vorliegende Fall 
keinen Anlaß. Aus $ 18 AufwG. ergibt ſich, daß der Eigen⸗ 
tümer keinesfalls infolge einer Zeſſion, die er nicht zu ändern 
vermag, an Zeſſionar und Zedenten zuſammen einen höheren 
Aufwertungsbetrag zu zahlen haben ſoll, als er zu zahlen 
gehabt hätte, wenn die Hypothek in der Hand des Zedenten 
verblieben wäre. Auch die Urteile des 5. ZivSen. v. 24. Nov. 
1927 (RG. 119, 48 2)) und des 4. ZivSen. v. 1. Dez. 1927 
(RG. 119, 172) ſtehen nicht entgegen. Das erſtere befaßt ſich 
im weſentlichen mit der Frage des Ausſchluſſes der Zedenten⸗ 
aufwertung durch einen Aufwertungsvergleich und verneint 
weiter die Frage, ob der Schuldner dem auf § 17 Aufin®. 
geſtützten Aufwertungsanſpruch Einwendungen aus 88 409, 
893 BGB. entgegenhalten könne, ohne zu der jetzt zu ent⸗ 
ſcheidenden Frage Stellung zu nehmen. Das Urteil des 
4. Ziv Sen. ſagt zwar (RG. 119, 176), in 8 18 Abſ. 2 AufwG. 
ſei zunächſt an die den Zeſſionaren nach dem Geſetz zu⸗ 
ſtehenden Beträge gedacht, eine dem Zeſſionar mehr als dieſe 
zubilligende Vereinbarung brauche ſich der Zedent nicht in 
derſelben Weiſe wie einen Aufwertungsvergleich entgegen⸗ 


1) JW. 1927, 1839. ) JW. 1928, 475. 


augenfällige Mißverhältnis zwiſchen dem Aufwertungsbetrag des 
Zeſſionars und der an ihn geleiſteten Zahlung des Viermillionen⸗ 
fachen dieſes Aufwertungsbetrages für bedeutungslos. Von einer arg⸗ 
liſtigen Kolluſion zwiſchen Zeſſionar und Eigentümer zum Nachteile 
des Zedenten könne keine Rede ſein, weil am 12. Juli 1924 noch 
niemand an die Möglichkeit einer Zedentenaufwertung gedacht habe. 
Ebenſowenig ſei feſtgeſtellt, daß ſich unter der Zubilligung einer Auf⸗ 
wertung von 20 000 AA eine unentgeltliche Zuwendung an den 
Zeſſionar verberge. 

In dieſer Weiſe wird man dem Fall nicht gerecht. Es trifft aller⸗ 
dings zu, daß am 12. Juli 1924 noch nicht mit der Zedenten⸗ 
aufwertung zu rechnen war. Noch weniger kam aber in Betracht, daß 
der Aufwertungsbetrag des Zeſſionars von etwa einem halben Gold⸗ 
pfennig auf 20 000 AA erhöht wurde. Dies wäre nur möglich ge⸗ 
weſen, wenn man von den Grundſatz der III. StNotVO., den Auf⸗ 
wertungsbetrag des Hypothekengläubigers nach ſeinem Erwerbstage 
zu berechnen, abgegangen wäre und ſtatt deſſen den urſprünglichen 
Goldmarkbetrag zugrunde gelegt hätte. Etwas Derartiges iſt nach Erlaß 
der III. StNot BO. niemals diskutiert worden. Umgekehrt gingen Be⸗ 
ſtrebungen dahin, auch bei Pfandbriefen zwiſchen Altbeſitz und Neu⸗ 
beſitz zu unterſcheiden. Die an den Zeſſionar gezahlte Summe betrug 
alſo nicht nur das Millionenfache der nach der III. StNot VO. ge⸗ 
ſchuldeten Aufwertung, ſondern auch das Millionenfache deſſen, womit 
im Hinblick auf etwaige künftige Geſetze zu rechnen war. Unter dieſen 
Umſtänden läßt fi der 8 18 Aufm®. nicht anwenden. Dort wird die 
Frage geregelt, wie auf die Aufwertungsſchuld geleiſtete Zahlungen 
anzurechnen ſind. Es muß ſich alſo um Zahlungen handeln, die auf 
den Auſwertungsbetrag solvendi causa gezahlt ſind. Werden Zah⸗ 
lungen geleiſtet, von denen die Parteien wiſſen, daß ſie den auf Grund 
gegenwärtiger und etwaiger künftiger Geſetze in Betracht kommenden 
Aufwertungsbetrag um das Millionenfache überſteigen, ſo handelt es 
ſich nicht um Zahlungen auf die Aufwertungsſchuld, deren Verrechnung 
ſich nach 818 regelt. Der von den Parteien gewählte Ausdruck 
„Aufwertung“ vermag hieran nichts zu ändern. 

Der 4. Sen. iſt in feinem Urt. v. 1. Dez. 1927 (RG. 119, 172), 
das der 7. Sen. oben zu Unrecht abzuſchwächen verſucht, der richtigen 
Löſung weſentlich nahergekommen. Er führt aus, in § 18 ſei zunächſt nur 
an den geſetzlichen Aufwertungsbetrag des Zeſſionars gedacht. Falls 
eine den geſetzlichen Aufwertungsbetrag des Zeſſionars überſteigende 
Zahlung nicht auf einem Vergleich beruhe, ſondern auf einem anderen 
Rechtsgeſchaft, durch das der zu zahlende Betrag im beiderſeitigen 
Einverſtändnis feſtgeſetzt worden ſei, brauche ſich der Zedent dieſe 
Vereinbarung nicht ohne weiteres entgegenhalten zu laſſen. Er 
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halten zu laſſen. Aber es fügt dann einſchränkend hinzu, der 
Zedent brauche ſie namentlich nicht gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn ſich hinter ihr eine unentgeltliche Zuwendung an 
den neuen Gläubiger verberge oder wenn der Einwand der 
Argliſt begründet ſei, und es nimmt für den damaligen 
Fall eine unentgeltliche Zuwendung an. Der 4. ZivSen. will 
alſo, ſo iſt ſeine Entſcheidung zu verſtehen, die Anrechnung 
des dem Zeſſionar gezahlten Betrags auf den Aufwertungs⸗ 
anſpruch des Zedenten nur in dieſen beiden Fällen, dem der 
Unentgeltlichkeit und der Argliſt, verſagen. 

Dazu, ob dieſer Standpunkt des 4. ZivSen. für beide 
Fälle berechtigt iſt, brauchte der erk. Sen. keine Stellung zu 
nehmen, weil keiner der beiden gedachten Fälle vorliegt. Von 
einer die Einrede der Argliſt begründenden Kolluſion zwiſchen 
der Bekl. und der Zeſſionarin kann keine Rede ſein, weil am 
12. Juli 1924 noch niemand an die Möglichkeit einer Zedenten⸗ 
aufwertung dachte. Daß aber in der Zubilligung einer Auf⸗ 
wertung von 20000 RN ſich eine unentgeltliche Zuwendung 
an die F.⸗AktG. verberge, ergeben weder Feſtſtellungen im 
angefochtenen Urteil, noch hat das die Kl. behauptet. 

Da nun die Bekl. an die F.⸗AktG. als Zeſſionarin einen 
Aufwertungsbetrag von 20000 % gezahlt hat, alſo mehr, 
als die Kl. nach 88 17, 18 AufwG. beanſpruchen konnte, und 
die Kl. ſich dieſe Zahlung gemäß § 18 AufwG. auf ihren 
Aufwertungsanſpruch anrechnen laſſen muß, war die auf 
Feſtſtellung ihres Aufwertungsanſpruchs gerichtete Klage ab⸗ 
zuweiſen. 


(U. v. 31. Mai 1929; 554/28 VII. — Berlin.) [Ku] 


4. Anleiheablöſungsgeſetz. 

6. 530 AnlAblöſG.; 8607 BGB. Im Sinne 
dieſes Geſetzes kann ein Darlehen auch durch 
ein durch Umſchaffung entſtandenes neues 
Schuldverhältnis zuſtande kommen. ) 


Der Kl. verlangt die Feſtſtellung, daß ein durch Hypo⸗ 
thek geſichertes Darlehen aufzuwerten ſei, und die Beſeiti⸗ 


brauche ſie namentlich nicht gegen ſich gelten zu laſſen, wenn ſich 
hinter ihr eine unentgeltliche Zuwendung an den neuen Glaubiger 
verberge oder wenn der Einwand der Argliſt begründet ſei. Weder dem 
Wortlaut noch dem Sinne der Entſch. des 4. ZivSen. nach iſt es zu 
billigen, wenn der 7. Sen. nunmehr die Worte „namentlich nicht“ 
durch die Worte „nur dann“ erſetzen will. Die Worte „namentlich 
nicht“ hatten ihren guten Sinn. Der 8 18 Abſ. 1 kommt nur in 
Betracht, wenn die Zahlung an den Zeſſionar solvendi causa ge⸗ 
leiſtet iſt. Liegt eine andere causa vor, wie dies beiſpielsweiſe bei einer 
unentgeltlichen Zuwendung an den neuen Gläubiger der Fall iſt, ſo 
beſteht kein Anlaß, dem Zedenten die an den Zeſſionar gezahlten Be⸗ 
träge zu belaſten. Der Fall der Schenkung iſt nur eines der in 
Betracht kommenden ſchuldrechtlichen Geſchäfte. Zu einer grund⸗ 
ſätzlichen Aufzählung aller derartiger Fälle gab der damals ent⸗ 
ſchiedene Fall dem 4. ZivSen. keinen Anlaß. 

Im vorl. Falle wäre zu prüfen geweſen, was denn dem Eigen⸗ 
tümer Veranlaſſung gab, an den Gläubiger ſtatt des Bruchteiles eines 
Goldpfennigs oder höchſtens einiger Goldpfennige die Summe von 
20 000 GM. zu zahlen. Aus dem nicht abgedruckten Teil der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe geht hervor, daß die Eigentümerin (eine Gmbh.) 
nach der Behauptung des Kl. zur Ablöſung der Hypothek den un⸗ 
verhältnismäßig hohen Betrag von 20 000 AA deshalb gezahlt hat, 
weil man die Geſchäftsanteile verkaufen und der Käufer ſie nur er⸗ 
werben wollte, wenn die auf dem Grundſtück eingetragene Hypothek 
befeitigt würde. Iſt dies richtig, fo ſind die 20 000 AM nicht 
solvendi causa auf die Aufwertungsſchuld gezahlt, ſondern es handelt 
ſich um ein Aufgeld für die vorzeitige Löſchung der Hypothek, das mit 
Aufwertung nichts gemein hat und anſcheinend deshalb ſo hoch aus⸗ 
gefallen iſt, weil die Eigentümerin alle Forderungen des Zeſſionars 
bewilligen mußte, um den beabſichtigten Verkauf der Geſchäftsanteile 
nicht ſcheitern zu laſſen. Dann aber kommt eine Anrechnung der ge⸗ 
zahlten 20 000 RA auf den Aufwertungsbetrag des Zedenten nicht 
in Betracht. 

Anders wäre m. E. nur dann zu entſcheiden, wenn man zu⸗ 
gunſten des Schuldners die 88 407, 409 u. 893 BGB. anwenden 
wollte. Denn dort iſt nicht nur von den an den vermeintlichen 
Gläubiger geleiſteten Zahlungen, ſondern von jedem in Anſehung der 
Forderung vorgenommenen Rechtsgeſchaft die Rede. Mit Recht hat 
aber das RG. bereits in dem Urt. v. 24. Nov. 1927 (RG. 119, 
57 = JW. 1928, 475) ausgeführt, daß die 88 17, 18 ein Sondergeſetz 
darſtellen, das eine Berufung auf die allgemeinen Vorſchriften der 
88 407, 409, 893 BOB. ausſchließt. 

RA. Dr. Ernſt Boeſebeck, Frankfurt a. M. 
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gung eines gegen die Aufwertung eingetragenen Wider⸗ 
ſpruchs. 

Eine Aufwertungspflicht entfällt, wenn es ſich um ein 
unter § 30 AnlAblöſch. fallendes Darlehen handelt, da 
deſſen Gläubiger nicht einen für die Anwendung des AufwG. 
(S 1) erforderlichen Anſpruch auf Zahlung, ſondern auf Um⸗ 
tauſch in Ablöſungsanleihen haben. Das BG. beantwortet 
dieſe vom ordentlichen Richter zu entſcheidende Vorfrage da⸗ 
hin, daß ein ſolches Schuldſcheindarlehen gemäß § 30 Anl⸗ 
AblöſG. vorliege, und weiſt deshalb die Klage ab. Die Rev. 
bekämpft dies als rechtsirrig. Ihr kann jedoch nicht bei⸗ 
gepflichtet werden. Daß der Schuldſchein, wenn man im 
übrigen ſeine Wirkſamkeit unterſtellt, die Anforderungen er⸗ 
füllt, die in der Rſpr. (vgl. RG. 123, 397) an Schuldſcheine 
1. S. des § 30 AnlAblöſG. geſtellt werden, wird vom Kl. 
ſelbſt nicht bezweifelt. Der Umſtand, daß gleichfalls eine 
Hypothek für die Schuldverbindlichkeit beſtellt iſt, ſteht der 
Anwendung des $ 30 nicht entgegen, wie auch die Rev. nicht 
verkennt (RG. 116, 166 j173]?)). Zweifelhaft kann lediglich 
ſein, ob ein Darlehen i. S. dieſes Geſetzes zuſtande gekommen 
iſt. Das BG. bejaht das aus folgenden Erwägungen: Ge⸗ 
mäß § 414 BGB. habe die Bekl. durch Vertrag mit dem 
Kl. die perſönliche Schuld des S. übernehmen können, und 
zwar in der Weiſe, daß ſie an deſſen Stelle trat. Dieſe Ab⸗ 
ſicht habe der Schuldurkunde zugrunde gelegen und gehe aus 
den ſchriftlichen Erklärungen der Parteien hervor. Die Bekl. 
habe ſich als perſönliche Schuldnerin des Kl. für ein (nicht 
ausgezahltes und nicht auszuzahlendes) Darlehen von 
50 000 % bekannt und dafür eine Hypothek mit neuen und 
einheitlichen Bedingungen beſtellt, der Kl. habe ſich bezüglich 
der alten (ihm nicht zurückgezahlten und nicht zurückzuzahlen⸗ 
den) Hypothekenforderungen für befriedigt erklärt. Beide Er⸗ 
klärungen ſtänden im Zuſammenhang und ergäben, daß S. 
als Schuldner ausſchied, da ſeine Verpflichtungen erloſchen. 


Die aus dieſem Schuldübernahmevertrag für die Bekl. ſich 


ergebenden Verbindlichkeiten hätten gleichzeitig in eine Dar⸗ 
lehensſchuld nach § 607 Abſ. 2 BGB. umgewandelt werden 


) JW. 1927, 1844. 


Zu 6. 1. Der Tatbeſtand iſt eigenartig, weil die Stadtgemeinde 
für die auf ihrem Grundſtück laſtenden Hypotheken, zu deren Ab⸗ 
löſung die ſtrittige Schuldſcheindarlehnsverpflichtung eingegangen wurde, 
zunächſt perſönlich nicht haftete. Das Urteil geht entſprechend der von 
der Rev. nicht angegriffenen Auslegung des BG. davon aus, daß 
die Darlehnsverpflichtung von der Stadt eingegangen wurde in Ver⸗ 
bindung mit der Übernahme der perſönlichen Schuld für die Ver⸗ 
pflichtungen des Voreigentümers des belaſteten Grundſtücks, für die 
die Gemeinde bis dahin nur dinglich haftete, nach 8 414 BGB. und 
zur Tilgung dieſer Schuld. Wenn die Parteierklärungen nicht ſo 
auszulegen wären, würden Zweifel darüber beſtehen, ob es ſich um 
die Umſchaffung einer alten oder nicht vielmehr um die Begründung 
einer ganz neuen Schuld handelt, die zwar wirtſchaftlich, aber nicht 
juriſtiſch mit der dinglichen Schuld in Verbindung ſteht und hin⸗ 
ſichtlich der etwa erforderlichen Genehmigung der Aufſichtsbehörde, 
der Zahlung der Valuta uſw. auf ihre Wirkfamkeit zu prüfen wäre. 

2. Bei der durch die erwähnte Auslegung gegebenen Grundlage 
enthält die Entſch. eine folgerichtige Weiterentwicklung 
der bisherigen Rechtſprechung über die Anwendbarkeit der 
88 30, 40 AnlAblöſch. auf Darlehnsforderungen an Gemeinden, denen 
urſprünglich andere Forderungen zugrunde gelegen haben. Der Tat⸗ 
beſtand bot nach zwei Richtungen Zweifel: die ſtrittige Darlehns⸗ 
forderung führt in voller Höhe auf Verpflichtungen zurück, die 
urſprünglich nicht gegen die Gemeinde, ſondern gegen eine Privak⸗ 
perſon beſtanden. Bei bloßer Schuldübernahme würde die Forderung 
nach dem AufwG. aufzuwerten und das AnlAblöſcg. nicht anzuwenden 
fein (RG. 119, 85 JW. 1928, 171 26). Die urſprüngliche Forderung 
war ſodann, wenigſtens zum Teil, eine Kauſpreisforderung, die dem 
AnlAblöſch. nicht unterliegt, auch wenn eine Stadt die Schuldnerin iſt. 
Der Senat bringt das AnlAblöſch. zur Anwendung, weil es ſich 
„um ein burch Umſchaffung entſtandenes neues Schuldverhältnis, und 
zwar ein Darlehnsverhältnis, handelt“. Daß bei Umſchaffung der 
urſprünglichen Forderung der Charakter der neuen Forderung ent⸗ 
ſcheidet, es alſo unerheblich iſt, ob die novierte Forderung eine Reſt⸗ 
kaufgeldſchuld war, iſt bereits früher, z. B. vom 6. ZivSen.: 
JW. 1928, 167 ausgeſprochen. Das Neue der oben abgedr. Entſch. 
liegt darin, daß das AnlAblöſcß. auch dann für anwendbar erklärt 
wird, wenn die Gemeinde, wirtſchaftlich betrachtet, eine fremde Schuld 
übernimmt, vorausgeſetzt nur, daß dies juriſtiſch in Form der Neu⸗ 
begründung eines Schuldſcheindarlehns geſchieht. Es iſt alſo die Zu⸗ 
fälligkeit der juriſtiſch gewählten Form, die darüber entſcheidet, ob 
aufzuwerten oder abzulöſen iſt. Vom allgemeinen Standpunkt iſt es 
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können, auch mit der Wirkung, daß das alte Schuldverhältnis 
erloſch, dem nur zum Teil Darlehen zugrunde gelegen hät⸗ 
ten. Eine ſolche Umſchaffung durch Begründung einer neuen, 
die alten Forderungen oder ganzen Schuldverhältniſſe ver⸗ 
nichtenden Schuld wird vom BG. angenommen. Dieſe auf 
tatſächlicher Würdigung beruhende Annahme hält der recht⸗ 
lichen Nachprüfung ſtand. 

Eine Schuldübernahme ſieht auch die Rev. als gegeben 
an. Darin iſt ihr beizupflichten. Zur Nachprüfung ſtellt der 
Kl., ob eine Umſchaffung (Novation) rechtlich vorliegen könne, 
da bezüglich der Darlehen nur ein bloßer Schuldnerwechſel 
gegeben ſei. Dies Bedenken ſcheitert an der maßgeblichen 
tatſächlichen Feſtſtellung. Es handelt ſich auch bezüglich der 
Darlehen nicht um einen bloßen Wechſel des Schuldners. 
Vielmehr ſind nicht nur neue Bedingungen vereinbart wor⸗ 
den, ſondern es iſt an die Stelle der ſehr alten Darlehens⸗ 
forderungen eine ſowohl ſie wie die zwei ebenfalls alten 
Kaufpreisforderungen umfaſſende neue Verbindlichkeit ver⸗ 
einbart worden, die nach der tatſächlichen, rechtlich nicht an⸗ 
greifbaren Würdigung des Vorderrichters einheitlich die ſämt⸗ 
lichen alten Schulden erſetzen ſollte, ſo daß ſie von ſelbſt 
wegfielen. Damit ſind die tatſächlichen Unterlagen für die 
Annahme einer Umſchaffung ausreichend gegeben (RG. 119, 
212), vgl. auch 903)). Weder der Umſtand, daß vier alte 
Darlehen beſtanden, noch die Vereinbarung, daß die beiden 
Kaufgeldbeträge als Darlehen geſchuldet ſein ſollten ($ 607 
Abſ. 2 BGB.), ſtehen einer wirkſamen Neugründung eines 
Darlehens entgegen, das ſie völlig erſetzen ſollte. Es iſt dem 
BerR. nicht entgegenzutreten, wenn er ausführt, es ſei ein 
anderer Sachverhalt gegeben, als er RG. 119, 85% zugrunde 
gelegen habe. Dort wird zutreffend ausgeführt, eine bloße 
Übernahme der Darlehensſchuld eines Dritten ſei auch dann 
keine Anleihe einer Gemeinde i. S. der 88 30, 40 Anl⸗ 
AblöſcG., wenn die Hypothek gegen Ausſtellung eines Schuld⸗ 
ſcheins gelöſcht werde, der die Darlehensbedingungen wieder⸗ 
hole. Die Gemeinde habe in einem ſolchen Falle keinen Dar⸗ 
lehensvertrag geſchloſſen, ſondern nur die Schuld der Dar⸗ 
lehensnehmer übernommen. Hinzugefügt wird dort aber mit 
Recht, eine andere Entſcheidung könne in Frage kommen, 
wenn die Stadt bei der Schuldübernahme ein ſelbſtändiges 
Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis ausgeſtellt und 
zugleich auf alle Einwendungen aus dem alten Schuld⸗ 
verhältnis verzichtet hätte. Und betont wird, in dem dort 
gegebenen Falle ſei anderes vereinbart, die übernommene 
Schuld ſolle vom urſprünglichen Schuldgrunde nicht gelöſt 
werden, die bisherigen Schuldbedingungen ſollten unver⸗ 
ändert fortgelten, die alte Schuld habe beſtehen bleiben und 
nur ein Wechſel in der Perſon des Schuldners eintreten ſollen. 

Der Vertrag der Parteien vernichtete jedoch die alten 
Schuldverhältniſſe mit allen aus ihnen etwa möglichen Ein⸗ 
wendungen; es wurde ein neues, in ſich ſelbſtändiges Dar⸗ 
lehen, und zwar von der Stadt geſchloſſen. Die Annahme 
einer ſolchen Umſchaffung ſetzt nicht voraus, daß das neue 
Schuldverhältri; vom Schuldgrund losgelöſt (abſtrakt) iſt. 
Es kann ebenſowohl ein kauſales Geſchäft an die Stelle des 
alten Schuldverhältniſſes treten, und zwar auch mit der 
Wirkung, daß nicht eine bloße Abänderung, ſondern eine 
völlige Beſeitigung des letzteren eintritt, wie ſolches als ge⸗ 
wollt und erklärt hier feſtgeſtellt worden iſt. Im Berichte des 
18. Ausſchuſſes über den Entwurf des AnlAblöſc̃. (vgl. 
Neufeld, AnlAblöſch. S. 268, 137; Wunderlich: Di. 

2) JW. 1928, 166. „ JW. 1928, 155. ) JW. 1928, 171. 
ſicher nicht befriedigend, daß, wie der Senat, ohne in eine Wertung 
des Ergebniſſes einzutreten oder daraus Folgerungen zu ziehen, be⸗ 
merkt, „die Anwendung des AnlAblöſch. bei der Unbeſtimmtheit darin 
gegebener Tatbeſtände nicht ſelten von Umſtänden abhängt, deren 
Bedeutung zur Zeit der Begründung der Verbindlichkeit nur ge⸗ 
ring war“. 

3. Um ein Mißverſtändnis ſcheint es ſich mir bei der Bemerkung 
im erſten Satz des zweiten Abſatzes der Begründung zu handeln. 
81 Abſ. 1 AufwG. ſetzt voraus, daß der Anſpruch, deſſen Aufwertung 
beanſprucht wird, auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme geht. 
Das trifft auch auf den Anſpruch an Gemeinden aus Schuldſchein⸗ 
darlehen zu. Daß auf dieſe nicht das Aufiv®., ſondern das AnlAblöſch. 
anzuwenden iſt, ergibt ſich dagegen aus der beſonderen Vorſchrift 
des 8 1 Abſ. 2 AufwG. 

Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


1926, 18/19 Nr. 12) wird die Bedeutung des etwaigen Um⸗ 
ſtandes erörtert, daß einem Schuldſcheindarlehen ein anderes 
Rechtsgeſchäft, z. B. eine Reſtkaufgeldforderung zugrunde liege. 
Von ſeiten der Reichsregierung iſt erklärt worden, der „Reſt⸗ 
kaufgeldcharakter“ ſei hinfällig geworden, wenn die Aus⸗ 
ſtellung des Schuldſcheins einen „novierenden Charakter“ 
habe, die Gemeinde z. B. geſagt habe, ſie ſchulde die Summe 
nicht mehr als Reſtkaufgeld, ſondern als Darlehen. Im 
vorliegenden Falle ergibt ſich die durch Umſchaffung erfolgte 
Neubegründung eines einheitlichen Darlehens nach den Feſt⸗ 
ſtellungen des BerR. deutlicher. Die Anwendung des Anl⸗ 
AblöſcG. hängt bei der Unbeſtimmtheit darin gegebener Tat- 
beſtände nicht ſelten von Umſtänden ab, deren Bedeutung zur 
Zeit der Begründung der Verbindlichkeit nur gering war. 
Die gewählte Rechtsform muß aber maßgeblich beachtet wer⸗ 
den (RG. IV 437/28: AufwRſpr. 1929, 392 und Urteil des 
erk. Sen. v. 26. Jan. 1927, V 267/26: JW. 1927, 760). 
Die von der Rev. hervorgehobene Tatſache, daß die Bekl. 
von dem Kl. und wohl auch früher beim Erwerb der Grund⸗ 
ſtücke keinen Kredit aufgenommen habe, kann ebenſowenig die 
Anwendung des AnlAblöf®. bei ſolcher Neuſchuldbegründung 
hindern, wie der Anlaß der Vereinbarung, nämlich der 
Wunſch der Bekl., einen Grundſtücksteil ohne koſtſpielige 
Geldaufnahme pfandfrei zu machen. Zudem liegt in der Er⸗ 
möglichung der neuen Schuldbegründung unter Verzicht auf 
die ſonſt erforderliche Ablöſung der alten Schulden wirt⸗ 
ſchaftlich dasſelbe, wie in der Hergabe zurückerhaltenen Gel⸗ 
des zu günſtigen Anleihebedingungen. Hiernach muß die in 
RG. 119, 855) und in der oben erwähnten Senatsentſchei⸗ 
dung V 267/26 noch dahingeſtellt gebliebene Anwendung des 
§ 30 Abſ. 3 AnlAblöſc h. auf ein durch Umſchaffung ent⸗ 
ſtandenes neues Schuldverhältnis für den hier feſtgeſtellten 
Darlehensfall bejaht werden. 

(U. v. 29. Mai 1929; 303/28 V. — Dresden.) Sch.] 


* 7. 830 Abſ. 3 AnlAblöſ . Wenn Spar⸗ 
kaſſenbeamte, die nach den Statuten zur Aus⸗ 
ſtellung eines Darlehnsſchuldſcheins nicht be⸗ 
fugt ſind, mißbräuchlich die Ausſtellung in 
einem Sparbuch in den Formen, die für die Be⸗ 
urkundung von Spareinlagen vorgeſehen ſind, 
bewirken, ſo iſt damit ein Schuldſchein rechts⸗ 
gültig nicht entſtanden. f) 

Die beklagte Sparkaſſe hat dem erhobenen Aufwertungs⸗ 
anſpruch zwei Einwendungen entgegengehalten. Sie ſei ein 
Bankunternehmen i. ©. des $ 66 AufwG. Die Aufwertung ſei 
ferner deswegen ausgeſchloſſen, weil über die Verpflichtung 
aus dem Darlehn ein Schuldſchein ausgeſtellt worden ſei und 
auf Schuldſcheindarlehn öffentlicher Sparkaſſen, für deren 
Verpflichtungen die Gemeinde hafte, nach § 16 Ziff. 3 der 
II. DurchfVO. z. AnlAblöſ cg. die Vorſchriften des § 40 dieſes 
Geſ. Anwendung zu finden haben. 

Das LG. hat die erſte Einwendung, das BG. die zweite 
als begründet erachtet. Die Rev. bemängelt die Annahme 
des BG., daß in dem Sparkaſſenbuch ein Schuldſchein i. ©. 
der §8 30 Abſ. 3, 40 Abſ. 3 AnlAblöſG. enthalten ſei. Keine 
der im Sparkaſſenbuch vorgenommenen Beurkundungen ent⸗ 
ſpreche der in §S 4 der maßgebenden Statuten von 1918 ge- 
gebenen Vorſchrift, nach der alle Urkunden, die die Kaſſe ver⸗ 
pflichten ſollen, von dem Vorſitzenden oder deſſen Stell⸗ 
vertreter und zwei Beiſitzern vollzogen und mit dem Stem⸗ 


6) JW. 1928, 171. 


Zu 7. Wiederholt hat das RG. die Frage behandelt, ob 
ein Sparkaſſenbuch, das von einer ſtädtiſchen Sparkaſſe über 
den Betrag eines empfangenen Darlehens ausgeſtellt iſt, als 
Schuldſchein i. S. 88 30, 40 AnlAblöſch. angeſehen werden kann. 
Die Frage wurde vom 4. Sen. am 30. Jan. 1928 (RG. 120, 85, 90; 
JW. 1928, 105016, 1368 27) verneint, weil die Stadtgemeinde und 
nicht die Sparkaſſe das Darlehen aufgenommen hatte und die 
Sparkaſſenbeamten zur Vertretung der Stadtgemeinde nicht ermächtigt 
waren, und am 6. Dez. 1928 (JW. 1929, 3645) aus ähnlichen 
Gründen. In dem oben abgedr. Urteil iſt das Sparkaſſenbuch für 
ein von der Sparkaſſe aufgenommenes Darlehen ausgeſtellt, das, 
wenn es ein Schuldſcheindarlehen iſt, nach 8 16 Nr. 3 2. DurchfVO. 
z. AnlAblöſch. unter 88 40, 30 AnlAblöſch. fällt. Es war alſo die 
grundſätzliche Frage zu entſcheiden, ob das Sparkaſſenbuch als 
Schuldſchein angeſehen werden kann, eine Frage, die in den beiden 


58. Jahrg. 1929 Heft 42] 
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pel der Kaſſe verſehen ſein müſſen. Dieſe Vorſchrift kommt 
jedoch hier nicht in Betracht. 

Im Gegenſatz zu den in § 30 Abſ. 3 AnlAblöſcG. in 
erſter Reihe genannten Schuldverſchreibungen, Buchſchulden 
und Schatzanweiſungen, die die Schuldverpflichtung begründen, 
kann ein Darlehnsſchuldſchein zur Bekundung einer bereits 
entſtandenen Darlehnsſchuldverpflichtung ausgeſtellt ſein. Er 
muß die Schuldverpflichtung nicht jetzt erſt zur Entſtehung 
bringen. Es genügt, wenn er ihr Beſtehen beſcheinigt (RG. 
117, 60 )). Dies kann auch in der Form eines Anerkennt⸗ 
niſſes geſchehen, muß dann aber kein ſelbſtändiges Anerkennt⸗ 
nis nach §S 781 BGB. fein. Der Schuldſchein braucht alſo 
nur eine Beweisurkunde zu fein, der gegenüber dem Schuld⸗ 
ner der Gegenbeweis offen ſteht, daß eine Darlehnsverpflich⸗ 
tung nicht entſtanden iſt, insbeſ. ein gültiger Darlehns⸗ 
vertrag nicht abgeſchloſſen wurde. Als ſchlichte Beweisurkunde 
unterliegt daher der Schuldſchein auch nicht den Vorſchriften, 
die Gemeinden, Gemeindeverbände, Sparkaſſen uſw. nach Ge⸗ 
ſetz oder Satzung bei Ausſtellung ſolcher Urkunden zu be⸗ 
achten haben, durch die eine Verpflichtung für ſie begründet 
werden ſoll. 

Erforderlich iſt aber, daß der Schuldſchein von dem 
Darlehnsſchuldner ausgeſtellt iſt. Darlehnsſchuldner iſt hier 
nach dem unſtreitigen Sachverhalt die Sparkaſſe. Inſofern 
liegt der Fall anders als in RG. 120, 85°) und IV 19/28 
v. 6. Dez. 19283), die Sparkaſſenbücher behandeln, die für 
ein der Gemeinde gegebenes Darlehn ausgeſtellt wurden. An 
ſich ſtünde nichts im Wege, daß eine Sparkaſſe in einem von 
ihr ausgeſtellten Sparbuch, wenn dieſes auch nach Aufdruck 
und Satzung nur für Sparer beſtimmt iſt, eine Darlehns⸗ 
ſchuldverpflichtung beſcheinigt. Dieſe Beſcheinigung muß dann 
aber von Perſonen ausgeſtellt ſein, die zur Ausſtellung ſolcher 
Beſcheinigungen für die Sparkaſſe befugt ſind. An der Er⸗ 
füllung dieſes Erforderniſſes gebricht es hier. 

Der von dem Vorſitzenden des Sparkaſſenvorſtandes 
auf der erſten Seite des Sparbuchs unterſchriebene Vermerk 
beſagt nur, daß das vorliegende Buch auf den Namen der 
Kl. ausgeſtellt iſt. Die unter dieſen Vermerk geſetzte Unter⸗ 
ſchrift des Vorſitzenden deckt auch nicht den weiteren Inhalt 
des Buches. Die folgenden Eintragungen ſind, wie dies dem 
§ 9 der Satzung entſpricht, ſelbſtändige Beurkundungen, die 
als ſolche mit beſonderer Zeitangabe und Unterſchrift voll⸗ 
zogen ſind. Dieſe erſt ergeben, daß es ſich um ein Darlehn 
und nicht um eine Spareinlage handelt und enthalten im 
erſten Eintrag die Angabe der Darlehnsbeſtimmungen über 


1) JW. 1927, 1843. ) JW. 1928, 1050. ) JW. 1929, 364. 


angeführten Urteilen gleichfalls aufgeworfen, aber als unweſentlich 
nicht zur Entſch. gebracht war. 

Das Urteil erörtert hierzu dreierlei: zunächſt: daß ein Spar⸗ 
kaſſenbuch an ſich zur Beſcheinigung einer Darlehnsſchuldverpflich⸗ 
tung verwendet werden kann; dem iſt beizuſtimmen, wenn damit. 
geſagt ſein ſoll, daß es nicht darauf ankommt, ob der Schuldſchein 
auf dem Formular eines Sparbuches ausgeſtellt iſt. Ebenſo den 
Ausführungen darüber, daß Angeſtellte der Sparkaſſe, die zur Voll⸗ 
ziehung von Eintragungen in die Sparbücher berufen ſind, damit 
noch nicht ermächtigt ſind, verbindliche Erklärungen über den Emp⸗ 
fang und die Bedingungen eines der Sparkaſſe gegebenen Dar⸗ 
lehens abzugeben. Bleibt die dritte Frage, welche Anforderungen 
hinſichtlich der Form und der erklärenden Perſonen an den Schuld⸗ 
ſchein zu ſtellen find. Für ihre Beantwortung iſt es unweſentlich, 
ob der Schuldſchein unter Benutzung eines Sparkaſſenbuches oder 
in anderer Form ausgeſtellt wird; denn die Verbindung mit dem 
Sparbuch iſt nach dem Vorerwähnten auch vom Standpunkt des 
4. Sen. aus ohne beſondere Bedeutung. 

Der Senat unterſcheidet zwiſchen Schuldſcheinen, durch 
die die Schuldverpflichtung begründet wird und ſolchen zur Be⸗ 
kundung einer bereits entſtandenen Darlehnsſchuldverpflichlung, 
die nur ſchlichte Beweisur kunden find. Er weicht damit 
von enen Darlegungen in der Entſch. v. 2. Mai 1927 (RS. 117, 
59 . 1927, 1843) ab, wo geſagt iſt, daß die Schuldſcheine i. S. 
88 30, 40 „nur Beweisurkunden ſein können“. Die neuere Mei- 
nung verdient den Vorzug. So iſt der Schuldſchein in den Fällen 
des 8 607 Abſ. 2 BGB. Vorausſetzung für die Entſtehung des 
Darlehnsvertrages, wenn Schriftlichkeit vereinbart iſt und der Ver⸗ 
trag zugleich den Schuldſchein darſtellt. In Fällen dieſer Art 
muß er von den Perſonen und in den Formen vollzogen werden, 
wie die Satzungen der Sparkaſſe es für verpflichtende Erklärungen 
vorſehen. Dieſe ſtrengen Vorſchriften will der Senat auf Schuld⸗ 
ſcheine, die nur Beweisurkunden ſind, nicht anwenden. Was hier 


Verzinſung, Kündigung und Rückzahlung, im zweiten die An⸗ 
gabe der Darlehnsſumme und die Beſcheinigung über deren 
Empfang. Rechtlich unbedenklich iſt, daß das BG. dieſe beiden 
Beurkundungen nach ihrem Inhalt und äußeren Zuſammen⸗ 
hang als eine einheitliche Geſamturkunde anſieht, die in die⸗ 
ſer Zuſammenfaſſung alle Angaben enthält, die von einem 
Schuldſchein i. S. der 88 30, 40 AnlAblöſc. zu fordern find. 
Ausgeſtellt iſt aber dieſer Schuldſchein nur von einem Kaſſen⸗ 
führer und Gegenbuchführer. Solche Angeſtellte der Spar⸗ 
kaſſe haben unter ihrer Amtsbezeichnung den Empfang des 
Darlehnsbetrages beſcheinigt. Dieſe Angeſtellten ſind es auch, 
die, wie die als Muſter vorgelegten Sparbücher ergeben, die 
vorhergehende Beurkundung der Darlehnsbedingungen unter⸗ 
ſchrieben haben. Nach § 9 der Satzungen ſind zwar die Ein⸗ 
tragungen in die Sparbücher vom Kaſſenführer und Gegen⸗ 
buchführer zu vollziehen. Dies gilt aber nur für ſolche Ein⸗ 
tragungen, zu deren Aufnahme die Sparbücher nach der 
Satzung beſtimmt ſind. Dazu gehören jedenfalls nicht Be⸗ 
urkundungen irgendwelcher Art über eine Darlehnsverpflich⸗ 
tung der Sparkaſſe. Zur Ausſtellung eines Darlehnsſchuld⸗ 
ſcheines ſind nach der Satzung Kaſſenführer und Gegenbuch⸗ 
führer nicht befugt. Dadurch, daß ſie die Ausſtellung in 
einem auf den Namen der Kl. lautenden Sparbuch in den 
Formen, die für die Beurkundung über Spareinlagen vor⸗ 
geſehen ſind, bewirkt haben, konnten ſie ihre Zuſtändigkeit 
nicht erweitern. 

Das BU. war demgemäß aufzuheben und die Sache, da 
das BG. auf den erſten aus $ 66 AufwG. hergeleiteten Ein⸗ 
wand der Bekl. nicht eingegangen iſt, zurückzuverweiſen. 

(U. v. 8. Juli 1929; 815/28 IV. — Marienwerder.) (Ka. 


5. Sonſtiges materielles Recht. 
8. 88 16, 22 Gen G.; 88 3, 47 Abſ. 1 Satz 2, 48 
2. Durchf VO. z. Gold Bil VO. Umſtellung einer 
e. GmbH. auf Goldmark. Die Umrechnung der Ge⸗ 
ſchäftsguthaben ſteht mit der Umſtellung der Ge⸗ 
noſſenſchaft und der Neufeſtſetzung der Ge⸗ 
ſchäftsguthaben in ſolchem Zuſammenhang, daß 
die Beſchl. über die Umſtellung nicht gültig ſind, 
wenn die über die Neufeſtſtellung der Geſchäfts⸗ 
guthaben gefaßten unwirkſam ſind. Die Um⸗ 
ſtellung kann auch noch im Liquidationsſtadium 
erfolgen. 7 
(U. v. 8. Juni 1928; 18/28 II. — Frankfurt.) [Ru] 
Abgedr. JW. 1928, 2626 12. 


erforderlich iſt und genügt, wird allerdings nicht ausdrücklich ge⸗ 
ſagt. Das Urteil legt nur negativ dar, daß eine Erklärung der zur 
Vollziehung der Eintragung in die Sparbücher ermächtigten Ange⸗ 
ſtellten nicht genügt. Die Entſch. über die Anforderungen an die 
Unterzeichnung wie über die Vorfrage, ob eine Unterſcheidung, je 
nachdem der Schuldſchein Ronftitutiv oder deklaratoriſch wirkt, ge⸗ 
rechtfertigt iſt, hängt von dem Inhalt der Satzung ab. Man wird 
aus dem Urteil des Senats ſchließen dürfen, daß die vorliegende 
Satzung für die Ausſtellung von Urkunden, die neue Schuldver⸗ 
pflichtungen begründen, beſondere Anforderungen ſtellt, die für rechts⸗ 
verbindliche Erklärungen der Sparkaſſe im allgemeinen nicht gelten. 
Fehlt es an ſolchen Sondervorſchriften, ſo würde mir eine Unter⸗ 
ſcheidung je nach Art des Schuldſcheines bedenklich erſcheinen. 
Wenn eine Urkunde als Schuldſchein i. S. 88 30, 40 gelten ſoll, 
muß fie nach ſtänd. Rſpr. des RG. alle weſentlichen Bedingungen 
des Darlehens neben der Beſtätigung des Empfanges der Darlehns⸗ 
valuta enthalten. Sie muß alſo nicht nur zum Beweiſe des be⸗ 
haupteten Anſpruches irgendwie beitragen, ſondern geeignet ſein, ohne 
Zuhilfenahme anderer Beweismittel vollen Beweis für ihn zu er⸗ 
bringen. Der Schuldſchein bewirkt eine Umkehrung der Beweislaſt. 
Daraus ergibt ſich die große rechtliche Tragweite des Schuldſcheins, 
auch wenn er nur ſchlichte Beweisurkunde iſt, und damit die Forde⸗ 
rung, daß er von den Perſonen bezeichnet werden muß, die zur 
Vertretung der Sparkaſſe und damit auch zur Übernahme rechtlicher 
Verpflichtungen für ſie ermächtigt ſind, und in den Formen, die 
für verbindliche Erklärungen dieſer Perſonen vorgeſchrieben ſind. 
Staatsſekr. z. D. Dr. C. Heinrici, Berlin. 


Zu 8. 1. In der Entſch. wird die für die Liquidationsgeſell⸗ 
ſchaft bedeutungsvolle Frage erörtert, ob im Liquidations⸗ 
ſtadium Umſtellungsmaßnahmen getroffen werden können. 

Die Frage iſt recht zweifelhaft, weil die Umſtellung mit 
Satzungsänderungen verbunden iſt, und es nach einer verſchiedentlich 
im Schrifttum vertretenen Auffaſſung, beſonders auch bei Pariſius⸗ 
Crüger (vgl. Anm. 34 zu 8 7, Anm. 7 zu § 16, Anm. 3 zu 8 83), 
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9. § 1 Abſ. 2 Ind Belaſt G. v. 30. Aug. 1924; $1 
Nr. 5a J. Durchf VO. v. 28. Okt. 1924. — Gegenſtand 
der Induſtriebelaſtung iſt ein Betrieb, der ſich 
als eine ſteuerliche Einheit darſtellt und als 
ſolcher, nicht aber in ſeinen einzelnen Faktoren 
beſteuert wird. f) 


(U. v. 7. Febr. 1929; 266/28 VIII. — Breslau.) 
Abgedr. JW. 1929, 1396 50. 


[Ku.] 


nicht zuläſſig erſcheint, nach eingetretener Liquidation Satzungsände⸗ 
rungen zu beſchließen. 

Im Gegenſatz zu dieſer Auffaſſung, die allerdings von 
Pariſius⸗Crüger nur mit allgemeinen Zweckmäßigkeitserwä⸗ 
gungen begründet wird, wird nach meiner Auffaſſung anzunehmen 
ſein, daß Satzungsänderungen erzwungen werden können, ſoweit ſie 
mit den Zwecken des Liquidationsverfahrens im Zuſammenhang ſtehen. 
Dieſe Auffaſſung habe ich unter Hinweis auf Schrifttum und Rſpr. 
bereits in meinem Kommentar zur Gold Bil VO. vertreten (vgl. 
Anm. 72 b a. E. zu § 20 DurchfBeſt. S. 316). 

Zu den Zwecken der Liquidation, die vornehmlich in der Ab⸗ 
wicklung der laufenden Geſchäfte und der Auseinanderſetzung beſtehen, 
ſteht die Goldmarkumſtellung, die bei Genoſſenſchaften im weſent⸗ 
lichen die Neufeſtſetzung der Geſchäftsanteile und Haftſumme betrifft, 
in organiſcher Verbindung, zumal auch nur ſo nach Beendigung 
der Inflation Neueinlagen auf die Geſchäftsanteile eingefordert und 
etwaige Konkursmaßnahmen vermieden werden konnten. Zutreffend 
ſpricht das RG. in dem vorliegenden Erkenntnis daher aus, daß die 
Liquidationsgenoſſenſchaften alle ſog. Umſtellungsmaßnahmen ergreifen 
und der Generalverſammlung zur Beſchlußfaſſung vorlegen können. 

2. Der weitere Inhalt der Entſch. betrifft das Verhältnis 
zwiſchen Umrechnung der Geſchäftsguthaben und Um⸗ 
ſtellung der Geſchäftsanteile. Im vorliegenden Falle war 
ſtreitig geworden, ob neben der außer Streit befindlichen Umſtellung 
der Anteile überhaupt eine Umrechnung der Guthaben ſtattgefunden 
habe. Die Frage wird hier mit der zutreffenden Begründung bejaht, 
daß der von der Generalverſammlung gefaßte Beſchluß über die 
„Bewertung der eingezahlten Geſchäftsanteile“ tatſächlich die Feſt⸗ 
ſtellung der Geſchäftsguthaben und deren Umwertung betrifft. Wenn 
alſo die bisherigen Papiermarkanteile mit einem beſtimmten Goldmark⸗ 
betrage bewertet werden, ſo liegt darin die Umwertung der Geſchäfts⸗ 
guthaben. Ein ſolcher Beſchluß bedarf der Eintragung in das Genoſſen⸗ 
ſchaftsregiſter; wenn, wie hier, ſolche Eintragung unterblieben iſt, ſo 
hat der Beſchluß rechtliche Wirkſamkeit nicht erlangt. Iſt das aber 
der Fall, dann ſoll nach den Ausführungen des Erkenntniſſes der 
geſamte Umſtellungsbeſchluß unwirkſam ſein. Das wird aus der Be⸗ 
ſtimmung des § 139 BGB. hergeleitet und auch mit zutreffenden 
wirtſchaftlichen Erwägungen begründet. 

Die Frage, wie die bisherigen Papiermarkguthaben zu bewerten 
ſeien, bleibt unerörtert. Das BG. erblickte in dem Beſchluß der 
Generalverſammlung weder einen Verſtoß gegen die guten Sitten, noch 
eine Verletzung des Grundſatzes der gleichmäßigen Behandlung der 
Genoſſen. Die Dinge lagen hier ſo, daß die Bekl. urſprünglich nur 
wenige Geſchäftsanteile gehabt, dann aber i. J. 1923, alſo zur Zeit 
der größten Geldentwertung, die zuläſſige Höchſtzahl der Geſchäfts⸗ 
anteile erworben hatten. Bei der Umſtellung der Genoſſenſchaft war 
beſchloſſen worden, alle bisherigen Papiermarkanteile einheitlich mit 
5 GM. zu bewerten. Nach meiner Auffaſſung muß es in ſolchen 
Fällen den Genoſſen in jedem Falle unbenommen bleiben, die Nichtig⸗ 
keit des Beſchluſſes wegen Verletzung zwingenden Rechts geltend zu 
machen. Es verſtößt gegen das geſunde Gefühl aller billig und recht⸗ 
lich Denkenden, wenn die mit gutem Gelde bezahlten Einlagen ebenſo 
bewertet werden, wie die nominell gleichen Einlagen, die in den 
Zeiten der tiefſten Inflation gemacht wurden und, umgerechnet, nur 
den Wert von Pfennigen haben. Eine hierauf etwa geſtützte Nichtig⸗ 
keit könnte jeder Genoſſe im Rechtswege geltend machen, und zwar 
im Wege der Anfechtungsklage nach 8 51 GenG. unter den dort ge⸗ 
gebenen Vorausſetzungen. Zu berückſichtigen iſt hierbei die beſondere 
Beſtimmung für die Anfechtung im 847 Abſ. 1 Satz 2 letzter Halbſatz 
2. DurchfBeſt., nach der eine Anfechtung des mit einer Mehrheit von 
/ der erſchienenen Genoſſen zuſtande gekommenen Beſchluſſes wegen 
unrichtigen Maßſtabes der Umrechnung nicht erfolgen kann. 

RA. Dr. Richard Roſendorff, Berlin. 


Zu 9. In dem Erkenntnis wird feſtgeſtellt, daß die das 
Innenverhältnis zwiſchen Verpächter und Pächter regelnde Be⸗ 
ſtimmung des 8 1 Abſ. 5 DurchfBeſt. z. Ind Belaſth. v. 25. Okt. 
1924 dispoſitiven Rechts iſt, daß die Parteien alſo die dort vor⸗ 
geſehene Verteilung der Abgabe mit ein Viertel zu Laſten des Ver⸗ 
pächters und mit drei Viertel auf den Pächter durch andere Abreden 
ausſchalten können. Zuläſſig iſt hiernach auch eine vertragsmäßige 
Übereinkunft, durch die die im Innenverhältnis ganze Laſt auf den 
Pächter abgemälzt wird. 

Der weitere Inhalt der Entſch. betrifft die Frage, ob die 
Induſtriebelaſtung auf einzelne Teile eines Betriebes oder auf das 
geſamte Betriebsvermögen als eine Einheit gelegt iſt. Veranlaßt 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


10. § 313 BGB. Grundſtücksverkauf. Iſt eine 
privatſchriftlich erteilte Vollmacht nur ein Teil 
eines dem Formzwang unterliegenden Rechts⸗ 
geſchäftes, ſo iſt ſie nichtig; da aber die Nichtig⸗ 
keit einem gutgläubigen Dritten nicht entgegen⸗ 
gehalten werden kann, wirken Umſtände, die ſich 
aus dem Inhalt der Vollmacht nicht ergeben, 
nur dann gegen ihn, wenn er fie kannte. 7) 

(U. v. 11. April 1929; 559/28 IV. — Hamm.) (Ka. 


Abgedr. ZW. 1929, 196817, 


iſt dieſe Unterſuchung durch eine im vorliegenden Rechtsſtreit ſtrei⸗ 
tige Parteivereinbarung, nach der der Pächter alle auf dem Pacht⸗ 
gegenſtand vorhandenen Laſten mit Ausnahme der auf die „Sub⸗ 
ſtanz der Steinbrüche“ gelegten öffentlichen Steuern und Laſten zu 
tragen hat. Würde die Subſtanz der Steinbrüche Gegenſtand der 
Induſtriebelaſtung ſein, ſo würde nach dieſer Vereinbarung der 
Verpächter die hierauf entfallende Laſt zu tragen haben. Das RG. 
verneint die Anwendungs möglichkeit dieſer vertraglichen Ausnahme⸗ 
beſtimmung, weil von einer Belaſtung der Subſtanz der Steinbrüche 
als ſolcher nicht geſprochen werden könne. Das trifft zu. In 
8 5 IndBelaſt G. wird als Grundlage der auf den einzelnen Unter⸗ 
nehmer gelegten Laſt, das zur Vermögenſteuer veranlagte Be⸗ 
triebsvermögen bezeichnet, da dieſes ſteuerrechtlich eine Einheit 
darſtellt und zu einem Einheitswert berechnet wird. Der Einheits⸗ 
wert wird in dem Urteil als Gegenſtand der Induſtriebelaſtung 
des geſamten Betriebsvermögens, nicht aber deſſen einzelner Be⸗ 
ſtandteile mit Recht bezeichnet. 
RA. Dr. Richard Roſendorff, Berlin. 


Zu 10. A. Die Entſch. zeigt wieder mit aller Klarheit, welche 
Gefährdung der Verkehrsſicherheit die Rſpr des RG. 
zur Frage der Formbedürftigkeit von Vollmachten beim Grund» 
ſtücksverkaufe zur Folge hat. Grundſätzlich wären alle Bedenken 
zu wiederholen, die diesſeits bereits bei Beſprechung von RG. : 
IW. 1929, 732, ſowie grundſätzlich in IheringsJ. 79, 212 ff. dar⸗ 
gelegt worden ſind. 

Die vorliegende Entſch. dürfte aber nicht einmal 
nach der eigenen Rſpr. des RG. zutreffen. 

Der Tatbeſtand ift, ſoweit er ſich der Entſch. entnehmen läßt, 
der folgende: 

Der Kl. hatte dem Bekl. zu 2, dem Vorſtandsmitglied eines 
Darlehnskaſſenvereins, eine Generalvollmacht erteilen müſſen, da⸗ 
mit der Darlehnskaſſenverein dem Kl. weiteren Kredit einräume. 
Durch dieſe Generalvollmacht wurde „zur Sicherung des Vereins 
dieſem das Haus des Kl. zum Verkaufe zur Verfügung geſtellt“. 
Widerruflich war dieſe Vollmacht nach den Feſtſtellungen des OLG. 
nur bei Abdeckung des Schuldkontos des Kl. an den Verein. Der 
Bekl. war, „wie ſich aus der Ermächtigung zum Selbſtkontrahieren 
ergibt“, berechtigt, den Grundbeſitz ſich ſelbſt zu übereignen. Daß 
der Kl. nur nach Abdeckung ſeines Schuldkontos die Vollmacht 
widerrufen konnte, war hingegen aus der über die Vollmacht aus⸗ 
geſtellten Urkunde nicht erſichklich. Mitverklagt iſt die Bekl. zu 1, 
die Ehefrau des Bekl. zu 2, die den Kaufvertrag und die 
Auflaſſung über den oben bezeichneten Grundbeſitz mit dem durch 
die Vollmacht legitimierten Bekl. zu 2 geſchloſſen hat. 

Das OLG. hat aus dieſem Tatbeſtand gefolgert, daß die Voll⸗ 
macht in Wirklichkeit Teil eines einheitlichen Rechtsgeſchäftes ſei, 
das der Form des § 313 BGB. bedürfe und hieraus Nichtigkeit von 
Kauf und Auflaſſung im vorliegenden Falle geſchloſſen. 

Das RG. hält an ſich dieſe Folgerung für zutreffend, führt 
auch aus, daß auch der Gutgläubige rechtliche Mängel, die 
aus der Urkunde ſelbſt zu erſehen ſeien, gegen ſich gelten laſſen 
müſſe, „auch wenn er ſie infolge Rechtsirrtums nicht erkannt habe“. 
Im vorliegenden Falle ergebe ſich aber aus dem Inhalte der Voll⸗ 
macht nicht, daß ſie unwiderruflich ſein ſolle, auch nicht Umſtände, 
die einen Schluß hierauf rechtfertigen könnten. Daher griffen 
möglicherweiſe die 88 171, 172 BGB. durch und ſei dann der 
en in feinem Vertrauen auf die Gültigkeit der Vollmacht 
geſchützt. 

Hierzu iſt zu bemerken, daß nach der Rſpr. des RG. eine Voll⸗ 
macht zum Verkauf eines Grundſtücks auch dann für formbedürftig 
gehalten wird, wenn ſie die Befugnis „zum Selbſtkontra⸗ 
hieren enthält“ (RG. 75, 182 — JW. 1911, 364; 79, 212; 
81, 49; 97, 332 JW. 1920, 1028; 108, 126 — J, 1924, 
856; 1920, 966 u. 1028). Nach der Feſtſtellung des N ent⸗ 
hält aber gerade im vorliegenden Falle die Urkunde dieſen Satz 
„wie ſich aus der Ermächtigung zum Selbſtkontrahieren ergibt“. 
Es enthalt alſo die Urkunde eine Beſtimmung, die fie nach der Rſpr. 
des RG. auch unabhängig davon, daß die Vollmacht unwiderruflich 
ſein ſollte, formbedürftig macht. Dieſen Mangel muß nach 
der Rſpr. des RG. nun gerade die Bekl. gegen ſich gelten laſſen, 
gleichgültig, ob ſie im Rechtsirrtum befangen war oder nicht. Aus 
dieſem Grunde ift der Bekl. nach der Rſpr. des RG. in ſeinem 
Vertrauen auf die Vollmachtsurkunde nicht geſchützt, die Anſicht 
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* 11. 815 Abſ. 1 H G B. Sind im Handelsregiſter 
als Geſellſchafter einer OHG. nicht die wahren 
Geſellſchafter, ſondern Scheingeſellſchafter 
eingetragen, dann iſt der Rechtserwerb des 
Dritten, der mit dieſen gutgläubig handelt, 
gültig. Die eintragungspflichtige Tatſache des 


des OLG. daher im Ergebnis nach herrſchender Meinung 
utreffend, während dieſer Punkt in der Entſch. des RG. an⸗ 
ſcheinend überſehen iſt. 

Wer hiergegen einwendet, die Generalvollmacht ſei ganz all⸗ 
gemein ohne jede Beziehung auf ein Grundſtück erteilt, 
überſieht das Entſcheidende. Die Bekl. zu 1 hat ja gerade 
einen Grundſtücks kaufvertrag mit dem durch jene Gene⸗ 
ralvollmacht legitimierten Bell. zu 2 geſchloſſen. Hierbei hatte 
ſie doch gerade zu prüfen, ob die Generalvollmacht zu dem 
Grundſtücksverkauf und nur zu dieſem ausreiche. Dazu 
reichte jedoch die Generalvollmacht unter anderem deshalb nicht aus, 
weil ſie die Befugnis zum Selbſtkontrahieren enthielt. Da 
letzteres aus der Vollmacht ſelbſt erſichtlich war, iſt die Bekl. 
zu 1 in ihrem Vertrauen auf die Gültigkeit der Vollmacht nach der 
Rſpr. des RG. nicht geſchützt. 

Um es noch einmal klarzuſtellen: die Bekl. wußte: 

1. daß die Generalvollmacht die Befugnis enthalten ſolle, ein 
Grundſtück des Kl. zu verkaufen. Denn fie ſchloß ja mit dem 
durch dieſe Vollmacht Legitimierten ſelbſt den Grund⸗ 
ſtücks Kaufvertrag ab. 

2. Sie erſah aus der Vollmachtsurkunde, daß dieſe die Be⸗ 
fugnis zum Selbſtkontrahieren enthielt. Ob ſie hieraus den Schluß 
auf die Formbedürftigkeit der Vollmacht gezogen hat, iſt nach 
herrſchender Meinung gleichgültig. 

Die Tatſache, daß bei Beurteilung der Gültigkeit der Voll⸗ 
macht zum Grundſtücksverkaufe im vorliegenden Falle das RG. 
bie entgegengeſetzte Meinung wie das OLG. vertritt 
und auch die Anſicht des RG. wieder aus anderem 
Grunde anfechtbar erſcheint, zeigt wieder mit aller Deutlich⸗ 
keit, wie unerträglich der gegenwärtige Zuſtand für die Sicher⸗ 
heit des Verkehrs iſt, denn wie ſoll der Laie oder der beurkundende 
Notar bei dieſen Schwierigkeiten mit Sicherheit entſcheiden können, ob 
eine ihm vorgelegte Vollmacht zum Grundſtücks verkaufe, auf Grund 
deren er den Verkauf protokollieren ſoll, gültig iſt oder nicht. 

Der Zweck des § 313 BGB. wird bei alledem noch dazu nur 
in den ſeltenſten Fällen verwirklicht, da der gewandte Grund⸗ 
ſtücksmakler alle Klippen leicht zu vermeiden weiß. Keinesfalls kann 
daher ein Hinweis auf den Zweck des 8 313 BGB. ſowohl die 
Gefährdung der Verkehrsſicherheit wie die Korrektur des Geſetzes 
durch die Rſpr. (vgl. § 167 II BGB.) rechtfertigen. 

Es läßt ſich bei Lage der Sache nur dringend empfehlen, jede 
Vollmacht zum Grundſtücksverkaufe in notarieller Urkunde zu pro⸗ 
tokollieren, da ſonſt eine Gewähr für die Gültigkeit der Vollmacht 
trotz der entgegenſtehenden Vorſchrift des 8 167 Abſ. 2 BGB. mit 
Sicherheit nicht übernommen werden kann. 

RA. Dr. Rudolf Gottſchalk, Bernburg a. S. 


B. Zur Sicherung eines dem Kl. von dem Kr. Spar⸗ und Dar⸗ 
lehnskaſſenverein eingeräumten Kredits hat der Kl. dem Bekl. 
zu 2, einem Vorſtandsmitglied des Darlehnskaſſenvereins, eine 
notariell beglaubigte Generalvollmacht dahin erteilt, „daß er zur 
Beſorgung aller Angelegenheiten des Kl. ermächtigt, u. a. auch 
befugt fein ſolle, Unterbevollmächtigte zu beſtellen und Geſchäfte mit 
ſich ſelbſt abzuſchließen“. Dieſe Generalvollmacht ſollte dazu dienen, 
daß der Bekl. zu 2 das Hausgrundſtück des Kl. verkaufe und aus 
dem Erlös den Kredit des Kl. bei dem Darlehnskaſſenverein ab⸗ 
decke. Daraus hat das BG. die Unwiderruflichkeit der Vollmacht 
geſchloſſen, und das MG. tritt dieſer Auslegung nicht entgegen. 
Aus der Unwiderruflichkeit ergibt ſich nach der bekannten und im 
vorliegenden Urteil in Bezug genommenen Rſpr. des NG. die 
Formbedürftigkeit der Vollmacht gem. § 313 BGB. Da die Form 
nicht gewahrt ift, iſt die Vollmacht nichtig, und die auf Grund der 
Vollmacht vom Bekl. zu 2 zugunſten ſeiner Ehefrau, der Bell. 
zu 1, vorgenommenen Rechtsgeſchäfte würden den Vollmachtgeber 
nicht binden (8 179 BGB.). Wenn aber, wie das RG. zunächſt 
nur unterſtellt, der Bekl. zu 2 der Bekl. zu 1 die Generalvoll⸗ 
macht vorgelegt hat, ſo kann die Nichtigkeit der Vollmacht in An⸗ 
wendung der 88 172 1, 171 I BGB. der Bekl. zu 1 nur dann ent⸗ 
gegengehalten werden, wenn ſie die Umſtände, die die Nichtigkeit 
der Vollmacht begründen, gekannt hat oder hatte kennen müſſen 
(auf die Nichtigkeit ſelbſt braucht ſich die Kenntnis nicht zu beziehen). 
Denn da die Generalvollmacht ohne jede Beziehung auf ein Grund⸗ 
ſtück erteilt iſt, ſo können aus der Urkunde ſelbſt, insbeſ. auch aus 
der in ihr ausgeſprochenen Zuläſſigkeit des Kontrahierens mit ſich 
ſelbſt, die die Nichtigkeit ergebenden Umſtände nicht entnommen 
werden. 3 
So rechtfertigt ſich das Urteil vom Standpunkt der ſtänd. 
Nor. des RO. aus. Anderer Meinung wird natürlich fein, wer 
auch die unwiderrufliche Vollmacht zu einem Grundſtücksverkauf nicht 
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richtigen Geſellſchafterbeſtandes iſt nicht in das 
Handelsregiſter eingetragen und kann daher 
dem Drirten nicht entgegengehalten werden. f) 


(U. v. 10. Juli 1929; 514/28 V. — Dresden.) [Sch. 
Abgedr. IW. 1929, 259711. 


der Form des $ 313 BGB. unterwerfen, ſondern auch in dieſem 
Falle 8 167 Abſ. 2 BGB. maßgebend fein laſſen will (je Rudolf 
Gottſchalk: IheringsJ. 79, 223 ff. und oben Anm. A. Mir aber 
ſcheint der Standpunkt des RG. durch den Zweck des $ 313 BGB. 
in Es Abwägung der beiderſeitigen Intereſſen gerechtfertigt 
zu ſein. 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 11. A. Anm. Nord, abgedr. ebenda. 

B. Eine OHG. hat eine Hypothek beſtellt. Sie wurde dabei 
von einem zu Unrecht im Handelsregiſter als Geſellſchafter ein⸗ 
getragenen Nichtgeſellſchafter vertreten. Das RG. lehnt die Berufung 
der Geſellſchaft auf dieſen Mangel der Vertretungsmacht auf Grund 
des 815 HGB. ab: „Solange nicht die wahren Geſellſchafter, 
ſondern andere Perſonen als Geſellſchafter in das Regiſter eingetragen 
ſind, iſt die eintragungspflichtige Tatſache des richtigen Geſellſchafter⸗ 
beſtandes nicht ins Handelsregiſter eingetragen. Dieſe nicht eingetragene 
Tatſache kann die Geſellſchaft, in deren Angelegenheiten die wahren 
Geſellſchafter einzutragen waren, einem Dritten, der mit ihr durch 
einen fälſchlich als Geſellſchafter eingetragenen Nichtgeſellſchafter rechts⸗ 
geſchäftlich ſich einläßt, nicht entgegenſetzen, wenn der Dritte den 
wahren Sachverhalt nicht kennt. Dieſer Dritte iſt alſo gegen jeden 
Einwand der Geſellſchaft aus der unrichtigen Eintragung des Geſell⸗ 
ſchafterbeſtandes im Handelsregiſter durch 8 15 Abſ. 1 geſchützt.“ 
Nord in ſeiner Anmerkung hat keinen Zweifel, daß die Entſch. zu 
billigen iſt. Das mag von dem Ergebnis gelten, die Begründung aber 
erweckt doch erhebliche Bedenken. Zunächſt erſcheint es mir zum 
mindeſten ſehr gewagt, den „Geſellſchafterbeſtand“ oder den „richtigen 
Geſellſchafterbeſtand“ als eintragungspflichtige „Tatſache“ i. S. des 
815 HGB. anzufehen. Der richtige Geſellſchafterbeſtand iſt vielmehr 
das Ergebnis einer Reihe von Tatſachen (Mitwirkung bei der 
Gründung, Eintritt, Austritt von Geſellſchaftern), die jede einzeln 
eintragungspflichtig iſt, aber nicht ſelbſt eine eintragungspflichtige 
Tatſache. Doch ich will dieſe Frage, zu der ſich allerhand ſagen ließe, 
hier nicht weiter verfolgen. Das RG. meint, die Geſellſchaft könne 
dem Dritten den nicht eingetragenen richtigen Geſellſchafterbeſtand nicht 
entgegenhalten. Aber tut fie dieſes denn Überhaupt? Ihr Einwand 
geht ja nur dahin, daß derjenige, der die Geſellſchaft bei dem Geſchäft 
vertreten hat, trotz ſeiner Eintragung nicht Geſellſchafter iſt. Wer in 
Wirklichkeit Geſellſchafter iſt, iſt für die Gültigkeit der Hypotheken⸗ 
beſtellung unerheblich. Man denke nur an den Fall, daß ein ein⸗ 
getragener Geſellſchafter von der Vertretungsmacht ausgeſchloſſen ift. 
Nur auf dieſe kommt es hier an. Es handelt ſich alſo gar nicht 
darum, ob die Geſellſchaft einem Dritten eine nichteingetragene Tat⸗ 
ſache entgegenhalten kann, ſondern darum, ob ſich ein Dritter auf eine 
im Handelsregiſter eingetragene, aber unrichtige Tatſache berufen kann. 
Daß dieſes der ſpringende Punkt ift, erkennt man aus dem oben 
zitierten Satz des RG., wonach der Dritte gegen jeden Einwand aus 
der unrichtigen Eintragung des Geſellſchafterbeſtandes ge⸗ 
ſchützt iſt. Der § 15 behandelt in Abſ. 2 die Wirkung der Eintragung 
einer richtigen Tatſache und in Abſ. 1 die Wirkung der Nicht⸗ 
eintragung einer Tatſache, aber er behandelt nicht die Wirkung einer 
unrichtigen Eintragung. Insbeſ. ſtellt er nicht die Regel auf, daß 
fi der Dritte auf die Richtigkeit der Eintragung verlaſſen kann. 
Der 8 15 HGB. legt alſo dem Handelsregiſter nicht, ähnlich dem 
Grundbuch, öffentlichen Glauben bei. Das iſt in der Rechts⸗ 
lehre allgemein anerkannt (vgl. beſ. Staub⸗Bondi 815 Einl. 
Düringer⸗ Hachenburg 915 Anm. 15; Ehrenberg, Handb. I 
S. 650 ff.; Wieland, Handelsrecht S. 235 ff.). Mit dieſer herrſchen⸗ 
den Lehre tritt alſo das RG. in Widerſpruch. Allerdings iſt auch 
die herrſchende Lehce bei der Negative nicht ſtehengeblieben. Es beſteht 
ein unzweifelhaftes Bedürfnis, denjenigen, der ſich im guten Glaubem 
an den Inhalt des Handelsregiſters in Geſchäfte eingelaſſen hat, zu 
ſchützen. Zunächſt iſt man weitgehend darüber einig, daß derjenige, 
der eine unrichtige Eintragung veranlaßt hat, ſich nach Treu und 
Glauben ſo behandeln laſſen muß, als ob die eingetragene Tatſache 
richtig wäre (vgl. die obigen Zitate). Dieſes wird insbeſ. auch für 
den Fall gelehrt, daß der Eintritt eines neuen Geſellſchafters an⸗ 
gemeldet wird, ſich ſpäter aber der Aufnahmevertrag als ungültig 
erweiſt. Dann muß dieſer Nichtgeſellſchafter die von ihm ſelbſt an⸗ 
gemeldete Eintragung Dritten gegenüber gelten laſſen, die im Ver⸗ 
trauen auf die Eintragung zu der Geſellſchaft in Rechtsbeziehungen 
getreten find (vgl. RG. 51, 39; Düringer⸗Hachenburg⸗ 
Flechtheim 8130 Anm. 7). Ehrenberg geht noch weiter. Er 
verſagt den Einwand der unrichtigen Eintragung auch demjenigen, 
der zwar dieſe Tatſache nicht ſelbſt angemeldet hat, aber es unterläßt, 
die nötigen Schritte zur Berichtigung einer ihn angehenden unrichtigen 
Eintragung zu tun (ähnlich Staub, abweichend dagegen Wieland). 
Die Anmeldung der OHG. und ihrer Teilhaber iſt von ſämtlichen 
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12. 8 207 A bſ. 1 H G B. 

1. Beim Erwerb von Grundſtücken durch eine 
AktG. für eine den zehnten Teil des Grund⸗ 
kapitals überſteigende Vergütung vor Ablauf 
von zwei Jahren ſeit Eintragung der AktG. in 
das Handelsregiſter — Nachgründung — iſt nicht 
nur der ſchuldrechtliche Vertrag, ſondern auch 
die dingliche Einigung durch die Zuſtimmung der 
Gen Verſ. bedingt. Bis dahin iſt der Vertrag 
nur ſchwebend wirkſam. 

2. Zur Gültigkeit einer ſolchen Zuſtimmung 
der Gen Verſ. iſt erforderlich, daß die Gen Verſ. 
von ſämtlichen Bedingungen des Vertrags 
Kenntnis erhalten hat und ſich ihres Prüfungs⸗ 
rechts und ihrer Prüfungspflicht bewußt iſt. f) 

Das BG. geht davon aus, daß die Kl. die Rückauf⸗ 
laſſung gemäß $ 812 BGB. beanſpruchen könne, wenn die 
Bekl. das Eigentum an dem in Betracht kommenden Grund⸗ 


Geſellſchaftern zu bewirken (8 108 Abf. 1 HGB.). Es iſt alſo an⸗ 
zunehmen, daß auch die Beteiligung derjenigen Perſon, die die Hypo⸗ 
thek für die Geſellſchaft beſtellt hat, von allen Geſellſchaftern an⸗ 
gemeldet worden iſt; dann müſſen ſie auch die Vertretung der Geſell⸗ 
ſchaft durch dieſe Perſon gutgläubigen Dritten gegenüber gelten laſſen. 
War die Eintragung dagegen von den wirklichen Geſellſchaftern der 
OHG. nicht veranlaßt, lag alſo ein Verſehen des Regiſterrichters vor, 
fo hätte aufgeklärt werden müſſen, ob den Mitgliedern der OG. 
die unrichtige Eintragung bekannt war und ſie die Möglichkeit hatten, 
noch vor Beſtellung der Hypothek die Berichtigung der Eintragung zu 
veranlaſſen. Mir ſcheint, daß die herrſchende Lehre allen Anforde⸗ 
rungen der Billigkeit genügt. 
Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 


C. Im Handelsregiſter waren nicht die wahren, ſondern 
Schein geſellſchafter, offenbar auf Antrag der wahren Geſell⸗ 
ſchafter, eingetragen worden. Ein Scheingeſellſchafter hatte ſich mit 
einem gutgläubigen Dritten über die Eintragung einer Hypothek 
für dieſen Dritten an einem Grundſtück, als deren Eigentümerin die 
Firma der Geſellſchaft im Grundbuche vermerkt war, geeinigt, und 
die Hypothek war auf Bewilligung und Antrag des Scheingeſell⸗ 
ſchafters im Grundbuch eingetragen worden. Das RG. hält die Hypo⸗ 
thek für wirkſam. Mit Recht, aber aus unzutreffenden Gründen. Es 
handelt ſich nur darum, inwiefern der Dritte auf die Eintragung 
im Handelsregiſter vertrauen konnte. Das RG. geht mit Recht 
davon aus, daß die wahren Geſellſchafter im Handelsregiſter ein⸗ 
zutragen waren, daß die Tatſache, wer Geſellſchafter ſei, eine „ein⸗ 
zutragende Tatſache“ i. S. von § 15 HGB. if. Es ſchließt dar⸗ 
aus richtig, daß die Geſellſchaft dieſe nicht eingetragene Tatſache, 
daß die und die die (wahren) Geſellſchafter ſeien, einem gutgläubigen 
Dritten nicht entgegenhalten kann (wie das RG. aus 8 15 Abf. 1 
HGB. ſchließt; natürlich kommt, wie das RG. ebenfalls zutreffend 
hervorhebt, 8 15 Abſ. 2 HGB. nicht in Betracht). Hieran ſchließt 
das RG. eine Folgerung, die aber im Vorhergehenden ohne Stütze 
iſt: Aus dem Satze, daß die Geſellſchaft keinem Gutgläubigen gegen⸗ 
über behaupten kann, die wahren Geſellſchafter ſeien Geſellſchafter, 
folgt nämlich noch nicht, daß ſie die im Handelsregiſter Einge⸗ 
tragenen als Geſellſchafter gelten laſſen muß. Dies würde nur dann 
zutreffen, wenn das Handelsregiſter auch in dem Sinne öffentlichen 
Glauben genöſſe, daß die in ihm poſitiv eingetragenen Tatſachen 
dritten Gutgläubigen gegenüber als wahr gelten würden. Dies iſt 
aber, worüber kein Zweifel beſteht, nicht der Fall. Es iſt ferner 
ſehr wohl denkbar, daß die Geſellſchaft leugnen kann, daß die Ein⸗ 
getragenen nicht Geſellſchafter ſind, und dabei nicht behaupten kann, 
daß die Nichteingetragenen Geſellſchafter wären. Es wäre auch übel, 
daß, wenn aus irgendeinem Verſehen des Regiſterrichters verkehrte 
Geſellſchafter eingetragen wären, dann die Geſellſchaft unter allen 
Umſtänden die falſche Eintragung mit allen Folgen als wahr gelten 
laſſen müßte. Iſt es alſo richtig, daß die Geſellſchaft Gutgläubigen 
gegenüber nicht behaupten kann, daß die wirklichen Geſellſchafter 
Geſellſchafter ſeien, ſo iſt doch nicht richtig, was das RG. ſagt: 
der gutgläubige „Dritte iſt alſo gegen jeden Einwand der Geſell⸗ 
ſchaft aus der unrichtigen Eintragung des Geſellſchafterbeſtandes 
im Handelsregiſter durch § 15 Abf. 1 geſchützt“, was nichts anderes 
bedeuten würde, als daß die unrichtige Eintragung für den Dritten 
wie eine richtige in Betracht kame. In Wahrheit bewirkt die un⸗ 
richtige Eintragung, ſoweit der 8 15 HGB. eingreift, nichts 
anderes, als die Lage, die vorhanden wäre, wenn ins Handels⸗ 
regiſter die Geſellſchafter überhaupt nicht eingetragen wären. Dann 
liegt trotzdem eine OHG. vor ($ 105 HGB.). Wer ſich mit den 
wahren Geſellſchaftern einläßt, ſchließt mit der wahren Geſellſchaft 
ab, wer mit anderen, der hat nicht mit der beſtehenden Geſellſchaft 
Rontrahiert, ſoweit es ſich nur um 8 15 HGB. handelt. Bei unrich⸗ 
tiger Eintragung der Geſellſchafter kann nach 8 15 HGB. nur in Be⸗ 
tracht kommen, daß Handlungen der wahren nicht eingetragenen 


beſitz und die Eintragung im Grundbuch ohne rechtlichen 
Grund erlangt habe. Es bejaht dieſe Frage, indem es tat⸗ 
ſächlich feſtſtellt, daß der Grundſtückserwerb vor Ablauf von 
zwei Jahren ſeit der Eintragung der beklagten AktG. in das 
Handelsregiſter für eine nach dem Goldmarkwert den zehnten 
Teil des Grundkapitals überſteigende Vergütung erfolgt ſei. 
Die mit Rückſicht hierauf nach $ 207 HGB. erforderliche 
Zuſtimmung habe die GenVerſ. vor Erhebung der Klage nicht 
erteilt. Insbeſ. gehe die vom Geſetz vorgeſchriebene Bu-- 
ſtimmung nicht aus der Niederſchrift über die Gen Verf. vom 
31. Mai 1924 hervor, auf welche die Bekl. Bezug nehme. 
Denn einmal ſpreche hiergegen der Umſtand, daß der Vor⸗ 
ſtand der Bekl. beim Erwerb des Grundbeſitzes an die Not⸗ 
wendigkeit einer Zuſtimmung der GenVerſ. nicht gedacht, ſon⸗ 
dern ausweislich der notariellen Urkunde v. 28. Mai 1923 
die Annahme des Kaufangebots nur von der Zuſtimmung 
des Aufſichtsrats abhängig gemacht habe. Sodann fei in 
dem der GenVerſ. v. 31. Mai 1924 vorgelegten Bericht der 


Geſellſchafter gegenüber dem Dritten für die Geſellſchaft nicht wirk⸗ 
ſam find. Beſteht alſo etwa infolge Sulzzüſſton die Geſellſchaft zur 
Zeit aus Müller, Schulze und Lehmann und ſind alle drei nicht 
ins Handelsregiſter eingetragen, ſo können ſie alle drei durch ihre 
Mahnung den Geſellſchaftsſchuldner nicht in Verzug ſetzen. Aber 
daraus folgt noch nicht, daß die etwa als Inhaber der Firma 
eingetragenen Scheingeſellſchafter Schmidt und Schneider es tun 
Könnten. 

M. E. liegt in der von den wahren Geſellſchaftern wiſſentlich ſalſch 
beantragten und vom Regiſtergericht ausgeführten Eintragung unrich⸗ 
tiger Geſellſchafter in das Handelsregiſter die „öffentlich im Rechts⸗ 
verkehr abgegebene verantwortliche Erklärung“ (vgl. RG. 40, 146; 
51, 37 u. 39; Jacobi, Haftung des Kommanditiſten uſw. in 
IheringsJ. 70, 304), daß jeder Dritte ſich mit den Eingetragenen mit 
der Wirkung einlaſſen kann, daß von ihren im Namen der Geſell⸗ 
ſchaft abgegebenen Willenserklärungen die Geſellſchaft ſelbſt betroffen 
wird. Eine davon abweichende Abſicht wäre als Mentalreſervation 
unerheblich. Sie haben alſo durch öffentliche Bekanntmachung den 
Scheingeſellſchaftern nicht bloß Scheinvollmacht, ſondern wahre Voll⸗ 
macht erteilt. (Wäre bei der Erteilung der Vollmacht ein Fehler 
vorgekommen, oder würde die Vollmacht zurückgenommen, aber die 
Rücknahme nicht genügend publiziert, fo läge eine Scheinvollmacht 
zugunſten gutgläubiger Dritter vor.) Der Umfang der Vollmacht iſt 
unbegrenzt. Hiernach bietet der Fall keine weiteren Schwierigkeiten. 
Ich kann mich alſo der Bemerkung von W. Nord anſchließen: 
daß die Entſch. zu billigen iſt, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Prof. Dr. Jacobi, Münſter i. W. 


Zu 12. Die Entſch. erweckt unerfreuliche Erinnerungen an 
die Eutſch. des gleichen Senats v. 23. April 1928 (RG. 121, 99 ff. 
JW. 1928, 2612). In jener Entſch. hat ſich das RG. zunächſt 
mit den Folgen einer verſchleierten Sachgründung gem. § 186 
Abf. 4 HGB. beſchäftigt. Die Entſch. hatte die unerwünſchte Wir⸗ 
kung, daß die Nichtigkeit von weit zurückliegenden und von allen 
Beteiligten Jahre hindurch als gültig angeſehener Geſchäfte geltend 
gemacht wurde und hierdurch die Geſellſchaften häufig in eine 
äußerſt ſchwierige Lage gebracht wurden. Ich habe mich mit dieſem 
Teil der Entſch. in meinem Aufſatz: JW. 1929, 2105 ff. befaßt 
und verſucht, einen Weg zu zeigen, auf dem man das Problem 
des ungültigen Sachgründungsvertrages ohne Schaden für die Ge⸗ 
ſellſchaft, aber unter Wahrung der Gläubigerintereſſen, löſen kann. 
Schon in jener Entſch. hatte der Senat auch zur Frage der Gültig⸗ 
keit von Nachgründungsverträgen gem. § 207 HGB. Stellung ge⸗ 
nommen, Er iſt dabei insbeſ. dem Verſuch entgegengetreten, das ge⸗ 
ſetzliche Erfordernis der Zuſtimmung der GenVerſ. abzuſchwächen 
und zu verwäſſern. Dieſe Gedankengänge werden in der vor⸗ 
liegenden Entſch. weitergeführt. Das RG. gelangt in beiden Fällen 
zu der Entſch., daß eine rechtswirkſame Zuſtimmung der GenVerſ. 
nicht vorlag. Man kann dem RG. ſowohl in der grundſätzlichen 
Auffaſſung wie auch in der Anwendung dieſer Grundſätze auf die 
Einzelfälle nur zuſtimmen. Das RG. hat ſchon RG. 121, 105 
JW. 1928, 2612 betont, daß die Zuſtimmung der GenVerſ. 
auch noch nach Ablauf der zweijährigen Friſt des 8207 er⸗ 
folgen kann, und daß bis zu dieſer Genehmigung durch die Gen⸗ 
Verſ. das Geſchäft nur ſchwebend unwirkſam ift. Es ſcheint nun, 
daß auch dieſe Rſpr. des RG. zu § 207 HGB. zu einem ähn- 
lichen Feldzug gegen Geſellſchaften führen ſoll, die, ſei es bewußt, 
ſei es aus Unkenntnis der Rechtslage, Nachgründungsverträge ohne 
die geſetzlich vorgeſchriebenen Förmlichkeiten geſchloſſen haben. Ge⸗ 
rade bei Gründungen, die zur Umgehung von Sachgründungen als 
reine Bargründungen vorgenommen ſind, iſt, meiſtens aus den 
gleichen Gründen, auch den Anforderungen des § 207 HGB. nicht 
genügt worden. Jetzt rächt ſich dieſe Verletzung der geſetzlichen 
Vorſchriften. Aber den Schaden tragen in der Regel nicht die⸗ 
jenigen, in deren Intereſſe die Rechtsverletzung vorgenommen 
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Erwerb der Anlagen und Grundſtücke jo dürftig behandelt, 
daß es für die Gen Verſ. an jeder Möglichkeit gefehlt habe, 
eine ſachliche Entſcheidung zu treffen. Die in § 207 Abſ. 5 
a. a. O. zugelaſſene Ausnahme von der Zuſtimmung der Gen⸗ 
Verf. finde auf die Bekl. keine Anwendung, da Gegenſtand 
ihres Unternehmens nicht der Erwerb von Grundſtücken im 
allgemeinen ſei, ſondern neben anderen Zwecken nur in⸗ 
ſoweit, als der Grundbeſitz in Verbindung mit Mineral⸗ 
quellen ſtehe. Sei danach der Vertrag bei der im Juli 1926 
erfolgten Klagerhebung nur ſchwebend wirkſam geweſen, ſo 
habe ihn die Kl. gemäß § 178 BGB. noch widerrufen können. 
Dem in der Erhebung der Klage zu erblickenden Widerruf 
ſtehe weder 8 182 BGB. noch die im Laufe des Rechts⸗ 
ſtreits, nämlich am 12. März 1927 erklärte Genehmigung der 
Gen Verſ. entgegen. Sei mithin der ſchwebend wirkſame Ver⸗ 
trag durch den Widerruf der Kl. fortgefallen, ſo habe die 
Bekl. das Grundſtück ohne Rechtsgrund und müſſe es der 
Kl. herausgeben. 

Die Rev. rügt Verletzung der Beſtimmungen des mate⸗ 
riellen Rechts, insbeſ. der 88 178, 182 BGB. ſowie des § 207 
HGB. und bittet hilfsweiſe um Nachprüfung, ob nicht der 
dingliche Vertrag ungeachtet der letzteren geſetzlichen Vorſchrift 
als rechtswirkſam zu erachten ſei. Ihr muß jedoch ein Erfolg 
verſagt bleiben. 

Die Bedenken, welche die Rev. gegen die Anwendbarkeit 
des 8 207 Abſ. 1 HGB. vorbringt, find nicht zutreffend. Wie 
RG. 121, 1041) ausgeſprochen, kann ein Gen VerſBeſchl. i. S. 
des 8 207 a. a. O. nicht darin gefunden werden, daß die Gen⸗ 
Verſ. auf Grund eines den Erwerb von Grundſtücken im all⸗ 


) JW. 1928, 2612. 


wurde, nämlich die Gründer, ſondern die heutigen Aktionäre. Es 
handelt ſich häufig um Grundſtücke, Fabriken uſw., die die Grund⸗ 
lage des ganzen Unternehmens bilden und heute einen erheblich 
höheren Wert haben als zur Zeit des Nachgründungsvertrages. 
Das gilt vor allem von in der Inflationszeit abgeſchloſſenen Ge⸗ 
ſchäften dieſer Art. Nun betont das RG. ja ausdrücklich, daß das 
Geſchäft durch die nachdrückliche Genehmigung der GenVerſ. gültig 
wird. Damit ſchien unlauteren Verſuchen, die Ungültigkeit der⸗ 
artiger Geſchäfte zum Nachteil der Geſellſchaft geltend zu machen, 
ein Riegel vorgeſchoben. Hier greift nun die vorliegende Entſch. in 
verhängnisvoller Weiſe ein, indem ſie unter Anwendung des 8178 
BGB. dem anderen Teil bis zur Genehmigung des Vertrages durch 
die GenVerſ. die Möglichkeit gibt, den Vertrag zu wider⸗ 
rufen. Damit haben es diejenigen, die ungültige Nachgründungs⸗ 
verträge mit der Geſellſchaft geſchloſſen haben, in der Hand, der 
Genehmigung der GenVerf. durch einen Widerruf zuvorzukommen. 
Und ſelbſt wenn die Geſellſchaft bei Nachprüfung ihrer Verträge 
auf den Mangel ſtößt und ihn nunmehr durch eine neue GenVerſ. 
beſeitigen will, macht ſie durch die Tagesordnung den Vertrags⸗ 
gegner aufmerkſam. Dieſer kann durch vorherigen Widerruf die 
Zuſtimmung der GenVerſ. verhindern. Der Widerruf it natürlich 
dann die Grundlage für Verhandlungen über eine nachträgliche Er⸗ 
höhung des Kaufpreiſes oder ſonſtige Konzeſſionen der Geſellſchaft. 
So trägt auch dieſe Entſch. eine neue und höchſt unerwünſchte 
Unruhe in die AktG. Um fo mehr iſt die Frage berechtigt, ob der 
Entſch. in dieſem Punkte beigepflichtet werden kann. Der vom 
Rö. angewandte 8 178 BGB. iſt eine Ausnahmevorſchrift. Im 
allgemeinen ſind bei ſchwebend unwirkſamen Geſchäften die Par⸗ 
teien gebunden, bis der Schwebezuſtand durch Eintritt endgültiger 
Nichtigkeit endet (vgl. Staudinger, 9. Aufl., Bd. I). Aus⸗ 
nahmen find im BGB. außer im $ 178 enthalten in den 88 81 
und 109. Der 8 178 betrifft den Fall des Vertragsſchluſſes durch 
einen nicht verkretungsberechtigten Vertreter. Das RG. begründet 
die Anwendung des 8178 BGB. mit dem Hinweis, daß die 
GenVerſ. als Organ der AktG. nicht ein außenſtehender Dritter 
iſt. Das ift richtig. Daraus ergibt ſich aber nur, daß nicht unmittelbar 
der Fall des 8 182 vorliegt. Aber es handelt ſich ebenſowenig 
um den Fall des vollmachtloſen Vertreters. Vertreten wird die 
AktG. auch bei dem Nachgründungsgeſchäft einzig und allein durch 
den Vorſtand. Es muß nur zur Wirkſamkeit des Geſchäftes auch 
noch die Zuſtimmung der GenVerſ. hinzukommen. Der Vor⸗ 
ſtand handelt alſo nicht an Stelle der GenVerſ., wie im Falle des 
8 178 BGB. Solange die Zuſtimmung der GenVerf. nicht erteilt 
iſt, fehlt ein Een emerkmal: Das Geſchäft iſt noch unvoll⸗ 
endet (vgl. v. Tuhr, Allg. Teil, II, S. 274). Inſoweit hat der 
Tatbeſtand mehr Gemeinſchaft mit dem Fall des 8 182 BGB. als 
mit der Vorſchrift des 8 178 BGB. Es entſpricht der Regel des 
Rechtes und der übung, daß nur derjenige ein Geſchäft namens 
eines anderen abſchließt, der hierzu die erforderliche Vertretungs⸗ 
macht hat. Der Abſchluß eines Vertrages durch einen kalsus 


gemeinen erwähnenden Geſchäftsberichts die Bilanz genehmigt 
und dem Vorſtand und Aufſichtsrat Entlaſtung erteilt. Die 
wichtige, zum Schutze der Aktionäre und der mit der Gejell- 
ſchaft in Beziehung Tretenden geſchaffene Vorſchrift erfordert 
zum mindeſten, daß die GenVerſ. ſich ihres Prüfungsrechts 
und der daraus entſpringenden Pflicht bewußt geweſen iſt 
und von ſämtlichen Bedingungen des Vertrags eingehend 
Kenntnis erhalten hat. Nach der tatſächlichen Feſtſtellung des 
BG. kann von der Erfüllung dieſes Mindeſtmaßes im vor⸗ 
liegenden Fall keine Rede fein. In dem der GenVerſ. vom 
31. Mai 1924 vorgelegten Geſchäftsbericht heißt es über den 
Erwerb des fraglichen Grundbeſitzes lediglich: „Einen Zuwachs 
an Vermögensſubſtanz hat die Geſellſchaft zu verbuchen durch 
den Erwerb der Pyrmonter Waſſerwerke“, während der ſich 
auf dieſen Bericht beziehende Teil der Niederſchrift über die 
GenVerſ. lautet: „Ein Exemplar des Berichts wird dieſem 
Protokoll als Anlage 2 beigefügt und wurde von der Ver⸗ 
ſammlung zur Kenntnis genommen ...“ Wenn das BU. 
aus einer ſo geſtalteten Berichterſtattung und Kenntnisnahme 
den Mangel einer der Vorſchrift des § 207 Abſ. 1 HGB. 
entſprechenden Zuſtimmung der Gen Verf. folgert, jo iſt das 
nicht rechtsirrtümlich. Denn es iſt ohne weiteres klar, daß 
dieſe Art der Berichterſtattung eine pflichtbewußte Prüfung 
und eingehende Kenntnisnahme von der wirklichen Sachlage, 
welche eine ſolche Zuſtimmung vorausſetzt, überhaupt nicht 
ermöglichte; das BG. glaubt deshalb nicht feſtſtellen zu kön⸗ 
nen, daß die Gen Verf. den Willen gehabt hat, den vom 
Vorſtand geſchloſſenen Vertrag wirkſam zu machen (vgl. 
RGRͤKomm., 6. Aufl., zu 8182 BGB. Anm 2 i. Verb. m. 


procurator iſt eine Anomalie. Der Vorſtand der AktG. jedoch, 
der einen Nachgründungsvertrag ſchließt, iſt nicht der falſche, ſon⸗ 
dern der richtige Vertreter der Geſellſchaft. Die Zuſtimmung 
der GenVerſ. ift auch nicht eine genehmigende Willenserklärung 
des Vertretenen. Der Vorſtand hat die AktG. und nicht die 
GenVerſ. vertreten. Dieſe erklärt auch ihre Zuſtimmung nicht 
dem Vorſtande und noch weniger dem Dritten, ſie faßt lediglich 
einen Beſchluß. Deshalb kann auch der 8 177 Abſ. 2 BGB. auf 
dicſen Fall nicht angewandt werden (a. M. Brodmann Aktien⸗ 
recht, § 207 Anm. 4a). Der Dritte kann nicht die GenVerſ. zur 
Erklärung auffordern. Andererſeits wird ein gefaßter Zuſtimmungs⸗ 
beſchluß nicht durch die Aufforderung unwirkſam. Auch wäre die 
Erklärungsfriſt von zwei Wochen angeſichts des 8 255 BGB. ſinn⸗ 
los. Auch die Vorſchriften des § 179 über die geſetzliche Haftung 
des kalsus procurator paſſen nicht auf den Fall, daß der vom 
Vorſtand abgeſchloſſene Nachgründungsvertrag nicht die Zuſtimmung 
der Gen Vers. findet. Noch weniger aber kaun das freie Wider⸗ 
rufsrecht gem. § 178 auf den Abſchluß eines Nachgründungs⸗ 
vertrages durch den Vorſtand übertragen werden. Es hat guten 
Sinn, den Dritten, der gutgläubig mit einem falsus procurator 
abgeſchloſſen hat, auch ſeinerſeits nicht zu binden. Ganz anders iſt 
aber rechtspolitiſch die Sachlage bei einem Geſchäft, das der ver⸗ 
faſſungsmäßige Vertreter der AktG. geſchloſſen hat und bei dem 
die Vorausſetzungen des § 207 vorliegen. Hier liegt nicht ein 
krankes, ſondern ein in normaler Entwickelung begriffenes, aber 
noch nicht vollendetes Geſchäft vor. Die Sachlage gleicht weniger 
der Vertretung durch einen nicht Vertretungsberechtigten, als dem 
Abſchluß eines Geſchäftes durch den Vormund, das der Ge⸗ 
nehmigung des VormcGer. bedarf. Auch hier hat der Vertrags⸗ 
gegner nicht den freien Widerruf (vgl. § 1830 BGB.). Den 
gleichen Standpunkt hat auch das RG. in der in obigem Urteil 
zit. Entſch. RG. 98, 48 für den Fall eingenommen, daß der Ab⸗ 
ſchluß eines Vertrages durch eine Landgemeinde noch der Ge⸗ 
nehmigung der Aufſichtsbehörde bedurfte. Auch beim Nachgründungs⸗ 
vertrag liegt kein Grund vor, dem anderen Teil den jederzeitigen 
Widerruf zu gewähren. Damit iſt natürlich nun nicht geſagt, daß 
der andere Teil unbeſchränkt an den Vertrag gebunden tif und 
die Geſellſchaft die Genehmigung beliebig hinausſchieben kann. 
Das RG. hat bereits RG. 121, 105 JW. 1928, 2612 ange⸗ 
nommen, daß die ſchwebende Unwirkſamkeit „in den Zuſtand 
endgültiger Nichtigkeit übergegangen iſt“, und zwar deshalb, weil 
die Geſellſchaft trotz Aufforderung ſich jahrelang untätig gehalten 
hat. Hier ſcheint mir unter Anwendung der Grundsätze von Treu 
und Glauben der richtige Weg gewieſen zu ſein. Der Dritte kann 
die Geſellſchaft auffordern, die Zuſtimmung der GenPerf. inner⸗ 
halb angemeſſener Zeit beizubringen. Bleibt die Geſellſchaft dann 
untätig, ſo wird damit die Genehmigung als endgültig ver⸗ 
weigert gelten müſſen. Bei der Bemeſſung der Friſt iſt natürlich 
zu berückſichtigen, daß die Vorbereitung und Einberufung der Gen⸗ 
Verſ. eine gewiſſe Zeit in Anſpruch nimmt. So werden die Inter⸗ 
eſſen beider Teile in angemeſſener Weiſe ausgeglichen. 
Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 
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RGlrt. v. 16. Dez. 1922, V 173/22 und v. 8. Juli 1925, 
V 528/24 ſowie RG. 118, 336 f.2)). Ebenſowenig kann an⸗ 
geſichts der ausdrücklichen Vorſchrift des § 207 Abſ. 1 a. a. O. 
der Mangel der Wirkſamkeit durch die nachträgliche Eigen⸗ 
tumseintragung der Bekl. als ausgeglichen gelten, denn ſonſt 
würde der Umgehung des Geſetzes Tür und Tor geöffnet 
ſein. Vielmehr iſt bei dem Erwerb von Grundſtücken durch 
eine Akt. vor Ablauf von zwei Jahren ſeit ihrer Ein⸗ 
tragung in das Handelsregiſter nicht nur der ſchuldrechtliche 
Vertrag, ſondern auch die dingliche Einigung durch die Zu⸗ 
ſtimmung der Gen Verſ. bedingt; bis dahin iſt der Vertrag 
entſprechend RG. 98, 48 nur als ſchwebend wirkſam anzu⸗ 
ſehen (vgl. auch Goldſchmidt, Die AktG., zu 8 207 HGB. 
Anm. 3). Nicht minder unbeachtlich find die weiteren Revi⸗ 
ſionsangriffe. Die GenVerſ. iſt als Organ der AktG. nicht 
ein außenſtehender Dritter. Das BG. hat daher ohne Rechts⸗ 
verſtoß unter Ablehnung der Auffaſſung der Bekl., daß hier 
ein Fall des 8 182 BGB. gegeben ſei, die 88 177, 178 a. a. O. 
angewendet, welche — inſoweit zwingend — die Wirkſamkeit 
eines ohne Vertretungsmacht im Namen eines anderen ab⸗ 
geſchloſſenen Vertrags von deſſen Genehmigung abhängig 
machen und bis zu dieſer Genehmigung den anderen Ver⸗ 
tragsteil zum Widerruf berechtigen, es ſei denn, daß er den 
Mangel der Vertretungsmacht bei dem Abſchluß des Ver⸗ 
trags gekannt hat. Das BU. trifft hierzu die im weſent⸗ 
lichen tatrichterliche Würdigung, daß die Bekl. eine ſolche 
Kenntnis der Kl. nicht behaupte und daß dieſe auch aus⸗ 
geſchloſſen erſcheine, da ſogar der Vorſtand der Bekl. bei dem 
Abſchluß des Vertrags das Erfordernis der Zuſtimmung der 
Gen Verſ. nicht gekannt habe; denn ſonſt würde er für die 
Wirkſamkeit des mit der Kl. abgeſchloſſenen Vertrags die 
Zuſtimmung nicht des Aufſichtsrats, ſondern der GenVerſ. 
vorausgeſetzt haben. Die hierin zugleich liegende Auslegung 
des Vertragsinhalts iſt frei von Rechtsirrtum, ſie verletzt 
insbe. nicht die geſetzlichen Auslegungsregeln der 88 133, 
157 BGB. Der Geltendmachung des Rechts zum Widerruf 
und des damit zuſammenhängenden, auf § 812 BGB. ge⸗ 
ſtützten Rückauflaſſungsanſpruchs ſeitens der Kl. ſteht ferner 
$ 817 BGB. nicht entgegen. Dies ſchon deshalb nicht, weil 
die tatſächlichen Feſtſtellungen des BG. für einen Verſtoß 
gegen die guten Sitten oder gegen ein geſetzliches Verbot 
nichts ergeben, vielmehr aus der Vorſchrift des 8207 HGB. 
nur die Rechtsfolge der ſchwebenden Wirkſamkeit der vor⸗ 
genommenen Geſchäfte zu entnehmen iſt. 

War der Vertrag nur ſchwebend wirkſam, ſo hat endlich 
die Kl. ihr Recht zum Widerruf auch nicht durch Zeitablauf, 
insbeſ. nicht durch den Ablauf der zweijährigen Friſt des 
8 207 Abi. 1 HGB., mithin auch nicht dadurch verwirkt, daß 
ſie mit ihrem jetzt ſtrittigen Anſpruch erſt im Zeitpunkt der 
Klagerhebung, alſo mehr als drei Jahre nach Vertrags⸗ 
abſchluß hervorgetreten iſt (vgl. Staub a. a. O. Anm. 5 
am Ende und Urteil v. 28. Juni 1928, V 493/27: Zeiler, 
Aufwertungsfälle vom RG. 6, 252 Nr. 1311). 


(u. v. 20. Dez. 1928; 318/28 VI. — Celle.) Sch.] 


13. § 304 H G B.; 88 328 ff. BGB.; 88 3, 33, 63 
Aufw G.; 8830, 31, 40, 41 An l AblöſG. Rechtsnatur 
eines Vertrages, durch den ein öffentlich- recht⸗ 
licher Verband das geſamte Vermögen einer 
Akt G. unter Ausſchluß der Liquidation über- 
nimmt und ſich verpflichtet, als Gegenleiſtung 
von ihm ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf 
den Inhaber an die einzelnen Aktionäre aus⸗ 
zugeben. Die Aktionäre können nur Umtauſch der 
Schuldverſchreibungen gegen Ablöſungsanleihe 
verlangen; dagegen ſtehen ihnen keine Aufwer⸗ 
tungsanſprüche auf Grund des Aufw®. zu. 

Die Klage iſt zunächſt auf die Behauptung geſtützt, daß 
die Schuldverſchreibungen nur zahlungshalber gegeben ſeien, 
dem Kl. daneben von Anfang an der ſeinem Aktienbeſitz ent⸗ 
ſprechende Anteil an dem vereinbarten „Kaufpreis“ zuge⸗ 
ſtanden habe, deſſen freie Aufwertung nunmehr begehrt werde; 
ferner hat Kl. ſich darauf berufen, daß der in den Schuld⸗ 
verſchreibungen verbriefte Anſpruch, wenn auch inhaltlich 


verändert und in anderer Rechtsform, ſo doch der Sache nach 
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den vermögensrechtlichen Inhalt der Aktienrechte verkörpern 
und inſofern ſich nur als deren „Fortſetzung“ darſtelle. Das 
BG. hat demgegenüber insbeſ. aus 85 des Einverleibungs⸗ 
vertrages auf eine Hingabe der Schuldverſchreibungen an 
Zahlungs Statt geſchloſſen; es führt weiter aus, an Stelle 
der Kaufpreisſchuld habe eine Darlehnsſchuld treten ſollen, 
möge auch das Wort „Darlehn“ im Vertrag nicht ausdrück⸗ 
lich gebraucht ſein; für dieſe Auslegung ſpreche weiter, daß 
die Hingabe der Schuldverſchreibungen nicht an die vertrag⸗ 
ſchließende AktG. ſelbſt, ſondern an deren Aktionäre habe er- 
folgen ſollen; es ſei eine endgültige Umwandlung in eine 
Darlehnsſchuld beabſichtigt geweſen; der Sachverhalt ſei ein 
ganz anderer als er dem Urt. des 5. ZivSen. des RG. v. 
7. Juli 1928, V 704/27: AufwRſpr. 1928, 723 zugrunde 
liege; vom Standpunkt des Kl. aus würde man an Stelle 
einer Aufwertung der Obligationen zu einem Anſpruch auf 
Aufwertung der Aktien gelangen, der ſich aber keinesfalls 
gegen den Zw. GB. bzw. die Bekl. richten könnte, als ein 
Anſpruch aus dem Vertrag übrigens auch gar nicht geltend 
gemacht ſei. 

Die Rev. erhebt demgegenüber zwei Angriffe. Sie rügt 
einmal, das BG. verkenne die durch den Übergang des Ver⸗ 
mögens als Ganzes nach § 304 HGB. geſchaffene beſondere 
Rechtslage. Da die übertragende AktG. mit der Eintragung 
des Beſchl. in das Handelsregiſter zu beſtehen aufgehört habe, 
könne forderungsberechtigt hinſichtlich des Gegenwertes nur 
die Geſamtheit der Aktionäre oder der einzelne Aktionär ſein. 
Grundſätzlich ſolle nun das AnlAblöſcG. dann keine Anwen⸗ 
dung finden, wenn nicht eine neue Schuld begründet, ſon⸗ 
dern eben eine alte übernommen werde; ſo liege aber der 
Fall hier; denn die StrB AG. habe bei Veräußerung des 
Vermögens die Geſellſchafterrechte der Aktionäre ablöſen 
müſſen und habe dieſe Verbindlichkeit auf den Zw. GB. über⸗ 
tragen, der übrigens ſchon kraft Geſetzes als Geſamtrechtsnach⸗ 
folger die gleiche Verpflichtung gehabt hätte; zu den über⸗ 
gegangenen „Paſſiven“ habe das „Aktienkapital“ gehört; 
der Vertrag v. 15. Juli 1919 ſchaffe demnach nicht ein 
neues Recht für die Aktionäre, ſondern beſtimme nur, in 
welcher Weiſe der Erwerber die bereits beſtehenden, mit Gold 
erworbenen Rechte der Aktionäre abgelten ſollte. Wohl komme 
nach dem Untergang der AktG. ein Anſpruch der Aktionäre 
„auf Aufwertung der Aktien“ nicht mehr in Frage; an deſſen 
Stelle ſei aber umwandlungsweiſe nach dem Vertrag v. 
15. Juli 1919 ein Anſpruch auf Zahlung einer gewiſſen 
Geldſumme getreten; dieſer Anſpruch ſei wirtſchaftlich und 
aufwertungsrechtlich nach dem 8 3 Abſ. 2 AufwG. als Fort⸗ 
ſetzung des alten Rechts anzuſehen; eben deshalb ſei das 
Anl Ablöſch. nicht anwendbar. 

Weiter wendet die Rev. ein, das BG. laſſe, obwohl das 
Wort „Darlehn“ in dem Vertrage nicht gebraucht ſei, die 
Frage ganz unerörtert, wann und wieſo denn die Umwand⸗ 
lung der Kaufpreisſchuld in eine Darlehnsſchuld erfolgt ſei; 
im Zeitpunkt der Ausfolge der Schuldverſchreibungen ſei die 
AktG. ſchon erloſchen geweſen; ſei alſo eine Umſchaffung nicht 
ſchon früher geſchehen, ſo könne es auf den Wortlaut der 
Schuldverſchreibungen nicht ankommen. 

Die Reviſionsangriffe ſind im Ergebnis nicht begründet. 

Bei dem rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtand, aus dem 
Kl. zunächſt ſeine Anſprüche herleiten will, handelt es ſich 
allerdings um einen Fall des § 304 HGB. Das Vermögen 
der Str Bac. iſt als Ganzes unter Ausſchluß der Liquida⸗ 
tion mit Zuſtimmung der Generalverſammlung der Aktionäre 
auf den Zw. GB. übergegangen. Der Übergang hat ſich — 
die Rechtsgültigkeit des Einverleibungsvertrages und des 
Generalverſammlungsbeſchluſſes vorausgeſetzt — mit der Ein⸗ 
tragung der Beſchl. im Handelsregiſter vollzogen. Damit 
find die AktG. und mit ihr die Geſellſchafterrechte der Ak⸗ 
tionäre erloſchen; letztere erhielten andererſeits aus dem Ein⸗ 
verleibungsvertrag einen unmittelbaren und jedenfalls mit dem 
Untergang der AktG. auch unentziehbaren und ausſchließlichen 
Anſpruch gegen den Zw. GB. auf Erfüllung der ausbedungenen 
Gegenleiſtungen je im Umfang ihres Aktienbeſitzes. Rechtlich 
ſtellte der Verſchmelzungsvertrag inſofern einen zwiſchen 
der AktG. und dem Zw. GB. geſchloſſenen Vertrag zugunſten 
Dritter dar (88 328 ff. BGB.). Die bezugsberechtigten 
Einzelaktionäre waren nicht Vertragspartei, ſondern eben 
Drikte. Daß ſie gleichzeitig Geſellſchafter des einen Ver⸗ 


58. Jahrg. 1929 Heft 42 


tragsteils waren, ändert daran nichts; denn die AH. hatte 
als ſolche ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit; ſie war die Ver⸗ 
tragſchließende und nicht die Aktionäre. Der Annahme eines 
Vertrages zugunſten Dritter ſteht hiernach irgendein recht⸗ 
liches Hindernis nicht im Wege; dies iſt vielmehr, ſoweit die 
Gegenleiſtung des Zw. GB. in Frage kommt, nach dem Ver⸗ 
tragsinhalt überhaupt die einzig mögliche Auslegung. Der 
Verpflichtung zur Übertragung des Vermögens der AktG. 
als Ganzes (Aktiven und Paſſiven) ſtanden ſodann die von 
dem Erwerber an die Aktionäre zu bewirkenden Leiſtungen 
gegenüber, ſo zwar, daß Zweck und Ziel der einen „Lei⸗ 
ſtung“ die andere war. Die vertragliche Leiſtungspflicht des 
Zw. GB. iſt demnach eine ſolche aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trag. Daran ändert auch nichts der Umſtand, daß die Lei⸗ 
ſtungen nicht an den Vertragsgegner ſelbſt, ſondern an die 
Aktionäre als Dritte zu bewirken waren (ſ. a. Planck, Anm. 2 
zu 8 334 BGB. und RGRKomm. Anm. 1 daſ.). Allein dieſe 
Anſprüche waren aufwertungsrechtlich neue Anſprüche. Der 
Hinweis des Kl. auf § 3 Abſ. 2 AufivG. verſagt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſetzt, wie ſich aus ihrer Stellung im Geſetz und ihrem 
Inhalt ergibt, jedenfalls voraus, daß auch der urſprüng⸗ 
liche, inhaltlich alsdann geänderte Anſpruch ein ſolcher auf 
Zahlung einer beſtimmten in Mark ausgedrückten Summe 
i. S. des 8 1 Aufw®. geweſen iſt. Davon kann aber bei den 
aktienmäßigen Beteiligungsrechten des Kl. keine Rede ſein. 
Zu ihnen gehörte wohl u. a. ein Anſpruch auf den bruch⸗ 
teilmäßigen Anteil an einem etwaigen Liquidationsüber⸗ 
ſchuß, der als ſolcher indeſſen gerade kein Anſpruch auf 
Zahlung einer beſtimmten Geldſumme war. Damit ſchei⸗ 
tert der auf 83 Abf. 2 Aufw e. geſtützte Reviſionsangriff 
ohne weiteres. Wohl aber hat Kl. damit recht, daß die dem 
Einzelaktionär nach dem Einverleibungsvertrag unmittelbar 
zuſtehenden Rechte zunächſt ſolche aus gegenſeitigem Vertrag 
waren. Allein die Frage iſt nur die, welchen Inhalt dieſe 
Vertragsrechte weiter hatten. Soweit es ſich um die Bar⸗ 
zahlungen handelte, lagen gewöhnliche Geldforderungen vor, 
die als Anſprüche aus einem gegenſeitigen Vertrag an und 
für ſich der freien Aufwertung zugänglich wären; ſie ſind 
aber ſeinerzeit bezahlt worden; Aufwertung kraft Rückwir⸗ 
kung iſt von dem BG. ohne Rechtsirrtum abgelehnt worden. 
Nach Auffaſſung des Kl. hätte aber darüber hinaus die 
ganze Gegenleiſtung des Zw. GB. in einer Geldſchuld, „Kauf⸗ 
preisſchuld“, beſtanden, auf die er jetzt zurückgreifen will. — 
Daß auch inſoweit zunächſt eine Geldſchuld aus dem Einver⸗ 
leibungsvertrag erwachſen iſt, nimmt anſcheinend auch das 
BG. an. Darauf weiſen wenigſtens die Ausführungen in den 
Gründen hin, die beſagen, die Schuldverſchreibungen ſeien 
nicht zahlungshalber, ſondern an Zahlungs Statt gegeben, 
eine Kaufpreis ſchuld habe nicht beſtehen bleiben ſollen. 
— Allein dem kann nicht beigetreten werden. Gewiß iſt richtig, 
daß, wenn tatſächlich über die bar zu zahlende Summe hin⸗ 
aus Geldforderungen begründet und nicht inzwiſchen getilgt 
wären, wiederum die Aktionäre unmittelbar forderungsberech⸗ 
tigt auch inſoweit geweſen wären; zuzugeben iſt ferner, daß 
alsdann hinſichtlich dieſer Geldforderungen gemäß 8 63 
Abs. 3 AufwGg. nur freie Aufwertung Platz greifen könnte. 
Aber abgeſehen von den bar zu entrichtenden Spitzenbeträgen 
ſind durch den Einverleibungsvertrag ſelbſt Geldforderungen 
der Aktionäre gegen den Zw. GB. überhaupt nicht begrün⸗ 
det worden. Wohl iſt in dem Vertrag (§ 2) von „Kaufpreis“ 
und „zahlen“ die Rede; es haben ferner die Vertragsbetei⸗ 
ligten laut 8 6 im Stempelintereſſe den „Kauf⸗ 
preis“ auf: 
a) 133443 200 . nominell Verbandobligationen 
„zum Kurs von 90% = 120098880 .#. 
ee 7005 768 .#. 
zuſammen 127104 648 .“ 
angegeben. Das ändert aber daran nichts, daß in Wirklich⸗ 
keit nach dem ſonſtigen Vertragsinhalt, abgeſehen von dem 
bar zu entrichtenden Teil der Gegenleiſtung, von vorn⸗ 
herein nicht Geld, ſondern die Ausreichung von Schuld⸗ 
verſchreibungen, alſo die Hingabe von Wertpapieren in be⸗ 
ſtimmter Höhe und beſtimmter Art geſchuldet wurde. Gewiß 
iſt zum Zweck der Errechnung und Feſtlegung der dem 
Zw. GB. in Geld und Geldeswert obliegenden Gegenleiſtung 
von einer beſtimmten, in dem damaligen geſetzlichen Wert⸗ 
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meſſer ausgedrückten, ſich aus dem Übernahmekurſe und der 
Ziffer des Aktienkapitals ergebenden Summe ausgegangen 
worden. Dieſe Summe ſelbſt iſt aber als Gegenleiſtung des 
Zw. GB. nicht Vertragsinhalt geworden; nirgends iſt in den 
die beiderſeitigen Verpflichtungen regelnden Beſtimmungen 
von einer Geldſchuld dieſes Umfangs die Rede bzw. eine 
ſolche als Gegenleiſtung des Zw. GB. feſtgeſetzt; insbeſ. nicht 
in 82 des Vertrages. Als Geldſchuld iſt vielmehr hier nur 
eine Zahlungspflicht in Höhe von 7 V pro 100 % Aktien⸗ 
kapital vorgeſehen, während der übrige Teil der Gegen⸗ 
leiſtung des Zw. GB. in Ausreichung von Inhaberſchuld⸗ 
verſchreibungen, in der Form echter Inhaberwertpapiere des 
Zw. GB. beſteht; letztere Leiſtung hatte wohl Geldeswert, war 
auch leicht in Geld umzuſetzen; die in den Urkunden ver⸗ 
ſprochenen Leiſtungen des Verbandes waren ferner ſelbſt 
wiederum Geldſchulden. Alles dies ändert aber daran nichts, 
daß der vertragliche Anſpruch der Aktionäre zu dieſem Teil 
eben nur auf Leiſtung ſolcher Schuldverſchreibungen, nicht 
aber auf Geldzahlung ging. Inſoweit waren hiernach 
von vornherein Schuldverſchreibungen überhaupt nur in 
Schuld (in obligatione), nicht bloß in „der Erfüllung“ (in 
solutione). Iſt dem aber ſo, dann kann zu dieſem Teil der 
Gegenleiſtungen des Zw. GB. von einer der Aufwertung zu⸗ 
gänglichen „Kaufpreisforderung“ der ehemaligen Aktionäre 
keine Rede ſein. Es kann ſich vielmehr nur um die Aufwer⸗ 
tung der in den Schuldverſchreibungen ſelbſt verbrieften 
Geldforderungen handeln; dieſe Forderungen ſind aber nicht 
mehr ſolche aus gegenſeitigem Vertrag; ſie haben vielmehr 
einen anderen Schuldgrund. 

Selbſt wenn man aber dem entgegen auch inſoweit von 
einer vertraglichen Geldforderung als Gegenleiſtung für die 
Vermögensübertragung der NG, auf den Zw. GB. aus⸗ 
gehen wollte, wären jedenfalls die Schuldverſchreibungen dar⸗ 
auf nicht nur erfüllungshalber gegeben worden. Dieſe Aus⸗ 
legung des Vertrages iſt ſchlechterdings unmöglich. Das Fort⸗ 
beſtehen ſolcher Forderungen aus dem Einverleibungsvertrag 
neben den Ansprüchen aus den Schuldverſchreibungen müßten 
hier zu völliger Rechtsverwirrung führen. In den 88 2, 5 
des Grundvertrages ſind genaue Vorſchriften über Verzin⸗ 
ſung, Fälligkeit, Tilgung der Schuldverſchreibungen getroffen, 
aus denen weiterhin folgt, daß eine Kündigung ſeitens der 
Inhaber ausgeſchloſſen ſein ſollte. Ganz unzweifelhaft ergibt 
ſich aus dieſen Vertragsbeſtimmungen, daß damit die Ver⸗ 
pflichtungen des Zw. GB. ausſchließlich und abſchlie⸗ 
ßend geregelt ſein ſollten. Damit wäre unvereinbar, wenn, 
wie es im Falle der Hingabe erfüllungshalber Rechtens wäre, 
noch nebenher die Anſprüche aus dem Einverleibungsvertrag 
ſelbſt weiter beſtehen ſollten mit der Folge, daß auf ſie über 
die Kündigungs⸗, Einlöſungs⸗ und Tilgungsbedingungen der 
Schuldverſchreibungen weg und unter deren Beiſeiteſchiebung 
noch auf die urſprünglichen „Kaufpreisforderungen“ zurück⸗ 
gegriffen werden könnte. Es ſei ferner auf die Schwierig⸗ 
keiten hingewieſen, die aus einem ſolchen Nebeneinander im 
Falle der Weiterveräußerung der Schuldverſchreibungen ent⸗ 
ſtehen müßten. Endlich enthalten die ausgereichten Schuld⸗ 
verſchreibungen ſelbſt von dem Einverleibungsvertrag 
und dem Anlaß ihrer Aus reichung überhaupt 
nichts, nennen als Schuldgrund „Darlehn“ und haben im 
übrigen den typiſchen Inhalt gewöhnlicher Anleiheſchuld⸗ 
verſchreibungen. Auf Ausreichung ſolcher war nach dem 
Vertragsinhalt der beiderſeitige Parteiwille gerichtet; eben 
deshalb brauchten ſich die Vertragsbeſtimmungen ſelbſt aus⸗ 
drücklich nur mit der Regelung des „Umtauſch“verhältniſſes, 
der Verzinſungs⸗, Tilgungs⸗ und Zahlungsbedingungen der 
Schuldverſchreibungen zu befaſſen. Es wäre auch nicht er⸗ 
ſichtlich, wieſo nach dem damaligen Stand der Dinge die 
StrB AGG. oder deren Aktionäre irgendein Intereſſe daran 
hätten haben ſollen, daß als Rechtsgrund der Schuld der 
Einverleibungsvertrag in den Schuldverſchreibungen feſtge⸗ 
halten wurde. Das Gegenteil war vielmehr der Fall. Durch 
die mit der Hingabe an Zahlungs Statt notwendig verbun⸗ 
dene echte Schuldumwandlung trat an die Stelle der Ver⸗ 
pflichtung aus dem zweiſeitigen Vertrag eine ſolche aus 
Darlehn; ein Zurückgreiſen auf den urſprünglichen Schuld⸗ 
grund war damit ausgeſchloſſen und ſollte nach den Ver⸗ 
tragsbeſtimmungen von vornherein auch ausgeſchloſſen ſein. 
Die Ausſtellung der Schuldverſchreibungen mit dem Rechts⸗ 
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grund „Darlehn“ bedeutete ſo in Wahrheit eine Verbeſſe⸗ 
rung der damaligen Rechtsſtellung der bezugsberech⸗ 
tigten Aktionäre. Hiernach läge auf alle Fälle eine zwiſchen 
den Vertrags parteien von Anfang an vereinbarte Hin⸗ 
gabe an Zahlungs Statt und damit echte „Novation“ vor. 
Aber auch wenn der Zw. GB. nach dem Vertrage verpflichtet 
geweſen wäre, in den Schuldverſchreibungen den urſprüng⸗ 
lichen Schuldgrund beizubehalten, wäre das Ergebnis kein 
anderes. Gewiß wäre er dann nicht berechtigt geweſen, Schuld⸗ 
verſchreibungen mit anderem Schuldgrund den Aktionären 
auszureichen. Er hat dies aber nun einmal getan und dieſe 
Schuldverſchreibungen ſind als Vollerfüllung angenommen 
worden und hätten damit wiederum als Leiſtung an Erfül⸗ 
lungs Statt die Kaufpreisſchuld zum Erlöſchen gebracht. 

Nach alledem kann hier von noch fortbeſtehenden An⸗ 
ſprüchen aus einem gegenſeitigen Vertrage, die der freien 
Aufwertung zugänglich wären, keine Rede fein. — Damit 
erledigen ſich die hierher erhobenen Reviſtonsangriffe. 

Ebenſo iſt dem BG. darin beizutreten, daß die ſeinerzeit 
dem Kl. von dem Zw. GB. ausgefolgten Schuldverſchreibungen 
allerdings unter SS 40 ff. AnlAblöſcG. vgl. mit § 30 Abt. 3 
daſ. fallen. Kl. hat dies beſtritten und in erſter Linie Auf⸗ 
wertung der ihm aus denſelben zuſtehenden Anſprüche nach 
863 Abſ. 1, verneinendenfalls nach 88 33 ff. AufoG. und 
letzten Endes in entſprechender Anwendung des Art. 18 
2. DurchfVO. z. AufwG. v. 29. Nov. 1925 behauptet. — 
In allen dieſen Richtungen dreht ſich der Streit der Par⸗ 
teien um die grundſätzliche Frage, ob für die Aufwer⸗ 
tung im Verhältnis der Parteien zueinander das Anl Ablöſch. 
maßgebend iſt oder nicht. Dieſer Streit kann nur von den 
ordentlichen Gerichten endgültig zum Austrag gebracht wer⸗ 
den. Die Zuläſſigkeit des Rechtsweges unterliegt daher inſo⸗ 
weit keinem Bedenken (ſ. a. RG. 116, 1661); 121, 345 JW. 
1928, 2784 [2786 oben]). Der Kl. bekampft die Anwendung 
der Vorſchriften des AnlAblöſch. über die Aufwertung der 
Anleihen der Gemeinden bzw. Gemeindeverbände hauptſäch⸗ 
lich unter Berufung auf die nach § 41 Abſ. 1 AnlAblöſch. 
entſprechend anzuwendende Beſtimmung des 8 31 Abſ. 2 daſ. 
Aus ihr will er herleiten, daß das AnlAblöſch. nur dann 
eingreife, wenn der Anleihe ein wirkliches Darlehn 
zugrunde liege, der Anleiheſchuldner alſo von dem erſten 
Nehmer Geld erhalten habe, denn nur dann könne von einem 
Goldwert des Geldbetrages, der dem Schuldner zugefloſſen 
ſei, die Rede ſein; hier ſei dem Zw. GB. aber nicht Geld, 
ſondern eine Vermögensgeſamtheit zugewachſen. Allein der 
Rechtsſtandpunkt des Kl. iſt verfehlt. Es handelt ſich hier um 
eine Schuldverpflichtung aus Schuldverſchreibungen (§ 30 
Abſ. 3 AnlAblöſcg.), nicht aus Darlehn, über die Schuld⸗ 
ſcheine ausgeſtellt find. Im übrigen findet das AnlAblöſch. 
nicht nur Anwendung, wenn die Anleihe wirkliches Darlehns⸗ 
geſchäft iſt, ſondern auch dann, wenn das zugrunde liegende 
Rechtsgeſchäft ein anderes, z. B. ein Kauf, war und die 
Ausgabe von Darlehnsſchuldſcheinen oder Schuldverſchrei⸗ 
bungen novierenden Charakter hatte; dies iſt anerkannten 
Rechtens (ſ. z. B. RG. 116, 166 ff.2); 121, 3453); JW. 1928, 
167 Nr. 1815-1817). 

„Zugefloſſen“ iſt in Fällen dieſer Art dem Anleihe⸗ 
ſchuldner der Goldmarkwert der durch die Novation bzw. 
Leiſtung an Erfüllungs Statt untergegangenen Kaufpreis⸗ 
oder ſonſtigen Geldforderung. Aber auch dann, wenn der 
Anleiheſchuldner gegen Hingabe der Schuldverſchreibungen 
unmittelbar Sachwerte erworben hat, hat es bei der Anwend⸗ 
barkeit des AnlAblöſG., falls nur ſonſt deſſen Vorausſetzungen 
vorliegen, ſein Bewenden. Bedenken können für dieſen Fall 
dann, wenn die Anleiheſchuld bis zum 1. Jan. 1919 begrün⸗ 
det würde, überhaupt nicht erhoben werden. Denn alsdann 
iſt für die Errechnung des Goldwertes, ganz gleichgültig, 
welches Grundgeſchäft vorlag, eben der Nennbetrag der An⸗ 
leihe maßgebend. Es wäre nun nicht abzuſehen, weshalb der 
rechtstypiſch gleiche Vorgang, je nachdem er ſich vor oder nach 
dem 1. Jan. 1919 ereignet hätte, der Anwendbarkeit des Anl⸗ 
AIG. im Wege ſtehen ſollte oder nicht. Der Standpunkt des 
Kl. würde ferner dazu führen, und zwar gerade auch im vor⸗ 
liegenden Falle, daß Schuldverſchreibungen genau derſelben 
Ausgabe und Gattung, die im Verkehr als unter ſich gleich⸗ 


) JW. 1927, 1844. ) JW. 1927, 1844. ) JW. 1928, 2784. 


wertig behandelt werden und ſo auch von Hand zu Hand 
gehen ſollten und gegangen ſind, je nach dem ihrer Hingabe 
durch den Anleiheſchuldner im Einzelfalle zugrunde liegenden, 
in den Wertpapieren ſelbſt nicht mehr in die Erſcheinung tre⸗ 
tenden Rechtsgeſchäft ein völlig verſchiedenes rechtliches Schick⸗ 
ſal hätten; ſo müßten hier auf den Teil der Anleihe, der 
zwecks Beſchaffung der Barmittel für die auf die Aktionäre 
entfallende Barabfindung und die Unkoſtendeckung anderweit 
im gewöhnlichen Wege der Anleiheaufnahme begeben worden 
iſt, zweifellos die Beſtimmungen des AnlAblöſch. Anwendung 
finden. Eine ſolche unterſchiedliche Behandlung iſt ausge⸗ 
ſchloſſen. SS 41 Abſ. 2, 31 Abſ. 2 AnlAblöſch. befaſſen ſich 
denn auch nicht mit der Frage der Anwendbarkeit des Anl⸗ 
Ablöſch. überhaupt, vielmehr nur mit der Errechnung des 
Anleihegoldwertes. Gewiß iſt richtig, daß für den vorausge⸗ 
ſetzten Fall inſoweit die geſetzlichen Errechnungsvorſchriften 
nicht unmittelbar paſſen. Die Ermittlung des Goldwertes hat 
alsdann eben in ſinngemäßer Anwendung dieſer Vorſchriften, 
immer aber in dem durch 88 41 Abi. 2, 31 Abſ. 2 AnlAblöſch. 
für Preußen vgl. mit der 1., 2. und 3. BD. z. Durchführung 
der Ablöſung der Markanleihen der Gemeinden und Ge⸗ 
meindeverbände v. 18. Juli 1925 bzw. 11. Sept. 1925 bzw. 
29. Okt. 1925 (Br®S. 94, 113, 154) vorgeſehenen Verwal⸗ 
tungsverfahren zu erfolgen. Eine gerichtliche Nachprüfung 
dieſes Verfahrens — das übrigens im allgemeinen Rahmen 
des AnlAblöſch. gerade bei der Feſtſtellung des Goldwertes 
der Anleihe Spielraum für Berückſichtigung der beſonderen 
Verhältniſſe läßt — und ſeines Ergebniſſes iſt unzuläſſig, 
inſoweit der Rechtsweg verſchloſſen (ſ. a. RG. 116, 166 ff.)). 
Eine Aufwertung nach 8$ 33 ff. Aufiv®. ſcheitert daran, 
daß die ſtreitige Anleihe nicht, wie es dieſe Beſtimmungen 
vorausſetzen, von einer juriſtiſchen Perſon des Privat⸗ 
rechts, ſondern einer ſolchen des öffentlichen Rechts aus⸗ 
gegeben iſt. Gegenüber 88 51 ff. AufwG. iſt ſodann das Ani- 
Ablöſch. (ogl. auch § 54 AnlAblöſGG.) Sondergeſetz i. S. des 
§ 1 Abi. 2 AufwG. Es muß demgemäß nach dem nun ein⸗ 
mal geltenden Recht bei der Anwendung des AnlAblöſG. ver⸗ 
bleiben. 

Die Augriffe des Kl. wegen der Errechnung des Gold⸗ 
markwertes ſcheitern, wie ſchon hervorgehoben, an der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtsweges. 

(U. v. 7. Juni 1929; 605/28 II. — Berlin.) [Ku.] 


14. Rechtsſtellung der von den Polen ver⸗ 
drängten Volksſchullehrer, der ſog. Flüchtlings⸗ 
lehrer; ihr Anſpruch auf volles Gehalt gegen 
den preuß. Staat — nicht gegen die Landesſchul⸗ 
kaſſen — auf Grund des eine beſonders den 
Staat verpflichtende Zuſicherung enthaltenden 
Staatsminiſterialbeſchluſſes v. 23. Juli 1919. 7) 

Der Kl. gehört zu den ſog. Flüchtlingslehrern; er war 
in dem an Polen abgetretenen Teile der Provinz Ober⸗ 
ſchleſien als Volksſchullehrer angeſtellt, wurde nach der Ab⸗ 
tretung von den Polen vertrieben und iſt erſt nach dem Jahre 
1925 wieder im Schuldienſt untergebracht worden. Bis zum 
31. Dez. 1923 hat ihm der beklagte preuß. Staat das volle 
Gehalt nach dem Geſetz betreffend das Dienſteinkommen der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen vom 
17. Dez. 1920/1. April 1923 (VDE.) gezahlt. Vom 1. Jan. 
1924 an ſind die Bezüge des Kl. in Gemäßheit der Beſtim⸗ 
mungen des Runderlaſſes des PrFin Min. v. 13. Dez. 1923 
betreffend Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der 
Beamten, Volksſchullehrperſonen uſw. (PrBeſ Bl. 1923, 217) 
auf 68% des vollen Betrags herabgeſetzt worden. Der Kl. 
betrachtet dieſe Gehaltskürzung als ungerechtfertigt und ver⸗ 
langt mit der Klage Nachzahlung der Unterſchiedsbeträge für 


) JW. 1927, 1844. 


Zu 14. Von allgemeinerem Intereſſe ſind wohl nur die beiden 
Fragen, ob die Klage des verdrängten Lehrers gegen die Landesſchul⸗ 
Raffe zu richten geweſen wäre, und ob wohlerworbene Rechte ihm zur 
Seite ſtehen, trotzdem die Klage erſt nach Inkrafttreten des Kürzungs⸗ 
geſetzes v. 12. Juli 1923 erhoben worden iſt. 

Eine Inanſpruchnahme der Landesſchulkaſſe kommt m. E. ſchon 
deshalb nicht in Frage, weil der Kl. nicht in eine für den Geltungs⸗ 
bereich der Landesſchulkaſſe beſtehende planmäßige Stelle berufen war. 
Nur die Inhaber ſolcher Stellen ſind an die Landesſchulkaſſe ge⸗ 


58. Jahrg. 1929 Heft 42 


Rechtſprechung 


2949 


die Jahre 1924 und 1925. Der Oberpräſident der Provinz 
Oberſchleſien hat den Anſpruch des Kl. nicht anerkannt, und 
einen ablehnenden Beſcheid erteilt, worauf innerhalb der ge⸗ 
ſetzlichen Friſt die Klagerhebung erfolgt iſt. 

Zur Begründung ſeiner Klage führt der Kl. aus, eine 
Gehaltskürzung habe nicht erfolgen dürfen, weil er niemals 
in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt worden ſei. Der dies 
anordnende Min Erl. v. 21. Dez. 1923 ſei durch den preuß. 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung mittels 
Erlaſſes v. 2. Febr. 1924 dahin „erläutert“ worden, eine Ab⸗ 
ſicht, die Flüchtlingslehrer in den einſtweiligen Ruheſtand zu 
verſetzen, habe nicht beſtanden, vielmehr ſei durch den MinEr!. 
v. 21. Dez. 1923 nur bezweckt worden, die ſtaatlichen Bezüge 
der Flüchtlingslehrer den Wartegeldbezügen der verdrängten, 
in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzten, unmittelbaren 
Staatsbeamten anzugleichen. Der Kl. beſtreitet die Berechti⸗ 
gung der Staatsregierung auch zu dieſer Maßnahme. 

Für den Fall, daß eine Verſetzung der Flüchtlingslehrer 
in den einſtweiligen Ruheſtand anzunehmen ſei, nimmt der 
Kl. das volle Gehalt für die in Betracht kommende Zeit auf 
Grund des § 1 Abf. 1 und 2 der preuß. VO., betreffend die 
einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in 
den Ruheſtand v. 26. Febr. 1919 (GS. 33), der ſog. Warte⸗ 
geld O., für ſich in Anſpruch, jedenfalls in Verbindung mit 
dem Staatsminiſterialbeſchluß v. 26. Juli 1919 (StM B.) 
über die Fürſorge für Beamte und Lehrer in den bedrohten 
Grenzgebieten (abgedr. bei Hubrich, Die Fürſorge für die 
Lehrer aus den abgetretenen Gebieten S. 9 ff.). 

Der Bekl. beſtreitet in erſter Reihe, zur Sache paſſiv 
legitimiert zu fein und macht geltend, nach den SS 33 ff. 
VE. könne der Kl. Anſprüche nur an die Landesſchulkaſſe 
erheben, auf keinen Fall habe der preuß. Staat für die Ge⸗ 
hälter der Volksſchullehrer aufzukommen. Auch der StM B. 
über die Fürſorge für Beamte und Lehrer in den bedrohten 
Grenzgebieten habe ſolche Anſprüche gegen den Bekl. nicht 
geſchaffen. Dieſer Beſchluß enthalte keine Zuſicherungen, aus 
denen Rechtsanſprüche der Flüchtlingslehrer hergeleitet wer⸗ 
den könnten, er gäbe vielmehr nur allgemeine Verſprechungen 
und habe bloßen Fürſorgecharakter. Auch fachlich beſtreitet 
der En jede Verpflichtung zur Gehaltszahlung gegenüber 
dem Kl. 

Die vom LG. abgewieſene Klage iſt vom BG. dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt. Die Rev. des Bekl. 
hatte keinen Erfolg. 

Zunächſt wird die Begründung der Klage, die eine all⸗ 
gemeine Fürſorgepflicht des Staates für die Volksſchul⸗ 
lehrer für den Fall des Fehlens anderer Verpflichteter an⸗ 
nahm, abgelehnt. 

Es iſt daher zu prüfen, ob der StM B. v. 26. Juli 1919, 
auf den ſich der Kl. in zweiter Reihe ſtützt, die Rechtsgrund⸗ 
lage für die mit der Klage verfolgten Anſprüche abzugeben 
vermag. Bezüglich der auf der Faſſung des StMB. vom 
3. Juli 1923 beruhenden Beſtimmung unter VIb III des 
StMB. v. 26. Juli 1919, wonach den Volksſchullehrer⸗ 
perſonen bis zur anderweitigen geſetzlichen Regelung ihre 
bisherigen Bezüge in der jeweiligen Höhe weiter gezahlt wer⸗ 
den ſollen (Hubrich S. 74), iſt dies zu verneinen. Denn in 
dieſer Neufaſſung des StMB. iſt immer nur von „Unter⸗ 
ſtützungen“ der Beamten die Rede (Oubrich S. 70, 71), 
Rechts anſprüche werden darin nicht gewährt. Dagegen be⸗ 
ſtimmt der StM B. von 1919 in der urſprünglichen, un⸗ 
verändert gebliebenen Faſſung unter VI: „Auf die Volks⸗ 
ſchullehrer finden die Beſtimmungen über die unmittelbaren 
Staatsbeamten ... Anwendung“ (Hubrich S. 91), und II 
daſelbſt lautet: „Soweit lebenslänglich angeſtellte unmittel⸗ 
bare Staatsbeamte nicht verſetzt werden können, werden ſie 


bunden, welche von Schulverbänden unterhalten werden, die in den 
Landesſchulkaſſenverband zuſammengefaßt find. Nach Sinn und Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Vollsſchulunterhaltungsgeſetzes gehören zu dieſen 
Stellen nicht ſolche, welche aus dem preuß. Staatsverbande aus⸗ 
geſchieden find. Der preuß. Staat ift deshalb der richtige Bekl.; er 
hat dies auch dadurch anerkannt, daß er mehrere Jahre lang den ver⸗ 
drängten Lehrern, darunter den Kl., ihr Gehalt zahlte. 

Die Frage, ob unter wohlerworbenen Rechten i. S. der RVerf. 
auch bloße Anwartſchaften der Beamten zu verſtehen ſind, hat das 
RG. in den von ihm ſelbſt zit. Entſch. von 1927/28 bereits dahin 
beantwortet, daß die Geſetzeslage zur Zeit der Verſetzung des Beamten 
in den Ruheſtand, nicht diejenige zu einem früheren Zeitpunkte maß⸗ 


gemäß 88 1, 2 und 5 bis 12 der BD. v. 26. Febr. 1919 
(GS. 33) behandelt“ (Hubrich S. 31). 

Damit iſt die Anwendbarkeit der Wartegeld VO. auf die 
Flüchtlingslehrer an ſich außer Zweifel geſtellt, vorausgeſetzt, 
daß dem StM B. rechtsverbindliche Bedeutung zukommt und 
daß er nicht lediglich, wie der Bekl. geltend gemacht hat, all⸗ 
gemeine, unverbindliche Verſprechungen enthält. 

Das RG. legt den StM B. dahin aus, daß er zwar nicht 
objektives Recht ſchaffen wollte, aber rechtsverbindliche Zu⸗ 
e ae für die verdrängten Beamten und Lehrer aus⸗ 
ſpricht. 

Daß durch die in der Wartegeld VO. v. 26. Febr. 1919 
enthaltenen Zusicherungen wohlerworbene Rechte der Be⸗ 
amten begründet werden konnten und daß dieſe Rechte weder 
durch das ſog. BeſSperrG. v. 21. Dez. 1920 noch durch die 
ſpäteren ſperrgeſetzlichen Beſtimmungen des Reichs und Preu⸗ 
ßens beeinträchtigt werden konnten, iſt in der Rſpr. des Sen. 
anerkannt (RG. 109, 117 ff., 122 ff. 1)). 

Zur Abgabe derartiger Zuſicherungen mit bürgerlich⸗ 
rechtlicher Wirkung für die Staatskaſſe muß die Staats⸗ 
regierung ſowohl nach der früheren preuß. Verfaſſungs⸗ 
urkunde, wie auch nach der geltenden Verfaſſung des Frei⸗ 
ſtaates Preußen namentlich auch nach dem Geſetz zur vor⸗ 
läuſigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen v. 20. März 
1919 als befugt angeſehen werden. überdies ergeben die 
Verhandlungen der Verfaſſunggebenden Preußiſchen Landes⸗ 
verſammlung und des Landtags (Hub rich S. 44/45) und 
die Einſtellung der Bezüge der Flüchtlingslehrer in den 
Haushalt (Hubrich S. 98/99), daß die Volksvertretung den 
Maßnahmen der Regierung zugeſtimmt hat. 

Es wird feſtgeſtellt, daß der Kl. aktiver Beamter ge⸗ 
blieben iſt. 

Ohne Einfluß auf die Anwendbarkeit der Wartegeld VO. 
iſt es, ob der Kl. bereits z. Z. der Veröffentlichung des 
StM B. zu den verdrängten Beamten gehört hat oder ob er 
erſt in den Jahren 1920 oder 1921 ſeinen Amts⸗ und Wohn⸗ 
ſitz verlaſſen mußte, denn in mehreren öffentlich bekannt⸗ 
gegebenen Miniſterialerlaſſen iſt ausdrücklich die Gleichſtellung 
der ſpäter erſt verdrängten Beamten mit den bereits unter 
den StM B. fallenden verfügt worden (MinErl. v. 26. März 
1920 in dem Rundſchreiben des Bezirkslehrerrats Oppeln 
v. 15. Okt. 1920 S. 7 — Hülle Bl. 133; Minérl. v. 19. Aug. 
1920, abgedr. in dem amtl. Schulblatt für den Regierungs⸗ 
bezirk Breslau Nr. 12 v. 16. Dez. 1920 — Hülle Bl. 128; 
MinéErl. v. 3. Okt. 1924, abgedr. bei Hubrich S. 92). 

Erſcheint aber hiernach der Bekl. kraft der von ihm 
rechtsverbindlich gegebenen Zuſicherung zur Weiterzahlung 
des dem Kl. zuſtehenden Gehalts materiell verpflichtet, ſo 
kann auch formell nur der Bekl. als paſſiv legitimiert in 
Betracht kommen. Abzulehnen iſt der Verſuch der Rev., den 
Kl. an die Landesſchulkaſſe oder den örtlichen Schulverband 
zu verweiſen, nachdem der Bekl. in den vorderen Rechtszügen 
ſelbſt vorgetragen hat, die Landesſchulkaſſe ſei nur den plan⸗ 
mäßigen und nicht den verdrängten Beamten gegenüber zur 
Zahlung verpflichtet. Allerdings iſt mit dem BerR. nicht zu 
verkennen, daß die Gehaltsklage der Volksſchullehrer nach 
§ 33 BDE. gegen die Landesſchulkaſſe zu richten iſt. Allein 
dies gilt für den Regelfall und für normale Zuſtände. Für 
außergewöhnliche Verhältniſſe, wie ſie die Verdrängung zahl⸗ 
reicher Lehrer und der Verluſt eines erheblichen Teils des 
Staatsgebiets darſtellen, hat der Geſetzgeber keine Beſtim⸗ 
mung getroffen und konnte ſie nicht treffen. Der Senats⸗ 
entſcheidung RG. 110, 120°) liegt ein anderer Sachverhalt 
zugrunde, für den Standpunkt der Rev. läßt ſich aus ihr 
nichts herleiten. Eine ſinn⸗ und ſachgemäße Auslegung des 
StMB. muß mit Notwendigkeit dazu führen, den Bekl. ſo⸗ 


1) JW. 1924, 1872. 2) JW. 1925, 2433. 


gebend bleibt. Nach den Feſtſtellungen für den vorliegenden Fall 
befand ſich der Kl. im Beſitz eines wohlerworbenen Rechts auf den 
Bezug des vollen Gehalts für die Dauer von 5 Jahren, bevor das 
Kürzungsgeſetz von 1923 in Kraft trat. Es bedurfte daher nicht einer 
Entſcheidung der Frage, ob dieſes Geſetz verfaſſungsändernden Cha⸗ 
rakter hatte. 

Vor der Anſtellung neuer Klagen werden Beamte und ihre 
Berater auf die Rechtsauffaſſung des RG. in beiden Fragen be⸗ 
ſondere Rückſicht zu nehmen haben. 
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wohl ſachlich wie verfahrensrechtlich bis zur anderweiten 
Regelung durch Geſetz oder Staatsverträge als den allein 
in Betracht kommenden Schuldner für die Gehaltsbezüge der 
Flüchtlingslehrer anzuſehen. 

Was nun die Frage betrifft, ob der Kl. für die Jahre 
1924 und 1925, die für dieſen Rechtsſtreit allein in Frage 
kommen, ſeine vollen Dienſtbezüge beanſpruchen kann oder 
ob er ſich die von dem Bekl. mit Wirkung v. 1. Jan. 1924 
erfolgte Kürzung gefallen laſſen muß, ſo kommt es auf den 
Zeitpunkt der Verdrängung an. Unrichtig iſt die Meinung 
des Kl., der StM B. begründe mit dem Zeitpunkt feines Er⸗ 
laſſes wohlerworbene Rechte für alle in Oberſchleſien ange⸗ 
ſtellten Beamten und Lehrer, weil in ſeiner Einleitung von 
der Fürſorge für Beamte und Lehrer in den bedrohten 
Grenzgebieten die Rede iſt. Denn ſolange eine Verdrängung 
nicht erfolgt war, hatte der Kl. ſeine Gehaltsanſprüche nach 
dem BDE. ausſchließlich gegen den örtlichen Schulverband, 
und er konnte nicht nach der Wartegeld BD. behandelt wer⸗ 
den. Es iſt daher die Frage zu prüfen, ob das preuß. Geſetz 
über Anderung der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der un⸗ 
mittelbaren Staatsbeamten v. 12. Juli 1923, durch deſſen 
Art. II1 der 81 Abſ. 2 Wartegeld O., der den in Abſ. 1 
erwähnten unmittelbaren Staatsbeamten während einer Über⸗ 
gangszeit von fünf Jahren den vollen Betrag ihres ruhe⸗ 
gehaltsfähigen Dienſteinkommens zuſicherte, geſtrichen wurde, 
die Gehaltskürzung zu rechtfertigen vermag. Das BU. glaubt 
dies mit der Erwägung verneinen zu können, daß jeder Be⸗ 
amte ſchon mit der Anſtellung ein ſubjektiv⸗öffentliches Recht 
auf Zahlung von Ruhegehalt und Wartegeld erwerbe. Dies 
iſt an ſich richtig, allein nach der Rſpr. des Senats zu 81 
Abf. 2 Satz 1 der hier anzuwendenden PrWartegeld O. iſt 
für die Bemeſſung der Höhe des Wartegelds maßgebend 
die Geſetzeslage z. Z. der Verſetzung des Beamten in den 
einſtweiligen Ruheſtand, nicht der Stand der Geſetzgebung, 
wie er in irgendeinem früheren Zeitpunkte gegeben war (JW. 
1928, 15943; 1928, 3237). Wäre daher der Kl. erſt nach 
Verkündung des Geſ. v. 12. Juli 1923 verdrängt worden, 
fo könnte er die Vergünſtigungen des § 1 Abſ. 2 Wartegeld- 
VO. nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Der Zeitpunkt der 
Verdrängung fällt aber in das Jahr 1921, ſpäteſtens in den 
Anfang des Jahres 1922, alſo vor den Erlaß des Geſetzes 
v. 12. Juli 1923. Mit dieſem Zeitpunkt ſeiner Verdrängung 
hat aber der Kl. einen Rechtsanſpruch darauf erworben, nach 
8 1 Wartegeld O., alſo auch nach dem damals noch geltenden 
Abſ. 2 dieſer VO., behandelt zu werden, und da das Geſetz 
v. 12. Juli 1923 keinen verfaſſungsändernden Charakter hatte, 
fo vermag es in das durch Art. 129 Abſ. 1 Satz 3 NVerf. 
geſchützte wohlerworbene Recht des Kl. nicht einzugreifen. Der 
Kl. hat daher für die beiden in Betracht kommenden Jahre 
Anſpruch auf ſein volles Dienſteinkommen, die verfügte Ge⸗ 
haltskürzung entbehrt der geſetzlichen Grundlage. 


(u. v. 23. April 1929; 253/28 III. — Breslau.) [Sch.] 


II. Verfahren. 


** 15. 88 808 ff., 825 3 P O.; 88 29, 33 PrVerwgw⸗ 
BD. v. 15. No v. 1899 Bund RVO. v. 8. Okt. 1914 
über das Mindeſtgebot bei der Verſteigerung 
gepfändeter Sachen; Art. 131 RVerf. Im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren muß auf das in einer 
formell ordnungsmäßig abgehaltenen Zwangs⸗ 
verſteigerung abgegebene Höchſtgebot der Zu⸗ 
ſchlag auch dann erteilt werden, wenn nur ein 
Schleuderpreis herauskommt. Im Intereſſe 
des Schuldners eine andere als die regelmäßige 
Art der Vollſtreckung zu erſuchen, iſt die Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde nur auf deſſen Antrag, nicht 
von Amts wegen verpflichtet. Die Bund RVO. 
v. 8. Okt. 1914 gilt nicht für das Verwaltungs- 
zwangsverfahren. Die gegen die Verſchleude⸗ 
rung in der Zwangsvollſtreckung gerichteten 
Miniſterialerlaſſe v. 27. Aug. 1924 und 2. Nov. 
1925 gelten nur für die Einziehung von Staats⸗ 
ſteuern, enthalten im übrigen auch nur allge⸗ 


meine Richtlinien, deren Anwendung im Einzel⸗ 
fall vom — in der Regel der Nachprüfung durch 


die Gerichte nicht unterliegenden — pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der Vollſtreckungsbehörde 
abhängt. 

Die Verurteilung der beklagten Stadt beruht auf der 
Annahme des BG., ihre Beamten ſeien dem Kl. gegenüber 
verpflichtet geweſen, dafür zu ſorgen, daß die wegen Rück⸗ 
ſtänden von Staats⸗, Gemeindeſteuern und Kaſſenbeiträgen 
gepfändeten Sachen nicht verſchleudert, d. h. nicht zu einem 
Preis verkauft würden, der hinter dem wahren Wert weit 
zurückblieb. Dieſe Rechtsauffaſſung kann nicht gebilligt wer⸗ 
den. Weder die ZPO. noch die ihr nachgebildete PrVerw⸗ 
3ZwVO. ſchreibt vor, daß die Zuſchlagserteilung bei der Ver⸗ 
ſteigerung gepfändeter Sachen von der Erreichung eines Er⸗ 
löſes in gewiſſer Höhe abhängt (vgl. JW. 1909, 731 81). 
Nur Gold⸗ und Silberſachen dürfen nicht unter ihrem Gold⸗ 
oder Silberwert zugeſchlagen werden (8 820 3PO., 8 29 
PrVerwgw O.). Erſt durch die BundRVo. über das 
Mindeſtgebot bei der Verſteigerung gepfändeter Sachen vom 
8. Okt. 1914 iſt, ſoweit eine Zwangsvollſtreckung in körper⸗ 
liche Sachen nach den Vorſchriften der ZPO. ſtattfindet, ein 
Mindeſtgebot vorgeſchrieben worden. Dieſe VO. gilt aber 
nicht für das Verwaltungszwangsverfahren. Hier iſt es 
vielmehr dabei geblieben, daß auf das in einer formell ord⸗ 
nungsmäßig abgehaltenen Zwangsverſteigerung abgegebene 
Höchſtgebot der Zuſchlag erteilt werden kann, mag das Gebot 
dem wahren Werte der Pfandſache auch noch ſo wenig ent⸗ 
ſprechen. Dem von ihm angeführten § 33 PrVerw Zw O. 
legt der BerR. eine zu weitgehende Bedeutung bei. Die dem 
8 825 ZPO. entſprechende Vorſchrift ermächtigt die Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde, auf Antrag des Schuldners oder aus be⸗ 
ſonderen Zweckmäßigkeitsgründen anzuordnen, daß die Ver⸗ 
wertung der gepfändeten Sachen in anderer Weiſe ſtatt⸗ 
zufinden habe, als durch die VO. beſtimmt iſt. Daß die 
Vollſtreckungsbehörde verpflichtet ſei, im Intereſſe des Schuld⸗ 
ners von Amts wegen den regelmäßigen Weg der Voll⸗ 
ſtreckung zu verlaſſen und eine andere Art der Verwertung 
der Pfandſachen zu verſuchen, ſagt 833 nicht. Die beſonderen 
Zweckmäßigkeitsgründe hat die Vollſtreckungsbehörde in dem 
Intereſſe des Gläubigers an möglichſt vollſtändiger Befrie⸗ 
digung zu ſuchen. Denn ſeine Belange gehen dem des 
Schuldners vor. Ob im Intereſſe des letzteren eine ander⸗ 
weitige Verwertung der gepfändeten Sachen ohne Gefährdung 
des Vollſtreckungszwecks erfolgen kann, hat die Vollſtreckungs⸗ 
behörde — von hier nicht in Betracht kommenden Sonder⸗ 
fällen vielleicht abgeſehen — erſt zu prüfen, wenn der Schuld⸗ 
ner ſelbſt ſie beantragt. Einen ſolchen Antrag hat der Kl. 
nicht geſtellt, obgleich ihm dazu Gelegenheit geboten war. 
Mit Rückſicht auf ihn wurde am 28. Jan. 1926 der Zuſchlag 
nicht ſofort erteilt, ſondern in die Verſteigerungsbedingungen 
aufgenommen, daß er ſchriftlich bis zum 30. d. M. 12 Uhr 
mittags erfolgen werde. Dem Kl. wurde anheim gegeben, 
am Nachmittage des Verſteigerungstages auf der Kämmerei⸗ 
kaſſe zu erſcheinen und von den Geboten Kenntnis zu nehmen. 
Der Kl. iſt aber nicht an dieſem, ſondern erſt am folgenden 
Nachmittag zur Kaſſe gekommen. Mag das auch, wie das 
BG. annimmt, auf einen entſchuldbaren Irrtum ſeinerſeits 
zurückzuführen ſein, ſo hatten die Beamten der Kämmerei⸗ 
kaſſe jedenfalls mangels eines Antrags des Kl. ihm gegen⸗ 
über keine Verpflichtung, von dem $ 33 PrVerwgwVOO. Ge⸗ 
brauch zu machen. 

Die Miniſterialerlaſſe v. 27. Aug. 1924 (PrFin Min Bl. 
190) und 2. Nov. 1925 (daſ. S. 155), die das BG. ſehr 
weſentlich zuungunſten der Bekl. ins Gewicht fallen läßt, ver⸗ 
mögen zu keiner anderen Beurteilung des Verhaltens ihrer 
Beamten zu führen. In dieſen Erlaſſen werden im Hinblick 
auf die Notlage weiter Kreiſe der Wirtſchaft Grundſätze für 
die Stundung von Staatsſteuern aufgeſtellt, die eine um⸗ 
faſſende Rückſichtnahme auf die Verhältniſſe des Steuer⸗ 
ſchuldners geſtatten. In dem erſten Erlaß wird beſonders be⸗ 
tont, daß die Aufrechterhaltung des Betriebs des Schuldners 
durch die zwangsweiſe Wegnahme von Gegenſtänden nicht ge⸗ 
fährdet werden dürfe. In dem zweiten wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß Vollſtreckungsmaßnahmen nicht zu einer un⸗ 
wirtſchaftlichen Verſchleuderung von Vermögensbeſtandteilen 
führen dürfen. Dieſe Anordnungen gelten aber lediglich für 


die Einziehung von Staatsſteuern, während die Erlaſſe nur 
der Erwartung Ausdruck geben, daß ſie von den Gemeinden 
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hinſichtlich der direkten Gemeindeſteuern beachtet werden. Sie 
kommen demnach im vorliegenden Falle, in dem das Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren nur zum geringſten Teile Staats⸗ 
ſteuern zum Gegenſtand hatte, für den weitaus größten Teil 
der beizutreibenden Abgaben und Beiträge überhaupt nicht 
in Betracht. Außerdem enthalten die Erlaſſe, wie ſie ſelbſt 
mehrfach ſagen, nur Richtlinien, alſo allgemeine Grundſätze, 
deren Anwendung im Einzelfall vom pflichtmäßigen Ermeſſen 
der Vollſtreckungsbehörde abhängt. Ermeſſenshandlungen der 
Verwaltungsbehörden unterliegen aber auch in Haftungs⸗ 
prozeſſen nur in Ausnahmefällen der Nachprüfung durch die 
Gerichte (RG. 121, 232/33 1)). Das Vorliegen eines ſolchen 
Ausnahmefalles kann hier nicht anerkannt werden. 


(U. v. 25. Juni 1929; 493/28 III. — Celle.) Sch. 


* 16. Die Grundſätze des 8 5651 3 PO. gelten 
auch im Gebiete der freiwilligen Gerichtsbar⸗ 
keit; das BeſchwG. ſelbſt iſt an ſeine Rechtsauf⸗ 
faſſung gebunden. f) 


(Beſchl. v. 13. Mai 1929; 18/29 IVB. — Berlin.) 
[Ka.] 
Abgedr. IW. 1929, 2527 22. 


2) JW. 1928, 2019. 


Zu 16. A. Anm. Lent, ebenda. 

B. Daß auch im Verfahren der freiw. Gerichtsbarkeit im Falle 
der Aufhebung und Zurückverweiſung an die Vorinſtanz dieſe die 
in dem aufhebenden Beſchluß niedergelegte Rechtsauffaſſung ihrer 
neuen Entſch. zugrunde zu legen hat, alſo auch hier der Grundſatz 
des § 565 II BRD. gilt, iſt zweifellos. Das NG. bemerkt dann 
weiter: dieſer Grundſatz habe zur notwendigen Folge, daß auch das 
Gericht der weiteren Beſchwerde an ſeine maßgeblich ausgeſprochene 
Rechtsauffaſſung ſo lange gebunden bleibe, als das für die Vor⸗ 
inſtanzen zutrifft, d. h. ſolange eine dem Rechtsmittelverfahren 
zugrunde liegende und durch die Entſch. des Gerichts der weiteren 
Beſchwerde beeinflußte Verfügung einer Vorinſtanz in Frage ſteht. 
Derſelbe Geſichtspunkt ſei auch in den zu 8 565 II 3PO. ergange⸗ 
nen Urteilen des RG. entſcheidend geweſen. — Hiergegen iſt zu be⸗ 
merken: Für den ZivpProz. iſt allerdings ſtändig angenommen, 
daß auch das RG., wenn der Rechtsstreit abermals in die RevInſt. 
gelangt, an die im früheren Revllrt. enthaltene rechtliche Beurtei⸗ 
lung gebunden iſt: „Der Rechtsſtreit iſt in dem einen, wenn auch 
nur ein Element des demnächſtigen Urteils darſtellenden Punkte als 
rechtskräftig entſchieden anzuſehen“ (RG. 58, 289; 100, 60; 94, 
13). Dieſe Begründung trifft aber nicht zu für das Verfahren der 
freiw. Gerichtsbarkeit, da es dieſer, wie allgemein anerkannt, eine 
materielle Rechtskraft gar nicht gibt, das rechtskräftig Zuerkannte 
vielmehr (ſei es ſchlechthin, ſei es auf Grund geänderter Sachlage) 
ſtets noch abgeſprochen, das rechtskräftig Abgeſprochene dennoch 
von neuem geltend gemacht werden kann. Jener aus dem Weſen 
der Rechtskraft hergeleitete Grundſatz iſt alſo für die freiw. Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht anwendbar. Mit Recht bemerkt hierüber Unger: 
ZB: 41, 185, 186: „Das frühere Verfahren war beendigt durch 
die Entſch. über die weitere Beſchwerde, deren Wirkfamkeit und 
Rechtskraft aber als eine Aufhebung i. S. der Anweiſung zu er⸗ 
neuter unterrichterlicher Entſch. vollſtändig erſchöpft iſt durch die 
Erlaſſung der neuen angefochtenen Entſch. Hier ändert alſo das OLG. 
nicht feine frühere Entſch., ſondern nur feine früher als Entſchei⸗ 
dungsgrund verwertete Anſicht. Die frühere Eutſch. des OLG. iſt 
in ihrer Eigenſchaft als Willensausſpruch von der neuen unter⸗ 
richterlichen Verfügung aufgenommen und hat dadurch ihre rechtliche 
Bedeutung verloren; die neue weitere Beſchwerde begründet die 
Pflicht des OLG. zur Prüfung ſämtlicher Elemente der angegriffenen 
Beſchwerdeentſch., darunter auch ſeiner in dieſer begriffenen frühe⸗ 
ren Anſicht und hiermit zur Berichtigung eines in dieſer entdeckten 
Irrtums.“ Dieſer Anſicht Ungers iſt durchaus betzupflichten, 
und das RG. ſowie Lent machen gegen fie nur geltend die Miß⸗ 
lichkeiten, die dadurch entſtehen könnten, wenn in einem Rechts⸗ 
mittelverfahren die höchſte Inſtanz bald ſo, bald anders entſcheidet, 
fo daß eine Sache u. U. gar nicht zu Ende kommen würde. — 
Indes dies iſt nur eine der Schwierigkeiten, die ſich daraus er⸗ 
geben, daß es in der freiw. Gerichtsbarkeit eine materielle Rechts⸗ 
kraft nicht gibt und nach dem Weſen und Zweck der freiw. Ge⸗ 
richtsbarkeit nicht geben kann (Lent, Grundriß der freiw. Ge- 
richtsbarkeit, $ 63; Schlegelberger, Anm. 8 zu 8 16). Das 
hat eine gewiſſe Unſicherheit der Rechtslage zur Folge, die aber 
praktiſch wenig hervortritt und zurücktritt gegenüber den Vor⸗ 
teilen eines ſolchen Zuſtandes. Man nehme hier folgenden Fall: 
Mein Antrag auf Erteilung des Erbſcheins iſt von den InſtGher. 
zurückgewieſen; das OL. hat auf meine weitere Beſchwerde die 
Entſch. des BeſchwG. aufgehoben und die Sache an dieſes zurück⸗ 
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b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


17. 88 348 A bſ. 2, 349 StGB.; 8 369a Abſ. 2 
R Abg. O. 

1. Urkundeneigenſchaft der Steuermarken⸗ 
blätter. Beiſeiteſchaffung von Markenbogen aus 
hinterlegten Steuerakten, Ablöſung der Steuer⸗ 
marken und Wiederverwendung der letzteren 
durch einen Steuerbeamten als Verbrechen nach 
den 88348 Abſ. 2, 349 StGB. in Tateinheit mit 
einem Vergehen nach § 369a R Abg. 

2. Genügt der Eintritt der Vorausſetzungen, 
die in einer von der Zentralverwaltungsſtelle 
für die Vernichtung von Urkunden aufgeſtellten 
allgemeinen Richtlinie beſtimmt ſind, um ſol⸗ 
chen Urkunden die Beweisbeſtimmung und damit 
die Urkundeneigenſchaft zu entziehen? 

Der Angekl., der ſeit dem Januar 1923 als Oberſteuer⸗ 
ſekretär beim Fin A. K. beſchäftigt war, bemerkte einmal i. J. 
1926, als er in den auf dem verſchloſſenen Speicher des Fin A. 
hinterlegten Steuerakten nach einem Aktenſtück ſuchte, Steuer⸗ 
markenblätter i. S. der Durchführungsbeſtimmungen über den 
Steuerabzug vom Arbeitslohn (ESt A DB. bzw. StA DB.) v. 
3./21. Dez. 1921 (351 DR. S. 913), 88 39— 47, v. 20. Dez. 
1923 (RM Bl. S. 2022), 88 51—59 und v. 5. Sept. 1925 
(RMBl. S. 1186), 88 54— 62, auf denen die eingeklebten 
Steuermarken nicht entwertet waren; er löſte die Marken im 
Werte von 300 % ab, eignete fie ſich an und ließ die beraub⸗ 
ten Markenbogen liegen. Ein zweites Mal, als er nach einem 
angeblich von einem Arbeitgeber zwei Jahre vorher ohne Er⸗ 
teilung einer Quittung abgelieferten Markenbogen ſuchte, fand 
er wieder Steuermarkenblätter, deren Marken nicht entwertet 
waren; diesmal nahm er die ganzen Bogen an ſich, löſte ſpäter 
die Marken mit Waſſer ab und warf dann die leeren Marken⸗ 
blätter fort. Die auf dieſe Weiſe erbeuteten Steuermarken ver⸗ 
wertete er in der Art, daß er ſie für ſteuerpflichtige Arbeit⸗ 
geber, mit denen er wegen Ordnung der Lohnſteuerangelegen⸗ 
heiten in Verbindung getreten war, als neue gültige Marken 
in deren Markenbogen einklebte oder durch ſeinen nicht ein⸗ 
geweihten Sohn einkleben und ſich hierfür den aufgedruckten 
Wert zahlen ließ. 

Der Angekl. iſt vom Schöff G., das nur vom zweiten 
Falle Kenntnis hatte, wegen eines Verbrechens der gewinn⸗ 
ſüchtigen Urkundenbeſeitigung nach den 88 348 Abſ. 2, 349 
StGB. in Tateinheit mit Betrug, vom LG. dagegen wegen 
eines Verbrechens der gewinnſüchtigen Urkundenbeſeitigung 
in Tateinheit mit einem fortgeſetzten Vergehen nach 8 369 a 
Abſ. 2 RUGD. zu einem Jahre Zuchthaus und 300 % 
Geldſtrafe verurteilt worden. Die Tateinheit mit dem Ver⸗ 
brechen wurde nur hinſichtlich des zweiten Falles für gegeben 
erachtet. 

Die rechtliche Beurteilung des geſchilderten Sachverhalts 
durch das BG. läßt einen dem Angekl. nachteiligen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen. 

Unbedenklich und von der Rev. auch nicht bemängelt iſt 
die Annahme, daß der Angekl. vorſätzlich bereits verwendete 


gewieſen zur Anſtellung gewiſſer Ermittelungen. Das BeſchwG. hat 
dieſe angeſtellt und nach deren Ergebnis meinen Antrag abermals 
zurückgewieſen. Ich lege hiergegen wiederum weitere Beſchw. ein; 
inzwiſchen iſt eine Entſch. des RG. ergangen, worin das RG. aus⸗ 
führt, daß mein Antrag ohne weitere Ermittlungen begründet iſt. 
Nach diesſeitiger Anſicht hebt hier das OLG. die BeſchwEntſch auf 
und weiſt das Nachlaß. zur Erteilung des Erbſcheins an. Hier⸗ 
mit iſt die Sache erledigt. Dagegen müßte nach der hier beſprochenen 
Entſch. und der Anſicht Lents das OL. meine weitere Beſchwerde 
zurückweiſen und ich müßte ſodann einen neuen Antrag 
beim Nachlaß G. ſtellen. Und fo könnte es kommen, daß die 
Sache nochmals durch die Inſtanzen geht, bis ich auf erneute — 
dritte — Angehung des OLG. den Erbſchein erhalte. Ein ſolches 
Verfahren widerſpricht dem auf möglichſt zweckmäßige Förderung 
der Belange gerichteten Streben des FOG. Einer Erörterung über 
8 318 3PO. und 8 18 TGG. bedarf es hiernach nicht, und der An⸗ 
ſicht des NG. und von Lent iſt ſomit nicht beizutreten (Joſef: 
Württg. 1929, 43). 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg t. Br. 
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Steuerzeichen in der Abſicht, daß fie als gültig wieder ver⸗ 
wendet werden, ſich verſchafft und ſie als gültig wieder ver⸗ 
wendet, mithin den Tatbeſtand des § 369 a Abſ. 2 RAbgO. 
nach der äußeren und inneren Seite erfüllt hat. Dadurch, daß 
das BG. in beiden Fällen nur ein fortgeſetztes, nicht zwei 
ſelbſtändige Vergehen dieſer Art gefunden hat, iſt der Angekl. 
nicht beſchwert. 

Aber auch die Annahme eines im zweiten Falle mit dem 
eben erwähnten Vergehen in Tateinheit ſtehenden Verbrechens 
nach den §§ 348 Abſ. 2, 349 SGB. iſt im Hinblick auf die 
getroffenen Feſtſtellungen nicht zu beanſtanden. Das RG. 
hat bereits in der Entſch. v. 23. Dez. 1926, II 1028/26, aus⸗ 
geſprochen, daß die zum Beweis für die Entrichtung des 
Steuerabzugs vom Arbeitslohn geeigneten und beſtimmten 
Markenbogen als Urkunden i. S. des $ 348 Abſ. 2 StGB. 
zu erachten ſind, und daß ein Beamter, der ihm amtlich an⸗ 
vertraute Markenbogen ſolcher Art vernichtet, um durch ihre 
Beſeitigung das Ablöſen der Marken zu verdecken und auf 
dieſe Weiſe unangefochten im Beſitze der hierdurch erlangten 
Vermögensvorteile zu bleiben, ſich der ſchweren Urkunden⸗ 
vernichtung i. S. der mehrerwähnten Paragraphen ſchuldig 
macht. Die Unterſchiede, die zwiſchen der vom 2. StrSen. ent- 
ſchiedenen Sache und dem hier zu prüfenden Falle beſtehen, 
begründen keinen weſentlichen Unterſchied in der Anwendung 
jener Strafvorſchriften. Dort waren die Markenbogen dem 
Beamten amtlich anvertraut; hier waren ſie ihm amtlich zu⸗ 
gänglich. Dort hatte der Beamte die Markenbogen alsbald 
nach der Einlieferung beiſeite gelegt, ohne daß ein Beiſeite⸗ 
ſchaffen im techniſchen Sinne nachgewieſen geweſen wäre, und 
ſie nach Ablöſung der Marken vernichtet; hier hat der Angekl. 
die Markenbogen aus den hinterlegten Akten entfernt und da⸗ 
mit der Gebrauchsbereitſchaft der verfügungsberechtigten Be⸗ 
amten entzogen, ſie alſo, in der Abſicht, ſich die Marken an⸗ 
zueignen und ſich dadurch einen Vermögensvorteil zu ver⸗ 
ſchaffen, beiſeite geſchafft und ſchon hierdurch den Tatbeſtand 
der mehrerwähnten Strafvorſchriften erfüllt, weshalb die von 
der Rev. berührte Frage, ob an den der Marken beraubten 
Bogen noch eine Urkundenvernichtung möglich war, nicht 
erörtert zu werden braucht. Aber auch die in der Entſch. des 
2. StrSen. nicht in Betracht kommende Beſtimmung im 8 43 
Adi. 3 ESt A DB. v. 3./21. Dez. 1921, daß die Steuermarken⸗ 
blätter nach dem Ablauf des auf die Eintragung in die Haupt⸗ 
ſteuerliſte folgenden Jahres zu vernichten ſeien, würde zu 
einer abweichenden Beurteilung nicht nötigen, ſelbſt wenn 
die Markenbogen noch unter dieſe Vorſchrift gefallen wären; 
denn das BG. iſt mit Recht davon ausgegangen, daß nicht 
ſchon durch eine von der Zentralverwaltungsſtelle gegebene 
allgemeine Richtlinie für die Vernichtung von Aktenſtücken 
dieſen die urſprünglich vorhandene Beweisbeſtimmung und 
damit die Urkundeneigenſchaft entzogen wird, daß dies viel⸗ 
mehr erſt dann in Frage kommen kann, wenn durch eine be⸗ 
ſondere Verfügung des verantwortlichen Beamten derjenigen 
Amtsſtelle, bei der die Aktenſtücke verwahrt ſind, die Ver⸗ 
nichtung angeordnet worden iſt (vgl. für einen Fall der letz⸗ 
teren Art RGEntſch. v. 2. Mai 1927, III 244/27). In Wirk⸗ 
lichkeit handelte es ſich aber hier um Markenbogen aus den 
Jahren 1924/25, und für dieſe galten die DurchfBeſt. v. 
20. Dez. 1923, welche, ebenſo wie jene v. 5. Sept. 1925, eine 
dem § 43 Abſ. 3 der früheren Durchführungsbeſtimmungen 
entſprechende Vorſchrift nicht mehr enthielten. Endlich iſt 
auch der innere Tatbeſtand, insbeſ. das Bewußtſein des 
Angekl. davon, daß die Markenbogen noch zum Beweis von 
Tatſachen geeignete und beſtimmte Gedankenäußerungen des 
Arbeitgebers darſtellten, ausreichend nachgewieſen. 

(1. Sen. v. 9. Juli 1929; 1D 422/29.) A.] 

18. 1. Das Finanzamt hat im Falle der Zu⸗ 
rücknahme des Strafbeſcheids und der Abgabe 
der Sache an die Staatsanwaltſchaft keinen An⸗ 
ſpruch auf Berückſichtigung ſeines Antrags, daß 
die Sache vor dem Schöffengericht unter Zu⸗ 
ziehung eines zweiten Amtsrichters verhandelt 
werde. 

2. Nach der dem Antrag des Staats⸗ 
anwalts entſprechenden Eröffnung des Haupt⸗ 
verfahrens vor dem Amtsrichter kann die Ver⸗ 
handlung der Sache vor dem erweiterten Schöf⸗ 
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fengericht nicht mehr beantragt und beſchloſſen 
werden. 

3. Der allein entſcheidende Amtsrichter iſt 
gegenüber dem Schöffengericht ein Gericht nie⸗ 
derer Ordnung i. S. des 8 269 StPO. 

4. Die Reviſion gegen ein Urteil des Be⸗ 
rufungsgerichts kann nur dann darauf geſtützt 
werden, daß auf Grund eines zu Unrecht erlaſ⸗ 
ſenen und den Formvorſchriften des $ 270 StPO. 
nicht entſprechenden Beſchluſſes verhandelt 
worden ſei, wenn das Urteil auf dieſem Mangel 
beruht. ) 

Das Finanzamt E. hatte gegen den Angekl. durch den 
Strafbeſcheid v. 11. Mai 1926 wegen Umſatz⸗ und Körper⸗ 
ſchaftſteuerhinterziehung eine Geldſtrafe von 1000 % feſt⸗ 
geſetzt, nahm aber, nachdem der Angekl. Antrag auf gericht⸗ 
liche Entſcheidung geſtellt hatte, gemäß § 426 RAbg oO. den 
Strafbeſcheid zurück und gab die Sache am 12. Aug. 1926 
gemäß den 88 390, 426 Satz 2, 437 RAbgO. an die Staats⸗ 
anwaltſchaft zum gerichtlichen Verfahren ab mit dem An⸗ 
trag, gegen den Angekl. wegen Steuerhinterziehung und An⸗ 
ſtiftung ſeiner Angeſtellten Me. und Mü. zur vorſätzlichen 
Mitwirkung bei der Steuerverkürzung, ferner gegen die ge⸗ 
nannten Angeſtellten wegen dieſer ihrer Mitwirkung die 
öffentliche Klage zu erheben und gemäß § 427 Abſ. 2 RAbgO. 
i. d. Faſſ. des Art. V des Gef. v. 10. Aug. 1925 (RG Bl. 243) 
zur Verhandlung vor dem Shöff®. einen zweiten Amtsrichter 
zuzuziehen (Bl. 2). Der Staatsanwalt ſtellte das Verfahren 
gegen Me. und Mü. auf Grund des 8 374 RAbgdO. ein, 
erhob aber am 2. Dez. 1926 gegen H. Anklage zum „(Thür.) 
AG. (III) in E.“ wegen Steuerhinterziehung und An⸗ 
ſtiftung ſeiner Angeſtellten hierzu mit dem Antrage, das 
Hauptverfahren vor dem genannten Amtsgericht zu er⸗ 
öffnen. Dieſem Antrag wurde durch den Eröffnungsbeſchluß 
des AG. in E. v. 9. Dez. 1926 entſprochen. Nachdem das 
Finanzamt von der Anberaumung des Termins zur Haupt⸗ 
verhandlung vor dem Amtsrichter Kenntnis erlangt 
hatte, wies es auf ſeinen früheren Antrag hin und be⸗ 
antragte miederholt die Zuziehung eines zweiten Amtsrichters. 
Der Amtsrichter teilte dieſen Antrag der Staatsanwaltſchaft 
und dem Vertreter des Angekl. mit. Erſtere ſtellte die Ent⸗ 
ſcheidung dem Amtsrichter anheim; letzterer widerſprach dem 
Antrag. Der Amtsrichter verwies hierauf ohne vorgängige 
Hauptverhandlung durch Beſchl. v. 17. Febr. 1927 die Sache 
an das SchöffG. in E. mit der Begründung, daß das Ver⸗ 
fahren zu Unrecht vor dem Amtsrichter eröffnet worden ſei, 
weil das Finanzamt ſchon bei der Vorlegung der Akten die 
Zuziehung eines zweiten Amtsrichters beantragt habe und 
zu dieſem Antrage auf Grund des § 427 RAbgdO. berechtigt 
geweſen ſei, die Eröffnung des Hauptverfahrens alſo vor 
dem SchöffGG. habe erfolgen müſſen. Der Beſchluß wurde dem 
Finanzamt und dem zur Empfangnahme von Zuſtellungen be⸗ 
vollmächtigten Verteidiger zugeſtellt, anſcheinend ohne Be⸗ 
ſtimmung einer Friſt nach 8 270 Abſ. 4 StPO. Der Ver⸗ 
teidiger erhob gegen den Verweiſungsbeſchluß Beſchwerde zum 
LG., da nach der dem Antrag des Staatsanwalts entſprechen⸗ 
den Eröffnung des Hauptverfahrens eine Verweiſung an 
das SchöffG. unzuläſſig ſei. Die Beſchwerde wurde durch den 
Beſchluß des LG. E. v. 5. März 1927 verworfen. Zur Be⸗ 
gründung wurde ausgeführt: Die Beſchwerde ſei nach § 305 
StPO. unzuläſſig, da ſie eine Entſcheidung des erk. Gerichts 
angreife, die der Urteilsfällung vorausgegangen ſei, alſo nur 
mit dem Urteil angefochten werden könne; die Beſchwerde ſei 
aber im Hinblick auf 88 427, 437 NAD. auch nicht be⸗ 
gründet. In der Hauptverhandlung vor dem Shöff®. vom 


Zu 18. Das RG. hat in dem vorliegenden Urteil die erſte, 
zweite und vierte Frage verneint, die dritte bejaht, und damit 
m. E. in allen vier Punkten richtig entſchieden. 

1. Einen beſonderen ſteuerrechtlichen Einſchlag hat nur die 
erſte Frage. Es handelt ſich bei ihr um die Auslegung von 8 427 
Abſ. 2 Satz 1 RAbgoO.: „Zur Hauptverhandlung vor dem Schöffc. 
iſt ein zweiter AR. zuzuziehen, wenn das Fin A. es beantragt.“ 
Die ſich aus dem Urteil ergebende Meinungsverſchiedenheit geht 
dahin, daß es für zweifelhaft gehalten worden iſt, ob dann, wenn 
im gerichtlichen Steuerſtrafverfahren überhaupt das Schöffch. zu⸗ 
ſtändig iſt, ſtets das Fin A. den Antrag auf Zuziehung eines 
zweiten AR. mit der Wirkung ſtellen kann, daß ihm ſtattgegeben 
werden muß, oder ob dafür noch weitere Vorausſetzungen, die ſich 
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11. April 1927 beſtritt der Verteidiger alsbald nach Zeugen⸗ 
aufruf die Zuſtändigkeit des SchöffG., worauf das Gericht 
den Beſchluß verkündete: „Hinſichtlich der Zuſtändigkeit des 
Gerichts wird auf den Verweiſungsbeſchluß v. 17. Febr. 1927 
und den Beſchl. v. 5. März 1927 hingewieſen. Nach der 
Vernehmung des Angekl. über ſeine perſönlichen Verhältniſſe 
wurden der Eröffnungsbeſchluß v. 9. Dez. 1926 und der Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß v. 17. Febr. 1927 verleſen. Durch das Urt. 
des Schöffc d. v. 11. April 1927 wurde gegen den Angekl. 
wegen Steuerhinterziehung nach den 88 359, 363, 366 
RAbgoO. i. Verb. m. § 37 UmſStG., Art. I 5 5 der II. StNot⸗ 
VO. und 8 11 Stübveit. auf 1000 % Geldſtrafe und 
1 Monat Gefängnis, ſowie auf Bekanntmachung der Be⸗ 
ſtrafung erkannt. Gegen dieſes Urteil legte ſowohl das 
Finanzamt als der Angekl. Berufung ein. Das Finanzamt 
bemängelte, daß der Angekl. nicht auch wegen Anſtiftung ſei⸗ 
ner Angeſtellten verurteilt worden iſt; der Angekl. beantragte 
in erſter Linie Aufhebung des Urteils wegen Unzuſtändigkeit 
des Shöff®. und Zurückverweiſung an den Amtsrichter, in 
zweiter Linie ausdrückliche Freiſprechung von der Anklage 
wegen Steuerhinterziehung und Anſtiftung hierzu oder doch 
nur Verurteilung wegen Steuergefährdung. Durch das Urteil 
des LG. E. v. 7. Okt. 1927 wurde die Berufung des 
Finanzamts verworfen, auf die Berufung des Angekl. die 
Gefängnisſtrafe in Wegfall gebracht, im übrigen aber das 
Urteil des Schöff®. aufrechterhalten. Der Einwand der man⸗ 
gelnden ſachlichen Zuſtändigkeit wurde mit der Begründung 
zurückgewieſen, es könne dahingeſtellt bleiben, ob der Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß nach § 427 Abſ. 2 RAbgd. zu rechtfertigen 
war, da ſich das Schöff®., nachdem einmal die Verweiſung 
erfolgt war, jedenfalls im Hinblick auf $ 269 StPO. nicht 
mehr habe für unzuſtändig erklären können. Hinſichtlich der 
Schuldfrage kam das BG. zum gleichen Ergebnis wie das 
Schöff G., wobei es noch beſonders hervorhob, daß die An⸗ 
ſtiftung durch die Haupttat aufgezehrt werde, eine beſondere 
Freiſprechung daher nicht eintreten könne. 

In der gegen dieſes Urteil eingelegten Rev. des Angekl. 
wird neben der Verletzung ſachlichen Rechts vor allem gerügt, 
daß der Angekl. durch das Verfahren der Vorderrichter ſeinem 
zuſtändigen Richter entzogen worden ſei. 

Die Rev. rügt mit Recht, daß der Beſchluß des AR. vom 
17. Febr. 1927 zu Unrecht ergangen iſt; gleichwohl kann ſie 
keinen Erfolg haben. 

Die Annahme des Finanzamts, des AG. und des LG., 
daß das dem Finanzamt durch die Vorſchrift des § 427 Abſ. 2 
RAbgO. eingeräumte Recht, die Zuziehung eines zweiten 
Amtsrichters zu verlangen, hier in Betracht komme, iſt irrig. 
Jene Vorſchrift, die durch Art. V SI Nr. 4 des Geſ. zur 
Anderung der Verkehrsſteuer und des Verfahrens v. 10. Aug. 
1925 (RGBl. 243) eingefügt worden iſt, bezieht ſich aus⸗ 
ſchließlich auf die Fälle, in denen das Finanzamt den er⸗ 
laſſenen Strafbeſcheid, gegen den auf gerichtliche Entſcheidung 
angetragen iſt, nicht zurücknimmt, ſondern die Verhandlungen 
der Staatsanwaltſchaft mit dem Antrage überſendet, die Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichts herbeizuführen. Dies ergibt ſich aus 
dem Zuſammenhang, in den die Vorſchrift eingefügt wurde, 
und aus der ausdrücklichen Zurückverweiſung auf Abſ. 1 des 
8 427 RAbgoO. Nimmt das Finanzamt den Strafbeſcheid zu⸗ 
rück und ſtellt es hierdurch den Zuſtand vor Erlaſſung des 


nicht aus den zitierten Geſetzesworten ergeben, erforderlich ſind. 
8 427 Abf. 2 darf in der Tat nicht iſoliert betrachtet merden. Viel⸗ 
mehr iſt mit dem RG. zu beachten, daß § 427 Abſ. 2 Satz 1 fi 
nur auf den aus 8 427 Abſ. 1 deutlich zu erſehenden Fall bezieht, 
daß das Fin A. den Strafbeſcheid nicht zurückgenommen und die 
Akten der Verhandlungen der StA. mit dem Antrag überſendet hat, 
bie Entſch. des Gerichts herbeizuführen. Daß der Zuziehungsantrag 
nur in dieſem Fall geſtellt werden kann, ergibt ſich einmal, wie 
das RG. ausführt, aus den Verweiſungen im 8 427 Abſ. 2 auf 
Abſ. 1, wodurch ausgeſchloſſen wird, die in 8427 Abſ. 2 Satz 1 
enthaltene Beſtimmung ganz generell auszulegen, iſt dazu auch 
zweckmäßig und in der Zuſtändigkeit der hier tätigen Staatsorgane 
begründet. Im Fall des 8 427 iſt die StA. gebunden: ſie hat, 
ohne ihrerſeits ſelbſtändige Entſch. zu treffen, etwa eine Anklage⸗ 
ſchrift einzureichen, die Verhandlungen dem Gericht vorzulegen. 
Dieſer Stellung der Stel. im Verhältnis zum Fin. entſpricht es, 
wenn letzteres die Befugnis erhält, die Zuziehung eines zweiten RA. 
mit ihrer wichtigen Folge für die Rev Inſt. zu beantragen. Wofern 
aber, wie bei dem vorliegenden Tatbeſtand, das Fin A. nach Be⸗ 


Strafbeſcheides wieder her, ſo bieten ſich ihm verſchiedene 
Möglichkeiten: es kann auf Weiterverfolgung verzichten oder 
nach Vornahme weiterer Ermittlungen einen neuen Straf⸗ 
beſcheid erlaſſen oder nach 8 390 RAbgoO. die Sache an die 
Staatsanwaltſchaft abgeben. Im Falle der Abgabe an die 
Staatsanwaltſchaft greift nicht 8 427, ſondern § 437 RAbgo. 
Platz. Lehnt die Staatsanwaltſchaft den Antrag auf Ver⸗ 
folgung ab, ſo kann das Finanzamt die öffentliche Klage ſelbſt 
erheben; ſein Vertreter hat dann im weiteren Verfahren die⸗ 
ſelbe Stellung wie die Staatsanwaltſchaft im Verfahren auf 
öffentliche Klage, kann daher auch Antrag nach § 25 Abſ. 1 
Nr. 2c und Abſ. 2 GVG. auf Entſcheidung durch den AR. 
allein oder nach § 29 Abſ. 2 GVG. auf Zuziehung eines 
zweiten AR. ſtellen. Erhebt aber die Staatsanwaltſchaft die 
öffentliche Klage wegen einer Steuerzuwiderhandlung, ſo 
ſteht es in ihrem Ermeſſen, ob ſie einen dieſer Anträge ſtellen 
will. Das Finanzamt kann zwar gelegentlich der Abgabe der 
Sache Wünſche äußern, die von der Staatsanwaltſchaft in der 
Regel auch zu berückſichtigen ſein werden. Ein Recht auf Be⸗ 
rückſichtigung, wie im Falle des § 427 Abſ. 2 Satz 1 RAbgd., 
iſt aber dem Finanzamt nicht eingeräumt. Das Finanzamt 
hat allerdings nach § 437 Abſ. 1 RAbgD. die Rechte eines 
Nebenklägers mit den aus § 432 Abſ. 2 RAbgdO. ſich er⸗ 
gebenden Erweiterungen. Dieſe beginnen aber erſt mit der 
Erhebung der öffentlichen Klage durch die Staatsanwaltſchaft 
und gelten für das weitere Verfahren. Aus dieſer dem 
Finanzamt kraft Geſetzes zukommenden Stellung als Neben⸗ 
kläger kann alſo ein Anſpruch gegenüber der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf Beantragung der Zuziehung eines zweiten AR. 
nicht abgeleitet werden. Die Staatsanwaltſchaft iſt im Falle 
der 88 390, 437 Abſ. 1 RAbgO. bis zur Erhebung der Klage 
und bei ihrer Erhebung vom Finanzamt völlig unabhängig 
(vgl. auch Becker, Anm. 3 zu § 390 und Anm. 1b Abſ. 2 
d. E. zu § 437 RAbgO.; RES. 60, 39). Im vorliegenden 
Fall hat der Staatsanwalt, wie ſich aus ſeinem nicht ganz 
eindeutigen Antrag v. 2. Dez. 1926 in Verbindung mit ſei⸗ 
nem nachfolgenden Verhalten ergibt, ſein Ermeſſen in der 
Weiſe ausgeübt, daß er von den beiden ihm als zuſtändig zur 
Verfügung geſtellten Gerichtsarten den allein entſcheidenden 
AR. gewählt hat. Hiernach iſt der Eröffnungsbeſchluß des 
AG. in E. v. 9. Dez. 1926, auch inſoweit das Verfahren 
vor dem AR. allein eröffnet worden iſt, zu Recht ergangen. 
Er wäre zwar, da mit der Erhebung der Klage die Rechte 
des Finanzamts als Nebenklägers in Kraft getreten ſind, dem 
Finanzamt zuzuſtellen geweſen. Ein Beſchwerderecht wäre aber 
gemäß § 401 Abſ. 1 i. Verb. m. § 210 Abſ. 2 StPO. dem 
Finanzamt ebenſo wie der Staatsanwaltſchaft nur zugeſtanden, 
wenn abweichend vom Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft die Verweiſung an ein Gericht niederer Ordnung aus⸗ 
geſprochen worden wäre; da dieſer Fall nicht vorlag, war der 
Beſchluß nicht anfechtbar. 

Nachdem aber durch unanfechtbaren Beſchluß das Haupt⸗ 
verfahren vor dem für die Straftat zuſtändigen AR. er⸗ 
öffnet worden war, wäre eine Verweiſung der Sache an das 
Ehöff®. nur beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen des 
8270 StPO. und unter Einhaltung der dort gegebenen Form⸗ 
vorſchriften zuläſſig geweſen. — Der Vertreter der Reichs⸗ 
anwaltſchaft hat die Prüfung der Frage angeregt, ob nicht 
auch noch nach der Eröffnung des Hauptverfahrens der im 


antragung der gerichtlichen Entſch. den Strafbeſcheid zurückgenommen 
und die Sache an die StA. zum gerichtlichen Verfahren abgegeben 
(88 426, 390), kommt die weitere Führung der Sache der StA. 
zu, ſoweit nicht dem Fin A. beſondere Rechte eingeräumt find, wie 
dies durch 88 432, 437 (Stellung des Fin A. als Nebenkl.) geſchehen 
iſt (vgl. auch H. Cattien, Reichsſteuerſtrafrecht und Reichsſteuer⸗ 
ſtrafverfahren, 2. Aufl., Berlin 1929, S. 133 f., und feine kom⸗ 
mentierenden Ausführungen zu 88 427, 432, 437 RUbgD. ebenda). 

2.—4. Die drei andern Fragen find allgemein ſtrafprozeſ⸗ 
ſualer Natur. Die Ausführungen des RG. ſind charakteriſtiſch für 
ſein Beſtreben, einem formellen Verſtoß gegen prozeſſuale Vor⸗ 
ſchriften nur dann bei der Reviſion einen Einfluß auf ihren Er 
folg zu geſtatten, wenn das Urteil auf einem ſolchen Mangel be⸗ 
ruht. Aus der Verneinung dieſer Frage ergibt ſich die Zurück⸗ 
weiſung der Reviſion. — Hinzuweiſen iſt auf die Schärfe, mit 
welcher das RG. den Beſchluß des AN. beurteilt, welcher die Sache 
an das Schöffch. verwieſen hatte, in falſcher Auslegung nicht nur 
des § 427 RAbgd., ſondern vor allem des 8 270 StPO. 

Prof. Dr. Hermann Mirbt, Göttingen. 
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8 29 Abſ. 2 GVG. vorgeſehene Antrag auf Zuziehung eines 
zweiten AR. vom Staatsanwalt geſtellt und vom Gericht 
berückſichtigt werden durfte. Der erk. Sen. hat dieſe Frage 
verneint. Die Beſtimmung in 88 25 Abſ. 1 Nr. 20, 26 Abſ. 1, 
29 Abſ. 2 GVG., daß die dort vorgeſehenen Anträge „bei 
Einreichung der Anklageſchrift“ geſtellt werden können, läßt 
ſich zwar ſinngemäß dahin auslegen, daß die Anträge auch 
noch nachgeholt werden können, ſolange die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft befugt iſt, die Anklage zurückzunehmen und in ver⸗ 
änderter Geſtalt neu einzureichen, alſo bis zur Eröffnung des 
Hauptverfahrens (vgl. RGSt. 59, 57); dagegen fehlt es an 
jeglichem geſetzlichen Anhalt für eine Befugnis der Staats⸗ 
anwaltſchaft, auch noch in einem ſpäteren Zeitpunkt jene An⸗ 
träge nachzuholen, und für eine Verpflichtung oder auch nur 
für eine Befugnis des Gerichts, einem ſolchen Antrag zu ent⸗ 
ſprechen (vgl. Löwe⸗Roſenberg, 17. Aufl., Note 2 zu 
den 88 25 und 26 und Note 1 zu § 29 GVG. und das dort 
angeführte Schrifttum. — A. A. hinſichtlich des Antrags nach 
829 Abſ. 2 GG.: Beling, Deutſches Strafprozeßrecht, 
1928, S. 58 Anm. 1). Im gegebenen Fall kommt dazu, daß 
der Staatsanwalt einen ausdrücklichen Antrag auf Zuziehung 
eines zweiten AR. überhaupt nicht geſtellt hat, daß ferner, 
wenn ein ſolcher Antrag in der Erklärung des Staatsanwalts 
auf den einſchlägigen Antrag des Nebenklägers gefunden wer⸗ 
den könnte, hierin zugleich eine Zurücknahme des Antrags auf 
Entſcheidung durch den AR., dem durch den Eröffnungs⸗ 
beſchluß entſprochen worden war, gelegen geweſen wäre. Es 
hätte ſich alſo nicht nur um eine verſtärkte Beſetzung des 
zuſtändigen Gerichts, ſondern um eine Veränderung der durch 
den urſprünglichen Antrag des Staatsanwalts und den Er⸗ 
öffnungsbeſchluß feſtgelegten Zuſtändigkeit gehandelt. Die Zu⸗ 
läſſigkeit einer ſolchen Anderung hätte vom Geſetz ausdrücklich 
beſtimmt werden müſſen. — Der Beſchluß des AR. vom 
17. Febr. 1927 entſpricht nun den Anforderungen des 8 270 
StPO. nach keiner Richtung. Es fehlt an der Vorausſetzung, 
daß ſich die Tat des Angekl. als eine ſolche darſtellte, welche 
die Zuſtändigkeit des AR. überſchritt; der Beſchluß iſt ohne 
vorgängige Hauptverhandlung erlaſſen worden; er entſpricht 
nicht den Erforderniſſen eines Eröffnungsbeſchluſſes; auch iſt 
die im § 270 Abſ. 4 vorgeſehene Friſtbeſtimmung unter⸗ 
blieben. Das Shöff®. iſt alſo zu Unrecht und auf ordnungs⸗ 
widrige Weiſe mit der Sache befaßt worden. 

Gleichwohl iſt der auf dieſen Mangel geſtützten Rev. der 
Erfolg zu verſagen. Nach § 269 StPO. darf das Gericht ſich 
nicht aus dem Grund für unzuſtändig erklären, weil die 
Sache vor ein Gericht niederer Ordnung gehöre. Im Sinne 
dieſer Vorſchrift iſt auch der allein entſcheidende AR. im Ver⸗ 
hältnis zum (dreigliedrigen oder erweiterten) SchöffG. ein 
„Gericht niederer Ordnung“. Der im 8 269 StPO. ver⸗ 
wendete Begriff des „Gerichts niederer (richtig: niedrigerer) 
und höherer Ordnung“ hängt mit der ſachlichen Zuſtändig⸗ 
keitsordnung zuſammen. Dieſe beruht auf dem Grundgedanken, 
daß von den vor die ordentlichen Strafgerichte gehörigen 
Sachen die wichtigeren ihre Erledigung vor beſſer beſetzten 
Gerichten finden ſollen. Für die Behandlung im erſten 
Rechtszug bilden hiernach der AR., das Schöff G., das Schw. 
und das RG. die Stufenreihe der Gerichte niedrigerer und 
höherer Ordnung, während es ſich bei der Unterſcheidung 
zwiſchen dem dreigliedrigen und dem erweiterten Schöff®. 
zwar um einen Unterſchied in der Beſetzung, aber nicht um 
einen ſolchen in der Zuſtändigkeit handelt (vgl. OLG. Ham⸗ 
burg: Urt. v. 4. Okt. 1926 — Goltd Arch. 71, 184; Beling 
a. a. O. S. 62 und 63 Anm. 3; Klefiſch: JW. 1926, 22363; 
Oetker: GS. 90, 363). Aus jenem Grundgedanken folgt 
weiter, daß das Gericht niedrigerer Ordnung nicht ermächtigt 
iſt, ſeine Zuſtändigkeit zu überſchreiten (SS 6, 180, 209, 210 
Abſ. 2 StPO.), daß dagegen ein Gericht höherer Ordnung 
unter Umſtänden auch Sachen niedrigerer Ordnung erledigen 
kann. Den Beſtimmungen letzterer Art liegt die Erwägung 
zugrunde, daß zur Vermeidung einer Verzögerung des Urteils 
und einer unnötigen Beläſtigung der Parteien Erörterungen 
über die Zuſtändigkeit möglichſt zu beſchränken ſind, daß fer⸗ 
ner durch die Hinaufhebung einer Sache an das beſſer be⸗ 
ſetzte Gericht die Parteien nicht beſchwert ſein können. Auf 
dieſen Erwägungen beruht ſowohl die Begrenzung der An⸗ 
fechtbarkeit der Eröffnungs⸗ und Verweiſungsbeſchlüſſe in 
88 210, 270 Abſ. 3 StPO., als auch die Vorſchrift des 8 269 


StPO. (vgl. RGSt. 5, 243 [245 unten]; 13, 383 [386 ff., 
insbeſ. 388 oben]; Beling a. a. O. S. 64 oben und S. 66 
Nr. 5). Der Geſetzeszweck berechtigt dazu, dem § 269 StPO. 
eine möglichſt weite Auslegung zu geben. Das RG. hat daher 
wiederholt ausgeſprochen, daß § 269 StPO. auch dann an⸗ 
wendbar iſt, wenn das Gericht höherer Ordnung durch einen 
ſachlich zu Unrecht erlaſſenen Verweiſungsbeſchluß mit 
der Sache befaßt worden iſt (RGRſpr. 7, 641 [642 Abſ. 2]; 
RGSt. 16, 39 [41]; 44, 392 [395 oben]). Aber auch wenn 
der Verweiſungsbeſchluß nicht formgerecht zuſtande 
gekommen iſt, insbeſ. gegen die Formvorſchriften des 8 270 
StPO. verſtößt, wird hierdurch die Anwendung des § 269 
SPD. nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen. Ob im gegebenen 
Fall das Schöff®. den ohne Hauptverhandlung erlaſſenen 
Beſchluß zur Grundlage ſeiner Verhandlung machen durfte 
(vgl. RESt. 52, 305 [306 Abſ. 1 a. E.]), kann dahingeſtellt 
bleiben. Die Rev. kann jedenfalls auf einen Verſtoß gegen 
die Formvorſchriften des $ 270 StGB. nur dann geſtützt 
werden, wenn das Urteil des BG., das auf der Grundlage 
eines ſolchen Verweiſungsbeſchluſſes und nach Erörterung der 
Fehlerhaftigkeit ergangen iſt, auf dem Mangel beruhen kann 
(vgl. 88 336, 337; RGSt. 59, 299 [300]). Bei der Prüfung 
dieſer Frage können die für Mängel des Eröffnungsbeſchluſſes 
entwickelten Grundſätze im Hinblick auf $ 270 Abſ. 2 StPO. 
entſprechend auch für Mängel des Verweiſungsbeſchluſſes ver⸗ 
wertet werden (vgl. RGSt. 1, 66; 2, 120; RGRſpr. 5, 583; 
RGSt. 10, 56; 24, 64; 27, 125; 31, 100; 32, 79; 43, 217; 
61, 353). Das RG. hat u. a. (vgl. auch noch RGRſpr. 3, 91; 
Goltd Arch. 38, 42; RGSt. 5, 243; Goltd Arch. 37, 191; 
RGSt. 58, 125) das Beruhen des Urteils auf dem Mangel 
des Verweiſungsbeſchluſſes verneint, wenn der Verweiſungs⸗ 
beſchluß außerhalb der Hauptverhandlung erlaſſen worden iſt, 
ein auf Grund einer Verhandlung erlaſſener Beſchluß aber 
den Angekl. nicht hätte beſſer ſtellen können (RGSt. 52, 305 
[306 Abſ. 2]); wenn der Verweiſungsbeſchluß nicht den Er» 
forderniſſen eines Eröffnungsbeſchluſſes entſpricht, in der 
Hauptverhandlung aber ausreichend ergänzt und eine Ver⸗ 
tagung der Verhandlung zur beſſeren Vorbereitung nicht be⸗ 
antragt worden iſt (RGRſpr. 5, 227 [228]; Goltd Arch. 37, 
191 [192 unten, 193]; RGSt. 55, 242); wenn die Friſt⸗ 
eröffnung nach 8270 Nr. 4 SPD. unterblieben, dieſer 
Mangel aber in der Hauptverhandlung nicht gerügt worden 
it (RGRſpr. 7, 641 [642 Abf. 1). Im gegebenen Fall iſt 
der Mangel der Friſtſetzung nicht gerügt, der den Erforder⸗ 
niſſen eines Eröffnungsbeſchluſſes nicht entſprechende Ver⸗ 
weiſungsbeſchluß in der Verhandlung vor dem Schöff®. durch 
die daneben erfolgte Verleſung des Eröffnungsbeſchluſſes vom 
2. Dez. 1926 in zuläſſiger Weiſe vervollſtändigt worden. Was 
aber die Erlaſſung des Verweiſungsbeſchluſſes ohne vor⸗ 
gängige Verhandlung anlangt, ſo beſteht zwar die Möglichkeit, 
daß der AR. auf Grund einer Verhandlung und der in ihr 
vorgebrachten Einwendungen des Angekl. dazu gelangt wäre, 
von einer Verweiſung an das SchöffG. abzuſehen und in 
der Sache ſelbſt zu entſcheiden. Der Angekl. iſt aber bei Be⸗ 
rückſichtigung der oben entwickelten, den Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchriften zugrunde liegenden Gedanken dadurch, daß er von 
einem Gericht höherer Ordnung — überdies mit verſtärkter 
Beſetzung — abgeurteilt worden iſt, nicht ſchlechter, ſondern 
beſſer geſtellt worden. Das Urteil des SchöffGG. und das 
dieſes beſtätigende BU. leiden alſo nicht an einem Mangel, 
welcher die Rev. wegen Verletzung einer Rechtsnorm über 
das Verfahren zu begründen vermöchte. 

(1. Sen. v. 5. Okt. 1928; 1 D 100/28.) A.] 


** 19. 88 147, 119 BranntwMon G.; SI 383 A bſ. 1 
Saß 2, 355, 358 RAbg O. 

1. Bei den Geldſtrafen, die wegen Monopol⸗ 
vergehens neben den aus anderen Geſetzen ver⸗ 
wirkten Strafen zu verhängen ſind, bewendet es 
bei dem Grundſatz der Strafenhäufung. 

2. 8119 BranntwMon G. geht als reichs⸗ 
geſetzliches Sonderſtrafrecht dem allgemeinen 
Strafrecht vor und ſchließt deshalb die gleich- 
zeitige Anwendung des 8 263 StGB. aus. ) 

1. Es beſtand kein Anlaß, die Geldſtrafen von 2 999 000 


Zu 19. Der Schwerpunkt der Eutſch. liegt in der Feſtſtellung, 
daß die Hinterziehungsſtrafen des RMonch. die Anwendung der 
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＋ 1000 AN zu einem Geſamtbetrage von 3000000 % zu⸗ 
ſammenzurechnen. Hierdurch iſt Q. jedoch nicht beſchwert. 
Keinesfalls war es aber gerechtfertigt, für dieſen Geſamt⸗ 
betrag nur eine Erſatzfreiheitsſtrafe feſtzuſetzen; vielmehr 
hätte nach 8 78 Abſ. 2 StGB. für jede der beiden Geld⸗ 
ſtrafen eine beſondere Erſatzſtrafe beſtimmt werden müſſen, 
und nur an Stelle der aus 8 349 StGB. verhängten Geld⸗ 
ſtrafe von 1000 % war Zuchthaus als Erſatzſtrafe feſtzu⸗ 
ſetzen (8 29 Abſ. 1 StGB.). Was RNESt. 62, 125 über die 
Zuläſſigkeit von Zuchthaus als Erſatzſtrafe bei Geldſtrafen, 
auf die wegen einer und derſelben Handlung neben 
einer Zuchthausſtrafe erkannt worden iſt, ausgeführt wird, 
trifft hier nicht zu; denn nach § 147 BranntwMonG. i. Verb. 
m. 8 383 Abf. 1 Satz 2 RAbgO. bewendet es bei den wegen 
des Monopolvergehens zu verhängenden Geldſtrafen 
gegenüber den aus 88 348, 349 StGB. — als einem „ande⸗ 
ren“ Geſetz — verwirkten Strafen bei dem Grundſatz der 
Strafenhäufung (vgl. dazu RGSSt. 61, 89, 92). Die ſich hieraus 
ergebende Selbſtändigkeit der Geldſtrafen von 2999 000 AN 
und von 1000 AN erforderte daher, daß bei Anwendung des 
829 Abf. 1 SGB. (i. Verb. m. § 355 RAbgd., § 147 
BranntwMoncz.) für jede von ihnen die Strafart der 
Erſatzſtrafe nach der Art der begangenen Handlung beſtimmt 
wurde. Deshalb mußte zwar an Stelle der neben ein Jahr 
Zuchthaus verhängten Geldſtrafe von 1000 RX die Erſatz⸗ 
ſtrafe in Zuchthaus feſtgeſetzt werden; an die Stelle der 
wegen Monopolvergehens erkannten Geldſtrafe von 2 999 000 
Reichsmark durfte dagegen nur Gefängnis als Erſatz⸗ 
ſtrafe treten. 

Das gleiche gilt auch für den Werterſatz von 950000 , 
für den ebenfalls die — nach $ 78 StGB. geſondert zu be⸗ 
ſtimmende — Erſatzſtrafe nur Gefängnis ſein durfte. 

Die vom LG. erkannten Erſatzſtrafen (3 Monate Zucht⸗ 
haus ſtatt der 2 999 000 + 1000 % und 1 Monat Zuchthaus 
ſtatt der 950 000 2X) find daher aufzuheben. Sie in richtiger 
Weiſe neu feſtzuſetzen, muß dem LG. überlaſſen bleiben. 

2. Der Aufhebung unterliegt ſchließlich auch die Ver⸗ 
urteilung des Angekl. Q. wegen Beihilfe zum Betruge, 
deren er in Tateinheit mit der Falſchbeurkundung und der 
8 zur Monopolhinterztehung für ſchuldig befunden wor⸗ 

en iſt. 

Der Betrug, zu dem Q. Beihilfe geleiſtet haben ſoll, iſt, 
ebenſo wie die Monopolhinterziehung, ausſchließlich darin 
erblickt worden, daß der Mitangeklagte K. mit Hilfe von Q. 
den zur Bewilligung der Lieferung von preisbegünſtigtem 
Sprit zuſtändigen behördlichen Stellen vorſpiegelte, er werde 
den beſtellten Sprit zu den in ſeinen Eingaben bezeichneten 
preisbegünſtigten Zwecken verwenden; insbeſ. hat er an Hand 
von Scheinaufträgen preisbegünſtigten Sprit zur Herſtellung 
von Lack angefordert, während er ihn von vornherein zur 
Herſtellung von Trinkbranntwein verwenden und abſetzen 
wollte und das auch getan hat. Durch ſeine falſchen Vor⸗ 
ſpiegelungen und den dadurch erregten Irrtum der Behörden 
hat er ſie zur Bewilligung der Lieferung von Sprit zu er⸗ 
mäßigten Verkaufspreiſen (§ 79 Abſ. 1 und 2 Vwo.) ver⸗ 
anlaßt. Das Vermögen der Monopolverwaltung wurde hier⸗ 
durch beſchädigt, weil K. nach Art der wirklich beabſichtigten 
Verwendung des Sprits bereits mit deſſen Lieferung den 
regelmäßigen Verkaufspreis ſchuldig wurde, ſo daß er die 
der Monopolverwaltung für den gelieferten Sprit gebühren⸗ 
den Einnahmen um den Unterſchiedsbetrag zwiſchen dem regel- 


Vorſchriften über den Betrug des Stöß B. ausſchließen. Die Hinter⸗ 
ziehungsſtrafen ſind erheblich milder als die Betrugsſtrafen. Dieſe 
Feſtſtellung bedeutet eine diametrale Umkehr der bisherigen Rſpr. 
des RG. In RG. 60, 237 ff., alſo vor etwa drei Jahren, hatte das 
NG. ebenfalls mit eingehender Begründung dargelegt, daß die An⸗ 
wendung des 8 263 StGB. keineswegs durch die Strafvorſchriften der 
88 119 ff. AMonG. ausgeſchloſſen werde. Beide Meinungen des NO. 
haben vieles für ſich. Aber obwohl auf Anfrage der damals entſcheidende 
Senat der jetzigen Entſch. beigetreten iſt. ſcheint die Begründung 
nicht derartig durchſchlagend, daß nun alle Zweifel zu ſchweigen 
hätten. Zwei Punkte fallen beſonders auf: Die Ausführungen des 
früheren Urteils, in der Richtung, daß ſich die Strafbeſtimmungen 
des RMonch. keineswegs in allen Punkten mit denen des StGB. 
über den Betrug decken, die Tatbeſtände unter Umſtänden recht ver⸗ 
ſchieden liegen können, ſind nicht widerlegt. Es darf in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang insbeſ. auf den 8 120 R Mond. hingewieſen werden, 
demzufolge die wichtigſten ſchädigenden Handlungen auch ohne Vorſatz 
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mäßigen und dem jeweils erſchlichenen ermäßigten Verkaufs⸗ 
preis verkürzte (vgl. auch $ 106 Abi. 3 VwdO.). 

Daß K. hierdurch mit der Monopolhinterziehung (§ 119 
BranntwMonG.) zugleich alle Tatbeſtandsmerkmale eines Be⸗ 
trugs zum Nachteil der Monopolverwaltung ($ 263 StGB.) 
verwirklichte und daß demnach bei Q., dem von ihm be⸗ 
ſtochenen und ihm auf ſein Anſtiften zur Täuſchung der 
Monopolverwaltung behilflichen Abfertigungsbeamten, an 
ſich auch alle Vorausſetzungen zur Verurteilung wegen Bei⸗ 
hilfe zum Betruge gegeben ſein würden, liegt auf der Hand. 

Gleichwohl fragt es ſich, ob im vorliegenden Falle Tat⸗ 
einheit (8 73 StGB.) zwiſchen dem Betruge und der 
Monopolhinterziehung angenommen werden durfte — was 
das LG. unter Berufung auf RGSt. 60, 237 bejaht hat —, 
oder ob der § 119 BranntwMonch. als reichsgeſetzliches 
Sonderſtrafrecht anzuſehen iſt, als ſolches aber in ſeinem Be⸗ 
reich dem allgemeinen Strafrecht, insbeſ. dem § 263 StGB. 
vorgeht und deſſen gleichzeitige Anwendung ausſchließt. 

Hierbei kommt folgendes in Betracht: 

a) Zu den „Materien“, für welche das StGB. ſelbſt und 
ausdrücklich vorſieht, daß die zu ihrer Regelung erlaſſenen be⸗ 
ſonderen Strafvorſchriften, einerlei, ob es ſich dabei um 
Reichsrecht oder Landesrecht handelt, vor den eigenen Straf⸗ 
vorſchriften Geltung haben ſollen, gehört namentlich das ge⸗ 
ſamte Zoll und Steuerrecht (vgl. 8 2 EGStG B.). Dem⸗ 
gemäß hat die Rſpr. des RG. von jeher anerkannt, daß, ſo⸗ 
weit das Abgabenrecht den Tatbeſtand des Betrugs als Ab⸗ 
gabenhinterziehung oder ſonſtwie mit Strafe bedroht, die 
gleichzeitige Anwendung des § 263 StGB., insbeſ. alſo eine 
Verurteilung wegen Betrugs in Tateinheit mit Abgaben⸗ 
hinterziehung ausgeſchloſſen iſt (ogl. z. B. RGSt. 2, 405; 
4, 50 [VerStrSen.]; 20, 305; 46, 186; 56, 12, 16 und 65; 
Goltd Arch. 54, 485). 

Das gilt auch für das Verhältnis von § 359 RAID. 
zu 8 263 StGB. Hierbei würde es nicht einmal eines um 
mittelbaren Zurückgreifens auf 8 2 EGStG B. und die dort 
zum Ausdruck gebrachten Grundſätze bedürfen; es genügt viel⸗ 
mehr, in Betracht zu ziehen, was die RAID. über ihr Ver⸗ 
hältnis zum StGB., das zu regeln fie als jüngeres Reichs⸗ 
geſetz freie Hand hatte, ſelber beſtimmt hat. 

Die hierfür maßgebende Beſtimmung iſt in 8 355 
RAbgO. enthalten, wonach „das StGB. gilt, ſoweit die 
Steuergeſetze nichts Abweichendes vorſchreiben“. 

Das bedeutet einmal, daß auch bei Steuerzuwiderhand⸗ 
lungen nach der RAbgO. das StGB. in dem Umfang gilt 
oder wenigſtens ergänzend heranzuziehen iſt, in welchem das 
Steuerſtrafrecht keine eigenen Vorſchriften enthält; anderer⸗ 
ſeits ſollen nach S 355 RAbgoO. die Steuergeſetze dem StGB. 
vorgehen und es ausſchließen, ſoweit ſie etwas Ab⸗ 
weichendes „vorſchreiben“, alſo Sondervorſchriften wirklich 
getroffen haben, es ſei denn, daß ſie ausdrücklich (wie 
3. B. in § 383 Abf. 2 RAbgO. bezüglich der Anwendung des 
§ 73 StGB. auf die Beſtimmung der Strafe) oder erkennbar 
die Vorſchriften des StGB. zugleich (8 73 StGB.) mit den 
eigenen Vorſchriften angewendet wiſſen wollen. Soweit etwas 
Derartiges aus den Steuergeſetzen nicht hervorgeht, muß es 
daher bei der ausſchließlichen Anwendbarkeit ihres 
Sonderſtrafrechts ſein Bewenden behalten. Für das Steuer⸗ 
ſtrafrecht der RAbgO. ergibt ſich ſomit der Sache nach aus 
§ 355 NAbgoO. das gleiche Verhältnis zum StGB., wie es 
für das ſonſtige Abgabenrecht nach §S 2 EGStG B. beſteht. 


ſtrafbar ſind. Der andere Einwand geht auf das Zivilrecht 
zurück. Das vorliegende RGUrt. klärt die Frage nicht bis 
zum Grunde. Es begnügt ſich mit der Feſtſtellung, daß die Forde⸗ 
rungen der Monopokverwaltung aus dem „Verkauf“ von Brannt⸗ 
wein in maucher Beziehung nach bürgerlichem Recht zu beurteilen 
ſind. Es ſcheint aber wichtig, wie weit dieſe Beziehungen gehen. 
Gehören die Beſtimmungen über den Verkauf von Branntwein dem 
bürgerlichen Recht an, dann ſcheint es ſehr fraglich, ob die Argu⸗ 
mente — und es find die Hauptargumente —, welche das RG. aus 
den grundſätzlichen Vorſchriften über Zoll⸗ und Steuerdefraudationen 
ableitet, auf ſolche bürgerlich ⸗ rechtlichen Verhältniſſe überhaupt 
Anwendung finden können. Denn mer durch Vorſpiegelung falſcher 
Tatſachen bei dem Verkäufer die Abgabe von Ware, ohne ein Recht 
darauf zu haben, zu billigeren Preiſen bewirkt, ſchädigt deſſen Ver⸗ 
mögen und begeht damit einen Betrug. 


NA. Prof. Dr. Wimpfheimer, Berlin. 
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Der für das BranntwMonG. in R&St. 60, 237, 239 auf⸗ 
geſtellte umgekehrte Grundſatz, daß es bei der allgemeinen 
Regel des § 73 StGB. bewende, ſoweit ſie nicht ausdrück⸗ 
lich ausgeſchloſſen ſei, trifft daher jedenfalls für das 
Steuerſtrafrecht der RAbgO. nicht zu. 

b) Tateinheit zwiſchen einer Steuerhinterziehung nach 
. 359 RAbgO. und dem Vergehen des Betrugs (§ 263 
StGB.), alſo Verurteilung wegen beider ſtrafbaren Hand⸗ 
lungen (§ 73 StGB.) kann hiernach nur dann in Frage 
kommen, wenn eine Zuwiderhandlung vorliegt, die — nament- 
lich, weil die Vermögensbeſchädigung nicht ausſchließlich 
in einer Abgabenverkürzung beſteht — über den Rahmen des 
eigentlichen Hinterziehungstatbeſtandes hinausgeht (RGSt. 
60, 161; vgl. auch 62, 407). Iſt das nicht der Fall, wird 
vielmehr lediglich der unmittelbare Hinterziehungstatbeſtand 
verwirklicht, ſo iſt ungeachtet einer darin etwa zugleich liegen⸗ 
den Verwirklichung des Tatbeſtandes des 8 263 StGB. die 
Annahme von Tateinheit zwiſchen Hinterziehung und Be⸗ 
trug und die Verurteilung wegen beider Vergehen aus⸗ 
geſchloſſen. Das hat der erk. Sen. bereits in dem Urteil 
v. 15. Febr. 1926, 2 D 603/25 (RGSt. 60, 97) ausgeſprochen, 
und in dieſem Sinne iſt auch von dem 1. und dem 3. Str⸗ 
Sen. entſchieden worden (Urt. v. 26. Febr. 1926, 1 D 61/26 
und v. 30. Sept. 1926, 3 D 507/26). Dieſe ausſchließliche 
Anwendbarkeit des Steuerſtrafrechts iſt freilich nicht, wie es 
nach RGSSt. 60, 99 ſcheinen könnte, auf ſogenannte Ge⸗ 
ſetzeseinheit mit dem Betruge zurückzuführen, wie ſie 
vorliegt, wenn bei zwei Strafgeſetzen von gleichſtarker 
Geltung das Zuwiderhandeln gegen das eine Geſetz in der 
nach dem anderen Geſetz ſtrafbaren Handlung aufgeht und 
von ihr aufgezehrt wird, weil (vgl. z. B. den Hausfriedens⸗ 
bruch im Verhältnis zum Einbruchsdiebſtahl) ſeine Begehung 
ein Tatbeſtandsmerkmal der anderen Straftat bildet und bei 
deren Verübung dem regelmäßigen Verlauf der Dinge ent⸗ 
ſpricht (RGSt. 56, 335, 336). Vielmehr handelt es ſich bei 
dem Zuſammentreffen von $ 359 RAbgO. und von § 263 
StGB. um Strafgeſetze, von dem das eine als Sonder⸗ 
geſetz innerhalb des ihm vorbehaltenen und von ihm ge⸗ 
regelten Gebiets (bezüglich feiner „Materie“; § 2 EGStGB.) 
dem anderen — allgemeinen — Strafgeſetz vorgeht und 
deſſen Anwendung aus dieſem Grunde ausſchließt. 

e) Die gleichen Grundſätze müſſen aber auch auf das 
Verhältnis der Monopolhinterziehung (8 119 
bn zum Betruge ($ 263 StGB.) Anwendung 
inden 

Einmal ſtellen die Strafvorſchriften der 88 119 ff. 
BranntwMonG. ebenfalls ein Sonderſtrafrecht dar, das zwar 
ebenſowenig erſchöpfend iſt, wie das Steuerſtrafrecht der 
RAbgO., das aber, ebenſo wie dieſes, kraft feiner Eigenſchaft 
als reichsgeſetzliches Sonderſtrafrecht, ſoweit es auf dem von 
ihm ergriffenen Gebiet eine eigene Regelung trifft, für dieſes 
Gebiet die Anwendung der Vorſchriften des — älteren und 
allgemeineren — StGB. ausſchließt. Ohne entſcheidende Be⸗ 
deutung iſt dabei, daß die Strafbeſtimmungen des Branntw⸗ 
Mon. nicht dem Schutze von Einnahmen aus Steuern oder 
ſonſtigen öffentlichen Abgaben, ſondern dem Schutze der Ein⸗ 
nahmen aus einem Monopol — der im Rahmen des Branntw⸗ 
Mon. der Reichsmonopolverwaltung vorbehaltenen Allein⸗ 
befugnis zum Erwerb und zum Vertrieb von Branntwein — 
dient und daß wenigſtens der „Verkauf“ von Branntwein 
durch die Monopolverwaltung in mancher Beziehung nach 
bürgerlichem Recht zu beurteilen ſein mag. Denn auch 
das BranntwMonG. war als Reichsgeſetz ohne weiteres in 
der Lage, feinen Strafvorſchriften die Eigenſchaft von Sonder⸗ 
ſtrafrecht und demgemäß den Vorrang vor den entſprechenden 
Vorſchriften des gemeinen Strafrechts zuzuerkennen. Über⸗ 
dies iſt das gleiche bereits in S 2 EGSLGB. zugunſten der 
Strafvorſchriften zum Schutze der Einnahmen aus dem — ur⸗ 
ſprünglich nicht einmal reichs rechtlichen — Monopol der Poſt 
geſchehen, jo daß die Portohinterziehung (8 27 Nr. 2 PoſtG.) 
als ſolche nicht zugleich als Betrug ſtrafbar iſt (RES. 51, 
256; Goltd Arch. 54, 308; Urt. v. 11. Dez. 1917, 5 D 542/17). 

d) Als ausſchlaggebend für die Bejahung der Frage, ob 
für das Verhältnis von Betrug und Monopolhinterziehung 
von den gleichen Grundſätzen auszugehen iſt wie für das 
Verhältnis von Betrug und Steuerhinterziehung nach 8 359 
RAbgoO., muß aber auf alle Fälle die Vorſchrift des § 147 


BranntwMonch. angeſehen werden. Denn obwohl die Ein- 
nahmen aus dem Branntweinmonopol nicht zu den Steuern 
und ſonſtigen Abgaben i. S. von 8 1 RAbgdo. gehören, hat 
das BranntwMonG. von 1922 es ſich doch nicht nur an⸗ 
gelegen ſein laſſen, ſeine Strafvorſchriften (88 119ff.), nament⸗ 
lich bezüglich des Hinterziehungstatbeſtandes (vgl. § 119 
BranntwMonch. mit § 359 RAbgdo .), denen der RAID. 
nach Möglichkeit i. S. von $ 452 RAbgO. inhaltlich „anzu⸗ 
paſſen“, ſondern es hat ſich auch die grundlegenden Straf⸗ 
vorſchriften der RAbgO. durch § 147 BranntwMonG. in 
weitem Umfang einverleibt, jo daß fie zum Beſtand⸗ 
teil des Monopolſtrafrechts geworden find. Das gilt insbef. 
für $ 383 RAbgO. und die darin vorgeſehenen Abweichungen 
von $ 73 StGB. Vor allem hat aber das BranntwMonG. 
dadurch, daß es in feinem § 147 aus der RAbgoO. deren 8 355 
als „entſprechend“ anwendbar entnommen und übernommen 
hat, für ſein Strafrecht als ganzes das gleiche Verhältnis zum 
StGB. hergeſtellt, wie es für die RAbgO. beſtand und be⸗ 
ſteht. Dadurch hat es unzweideutig zu erkennen gegeben, daß 
die Stellung ſeines Sonderſtrafrechts zum gemeinen Straf⸗ 
recht der des Sonderſtrafrechts der RAbgO. „entſprechen“, 
daß es alſo ebenfalls, ſoweit es reicht, dem gemeinen Straf⸗ 
recht vorgehen und deſſen Anwendung ausſchließen ſoll. 

Für das Verhältnis der Monopolhinterziehung zum Be⸗ 
truge in dieſer Beziehung von anderen Grundſätzen als für 
das Verhältnis der Steuerhinterziehung zum Betruge aus⸗ 
zugehen, würde demgemäß i. S. von § 147 BranntwMonG. 
nicht als eine dem $ 355 RAbgdO. entſprechende, ſondern als 
eine ihm widerſprechende Geſetzesanwendung anzuſehen fein. 

e) Muß aber hiernach verneint werden, daß der Mit⸗ 
angeklagte K. in Tateinheit mit der von ihm begangenen 
Monopolhinterziehung ſich auch wegen Betrugs (§ 263 
SGB.) ſtrafbar gemacht hat, jo entfällt damit die Strafbar⸗ 
keit von Q. wegen Beihilfe zum Betruge. Auch inſoweit 
iſt daher das angefochtene Urteil aufzuheben. 

f) Einer Anrufung der VerStrSen. bedarf es hierzu 
nicht, da der 3. StrSen. auf Anfrage erklärt hat, daß er 
feine im Urt. RGSt. 60, 237 (238) ausgeſprochene Anſicht 
aufgebe und der Auffaſſung des erk. Sen., daß § 119 
BranntwMonG. als Sondergeſetz den 8 263 StGB. aus⸗ 
ſchließe, zuſtimme. 

g) Für das Strafmaß iſt der Wegfall der Ver⸗ 
urteilung des Angekl. Q. wegen Beihilfe zum Betrug ohne 
Belang, da auf die gegen ihn auf Grund des Branntm Mond. 
verhängten Geldſtrafen nach § 119, 128, 147 BranntwMonG. 
i. Verb. m. § 383 Ab. 1 RAbgO. beſonders und unabhängig 
von der Verurteilung wegen Betrugs zu erkennen war, wegen 
des damit in Tateinheit ſtehenden Verbrechens gegen 88 348, 
349 StGB. aber auf die Mindeſtſtrafe von ein Jahr Zucht⸗ 
haus erkannt worden iſt und es ausgeſchloſſen erſcheint, daß 
die daneben feſtgeſetzte verhältnismäßig geringfügige Geld⸗ 
ſtrafe von 1000 % durch die gleichzeitige Verurteilung des 
De wegen Beihilfe zum Betrug irgendwie beeinflußt wor⸗ 
en iſt. 

6. Abgeſehen von der zu beanſtandenden Feſtſetzung der 
Erſatzfreiheitsſtrafen und der nicht gerechtfertigten Verurtei⸗ 
lung wegen Beihilfe zum Betrug kann hiernach die Rev. des 
Angekl. Q. keinen Erfolg haben. 


(2. Sen. v. 25. April 1929; 2 D 1318/28.) A.] 

20. § 55 Abſ. 2 TabStG. Einſichtnahme der 
Geſchäftsbücher durch den Oberbeamten der 
Steuerverwaltung. Verweigerung der Vorlegung 
der Geſchäftsbücher ſeitens eines zur Leitung 
des Geſchäftsbetriebes Ermächtigten. 


Der Angekl. hat dem Oberzollinſpektor G., als er im 
Kontor des fraglichen Tabakwarenherſtellungsbetriebes die 
Bücher prüfte, das Belegbuch aus der Hand geriſſen und ihm 
die weitere Einſicht in das Buch verweigert. Er iſt daher mit 
Recht wegen Widerſtandes gegen die Staatsgewalt verurteilt 
worden. 

G., ein zur Vollſtreckung von Anordnungen der Finanz⸗ 
behörde berufener Beamter, befand ſich bei Vornahme der 
Rev. in der rechtmäßigen Ausübung feines Amtes. Nach 855 
Abi. 2 TabStG. find den Oberbeamten der Steuerverwaltung 
die auf den Ein- und Verkauf von Rohtabak, Tabakhalb⸗ und 
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⸗ganzerzeugniſſen und Zigarettenpapier ſowie auf die Her⸗ 
ſtellung und den Abſatz von tabakſteuerpflichtigen Erzeugniſſen 
bezüglichen Geſchäftsbücher und Schriftſtücke auf Erfordern 
zur Einſicht vorzulegen. Der Zollbeamte war daher zur Ein⸗ 
ſicht der Geſchäftsbücher befugt. 

Nach Anſicht der Str. war auch der Angekl. zu ihrer 
Vorlegung verpflichtet. Sie läßt es dahingeſtellt, ob er damals 
noch der Inhaber des Betriebes war. Denn jedenfalls ſei er 
als Vertreter ſeines Sohnes, des angeblichen damaligen In⸗ 
habers, aufgetreten. Gefolgert wird dies daraus, daß der 
Angekl. zu G. kein Wort davon geſagt hat, daß er nicht mehr 
der Inhaber des Geſchäfts ſei und deshalb die Bücher nicht 
vorzulegen brauche, ſowie aus der Tatſache, daß er mit dem 
gerade anweſenden Reiſenden H. über ein abzuſchließendes 
Zigarrengeſchäft verhandelt hat. Ohne Rechtsirrtum hat die 
Str. hiernach angenommen, daß der Angekl., wenn er nicht 
ſelbſt der Inhaber des Geſchäfts war, zur Vertretung ſeines 
Sohnes im Geſchäftsbetriebe, ſei es ausdrücklich, ſei es ſtill⸗ 
ſchweigend, ermächtigt war. Mit der Reviſionsſchrift hat der 
BeſchwF. eine Beſcheinigung des Magiſtrats zu F. überreicht, 
ausweislich deren er ſeinen Gewerbebetrieb zum 1. Jan. 1926 
abgemeldet hat. Iſt dies der Fall, ſo war er als unbeteiligter 


Dritter um ſo weniger befugt, der Durchführung der von dem 


Zollbeamten vorgenommenen Amtshandlung Hinderniſſe ent⸗ 
gegenzuſetzen. 


(2. Sen. v. 29. April 1929; 2 D 1295/28.) A.] 


Beſchwerdeentſcheidungen 
gegen Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Preußen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Auſwertungsſenates. 


1. 815 Ziff. 3 AufwG. Kündigung, falls höhere 
Zinſen nicht gezahlt werden. Nachweis der durch die Kün⸗ 
digung notwendig gewordenen Veräußerung des belaſteten 
Grundſtücks. — Unbillige Härte. }) 


Für die Antragſtellerin waren im Grundbuche des dem Antrags⸗ 
gegner gehörigen Grundſtücks ſeit der Vorkriegszeit zwei mit 4½ 0% 
verzinsliche Darlehnshypotheken von 54000 und 8000 % einge⸗ 
tragen. Mit Rundſchreiben v. 20. März 1922 teilte die Antrag⸗ 
ſtellerin ihren Hypothekenſchuldnern mit, daß ihr Vorſtand ſich „in⸗ 
folge der durch die große Geldentwertung hervorgerufenen Folgen“ 
gezwungen geſehen habe, den Zinsfuß v. 1. April 1922 ab auf 
50% zu erhöhen. Danach habe auch der Antragsgegner das erhaltene 
Hypothekendarlehen von dieſem Tage ab mit 5% zu verzinſen; dieſer 
Zinsfuß erhöhe ſich bei unpünktlicher Zahlung auf 5¼ %. 

Weiter heißt es in dem Rundſchreiben: 

„Sofern wir bis Ende März d. J. keine Antwort er⸗ 
halten, nehmen wir an, daß Sie mit der Erhöhung des Zins⸗ 
fußes einverſtanden find. Wir bemerken noch, daß bei Nicht⸗ 
anerkennung der Erhöhung die Verpflichtung eintritt, unſere 
Hypothek zum 1. Oktober d. J. zurückzuzahlen. Im letzteren 
Falle gilt das gegenwärtige Schreiben als Kündigung.“ 


Zu 1. Die Entſch. betrifft die Anwendung des § 15 Aufw ., 
einen Fall, der Lach der Handhabung des Geſetzes in der Nipr. 
praktiſch eine ſehr geringe Rolle geſpielt hat. 

8 15 Ziff. 3 erlaubt Herabſetzung der Normalaufwertung, 
wenn die Kündigung des Gläubigers den Eigentümer oder Schuld⸗ 
ner gezwungen hat, Vermögensgegenſtände weit unter dem wirk⸗ 
lichen Wert zu veräußern, um die Hypothekenſchuld zurückzahlen 
zu können. Da das Geſetz ausdrücklich von einem Zwang zur 
Kündigung ſpricht und die Bedeutung dieſes Wortes noch dadurch 
hervorhebt, daß der Zwang ein nachweislicher geweſen ſein 
müſſe, haben die Inſtanzgerichte vielfach für den Tatbeſtand des 
„Kündigungszwangs“ weitere Vorausſetzungen verlangt, als 
die reine Kündigung. Wenn der Gläubiger bei der Kündigung wahl⸗ 
weiſe Rückzahlung oder Zinserhöhung anheimſtellte, wurde von den 
InſtGher, meiſt ein Kündigungszwang abgelehnt, wenn nach Lage 
des Falls die Zinserhöhung nur eine unerhebliche oder zumutbare 
Mehrbelaſtung des Schuldners darſtellte. Auch im vorliegenden 
Fall haben die Inſtcher. jo entſchieden. Das KG. nimmt aber wie 
auch ſchon in früheren Entſch. an, die Tatſache der Kündigung ge⸗ 
nüge für das Eingreifen des § 15 Ziff. 3. Es komme nicht 
darauf an, ob der Schuldner bei verſtändigem Verhalten die 
Folgen der Kündigung hätte beſeitigen und die Verluſte 
hätte vermeiden können. — Die bei den Inſtanzgerichten 


Der Antragsgegner, der das Rundſchreiben unbeantwortet gelaſſen 
und unſtreitig am 1. Juli und 1. Okt. 1922 die von der Antrag⸗ 
ſtellerin geforderten erhöhten Zinſen an ſie abgeführt hat, hat An⸗ 
fang Okt. 1922 die Schuldſumme zurückgezahlt und die Löſchung 
der Hypotheken herbeigeführt. 

Die Antragſtellerin verlangt Aufwertung auf den normalen 
Höchſtſatz, der ſich unter Berückſichtigung des zurückgezahlten Be⸗ 
trages auf 15 367,94 GM. beläuft. 

Der Antragsgegner hat ſich auf die Härtevorſchriften des 8 15 
Abſ. 2 AufwG., insbeſ. Ziff. 3 daſelbſt, berufen. Er will durch die 
Kündigung der Gläubigerin gezwungen worden ſein, Grundſtücke 
weit unter ihrem wirklichen Werte zu veräußern, wodurch er einen 
Schaden von rund 10000 GM. erlitten habe. Demgemäß hat er ſich 
nur zu einer Aufwertung in Höhe von 5367,94 GM. bereit erklärt. 

Das AG. hat feſtgeſtellt, daß die Hypotheken zum Normalſatze 
aufgewertet ſind. Die ſofortige Beſchwerde blieb erfolglos. Die 
ſofortige weitere Beſchwerde führte zur Aufhebung der Vorentſch. 
Nach 8 74 Abſ. 1 Satz 4 AufwG. unterliegt die Frage, ob im ein⸗ 
zelnen Falle die Vorſchriften des $ 15 Satz 2 AufwG. richtig an⸗ 
gewendet ſind, nicht der Nachprüfung durch das Gericht der Rechts⸗ 
beſchwerde. Der Senat hatte jedoch zu unterſuchen, ob aus den ge⸗ 
nannten Vorſchriften unrichtige Rechtsgrundſätze hergeleitet oder 
ſonſtige geſetzliche Beſtimmungen, insbeſ. verfahrensrechtlicher Art 
verletzt ſind. 

Die Vorentſch. geben inſoweit zu rechtlichen Bedenken Anlaß. 

Die AufmSt., deren Ausführungen das LG. beigetreten iſt, 
hat das Vorliegen der Vorausſetzungen des 8 15 Satz 2 Ziff. 3 
AufwG. verneint. Hierzu iſt dargelegt, daß das Rundſchreiben der 
Antragſtellerin allerdings eine rechtswirkſame Kündigung enthalte. 
Hierdurch ſei aber irgendein Zwang zur Rückzahlung des Kapitals 
nicht ausgeübt, ſondern die Entſch. über die Auflöſung oder Fort⸗ 
ſetzung des Vertragsverhältniſſes in die Hand des Schuldners ge⸗ 
legt worden. Der Antragsgegner habe alſo freiwillig den 
erſteren Weg gewählt, wobei die ihm angeſonnene Zinserhöhung 
offenſichtlich nicht von ausſchlaggebender Bedeutung für ſeine Ent⸗ 
ſchließung geweſen ſei. Denn, wie wenig eine ſo geringe Er⸗ 
höhung des Zinsſatzes unter damaligen Verhältniſſen ins Gewicht 
gefallen ſei, ergebe ſich daraus, daß der Antragsgegner nicht einmal 
gemerkt habe, daß die Antragſtellerin in der Folgezeit die erhöhten 
Zinſen von ihm gefordert und erhalten hat. 

Dieſe Darlegungen laſſen erkennen, daß das AG. verkannt 
hat, daß für die Frage, ob der Schuldner „durch die Kündigung“ 
des Gläubigers gezwungen wurde, Vermögensgegenſtände zu ver⸗ 
äußern, lediglich die Tatſache der Kündigung maßgebend iſt. Daß 
hier eine wirkſame Kündigung erfolgt iſt, und daß der Antrags⸗ 
gegner das Rundſchreiben in dieſem Sinne aufgefaßt hat, hat das 
Amtsgericht rechtsbedenkenfrei feſtgeſtellt. Es hätte daher von dieſer 
Tatſache aus prüfen müſſen, ob die ſich aus der Kündigung ergebende 
Notwendigkeit der Kapitalsrückzahlung den Antragsgegner ge⸗ 
zwungen hat, zur Veräußerung der Grundſtücke zu ſchreiten. Das 
iſt nicht geſchehen. Vielmehr hat das AG. erwogen, daß für den An⸗ 
tragsgegner nach dem Inhalte des Kündigungsſchreibens kein zwin⸗ 
gender Anlaß beſtand, die Auflöſung des Vertragsverhältniſſes 
ſeiner Fortſetzung vorzuziehen. Dieſe Tatſache iſt aber für die 
Anwendbarkeit der Härtevorſchrift des 8 15 Satz 2 Ziff. 3 Auf w. 
ohne Bedeutung. Denn es kommt nach den vorſtehenden Dar⸗ 
legungen lediglich auf die Tatſache der Kündigung, nicht aber dar⸗ 
auf an, ob der Schuldner bei verſtändigem Verhalten die Folgen 
der Kündigung hätte beſeitigen und die dadurch verurſachten Verluſte 
hätte vermeiden können (KG.: Jurgdſch. 1927 Nr. 1832; vgl. dazu 
auch Nadler, Nachtrag S. 164). 

Hiernach wird das AG., an das die Sache zurückgewieſen iſt, 


herrſchende Rſpr. iſt m. E. der des KG. vorzuziehen. Nach dem 
Wortlaut und Sinn des Geſetzes ſollten nur Verluſte, die für den 
Schuldner unvermeidlich waren, den Antrag auf Herabſetzung der 
Nominalaufwertung rechtfertigen. Wenn aber der Schuldner die 
Verluſte geradeſogut hätte vermeiden können, wenn bie Kündi⸗ 
gung der Sachlage nach nur eine Zinserhöhung darſtellte, ſogar 
eine unbeachtliche Zinserhöhung, wie im vorliegenden Fall, ſo wird 
von einer Zwangslage, in die der Schuldner durch die Kündigung 
verſetzt war, nicht die Rede ſein können. In welchen Fällen eine 
durch die Kündigung hervorgerufene Zwangslage anzunehmen iſt, 
in welchen nicht, wird nach Lage des Falls unter Berückſichtigung 
aller Umſtände nach 8 242 BGB. zu prüfen ſein. Es mag auch 
einem unerfahrenen Schuldner, der den Wortlaut eines ſolchen 
Schreibens nicht verſtanden hat und eine Kündigung für vorliegend 
hielt, dies aus ſubjektiven Gründen als Kündigungszwang zugute 
gehalten werden. Regelmäßig wird aber in Fällen wie dem vor⸗ 
liegenden nach den damaligen Verhältniſſen ein Kündigungszwang 
nicht anzunehmen ſein. 

Der weiteren Ausführung des KG., daß die Herabſetzung 
der Nominalaufwertung nur eintreten könne, ſoweit ſie unter Be⸗ 
rückſichtigung aller Umſtände nach § 242 eine unbillige Härte dar⸗ 
ſtelle, iſt lediglich zuzuſtimmen. 

RA. Dr. Hugo Emmerich, Frankfurt a. M. 
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feſtzuhalten haben, ob die tatſächlich erfolgte Kündigung der zwin⸗ 
gende Anlaß zur Veräußerung der Grundſtücke geweſen iſt. Sollte 
dieſe Frage zu bejahen fein, jo wird die AufivSt. bei ihrer erneuten 
Entſch. zu berückſichtigen haben, daß der Geſetzgeber in 8 15 Satz 2 
AufwG. nicht ſchlechthin eine Herabſetzung vorgeſchrieben hat, wenn 
die dort unter Ziff. 1—3 aufgeführten Vorausſetzungen gegeben find. 
Vielmehr iſt in 8 15 Satz 2 AufwG. angeordnet, daß die Auf⸗ 
wertung kraft Rückwirkung nicht ſtattfinden ſoll, ſoweit ſie, ganz 
oder zum Teil, für die Eigentümer oder Schuldner eine unbillige 
Härte bedeuten würde. Es müſſen deshalb auch beim Vorliegen 
der Einzeltatbeſtände des 8 15 Satz 2 Aufm®. die ſonſtigen Um⸗ 
ſtände des Falles, alſo auch die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des 
Schuldners und die Tragbarkeit der Aufwertungslaſt für das 
Grundſtuck mit in Betracht gezogen werden (vgl. Nadler, Nachtrag 
S. 168/164). Die in der weiteren Beſchwerde vertretene Auffaſſung, 
daß allein in dem Umſtande der ungünſtigen Veräußerung von Ver⸗ 
mögenswerten und dem damit verbundenen Vermögensverluſt eine 
unbillige Härte i. S. des Geſetzes zu erblicken ſei, iſt ſomit nicht 
zu billigen. 
(KG., Beſchl. v. 1. Nov. 1928, Aw III 457/28.) 


Oberlandesgerichte. 
a) Zivilſachen. 
Breslau. 


1. 88 158, 933, 936 BGB. Erfolgt der Eigentums⸗ 
erwerb von einem Nichteigentümer durch constitut. poss. 
und erlangt der Veräußerer ſpäter das Eigentum, iſt aber 
vorher eine Pfändung erfolgt, dann geht das Eigentum 
nur mit dem Pfandrecht belaſtet auf den Erwerber über. f) 

Die Bekl. ließ am 8. Jan. 1927 bei Frau L. verſchiedene 
Gegenſtände pfänden. Die Kl. nimmt die Sachen auf Grund des 
Vertrages v. 21. Oktober 1926 als ihr Eigentum in Anſpruch und 
hat Klage mit dem Antrage erhoben, die Zwangsvollſtreckung in 
die gepfändeten Gegenſtände für unzuläſſig zu erklären. 

Demgegenüber ſtützt ſich die Bekl. auf den Vertrag v. 22. Sept. 
1926, wonach ſie das Eigentum bereits an dieſem Tage er⸗ 
worben habe. 

LG. und OLG. haben die Klage abgewieſen. 

Der mit der Kl. geſchloſſene Vertrag v. 21. Okt. 1926 iſt 
zwar an ſich in Ordnung. Insbeſondere iſt in der Beſtimmung des 
8 4 des Vertrages, wonach die Kl. die ihr übereigneten Gegenſtände 
bis auf weiteres im Gewahrſam der Frau L. zu deren Benutzung 
überläßt, eine genügende Erſatzübergabe i. S. des 8933 BGB. 
zu ſehen. 

Auch der mit der Bekl. geſchloſſene Vertrag, der allerdings 
früheren Datums iſt, ſteht dem Eigentumsübergang der Sachen auf 
die Kl. nicht entgegen. Auch dieſer Vertrag v. 22. Sept. 1926 ent⸗ 


Zu 1. Der in vieler Beziehung lehrreiche Fall iſt in der 
Hauptſache zutreffend entſchieden worden. 

Der Tatbeſtand iſt folgender: Frau L. ſchuldet der Bekl. aus 
einem Darlehn 1000 % und überträgt ihr zur Sicherheit dafür 
das Eigentum an ihr gehörigen Möbeln durch constitutum 
possessorium (5 930 BGB.) gemäß dem Vertrage v. 22. Sept. 1926. 
In dieſem Vertrage iſt beſtimmt, daß das Eigentum an Frau L. 
zurückfallen ſolle, ſobald deren Schuld getilgt ſei. Das iſt am 
25. Febr. 1927 geſchehen. Durch Vertrag v. 21. Okt. 1926 hat 
Frau L. das Eigentum an denſelben Möbeln durch constitutum 
possessorium auch auf die Kl. übertragen, und zwar nach deren 
eigenen Vortrage unter der aufſchiebenden Bedingung, daß das 
Darlehn der Behl. getilgt ſei. Am 8. Jan. 1927 find die Möbel 
für die Bekl. (offenbar wegen einer anderen Schuld) gepfändet 
worden. Die Kl. hat die Widerſpruchsklage aus 8771 3PO. 
erhoben. 

Daraus ergibt ſich folgende Rechtslage. Die Pfändung der 
Möbel am 8. Jan. 1927 iſt ordnungsgemäß erfolgt, denn es lag 
gegen den Beſitzer, die Frau L., ein Vollſtreckungstitel vor. Da zur 
Zeit der Pfändung die Bekl., die Vollſtreckungsgläubigerin, ſelbſt 
das Eigentum an den Pfandſtücken hatte, fo konnte zwar ein Pfand⸗ 
recht für fie nicht entſtehen (RG. 79, 243 — JW. 1912, 690), aber 
die Hauptwirkung der Pfändung, die öffentlich⸗rechtliche Pfand⸗ 
verſtrickung, wird dadurch nicht berührt, da ſie die ſtets und aus⸗ 
nahmslos eintretende Folge ordnungsmäßiger Pfändung iſt, während 
das Pfändungspfandrecht, das den bürgerlich⸗rechtlichen Normen über 
das Pfandrecht unterliegt, ſoweit nicht Beſtimmungen der ZPO. 
entgegenſtehen, fehlen kann (Friedrich Stein, Grundfragen 
der Zwangsvollſtreckung, 1913, S. 24 ff.; L. Roſenberg, Lehrb. 
des diſch. Zivilprozeßrechts, 2. Aufl. 1929, 8 196, S. 631 ff.). 

Mit der Zahlung des von Frau L. der Bekl. geſchuldeten Dar⸗ 
lehns am 25. Febr. 1927 war die auflöſende Bedingung, unter 
der der Bekl. die Möbel ſicherungshalber übereignet waren, ein⸗ 
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hält zwar eine gültige Eigentumsübertragung und nicht die Verein⸗ 
barung einer rechtsunwirkſamen Verpfändung. Es wird hierzu 
auf die Gründe des angefochtenen Urteils verwieſen. Die Kl. hat 
auch im zweiten Rechtszug nicht mehr ausdrücklich beſtritten, daß 
in dem mit der Bekl. geſchloſſenen Vertrag eine Eigentumsüber⸗ 
tragung vereinbart ſei. Zutreffend iſt nun zwar an ſich auch die 
Ausführung der Berufungsbeantwortung, daß vom Nichteigentümer 
Eigentum durch Beſitzkonſtitut nicht erworben werden könne (8 933 
BGB.). Aber die Veräußerin, Frau L., iſt nach Abzahlung der 
Vertrags ſchuld an die Bekl. wieder Eigentümerin der Sachen 
geworden, und in dieſem Zeitpunkt hat die Kl. das Eigentum er⸗ 
worben. Der mit der Bekl. geſchloſſene frühere Vertrag ſteht daher 
dem Eigentumserwerb der Kl. nicht entgegen, ſo daß ſie an 
ſich ein die Veräußerung hinderndes Recht i. S. des 8771 380. 
erlangt hat. 

Die Klage ſcheitert aber daran, daß bereits am 8. Jan. 1927, 
d. h. alſo noch bevor die Kl. Eigentümerin der Sachen geworden 
iſt, die Pfändung durch die Bekl. erfolgt iſt. Wie Berufungs⸗ 
begründung und Berufungsbeantwortung zutreffend annehmen, iſt 
die Pfändung formell in Ordnung, wenn fie auch materiell der Bekl. 
kein wirkſames Pfandrecht verſchaffte, weil die Sachen damals noch 
der Bekl. ſelbſt, alſo nicht dem Pfändungsſchuldner gehörten. Aber 
die Pfändung wurde wirkſam, als Frau L. am 25. Febr. 1927 die 
Vertrags ſchuld vollſtändig bezahlte. Jetzt erlangte die Bekl. 
ein auch materiell wirkſames Pfandrecht. Zwar wurde nunmehr 
auch die Kl. Eigentümerin der Sachen, nachdem zunächſt — be⸗ 
grifflich — das Eigentum auf Frau L. zurückgefallen war. Aber das 
Eigentum iſt eben mit dem Pfandrecht belaſtet und kann daher den 
Widerſpruch gegen die Pfändung nicht begründen. Die bereits vorher 
durch den zuſtändigen Beamten in gehöriger Form erfolgte Pfändung 
iſt nicht ohne Wirkung. Das formelle Pfandrecht der Bekl. iſt 
früher in Erſcheinung getreten als das Eigentum der Kl. Sie mag 
zwar ſchon mit Abſchluß des Vertrages v. 21. Okt. 1926 be⸗ 
dingtes Eigentum erworben haben; aber erſt mit dem Eintritt der 
Bedingung — Erwerb des Eigentums durch die Veräußerin — iſt 
die von der Bedingung abhängig gemachte Wirkung eingetreten 
(8155 BGB.); dagegen muß das Wirkſamwerden der Pfändung 
auf den Zeitpunkt der Pfändung zurückbezogen werden. Aber in 
jeden Falle hat die Kl. das Eigentum fruheſtens in dem Zeitpunkt 
erworben, in dem gleichzeitig auch ein materiell wirkſames Pfand⸗ 
recht der Berl. entſtanden iſt. 

Ob die Behauptungen der Kl. darüber, daß ſich die Bekl. 
ausdrücklich mit dem Inhalt des zwiſchen Frau L. und der Kl. 
geſchloſſenen Vertrags einverſtanden erklärt habe, rechtlich erheblich 
ſind, ob insbeſ. die Kl. ſich der Bekl. gegenüber auf die Einrede 
der Argliſt berufen könnte, kann dahingeſtellt bleiben. Denn die 
Behauptungen ſind unbeachtlich, weil fie als verſpätet zurück⸗ 
zuweiſen waren. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 22. Okt. 1928, 17 U 50/28.) 
Mitgeteilt von OLGR. Hertel, Breslau. 
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getreten, das Eigentum ipso jure an Frau L. zurückgefallen (8 158 


Abſ. 2 BGB.). In dieſem Augenblick wurde die Kl. Eigentümerin 


der Möbel; ſie war es nicht ſchon durch den Vertrag v. 22. Okt. 1926 
geworden, zunächſt nicht infolge 8 933 BGB., da Frau L. zur Zeit 
des Zuſtandekommens des constitutum possessorjum nicht Eigen⸗ 
tümerin war, und dann nicht gemäß 8158 Abf. 1 BGB., weil nach 
dem eigenen Vortrag der Kl. die Übereignung der Möbel an ſie 
aufſchiebend bedingt war durch die Tilgung des von der Bekl. 
gegebenen Darlehns. Infolgedeſſen hat die Kl. erſt mit Wirkung 
v. 25. Febr. 1927 das Eigentum an den Möbeln erworben. 

Von hier aus erſcheint ihre Widerſpruchsklage nicht gerecht⸗ 
fertigt. Denn das die Klage aus 8 771 ZPO. begründende ber» 
äußerungshindernde Recht muß ſchon zur Zeit der Vornahme der 
Zwangsvollſtreckung beſtehen, weil es ja ſonſt der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht entgegenſtehen kann (2. Roſenberg a. a. O., 
§ 191 IM 2c, S. 618), hätte alſo im vorl. Falle ſchon am 
8. Jan. 1927, dem Tage der Pfändung für die Bekl., beſtehen 
müſſen, iſt aber erſt am 25. Febr. 1927 entſtanden. 

Das DLG. Breslau begründet feine im Ergebnis überein⸗ 
ſtimmende Entſch. durch die Erwägung, daß die zwar formell 
ordnungsmäßige Pfändung der Bekl. kein Pfandrecht verſchafft 
habe, weil die Möbel nicht der Vollſtreckungsſchuldnerin gehörten, 
daß aber „die Pfändung wirkſam wurde“ (d. h. das Pfandrecht 
entftand), als mit der Zahlung am 25. Febr. 1927 Frau L. 
wieder Eigentümerin wurde, und zwar wirkſam wurde im Zeit⸗ 
punkte der Pfändung. Ich halte auch dieſen Grund für zutreffend, 
obgleich es auf ihn nicht ankommt, weil nicht das Pfandrecht, ſon⸗ 
dern die Pfandverſtrickung maßgebend iſt. Aber richtig iſt, daß 
durch den Eigentumserwerb der Vollſtreckungsſchuldnerin am 25. Febr. 
1927 die Bekl. das ihr bisher fehlende Pfandrecht erlangt hat, und 
zwar zurückbezogen auf den Tag der Pfändung, den 8. Jan. 1927. 
Das ergibt ſich aus der analogen Anwendung von 8185 II BGB. 
Zwar hat das RG. 60, 71 ff. die Konvaleſzenz des Pfändungs⸗ 
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Frankfurt a. M. 
x 2. 8 242 BGB. Ausgleichspflicht des Grundſtücks⸗ 
erwerbers bei mehreren Weiterveräußerungen. f) 

Die Kl. und ihre Kinder verkauften das ihnen gehörige Haus⸗ 
grundſtück am 6. April 1922 an die Eheleute W. für 120000 . 
Nachdem am 12. Okt. 1922 für die Kl. und ihre Kinder in Abt. III 
lfd. Nr. 8 eine Reſtkaufgeldhypothek von 59000 % eingetragen 
worden war, verkauften die Eheleute W. das Grundſtück am 
81. Okt. 1922 für 500 000 % weiter an den Kaufmann J., der die 
genannte Hypothek nicht mitübernahm. Von dieſem erwarb es am 
16. Nov. 1922 für 550 000 % Frau K., die es am 7. Aug. 1923 
an den Bekl. veräußerte, der noch jetzt Eigentümer iſt. Die Reſt⸗ 
Raufgeldhypothek von 59000 % wurde im März 1923 durch die 
Eheleute W. an den Kl. ausgezahlt und am 24. Sept. im Grund⸗ 
buch gelöſcht. Die Kl. hat bei der AufwSt. des AG. Aufwertung der 
perſönlichen Forderung gegen die Eheleute W. beantragt. In dem 
Verfahren vor der AufwSt. haben die Eheleute W. ihren Aus⸗ 
gleichsanſpruch gegen den Kaufmann J. an die Kl. abgetreten. 
Ebenſo hat J. ſeinen Anſpruch gegen Frau K. und dieſe ihren An⸗ 
ſpruch gegen den Bekl. der Kl. übertragen. 

Die Kl. beantragt, feſtzuſtellen, daß der Behl. verpflichtet iſt, 
ſich an der Aufwertung der perſönlichen Forderung zu beteiligen, 
die der im Grundbuch Abt. III Nr. 8 eingetragen geweſenen Reſtkauf⸗ 
geldhypothek zugrunde liegt, und dem Bekl. die Koſten aufzuerlegen. 

LG. und OLG. haben nach Klagantrag erkannt. 

Wie in ſtänd. Rſpr., insbeſ. auch des R., anerkannt iſt, 
können bei einem Grundſtückskauf, wenn der Veräußerer für die 
Hypothekenfreiheit einzuſtehen hat und das im Vertrag vorausgeſetzte 
Verhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung infolge ſpäterer 
Aufwertungspflichten erſchüttert worden iſt, die Umſtände es nach 
Treu und Glauben rechtfertigen, dem Veräußerer nicht die volle 
Aufwertungslaſt aufzubürden, ſondern auch der Erwerber zu den 
damit verbundenen Aufwendungen heranzuziehen. Dieſer Stand⸗ 
punkt findet ſeine rechtliche Grundlage in § 242 BGB., wonach 
der Schuldner ſeine Leiſtung ſo zu bewirken hat, wie Treu und 
Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte es erfordern. Die An⸗ 
wendung von 8 242 iſt nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das Ge⸗ 
ſchäft anſcheinend vollſtändig abgewickelt iſt. Denn, wie ſich nachträg⸗ 
lich herausgeſtellt hat, iſt dies tatſächlich nicht der Fall geweſen, 
weil der Verkäufer mit ſeiner Aufwertungspflicht noch zu Aufwen⸗ 
dungen gezwungen wird, die mit ſeiner vertraglichen Verpflichtung 
auf Übereignung eines laſtenfreien Grundſtüchs untrennbar zuſammen⸗ 
hängen (RG. 120, 292 1)/ Es würde daher gegen Treu und Glauben 
verſtoßen, wenn man den Schuldner an den alten Vertragsbeding⸗ 
gungen feſthalten und ihm allein die Aufwertungslaſt auferlegen 


1) JW. 1928, 1200. 


pfandrechts in einem ähnlichen Falle erſt von dem Erwerbe des 
Eigentums durch den Vollſtreckungsſchuldner und nicht ſchon vom 
Tage der Pfändung an eintreten laſſen, und die ganze Literatur iſt 
dem RG. gefolgt (vgl. Stein⸗Jonas, Erl. II 5 zu 8 804). 
Aber die Erwägungen des RG. ſind nicht überzeugend und auch nicht 
frei von Widerſprüchen. Gewiß iſt es richtig, daß § 185 BGB. 
nur für rechtsgeſchäftliche Verfügungen gegeben iſt, aber ſeine 
analoge Anwendbarkeit prüft das RG. nicht. Und woher entnimmt 
dann das NG. die Konvaleſzenzmöglichkeit vom Tage des Eigen⸗ 
tumserwerbs durch den Vollſtreckungsſchuldner? „Eine gegenteilige 

. Auffaffung würde allgemeinen Rechtsanſchauungen (7) ſowie 
dem oben hervorgehobenen Satze widerſprechen, daß das Pfändungs⸗ 
pfandrecht in betreff ſeiner Vorausſetzungen den für alle Pfand⸗ 
rechte geltenden Vorſchriften unterliegt“ (RG. a. a. O. S. 73). 
Welche Vorſchrift danach bei nachträglichem Eigentumserwerb durch 
den Vollſtreckungsſchuldner zur Anwendung kommt, ſagt das RG. 
nicht. Seinem Schluß: „Jedenfalls tritt nun aber die Konvaleſzenz 
mit dem Zeitpunkt ein, in welchem der Schuldner das Eigentum 
an der fraglichen Sache erwirbt“ fehlt m. E. die Begründung; die 
Konvaleſzenz kaun ſich nur aus der Analogie von 8185 BGB. 
ergeben. Wenn Stein, Grundfragen der Zwangsvollſtreckung, 
S. 45, u. a. die (analoge) Anwendung von 8 185 BGB. wegen des 
öffentlich⸗rechtlichen Akts der Pfändung ablehnen, ſo trifft das nur 
zu für die öffentlich⸗rechtliche Pfandverſtrickung, nicht für das ſeiner 
Natur nach privatrechtliche Pfandrecht. Folgt man aber dem R., 
dann ſind Eigentum (der Kl.) und Pfandrecht (der Bekl.) im 
ſelben Augenblick entſtanden, d. h. das Eigentum belaſtet mit dem 
Pfandrecht (K. v. 26. Nov. 1910: OS GRſpr. 22, 163/4), jo daß 
auch dann die Klage unbegründet iſt. 

Würde der Vertrag zwiſchen Frau L. und der Kl. v. 21. Okt. 
1926 nicht unter der aufſchiebenden Bedingung der Tilgung des 
Darlehns der Bekl. abgeſchloſſen worden fein, dann käme nicht 
8.158 Abs. 1, ſondern 8 185 Abſ. 2 BGB. zur Anwendung, d. h. 
die Kl. würde, als Frau L. das Darlehn zurückbezahlte und da⸗ 
durch wieder Eigentümerin der Möbel wurde, rückwärts vom Tage 
des Vertragſchluſſes das Eigentum erworben haben (KG. a. a. O.) und 
dann der Pfändung v. 8. Jan. 1927 mit Grund entgegengetreten ſein. 
Es ift mir zweifelhaft, ob der eigene Vortrag der Kl. nicht unrichtig 
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wollte. Bei Feſtſtellung der Laſtenverteilung ſind alle für einen 
billigen Ausgleich erheblichen Umſtände zu berückſichtigen, insbeſ. die 
Höhe des Kaufpreiſes und der zur Beſeitigung der Hypotheken nötige 
Betrag, das Verhältnis des Nennbetrages der Hypothek zum Kaufe 
preis, die wirtſchaftliche Lage der Beteiligten, der gegenwärtige Wert 
des Grundſtücks und ſonſtige beſondere Umſtände (ogl. RG. 119, 
1332); R®.: JW. 1928, 1202, 1443 2, 179918, 1805 5; Mügel, 
5. Aufl., S. 484 ff.; Frankenberg: AufwpPraxis 1927, 86). 

Aus Vorſtehendem folgt, daß die Eheleute W., von denen die 
Kl. Aufwertung der Reſtkaufgeldhypothek verlangt, einen Ausgleichs⸗ 
anſpruch gegen ihren Käufer, den Kaufmann J., haben. Dieſer kann 
ſodann von Frau K. und dieſe von dem Bekl. Beteiligung an der 
Ausgleichung verlangen. Denn für die Eheleute W. wie auch für I. 
und Frau K. wird durch die nachträgliche Aufwertungslaſt ein ſolches 
Mißverhältnis zwiſchen Leiſtung und Gegenleiſtung geſchaffen, daß 
man von einer Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage i. S. der reichs⸗ 
gerichtlichen Urteile ſprechen kann. Da die Zwiſchenkäufer einen 
Gewinn durch den Weiterverkauf des Grundſtücks nicht gehabt 
haben, die Beteiligung an der Aufwertung für ſie alſo einen er⸗ 
heblichen Schaden bedeutet — ſie müßten zur Befriedigung der 
Aufwertungsanſprüche mehr als den geſamten gezahlten Kaufpreis 
aufwenden —, liegt es ganz i. S. der reichsgerichtlichen Rſpr., ihnen 
einen Ausgleichsanſpruch gegen den Erwerber zuzuſprechen. Der 
Einwand des Behkl., die Rſpr. des RG. ſei hier nicht analog an⸗ 
wendbar, weil es ſich dort immer nur um die Aufwertung der ding⸗ 
lichen, hier aber um die Aufwertung der perſönlichen For⸗ 
derung handele, iſt nicht zutreffend. Das RG. hat auch bei Auf- 
wertung der perſönlichen Forderung eine Ausgleichspflicht des 
Erwerbers unter den oben dargelegten Vorausſetzungen bejaht (RG. 
120, 292), mit der zutreffenden Begründung, der entſcheidende Rechts⸗ 
gedanke, daß es im Hinblick auf das erhebliche Mißverhältnis zwi⸗ 
ſchen Leiſtung und Gegenleiſtung gegen Treu und Glauben verſtoßen 
würde, wenn der Erwerber den Veräußerer an den alten Vertrags⸗ 
bedingungen feſthalten wollte, ſei auch in dieſem Falle der gleiche. 
Ebenſo iſt der Einwand, die Ausgleichung ſei deshalb zu verſagen, 
weil den einzelnen Kaufgeſchäften ein ſpekulativer Einſchlag eigen 
ſei, nicht begründet. Allerdings macht das RG. für einen Aus⸗ 
gleich zur Vorausſetzung, daß dem Geſchäft nicht ein „ſpekulativer 
Einſchlag“ innewohnt, der darin beſteht, daß „der Veräußerer ſchon 
bei Vertragsabſchluß mit der Aufgabe des Satzes Mark = Mark 
gerechnet hat“ (vgl. RG. 119, 136 3)). Daß dies bei einem der hier 
in Rede ſtehenden Kaufverträge zutrifft, hat der Bekl. nicht dar⸗ 
getan. Aus der bloßen Tatſache der ſchnellen Weiterveräußerung 
iſt eine ſolche Spekulationsabſicht nicht zu folgern. Unbegründet iſt 
auch der Einwand des Bekl., die vom RG. entwickelten Grundſätze 

2) JW. 1928, 886. 3) JW. 1928, 886. 
iſt und ob nicht, ſelbſt wenn er richtig iſt, eine condieio juris gemäß 
88 185 II, 933 BGB. gemeint war. Denn im Falle der ausdrück⸗ 
lichen Vereinbarung einer derartigen condieio juris wäre zu er⸗ 
wägen geweſen, ob die Wirkungen einer echten Bedingung (8 158 
BGB.) einzutreten haben oder nicht. M. E. iſt die Frage zu verneinen 
(vgl. v. Tuhr, Allg. Teil Bd. II § 52 zu Note 22, Bd. III 880 zu 
Note 81). Dann aber wäre die Klage begründet, weil das Eigen⸗ 
tum der Kl. auf den 21. Okt. 1926 zurückzubeziehen wäre. Es iſt 
ſchade, daß der Anwalt der Kl. dieſen Gedanken nicht zur Er⸗ 
örterung geſtellt hat. 

Die Behauptungen der Kl., die Bekl. ſei mit dem Vertrage 
zwiſchen ihr und Frau L. einverſtanden geweſen, und die daraus 
entnommene Replik der Argliſt können m. E. an dem Ergebnis 
nichts ändern. Das OLG. Breslau hat ſie in Anwendung von 8 529 
Abſ. 2 und 3 ZPO. mit zutreffender Begründung zurückgewieſen. 


Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 2. Die vom R., und zwar ſowohl vom 5. wie vom 
6. ZivSen. unter den bekannten Vorausſetzungen ausgeſprochene und 
von der Praxis in der Zwiſchenzeit anerkannte Ausgleichspflicht des 
Grundſtückserwerbers gegenüber dem als perſönlichen Schuldner auf 
Aufwertung in Anſpruch genommenen Veräußerer, gleichgültig, ob 
die persönliche Schuld noch dinglich geſichert iſt oder nicht, führt 
zu einer ſchwierigen Rechtslage, wenn mehrere Veräußerungsverträge 
geſchloſſen worden ſind. In einem ſolchen Falle muß die konſe⸗ 
quente Anwendung der reichsgerichtlichen Grundſätze über die Aus⸗ 
gleichspflicht dazu führen, eine Kette von Ausgleichsverpflichtungen, 
entſprechend den geſchloſſenen Veräußerungsverträgen anzunehmen. 
Selbſtverſtändlich muß bei jedem Veräußerungsvertrag im ein⸗ 
zelnen geprüft werden, ob die Vorausſetzungen für die Ausgleichs⸗ 
pflicht des jeweiligen Erwerbers und Weiterberäußerers bis zu dem 
noch im Eigentum des Grundſtücks befindlichen Grundſtückserwerber 
vorliegen. 

Dieſe Vorausetzungen find in der obigen Entſch. geprüft und 
zutreffenderweiſe bejaht. 

Die Entf. iſt daher durchaus zu begrüßen. 

RA. Fritz Miller, Berlin. 
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Könnten nicht Anwendung finden, weil hier die Sach⸗ und Rechtslage 
inſofern eine ganz andere ſei, als zwiſchen dem Verkäufer und 
dem beklagten Erwerber mehrere Zwiſchenverträge, beſtänden, wäh⸗ 
rend in den vom RG. behandelten Fällen der Kauf zwiſchen den 
Ausgleichsberechtigten und dem Ausgleichsverpflichteten unmittel⸗ 
bar geſchloſſen worden ſei. Die Abtretung der Anſprüche ſeitens der 
einzelnen Zwiſchenkäufer an die Kl. berechtigten dieſe, von dem 
Bekl. unmittelbar Beteiligung an der Aufwertung zu verlangen. Gegen 
die Zuläſſigkeit der Abtretung beſtehen keine Bedenken (ſo auch 
R.: ZW. 1928, 886; Abraham: ZW. 1928, 199: eee 
DSt Z. 1928, 841; Boeſebeck: JW. 1929, 324; anderer Anſicht 
nur Harten: JW. 1928, 1121). Es muß jedoch bei jedem Zwiſchen⸗ 
käufer geprüft werden, ob in dem Verhältnis zwiſchen ihm und 
ſeinem Käufer die Vorausſetzungen für einen Ausgleich gegeben ſind. 
Das iſt hier zu bejahen. Es entſpricht der Billigkeit, wenn die Aus⸗ 
gleichspflicht ſchließlich den Bekl. trifft, der ja auch den Gewinn 
erlangt hat. Die Berufung war daher zurückzuweiſen. 

(OLG. Frankfurt a. M., Urt. v. 24. April 1929, 5 U 379/28.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Nathan Roſenthal, Frankfurt a. M. 
* 

Köln. f 

3. § 370 BGB.; 88 15, 16, 17 AufwG. Nehmen die 
Parteien bei Rückzahlung einer Hypothek die Vermittlung 
eines Notars in Anſpruch, an den einerſeits die Hypotheken⸗ 
ſumme, anderſeits die löſchungsfähige Quittung ausge⸗ 
händigt wird, fo ift in der Regel der Notar nicht ermächtigt, 
für den Gläubiger die Annahme der Leiſtung zu erklären. ) 


(OLG. Köln, 8. Ziv Sen., Urt. v. 9. Nov. 1928, 8 U 60/28.) 
Abgedr. IW. 1929, 17531, 


Zu 3. Die vom Bekl. dem Kl. geſchuldete Hypothek ſollte 
ausgezahlt werden; beide hatten den Notar mit der Erledigung be⸗ 
traut und gleichzeitig hatte dieſer vom Kl. die Quittung, vom 
Bekl. das Hypothekenkapital erhalten. Die Anſicht des OG., 
der Notar ſei hier „kraft feines Amts“, als „Amts perſon“, in 
ſeiner „amtlichen Eigenſchaft“ angegangen und tätig geweſen, 
erſcheint nicht zutreffend. Amtshandlungen find die Verrichtungen, 
die nur in Kraft der Ernennung zum Notar vorgenommen werden 
können, d. i. die Aufnahme von Urkunden der freiw. Gerichtsbarkeit 
und einige ſonſtige Verrichtungen, wie Siegelungen (Art. 31 Pr⸗ 
TG). Kein Geſetz erklärt aber die Notare für zuſtändig zur 
Übernahme in Verwahrung, zur Herſtellung von Entwürfen, zur 
Abgabe von Gutachten und zu ähnlichen Verrichtungen, die in der 
Geb. für Not. nur deshalb geregelt werden, um zum Ausdruck 
zu bringen, daß ſie im Beruf des Notars vorkommen (näheres 
Joſef: JW. 1927, 2122). Die Vermittlung der Auszahlung von 
Hypotheken (Empfangnahme des Geldes und der Quittung, Aus⸗ 
tauſch beider gegeneinander oder Einreichung der vom Gläubiger 
geſandten Quittung an das GBA.) iſt alſo kein Amts geſchäft, 
iſt vielmehr eines der häufigſten Berufsgeſchäfte der Banken. 

Für die rechtliche Kennzeichnung des ſonach vorliegenden rein 
privatrechtlichen Verhältniſſes kommt in Betracht 8 370, wonach der 
Überbringer der Quittung zur Empfangnahme der Leiſtung ermäch⸗ 
tigt gilt. Daß dieſe Wirkung nur eintritt, wenn der Schuldner 
ſich die Quittung vorlegen läßt (wie dies in 88 172, 405 vor⸗ 


geſchrieben iſt, beſagt das BGB. nicht; jedenfalls genügt es, daß 


der Inhaber der Quittung ſie auf Anweiſung des Schuldners einem 
Dritten (z. B. dem GBA.) vorlegt. Noch weniger iſt erforderlich, 
daß die Vorlegung gerade bei der Zahlung erfolgt; zahlt der 
Schuldner und läßt er ſich erſt einige Zeit ſpäter die Quittung vor⸗ 
legen, ſo iſt er befreit, auch wenn der Beſitzer ſie dem Gläubiger 
entwendet hat (Prot. 1, 341). So aber liegt der Fall hier: Der 
Bekl. ſelbſt hatte an Einſicht der Quittung kein Intereſſe, und wies 
daher den Notar an, ſie dem GBA. vorzulegen, das ihre Rechts⸗ 
wirkſamkeit ſo zu prüfen hatte, wie es der Schuldner hätte müſſen. 
Das RG. (Gruch. 52, 956) erachtet dagegen den § 370 für unan⸗ 
wendbar mit der kurzen Begründung, der Notar, dem Urkunden 
in ſeiner amtlichen Eigenſchaft zugehen, könne nicht als Über⸗ 
bringer betrachtet werden. Dieſe Anſicht des RG. trifft nicht zu, 
weil, wie oben dargelegt, die Parteien die Tätigkeit des Notars 
(mochte er auch zur Eintragung des Geldempfangs im Verwahrungs⸗ 
buch verpflichtet ſein, Joſef a. a. O.), nicht in feiner Eigenſchaft 
als Beamten in Anſpruch genommen hatten, ſondern auf Grund 
Vertrages; auf Grund dieſes hatte der Gläubiger (Kl.) im Auguſt 
1921 ihm die Quittung zugefandt und der Notar vom Schuldner 
(Bekl.) Zahlung erhalten. Auf Grund des 8 370 mußte Kl. daher 
die an den Notar im Aug. 1921 geleiſtete Zahlung als an ſich 
ſelbſt damals geleiſtet anerkennen; Der AufwAnſpruch war alſo un⸗ 
begründet. Bei der Auffaſſung des OLG. wäre auch die Erledigung 
ſehr ſchwierig: wenn der Schuldner dem Notar den Poſtſchein vor⸗ 
legt, wonach er einen mit 100 000 % deklarierten Geldbrief an 
den Gläubiger abgeſandt hat, ſo kann der Notar ihm die Quittung 
noch nicht aushändigen, da hiermit nur die Aufgabe des Briefes 
zur Poſt, nicht aber nachgewieſen iſt, welchen Inhalt der Brief hat. 
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4. Zum Begriff Bereithalten i. S. der 88 6 und 22 
Maß O. v. 30. Mai 1908 gehört nicht notwendig als ſub⸗ 
jektives Moment das Merkmal der Abſicht des Täters, 
vorhandene Meßgeräte zum Meſſen und Wägen i. S. die⸗ 
ſes 86 zu verwenden. f) 

Bei dem Ungekl., der von Beruf Landwirt iſt, wurden bei 
Gelegenheit einer unter Zuziehung eines Eichbeamten ſtattfindenden 
polizeilichen Nachprüfung, die dadurch veranlaßt war, daß ſich zum 
Nacheichungstermin auffällig wenig Beſitzer mit ihren Waagen ein⸗ 
geſtellt hatten, in der Gerätekammer neben gefüllten Getreideſäcken 
ſtehend eine Dezimalwaage für drei Zentner, die nicht mit Eich⸗ 
ſtempel verſehen war, ſowie ferner acht dazu gehörige Gewichte 
ohne Stempel vorgefunden. Auf Grund dieſes Sachverhalts hat der 
AR. den Angekl. im Einklange mit der vom Amtsvorſteher gegen 
ihn erlaſſenen polizeilichen Strafverfügung der übertretung der 
88 6, 22 MaßdO. v. 30. Mai 1908 für ſchuldig befunden und 
zu einer Geldſtrafe verurteilt. Hierbei hat er den Schutzeinwand 
des Angekl., daß er die Waage nicht benutze, mit der Begründung 
zurückgewieſen, daß nicht nur die Benutzung, ſondern ſchon das 
Bereithalten ſtrafbar ſei, dieſes ſich aber bereits daraus ergeben 
habe, daß er im Lagerraum ſeines 62 Morgen großen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebs, aus dem er fortgeſetzt und regelmäßig wieder⸗ 
kehrend Gewinn ziehe, eine Waage nebſt dazu gehörigen Gewichten 
gehalten habe, deren Verwendung im öffentlichen Verkehr ihm jeder⸗ 
zeit möglich geweſen ſei. Auch der Umſtand, daß an der Waage das 
Gehänge gefehlt habe, welches angeblich ſchon vor Jahren be⸗ 
ſchlagnahmt worden ſei, habe an dem „Bereithalten“ der Waage 
nichts geändert, da die Waage jederzeit durch Verwendung von 
Erſatzgehängen gebrauchsfähig hätte gemacht werden können. Die 


Der Schuldner aber wäre nicht verpflichtet, das Geld der Poſt zu 
übergeben, wenn ihm der Notar nicht gleichzeitig die Quittung 
übergibt; denn er wäre ſonſt der Gefahr ausgeſetzt, daß nach er⸗ 
folgter Ankunft des Geldes beim Gläubiger dieſer den Notar an⸗ 
weiſt, die Quittung nicht auszuhändigen. Dieſe Schwierigkeiten er⸗ 
ledigen ſich, wenn man den Notar zur Empfangnahme des Geldes 
ermächtigt anſieht; der entgegengeſetzten Anſicht des RG. in JW. 
1906, 714 iſt nicht beizutreten; auch iſt ſie nicht näher begründet und 
der Sachverhalt ein anderer. — Das beſprochene Urteil erſcheint 
alſo nicht zutreffend. 

So war durch die Verzögerung des vom Bekl. betrauten Notars 
ihm der Schade entſtanden, daß er dem Kl. den Aufwertungsbetrag 
zahlen mußte; ſteht dem Bekl. gegen den Notar ein Erſatzanſpruch 
zu? Dies ift verneint vom OLG. Kiel (JW. 1928, 1832), weil 
der dort beklagte RA. nicht habe erkennen können, die Nichtzahlung 
der Hypothek bis zum 15. Juni 1922 werde den ſchädlichen Erfolg 
haben, daß der Gläubiger Aufwertung verlangen kann. Dagegen iſt 
die Frage bejaht vom OLG. Königsberg (JW. 1929, 874), weil 
die Aufwertung von Hypotheken damals nicht „außerhalb der ver⸗ 
nünftigen Berechnung“ gelegen habe, die Zögerung alſo eine ſchuld⸗ 
hafte ſei. Der erſteren Anſicht iſt der Vorzug zu geben: wenn die 
Anſichten der Gerichte über die Vorausſehbarkeit des Schadens von⸗ 
einander ſo abweichen, wie die der beiden OS., kann man dem Be 
auftragten nicht den Vorwurf eines Verſchuldens machen. Näheres 
bei Joſef: DZ. 1929, 1200. 

RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


Zu 4. Die Entſch. iſt von beſonderer Wichtigkeit für das 
Maß⸗ und Gewichtsrecht, da der Begriff „Bereithalten“ ſeit 1912 
eine der Hauptſtüzen zur Durchführung des Geſetzes bildet, gleich⸗ 
zeitig aber gewiſſe Härten gegenüber dem früheren Geſetzeszuſtand 
beſeitigt hat. 

Das Rev. befaßt ſich zum weſentlichen Teile mit den in der 
neueſten 5. Aufl. von Stenglein, Komm. zu den reichsſtrafrecht⸗ 
lichen Nebengeſetzen S. 680 zum Begriff Bereithalten gegebenen 
Auslegungen, die von der bisherigen Erläuterung in den früheren 
Auflagen ſtark abweicht und durch welche eine neue Scheidung 
der Anſichten in der Rſpr. bereits eingeſetzt hat. Aus eben dieſem 
Grunde hatte ich ſchon in JW. 1929, 958 in Anm. zu 16 Ver⸗ 
anlaſſung genommen, den Begriff Bereithalten vom Standpunkte 
des Geſetzgebers zu behandeln. 

Das KG. wendet ſich hier gegen die Auffaſſung des Kommen⸗ 
tators in dem von mir in der Überſchrift wiedergegebenen Sinne. 

Dadurch, daß das KG. dieſes Tatbeſtandsmerkmal der 88 6, 
13 und 22 Maß. hiſtoriſch in der Geſetzesentwicklung und rein 
begrifflich ſehr eingehend behandelt und zum Schluß auch auf meine 
Ausführungen (a. a. O.) zuſtimmend hinweiſt, darf von einem noch⸗ 
maligen Eingehen auf die hier eingangs auch vom KG. geſtellte 
Frage, wie der Begriff Bereithalten von Meßgeräten i. S. der 
88 6, 22 Maßd. aufzufaſſen iſt, abgeſehen werden. 

Den Auslaſſungen des KG. iſt durchaus beizupflichten. 

Einen ähnlichen Standpunkt wie das KG. hinſichtlich der 
ſubjektiven Seite des Begriffs Bereithalten hatte auch zuvor der 
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ſinngemäße Auslegung des Geſetzes erfordere es, daß alte unbrauch⸗ 
bare Waagen aus dem Betriebe entfernt werden müßten. 

.. . Die Rüge der Verletzung ſachlichen Rechts, die der Angekl. 

darauf hat ſtützen wollen, daß der AR. den Rechtsbegriff 
des „Bereithaltens“ verkannt habe, konnte im Ergebniſſe keinen 
Erfolg haben 
Daß unter „Gewerbe“ i. S. des 8 22 Abſ. 1 Maß. auch 
die gewerbsmäßig betriebene Landwirtſchaft zu verſtehen iſt, bei der 
der Landwirt die Landarbeit nicht nur zum Zwecke der Selbſt⸗ 
berjorgung betreibt, ſondern darüber hinaus zu dem Zwecke, aus 
dem regelmäßigen Verkauf der von ihm erzeugten Güter fort⸗ 
geſetzt Gewinn zu erzielen, kann nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes nicht zweifelhaft ſein (Entwurf einer Maß. v. 28. Nov. 
1905 nebſt Begründung S. 10, 18, 22 Anlage I der RD ruckſ. 
Nr. 537 der 12. LegPer. I. Seſſ. 1907; Nr. 33 der 11. Leger. 
II. Seſſ. 1905/6) und iſt auch in der Rſpr. (K 2 S 224/05 in 
Goltd Arch. 52, 421; BayObLGSt. 20, 240; OLG. Celle: Höchſt⸗ 
RRſpr. 1925, 158/9) wie im Schrifttum (Plato, Maßd., Berlin 
1912, S. 113 ff.; Stenglein⸗Schneidewin, reichsſtrafr. Neben- 
geſetze, Berlin 1928, Bd. 1 S. 6912) anerkannten Rechtes. 

Zu rechtlichen Zweifeln dagegen hat bis in die neueſte Zeit 
die Frage Anlaß gegeben, was unter einem „Bereithalten“ von 
Meßgeräten i. S. der 886, 22 Maß. zu verſtehen ſei. In dieſer 
Beziehung wird ausgeführt (Stenglein⸗Schneidewin a. a. O. 
S. 680), daß die herrſchende Meinung angeblich den Begriff im An⸗ 
ſchluß an die Begründung des Entwurfs (S. 21) in ſtreng ob⸗ 
jektivem Sinne verſtehe. Danach ſoll zum Bereithalten dem äußeren 
Tatbeſtande nach nichts weiter gehören, als „eine derartige Auf⸗ 
ſtellung oder Aufbewahrung der Meßgeräte, daß nach den örtlichen 
Verhältniſſen die nahe Möglichkeit ihrer Anwendung (d. h. ſolcher 
im öffentlichen Verkehr zur Beſtimmung des Umfangs von Leiſtungen) 
beſtehe“. Darauf, welcher Zweck mit der Schaffung eines ſolchen 
Gefährdungszuſtandes verbunden ſei, ſolle es nicht ankommen (KG. 1 
S 809/24 in 3StW. 45, 470; BayObeGSt. 25, 156). Dem wird 
entgegengehalten, daß ſchon das Wort „Bereithalten“ nur auf ein 
irgendwie zweckhaftes Tun bezogen werden könne und gedanklich 
von der Frage: „wozu?“ nicht zu löſen ſei; daß demgemäß auch 
das Geſetz vom „Bereithalten“ zum Meſſen und Wägen ſpreche, 
überdies nur „zu“ einem ſolchen, durch das der Umfang der 
Leiſtungen beſtimmt werden ſoll. Der Begründung laſſe ſich nichts 
Gegenteiliges entnehmen, da die angezogene Stelle nur den Begriff 
des „Bereithaltens“ gegenüber dem früheren des „Vorfindens“ in 
8369 Abſ. 1 Ziff. 2 RStGGB. feſtlegen wolle. Das Geſetz habe alſo 
dreifach zum Ausdruck gebracht, daß zum Weſen des Bereithalten? 
ſein Zweck gehöre. Wo jenes räumliche Verhältnis geſchaffen ſei 
ohne den Zweck, die Geräte zum Meſſen oder Wägen im öffent⸗ 
lichen Verkehr zu verwenden, ſcheide der Begriff von vornherein aus, 
wie dies auch die DLG. Königsberg und Roſtock zutreffend an⸗ 
nehmen (vgl. SW. 1924, 5512; 3StW. 35, 232). Daß bei dieſer 
Auslegung der Schutz des Geſetzes zu kurz komme, könne nicht 
anerkannt werden. In den wirklich gefährlichen Fällen werde ſchon 
aus der äußeren Annäherung der Geräte an den öffentlichen Ver⸗ 
Kehr die Abſicht geſchloſſen werden können, ſie darin zu verwenden. 
Für einen ſog. Vermutungstatbeſtand, bei dem der Nachweis der 
geſetzwidrigen Abſicht durch gewiſſe äußere Umſtände erſetzt werde, 
beſtehe dagegen kein Bedürfnis; jedenfalls ſei er durch die vor⸗ 
liegenden Vorſchriften nicht geſchaffen. 

Dieſen Ausführungen gegenüber iſt zwar zuzugeben, daß zum 
„Bereithalten“ an ſich begriffsnotwendig der Zweck des Bereit⸗ 
haltens gehört, wie dies in ähnlicher Weiſe von Rſpr. und Schrift⸗ 
tum für den vom Geſetzgeber in den Nahrungsmittelgeſetzen ver⸗ 
wendeten Rechtsbegriff des „Feilhaltens“ als eines Zumverkauf⸗ 
ſtellens mit Verkaufsabſicht angenommen worden iſt (RGSt. 4, 
275; KG J. 23, C 57, 64; Stenglein⸗Schneidewin zu 83 
Leb Mitt. Anm. 11 a; vgl. auch z. B. § 31 Abſ. 2 WeinStG. v. 
8. April 1909, RGBl. 393). Gleichwohl kann den daraus von 
Stenglein für den Straftatbeſtand gezogenen Schlußfolgerungen 
nicht beigetreten werden. Die ſich aus den angeführten Erwägungen 
ergebende Auffaſſung, daß zur Beſtrafung nach den 88 6, 22 Maßd. 
notwendig als ſubjektives Moment das Merkmal der Abſicht des 
Täters hinzukommen müſſe, die Meßgeräte zum Meſſen und Wägen 
i. S. des 86 zu verwenden (vgl. insbeſ. auch OSG. Königsberg: 
JW. 1924, 5512), findet im Geſetze keine ausreichende Stütze. 

§ 12 Maßd. für die preußiſchen Staaten v. 16. Mai 1816 


Ferienſenat des OLG. Stuttgart, nach Erſcheinen der 5. Auflage 
von Stenglein, in ſeiner Entſch. v. 8. Aug. 1928, Tab 
Nr. 417/28, eingenommen. 

In dieſem Falle handelte es ſich gleichwie im obigen Tatfalle 
um landwirtſchaftliche Gewerbetreibende. 

Gerade für landwirtſchaftliche Betriebe aber iſt der ſeit 1912 
eingeführte Begriff Bereithalten, da er den ſtrengeren des Vor⸗ 
findens erſetzt, als eine beachtliche Erleichterung anzuſehen. Denn 
nunmehr dürfen auch landwirtſchaftliche Betriebe Meßgeräte un⸗ 
geeicht führen, wenn ſie dieſe ungeeichten Meßgeräte nach den be⸗ 
ſonderen Verhältniſſen ihres Wirtſchaftsbetriebes ausſchließlich zur 


(GS. 142) hatte beſtimmt, daß jeder, der irgendeine Ware für 
jedermann feilhalte, ſich beim Verkauf keines anderen als ge⸗ 
hörig geſtempelten Maßes und Gewichts bedienen dürfe; auch 
ſelbſt in ſeinem Laden oder in ſeiner Bude durfte er keine un⸗ 
geſtempelten Maße oder Gewichte haben. Durch die Übertretung der 
Vorſchrift war, wenn auch ſonſt keine Übervorteilung vorgefallen 
war, eine Polizeiſtrafe von 1 bis 5 Taler verwirkt. Zur Ergänzung 
dieſer Vorſchriften wurde in der Allerh. Kabinettsordre v. 28. Juni 
1827 (GS. 83) angeordnet, daß derjenige Warenverkäufer, in deſſen 
Beſitz oder Gebrauch ein ungeſtempeltes Maß oder Gewicht vor⸗ 
gefunden werde, außer der verwirkten Polizeiſtrafe auch die Kon⸗ 
fiskation des Maßes oder Gewichts erleide und mit der Behauptung 
des Privatgebrauchs in ſeiner eigenen Wirtſchaft zur Entſchuldigung 
nicht gehört werden ſolle. Nachdem ſich dieſe Vorſchriften nicht als 
ausreichend erwieſen hatten, die durchgängige Anwendung gleicher 
und richtiger Maße und Gewichte im Handel und Verkehr zu 
ſichern, war in der Kgl. VO., betr. die Verbindlichkeit zur An⸗ 
wendung geſtempelter Maße und Gewichte v. 13. Mai 1840 (GS. 
127) angeordnet worden, daß in allen Fällen, wo etwas nach Maß 
oder Gewicht verkauft werde, die im Inlande erfolgende Über⸗ 
lieferung nur nach preußiſch gehörig abgeſtempeltem Maße oder 
Gewichte zu geſchehen habe, und daß die Übertretung der Vorſchrift 
für jeden der Kontrahenten eine polizeiliche Geldbuße, auch die 
Konfiszierung der dabei gebrauchten ungeſtempelten Maße oder 
Gewichte zur Folge habe (§ 1). Ferner war in §2 beſtimmt, daß 
das in der Maß. v. 16. Mai 1816 ſowie in der Ordre v. 28. Juni 
1827 in Anſehung der Warenverkäufer enthaltene Verbot des 
Beſitzes oder Gebrauchs ungeſtempelter Maße oder Gewichte auf 
ſämtliche Gewerbetreibenden dergeſtalt Anwendung zu finden habe, 
daß dieſelben bei Vermeidung der darin vorgeſchriebenen Strafen 
kein ungeſtempeltes Maß oder Gewicht von der Art, wie es zum 
Ankauf oder Verkauf von Waren in ihrem Gewerbebetriebe diene, 
beſitzen oder gebrauchen dürften. 

Während mit dieſen Vorſchriften Strafnorm und Strafſatzung 
in engen Zuſammenhang zu einander gebracht worden waren, be⸗ 
ſchränkte ſich die an ihre Stelle tretende Maß O. für den Norddeutſchen 
Bund v. 17. Aug. 1868 (RGBl. 473) in Art. 10 auf den Ausſpruch, 
daß zum Meſſen und Wägen im öffentlichen Verkehr nur in Ge⸗ 
mäßheit dieſer Ordnung gehörig geſtempelte Maße, Gewichte und 
Waagen angewandt werden dürften, und überließ es der Straf⸗ 
geſetzgebung, für das Gebot einen ausreichenden Strafſchutz zu 
ſchaffen. Das geſchah durch die eine ſelbſtändige Strafnorm ent⸗ 
haltende Vorſchrift des § 369 Abſ. 1 Ziff. 2 RStGGB. Danach waren 
mit Geldſtrafe bis zu 100 RAM oder mit Haft bis zu vier Wochen 
ſtrafbar: Gewerbetreibende, bei denen zum Gebrauche in ihrem Ge⸗ 
werbe geeignete, mit dem geſetzlichen Eichungsſtempel nicht ver⸗ 
ſehene oder unrichtige Maße, Gewichte oder Waagen vorgefun⸗ 
den wurden, oder welche ſich einer anderen Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften über die Maß⸗ und Gewichtspolizei ſchuldig machten. Dieſe 
Rechtslage wurde auch nicht durch die die Maß O. vom Jahre 1868 ab⸗ 
ändernden Geſetze v. 11. Juli 1884 (RGBl. 115) und 26. April 
1893 (RGBl. 151) verändert. 

Das generelle Gebot, zum Meſſen und Wägen im öffentlichen 
Verkehr nur gehörig geſtempeltes Meßgerät anzuwenden, wurde 
auch in der neuen MaßO. v. 30. Mai 1908 ungeachtet der Auf⸗ 
nahme der Strafvorſchrift in § 22 beibehalten. Demgegenüber ent⸗ 
hält die letzterwähnte Vorſchrift mit der Hinzufügung: „Wer in 
Ausübung eines Gewerbes den Vorſchriften der 88 6ff. 
(d. h. der durch ſie geſchaffenen Rechtslage) zuwiderhandelt“, erſt 
die eigentliche Strafnorm. Mit dieſer Faſſung war, wie ſowohl die 
Begründung des Entwurfs v. 28. Nov. 1905 als auch insbeſ. der 
Bericht der 9. Kommiſſion über den Entwurf zweifelsfrei ergeben 
(Anlage III, RTDruckſ. Nr. 553 der 11. Leg Per. II. Seſſ. 1905/07), 
gegenüber dem bisherigen Rechtszuſtande eine Anderung lediglich 
inſofern beabſichtigt, als nicht ſchon der bloße Beſitz unter Strafe 
geſtellt ſein ſollte, ſondern erſt die Schaffung von Verhältniſſen, 
die erfahrungsgemäß nach Lage der Sache nicht anders als ein „Be⸗ 
reithalten“, d. h. eine Verwahrung mit der Abſicht der Verwendung 
zum Meſſen und Wägen im öffentlichen Verkehr zwecks Beſtimmung 
des Umfangs der Leiſtungen gedeutet werden können. Es war alſo 
lediglich eine Einſchränkung des in 8369 Abſ. 1 Ziff. 2 R StGB. 
für maßgeblich erachteten objektiven Befundes in äußerer Be⸗ 
ziehung beabſichtigt. Für die vorſtehende Auffaſſung, daß auch nach 
dem Geſetze vom Jahre 1908 ſchon ſtrafbar ſein ſollte, wer — 


Kontrolle innerwirtſchaftlicher Vorgänge (z. B. Feſtſtellung von Ernte⸗ 
erträgniſſen, von Fütterungsmengen, von Schlachtreife ſelbſt⸗ 
gezogenen und zu Eigenſchlachtungen beſtimmten Groß⸗ und Klein⸗ 
viehs), nicht aber in irgendeinem Zuſammenhange mit einem 
Rechtsgeſchäft (Verkauf, Tauſch, Naturalentgelt, Abgabe von Ware 
als Mitglied einer Genoſſenſchaft an dieſe, Kontrollwägungen) ver⸗ 
wenden, und wenn nicht gleichzeitig erwerbsgeſchäftliche Handlungen 
ſtattfinden, für die die Benutzung der gehaltenen ungeeichten Meß⸗ 
geräte zur Beſtimmung eines Umfangs von Leiſtungen möglich und 
wahrſcheinlich erſcheint. 
RegR. Dr. Drewitz, Berlin. 
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bewußt oder fahrläſſig — tatſächliche Verhältniſſe ſchafft, die nach 
Lage der Sache nicht anders als ein „Bereithalten“ ungeeichter Meß⸗ 
geräte zu den im 86 Maß. angegebenen Zwecken angeſehen wer⸗ 
den können, ſpricht auch der polizeiliche Präventivcharakter des 
Geſetzes (vgl. auch Stenglein⸗Schneidewin a. a. O. S. 693). 
Man hat ſomit erſichtlich auf den bereits in der VO. v. 16. Mai 
1816 verwirklichten Rechtsgedanken zurückgegriffen, daß Gewerbe⸗ 
treibende, die in ihrem Laden oder in ihrer Bude un⸗ 
geſtempeltes Meßgerät halten, der Beſtrafung verfallen ſollen. Nur 
ſo verſtanden wird man den Zwecken des Geſetzes gerecht, die darauf 
abzielen, daß der Benachteiligung der Allgemeinheit durch Ver⸗ 
wendung unrichtigen oder unrichtig gewordenen Meßgeräts vor⸗ 
gebeugt werden ſoll. Mit der Strafbarkeit jedweder Zuwiderhandlung 
gegen 86 in Ausübung des Gewerbes iſt auch der ſtrafbar, der gegen 
die durch dieſe Vorſchrift geſchaffene Rechtslage verſtößt, und ſolcher 
Verſtoß iſt bereits in der Schaffung eines Zuſtandes zu erblicken, 
der nach der Verkehrsauffaſſung nicht anders als ein „Bereit⸗ 
halten“ ungeeichten Meßgeräts angeſprochen werden kann. Daß 
der Verſtoß bewußt oder fahrläſſig begangen ſein muß, verſteht ſich 
nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen von ſelbſt. Im Hinblick auf 
die vorſtehenden Ausführungen hält auch der erk. Sen. an der be⸗ 
reits vom erſten StrSen. des KG. in feinem Urt. v. 9. Sept. 1924 
(1 8 809/24) niedergelegten Rechtsauffaſſung feſt, daß der ſich 
aus der Verbindung der 88 6, 22 mit einander ergebende Straf⸗ 
tatbeſtand bereits durch die bewußte oder fahrläſſige Herſtellung 
eines derartigen örtlichen oder räumlichen Verhältniſſes geſchaffen 
iſt, welches die Verwendung des ungeeichten Meßgeräts ermöglicht 
oder wahrſcheinlich macht (vgl. auch BayDbLG., Urt. v. 21. Juli 
1925: HöchſtRRſpr. 1926, 138/9, ſowie ZW. 1929, 958 18 und 
Anm. hierzu). 

Danach war zwar die Auffaſſung des AR. nicht zu billigen, 
daß nach der ſinngemäßen Auslegung des Geſetzes alte, unbrauch⸗ 
bare Waagen aus dem Betriebe entfernt werden müßten. Das wäre 
nur dann der Fall, wenn es das Geſetz bei der Regelung des auf⸗ 
gehobenen 8 369 Abſ. 1 Ziff. 2 R StGB. belaſſen hätte. Ebenſowenig 
Kann die Anſicht der Eichungsdirektion Berlin in ihrem bei den 
Akten befindlichen Schreiben v. 24. März 1929 für zutreffend er⸗ 
achtet werden, daß, wenn ein Landwirt, der von dem Ertrage ſeines 
Landes regelmäßig verkaufe, eine Waage beſitze, dieſe auch als eine 
„bereitgehaltene“ anzuſehen ſei, da er jederzeit in der Lage ſei, 
ſie zum Zuwiegen zu benutzen. 

Gleichwohl war dem Urt. 
beizutreten. 

Die Feſtſtellung, daß das ungeeichte Meßgerät (Dezimalwaage 
und Gewichte) in der Gerätekammer neben gefüllten Ge⸗ 
treideſäcken angetroffen wurde, ergab ungeachtet des Umſtandes, 
daß an der Waage das Gehänge fehlte, das erfahrungsgemäß nach 
Gebrauch abgehängt zu werden pflegt, um Mißbräuche ſeitens An⸗ 
geſtellter zu verhindern und ohne Mühe jeweils wieder herangeſchafft 
werden kann, daß der Angekl. eine Sachlage geſchaffen hatte, die 
nicht anders als ein Bereithalten der Waage zum Meſſen und 
Wägen im öffentlichen Verkehr, zu dem Zwecke, das nach Gewicht 
verkaufte Korn zu meſſen, angeſehen werden konnte. Daß der 
Angekl. dies bewußt getan hatte, kann nach den Urteilsgründen 
nicht zweifelhaft ſein. 

(KG., 4. StrSen., Urt. v. 24. Juni 1929, 4 8 75/29.) 
Hamburg. * - 

5. Kann neben einer Ordnungsſtrafe nach § 144 
BranntwMonG. auf Einziehung (8 128 daſelbſt) erkannt 
werden? 

Die Reviſion macht geltend, die Beſchlagnahme der Geräte ſei 
unzuläſſig, da, ſofern nur eine Ordnungswidrigkeit in Frage 
komme, eine Beſchlagnahme nicht ausgeſprochen werden könne. 
Dieſer Reviſionsangriff muß zu einem Erfolge führen. Das Branntw⸗ 
Mond. unterſcheidet zwiſchen vorſätzlicher Hinterziehung (8 119) 
und der Tätigkeit, die als Hinterziehung beſtraft werden ſoll 
($ 120). Wenn es in 8 121 weiter heißt, daß, wenn der Täter 
ohne den Vorſatz der Hinterziehung gehandelt habe, nur die Ord⸗ 
nungsſtrafe des § 144 Platz greifen ſolle, jo kann dem Wort⸗ 
laut dieſer Beſtimmung nicht entnommen werden, daß das Geſetz 
auch die Ordnungswidrigkeit als Hinterziehung angeſehen wiſſen 
will. Die Ordnungswidrigkeit iſt, ſoweit die objektiven Merk⸗ 
male der Hinterziehung vorliegen, nur ein Teil des vom Geſetz 
unter Strafe geſtellten Hinterziehungstatbeſtandes, da zur Hinter⸗ 
ziehung ſelbſt nach den Vorſchriften des Geſetzes der Vorſatz gehört. 

enn im 8 121 Abſ. 2 gejagt iſt, daß nur die Ordnungsſtrafe 
des $ 144 Platz greifen ſolle, jo ergibt ſich hieraus, daß die Ein⸗ 
ziehung bei Ordnungswidrigkeiten nicht zuläſſig ſein ſoll. Wäre 
beabſichtigt geweſen, die Einziehung, welche unker Umſtänden den 
Betroffenen ſchwerer als die Strafe ſelbſt treffen kann, auch bei 
Erlaß einer Ordnungsſtrafe zuzulaſſen, denn würde die Beſtim⸗ 
mung über die Einziehung hinter die Vorſchriften über die Ord⸗ 
nungsſtrafe geſetzt worden ſein, während ſie bereits im § 128 des 
Gef. behandelt iſt, ſich alſo mangels gegenteiliger Vorſchriften nicht 
ohne weiteres auf eine erſt im § 144 angeführte Beſtimmung be⸗ 
ziehen kann. Von Bedeutung iſt hierbei auch der Umſtand, daß die 


des Vorderrichters im Ergebniſſe 
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NAbgdoO., deren Vorſchriften über Strafrecht und Strafverfahren gem. 
88 147—149 BramtwMoncg. zwar nur mit Einſchränkungen für 
anwendbar erklärt ſind, deren Tendenz jedoch auch zur Auslegung 
anderer einſchlagiger Geſetze herangezogen werden kann, eine Ein⸗ 
ziehung bei Ordnungswidrigkeiten nicht kennt. Dieſer in der 
RAbgO. zutage getretenen Anſchauung gegenüber kann die Tate 
ſache, daß im TabStG. v. 30. Okt. 1923 i. d. Faſſ. v. 10. Aug. 
1925 die Einziehung nicht vorſchriftsmäßig verpackter und be⸗ 
zeichneter und nicht mit den erforderlichen Steuerzeichen verſehener 
tabakſteuerpflichtiger Erzeugniſſe auch ohne das Vorliegen einer 
ſtrafbaren Handlung eingezogen werden können ($ 80), nicht von 
ausſchlaggebender Bedeutung fein, ſchon weil das TabSt®., wenn 
es auch eine Einziehung ohne Rückſicht darauf, ob gegen eine be⸗ 
ſtimmte Strafverfolgung eingetreten iſt, kennt, dieſe doch auf be⸗ 
ſtimmte tabakſteuerpflichtige Erzeugniſſe, deren Antreffen im freien 
Verkehr fiskaliſchen Intereſſen widerſtreitet, beſchränkt. Demnach 
iſt die Einziehung der Geräte, vom Vorderrichter unrichtig als 
„Beſchlagnahme“ bezeichnet, zu Unrecht ausgeſprochen. 
(OLG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 6. Juni 1929, R II 96/29.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 
* 


6. Im Verhältnis zum Tabakſteuergeſetz find deſſen 
Material⸗ und Ausgleichſteuervorſchriften kein „anderes 
Geſetz“ i. S. 8 77 Abſ. 1 TabStG. 

Der Angel. iſt u. a. verurteilt, weil er die auf den Tabak⸗ 
erzeugniſſen ruhende Tabakſteuer und die auf den Zigaretten ruhende 
Ausgleichſteuer hinterzogen habe (88 9, 10, 101 TabStG.) 

Die Reviſion des Nebenkl. (des Hauptzollamts Bremerhaven) 
rügt, daß nicht auf eine beſondere Ausgleichshinterziehungſteuerſtrafe 
erkannt ſei. 

Die Reviſion ſtützt ſich auf $ 771 TabSt®., welcher beſtimmt, 
daß dann, wenn eine Steuerzuwiderhandlung mit einer nach „einem 
anderen Geſetz“ ſtrafbaren Handlung zuſammentrifft, die in beiden 
Geſetzen angedrohten Strafen nebeneinander zu verhängen ſind. Das 
LG. hat dieſe Vorſchrift nicht für anwendbar erachtet, da die Aus⸗ 
gleichſteuervorſchriften nicht als ein „anderes Geſetz“ i. S. 8 77 
Abi. 1 TabStG. angeſehen werden könnten. Daraus allein, daß die 
Vorſchr. des § 77 Abſ. 2 TabStG., welche von einer Anwendung 
mehrerer Strafvorſchriften des TabStG. auf dieſelbe Handlung ſpricht, 
zu einer Zeit entſtanden ſei, wo es weder eine Material⸗ noch eine 
Ausgleichſteuer gegeben habe, und daß die Ausgleichſteuer durch 
88 100 ff. TabStG. eine ſtrafrechtliche Sonderbehandlung erfahren 
habe, könne ein berechtigter Grund für die Annahme nicht ent⸗ 
nommen werden, daß ſich § 77 Abſ. 2 TabStG. nicht auf die Ma⸗ 
terial⸗ und Ausgleichſteuervorſchriſten beziehe. Die Vorſchriften der 
Material- und Ausgleichſteuer ſtellten ſich ſchon rein äußerlich dadurch 
als Ergänzung des TabStG. dar, daß die Numerierung der Para⸗ 
graphen des TabStG. in ihnen fortgeſetzt werde. Dieſen Ausfüh⸗ 
rungen des landgerichtlichen Urteils ſchließt ſich das Rev. an. 
Die Materialſteuer iſt durch Geſ. v. 10. Aug. 1925 (RGBl. 244) 
in das TabStG. eingefügt worden. Die Tabakfteuer iſt eine nach 
dem Kleinverkaufspreiſe bemeſſene Fabrikationsſteuer, daneben wird 
der Rohtabak mit einer Materialſteuer belegt. Da bei den vom 
Ausland eingeführten Zigaretten die Materialſteuer in Wegfall 
kommt, fo iſt für fie in § 101 TabStG. die Ausgleichſteuer einge- 
führt worden. Dieſe nachträgliche Anderung der ſteuerrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen iſt von vornherein in Ausficht genommen, fo daß fie 
als nachträgliche Ergänzung in das beſtehende Geſetz planmäßig 
hineingenommen iſt und auch ſchon aus dieſem Grunde nicht als ein 
„anderes Geſetz“ angeſehen werden kann (Komm. z. TabStG. von 
Arlt, 1926, S. 146, 160, 162). Die in der Ztſchr. für Zölle und 
Gebrauchsſteuern v. 15. Aug. 1927, S. 317, angeführte gegenſätzliche 
Anſicht ſcheint dem Revcz. gegenüber den angeführten Gründen 
nicht überzeugend zu fein. 

(OG. Hamburg, StrSen., Urt. v. 15. April 1929, R II 65/29.) 
Mitgeteilt von SenPräſ. Dr. Griſebach, Hamburg. 


B. Arbeitsgerichte. 
Reichs arbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 

1. 8 20 SchwBeſchG. Bewilligung der Gleich- 
ſtellung mit Schwerbeſchädigten wirkt erſt vom Erlaß des 
Rentenbeſcheides an. Verwaltungsbehörden ſind an 
ihre Anordnungen grundfägli nicht gebunden, ſondern 
können fie abändern oder zurücknehmen. 7) 

Dem Kl., der als Poſtaushelfer bei dem Telegraphenamt in 
B. beſchäftigt war, wurde am 2. Febr. 1926 durch einen ein⸗ 


Zu 1. Vgl. hierzu auch R.: JW. 1923, 7525 mit Anm. 
Stillſchweig. 
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geſchriebenen, an demſelben Tage zur Poſt gegebenen Brief zum 
2. März 1926 gekündigt. Der Tag, an dem das Kündigungs⸗ 
ſchreiben zur Poſt geliefert iſt, gilt nach den Beſtimmungen des 
für das Arbeitsverhältnis maßgebenden TarVertr. für die Arbeiter 
im Bereiche der Deutſchen Reichspoſt v. 31. März 1924 als Kün⸗ 
digungstag. Nach Ablauf der Kündigungsfriſt hat der Kl. ſeine 
Tätigkeit bei der Bekl. eingeſtellt. 

Ebenfalls am 2. Febr. 1926 erging eine Entſch. der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle in Münſter i. W., die den Kl. i. S. des § 20 Schw⸗ 
Beſchc. bis zum Abſchluſſe eines von ihm anhängig gemachten 
Rentenverfahrens, ſpäteſtens bis zum 1. Febr. 1927 den Schwer⸗ 
beſchädigten gleichſtellte. Ihm ſelbſt ging die Entſch. einige Tage 
ſpäter, der Oberpoſtdirektion am 12. Febr. 1926 zu. Kl. meint, 
damit ſei bereits zu der Kündigung v. 2. Febr. 1926 die Zu⸗ 
ſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle erforderlich geweſen, da ſie nicht 
eingeholt ſei, ſei die Kündigung nicht rechtswirkſam, das Arbeits⸗ 
verhältnis beſtehe alſo fort. 

Er hat zunächſt bei dem LG. Bielefeld ſeinen Lohn für die 
Zeit vom 1. Mai bis 31. Dez. 1926 eingeklagt. Das die Bekl. 
zur Zahlung verurteilende Erkenntnis dieſes Gerichts iſt durch das 
OLG. Hamm beſtätigt und rechtskräftig geworden. Da die Bekl. 
weitere Zahlungen verweigerte, hat Kl. nunmehr bei dem ArbG. 
forte . Feſtſtellung erhoben, daß das Dienſtverhältnis noch 
orkbeſtehe. 

Die Klage iſt abgewieſen. Im Einverſtändnis der Bekl. hat 
Kl. unter übergehung der BerInſt. Reviſion eingelegt. Sie wurde 
zurückgewieſen. 

Im Verfahren vor dem ArhG. hatte der Kl. die Auffaſſung 
vertreten, im Vorprozeſſe ſei bereits rechtskräftig entſchieden, daß 
die am 2. Febr. 1926 erklärte Kündigung rechtsunwirkſam ge⸗ 
weſen ſei. Das Arbch. hat dieſen Standpunkt abgelehnt, da dieſe 
Unwirkſamkeit nur in den Gründen des Urteils ausgeſprochen und 
fomit nur ein Beſtandteil dieſer geworden fei, auf den ſich die 
Rechtskraftwirkung nicht erſtrecke. Dieſer Auffaſſung, die der Vor⸗ 
ſchrift des 8 322 Abſ. 1 ZPO. entſpricht und einen Rechtsverſtoß 
nicht erkennen läßt, ſtehen Bedenken acht entgegen. 

Die Kündigung ſelbſt hält da» ArbG. für rechtswirkſam. 
Die Entſch. der Hauptfürſorgeſtelle ſei zwar auch am 2. Febr. 
1926 ergangen, ſie habe aber nur rechtserzeugende Natur und 
damit keine rückwirkende Kraft. Ihre Wirkſamkeit habe erſt mit 
der Bek. an den Kl. eingeſetzt, bis dahin habe ſie lediglich einen 
internen Akt der zuſtändigen Behörde dargeſtellt, den dieſe noch 
zurückzunehmen in der Lage geweſen ſei. Da dieſe Bek. an den 
Kl. erſt einige Tage nach dem 2. Febr. 1926 erfolgt ſei, habe 
ſie die Wirkung der Kündigung nicht wieder beſeitigen können. 

Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. 

Die Rechtswirkſamkeit der Kündigung könnte nur dann in 
Zweifel gezogen werden, wenn der Kl. im Augenblicke ihrer Er⸗ 
Klärung die Eigenſchaft eines Schwerbeſchädigten bereits beſeſſen 
hätte oder einem ſolchen gleichgeſtellt geweſen wäre. Dies könnte, 
da er bis dahin nicht Schwerbeſchädigter war, nur durch die Entſch. 
der Hauptfürſorgeſtelle geſchehen ſein. Es fragt ſich alſo, zu 
welchem Zeitpunkte ihre Wirkung eingetreten iſt, ob ſofort mit 
ihrem Erlaſſe am 2. Febr. 1926 oder erſt mit der Mitteilung 
an den Kl. einige Tage ſpäter. Ob die Bekl. von dieſer ſeiner 
Eigenſchaft im Augenblicke der Kündigung Kenntnis gehabt hätte, 
käme nach RArbG. 1, 891)) nicht in Betracht. 

Der Kündigungsſchutz des SchwBeſchch. kommt nur den Per⸗ 
ſonen zu, die i. S. des 8 3 a. a. O, als Schwerbeſchädigte an⸗ 
zuſehen ſind. Ihnen gleichgeſtellt ſind diejenigen, denen die Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle auf Grund des 8 20 a. a. O. bis zur rechtskräftigen 
Feſtſetzung der Rente die Gleichſtellung mit den Schwerbeſchädigten 
bewilligt hat, wie dies hier betreffs des Kl. geſchehen iſt. Mit der 
Frage, wann und von welchem Zeitpunkte ab eine Perſon die 
Eigenſchaft eines Schwerbeſchädigten i. S. des 8 3 beſitzt, hat ſich 
das AUG. in RUE. 3, 49 bereits eingehend befaßt. Es iſt 
dort zu dem Ergebnis gelangt, daß ſich aus der Entſtehungs⸗ 
geſchichte des Geſ. und gerade aus feinen 8 20 ergebe, daß bis 
zur Feſtſetzung der Rente der Schutz des Gef. nicht beſtehe, daß 
erſt der Erlaß des Rentenbeſcheides den Schutz des Gef. aus⸗ 
zulöſen vermöge. Ob die Rechtskraft des Beſcheides zu fordern 
ſei, hat das RArbcz. als für den damaligen Fall unerheblich 
dahingeſtellt ſein laſſen. Aus feiner Entſch. ergibt ſich aber, daß 
die Feſtſetzung der Rente und ebenſo die Gleichſtellung mit Schwer⸗ 
beſchädigten nur rechtserzeugende Wirkung haben, wie dies auch 
das LArbcz. angenommen hat. 

Es fragt ſich danach, ob die Entſch. der Hauptfürſorgeſtelle 
ſofort mit ihrem Erlaſſe den Kl. einem Schwerbeſchädigten gleich⸗ 
geſtellt hat oder ob es hierzu noch der Bekanntgabe der Entſch. 
an den Kl. bedurfte. Das NABÖ. bejaht dieſes Erfordernis. 
Grundſätzlich it davon auszugehen, daß Verwaltungsbehörden an 
ihre Anordnungen nicht gebunden, ſondern berechtigt ſind, ſie zu⸗ 
rückzunehmen oder abzuändern (RG. 106, 145 2)). Wenn dieſer 


1) JW. 1928, 1243. 
2) JW. 1923, 752 mit Anm. Stillſchweig. 
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Grundſatz auch zahlreichen Ausnahmen unterliegt, fo gilt er auf 
jeden Fall mindeſtens ſo lange, als die Anordnung ſich noch als 
eine interne Angelegenheit der betreffenden Behörde darſtellt, von 
ihr zurückgehalten, abgeändert oder ganz wieder aufgehoben wer⸗ 
den kann. Eine Wirkung für oder gegen Dritte kann ſie erſt dann 
auslöſen, wenn ſie den Beteiligten oder ſonſtwie nach außen hin 
bekanntgegeben iſt. Damit rechnet auch das ShmBefd;., das in 
8 21 Abſ. 1 gegen Anordnungen und Entſcheidungen der Haupt⸗ 
fürſorgeſtelle die Beſchwerde zuläßt, in Abſ. 2 ſogar die Zuſtellung 
der eine Kündigung betreffenden Entſch. vorſchreibt. 

Hiernach war der Erlaß der Entſch. der Hauptfürſorgeſtelle 
v. 2. Febr. 1926 nicht geeignet, die an demſelben Tage erklärte 
ordnungsmäßige Kündigung irgendwie in Frage zu ſtellen. War 
aber die Kündigung im Augenblicke ihrer Erklärung ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle zuläſſig, fo war die einige Tage 
ſpäter an den Kl. erfolgte Bek. der Entſch. nicht mehr imſtande, 
ihre Wirkung zu beſeitigen. Das Dienſtverhaltnis endete daher 
mit dem Ablaufe der Kündigungsfriſt. 

(RAG., Urt. v. 20. Febr. 1929, RAG 306/28. — Minden.) [O.] 


* 


2. 8 234 ZPO. Die Friſt beginnt von dem Tage an 
zu laufen, da der Prozeßbevollmächtigte durch ſeine Schuld 
keine Kenntnis von dem Hindernis bekommen hat. Pflicht 
des Anwalts, ſich nach dem Eingang der Berufungsſchrift 
zu erkundigen, falls innerhalb angemeſſener Friſt Ter⸗ 
min nicht anberaumt wird. f) 

Der Kl. war ebenſo wie die Maurer H. und B. auf einer Bau⸗ 
ſtelle in D. beſchäftigt. Alle drei haben jeder für ſich Klagen auf 
Schadenserſatz erhoben, die durch Urteil des ArbG. abgewieſen worden 
find. Die Urteile wurden an ihren Prozeßbevollmächtigten am 5. April 
1928 zugeſtellt. Am 18. April 1928 legte RA. Dr. G. für den 
Kl. H. Berufung ein. Im erſten Verhandlungstermine v. 30. Mai 
erging Urteil. Die Zuſtellung an RA. G. erfolgte am 18. Juni 1928. 

Am 24. Sept. beantragte RA. Dr. G., auch in den Sachen B. 
und des Kl. Termin anzuberaumen, in denen er ebenfalls am 
17. April 1928 Berufung eingelegt habe. Am 28. Sept, teilte ihm 
der Vorſitzende mit, daß von dieſen Berufungen nichts bekannt jet. 
Dieſe Mitteilung ging RA. Dr. G. am 2. Okt. zu. 

Mit Schriftſatz v. 4. Okt. — eingegangen am 6. Okt. — be⸗ 
antragte nunmehr RA. Dr. G. unter gleichzeitiger Einlegung der Be⸗ 
rufung Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. Er machte geltend: 
Ausweislich feiner Handakten befänden ſich bei dieſen drei Berufungs⸗ 
ſchriften für alle drei Sachen, die völlig übereinſtimmten und am 
Schluſſe die Bitte um Aktenüberſendung zwecks Einſichtnahme ent⸗ 
hielten. Es ſeien daraufhin nur die Akten H. an ihn überſandt worden. 
Da ſich in ihnen die Beweisprotokolle befunden hatten, auf die auch 
in den anderen Urteilen Bezug genommen geweſen ſei, mithin ihre 
Einſichtnahme die der anderen Akten erübrigt habe, habe er an⸗ 
genommen, aus dieſem Grunde ſeien nur die Akten H. überſandt 
worden. Daraus, daß nur in der Sache H. Termin beſtimmt worden 
ſei, habe er auf einen Verluſt der beiden anderen Berufungsſchriften 
nicht ſchließen können, gerade aus der Terminsbeſtimmung habe ſich 
der Eingang der in einem Einſchreibebrief überſandten Berufungs⸗ 
ſchriften ergeben. Er habe angenommen, das LArbcG. wolle aus Zweck⸗ 
mäßigkeitsgründen und im Intereſſe der Koſtenerſparnis zunächſt nur 
über einen der drei gleichen Fälle verhandeln. Mit einer Erinnerung 
habe er deshalb bis zur rechtskräftigen Entſch. und dann noch jo 
lange gewartet, bis ſich durch die Vollſtreckung gezeigt habe, ob die 
Urteilsſumme beizutreiben ſei. Auf den Gedanken, daß von den in 
einem Umſchlage abgeſandten Berufungsſchriftſätzen einer eingegangen 
ſei, die beiden anderen aber nicht, habe er nicht kommen können. 
Davon habe er erſt durch das Schreiben des Vorſitzenden Kenntnis 
erhalten, ein Verſchulden treffe ihn nicht. Die Berufungsſchriftſätze 
müßten auf der Gerichtsſchreiberei in Verluſt geraten ſein. 

Er legte auch eine eidesſtattliche Verſicherung ſeines Büro⸗ 
vorſtehers bei, wonach am 17. April 1928 ein Einſchreibebrief an das 
LArbG. Elberfeld abgegangen fei, der nach dem Portobuch mit 60 Pf. 
frankiert geweſen ſei, alſo mehr als eine Berufungsſchrift enthalten 
haben müſſe. Er wiſſe beſtimmt, daß in allen drei Sachen damals 
Berufungsſchriften gefertigt worden ſeien und glaube ſich beſtimmt zu 
erinnern, daß alle drei in einem Umſchlag verſchloſſen zur Poſt ge⸗ 
geben worden ſeien. 

Das LALbG. hat den Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen 
Stand abgelehnt und die Berufung als unzuläſſig verworfen. Mit der 


Zu 2. Es handelt ſich bei dem Erkenntnis nur um die Aus⸗ 
legung des 8234 ZPO. Was es dazu bemerkt, ſcheint mir durch⸗ 
aus beifallswert: das Hindernis für die in 8 233 erwähnten Rechts⸗ 
verfolgungsakte iſt dann objektiv gehoben, wenn die Partei bzw. ihr 
Vertreter von der Sachlage Kenntnis nehmen konnten; haben 
ſie von dieſer vorhandenen Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht, ſo 
liegt fortan nur noch ein ſubjektives Hindernis vor, deſſen 
Folgen ſie ſinngemäß nicht auf die Umwelt abwälzen können; der 
„Zufall“ iſt, um mit 8233 zu reden, nicht mehr unabwendbar. 

Geh. IR. Prof. Dr. P. Oertmann, Göttingen. 
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Rev. beantragt der Kl. unter Aufhebung dieſes Urteils die Bekl. 
zur Zahlung von 350 RAM zu verurteilen, evtl. ihm Wiedereinſetzung 
zu gewähren und die Sache zur Verhandlung und Entſcheidung an 
das LArbG. zurückzuverweiſen. 

Das LArbG. hält für hinreichend glaubhaft gemacht, daß der 
Prozeßbevollmächtigte des Kl. die Berufung in allen drei Sachen 
einlegen wollte und die Berufungsſchrift ſchriftlich abgefaßt hat. 
Nicht ausreichend glaubhaft erſcheint ihm hingegen, ob ſie auch 
alle zuſammen abgeſandt worden ſind. Inſoweit treffe den Prozeß⸗ 
bevollmächtigten aber kein Verſchulden, es könne einem Rechtsanwalt 
nicht zugemutet werden, auch noch die ordnungsmäßige Verſendung 
der Schriftſtücke zu überwachen. Inſofern liege ein unabwendbarer 
Zufall vor. Aber die Unkenntnis habe aufgehört unverſchuldet zu 
ſein. Gegenüber den die Beſchleunigung des Verfahrens anordnenden 
Vorſchriften der 88 66, 9 Abſ. 3 ArbGG., die tatſächlich gehandhabt 
würden, ſei die Annahme des Prozeßbevollmächtigten, das LArbch. 
wolle nur den einen Fall entſcheiden, bedenklich. Dies gelte noch 
mehr für den Umſtand, daß er ſich am 30. Mai bei der Urteils⸗ 
verkündung in Sachen H. nach dem Schickſal der anderen Sachen 
nicht erkundigt habe. Unentſchuldbar und fahrläſſig ſei ſein Verhalten, 
nachdem das Urteil rechtskräftig geworden und er die Feſtſetzung der 
Koſten am 24. Juli beantragt habe. Damals hätte ihm ſeine An⸗ 
nahme betreffs der Nichtbeſtimmung des Termins bedenklich erſcheinen, 
er hätte das Schickſal der anderen Sachen klären müſſen und nicht auf 
fi) beruhen laſſen dürfen. Die Friſt des 8234 ZPO. habe mindeſtens 
am 24. Juli zu laufen begonnen, ſie ſei zur Zeit ſeiner Anfrage 
v. 25. Sept. bereits abgelaufen geweſen. 

Das LArbG. ſieht, wie erwähnt, als glaubhaft gemacht an, 
daß die Berufungsſchriftſätze von dem Prozeß bevollmächtigten des Kl. 
angefertigt worden ſind und daß er beabſichtigt hat, ſie bei Gericht 
einzureichen. Hingegen verneint es, daß Kl. glaubhaft gemacht habe, 
daß ſie auch tatſächlich an das Gericht abgeſandt worden ſind. Damit 
lehnt es aber auch die Annahme, daß ſie etwa bei Gericht ein⸗ 
gegangen ſeien, klar und deutlich ab. Dieſe tatſächliche Feſtſtellung 
iſt für das Rev. bindend. 

Das LArbch. hat ſodann einen unabwendbaren Zufall zugunſten 
des Prozeßbevollmächtigten des Kl. angenommen, ſoweit die Ab⸗ 
ſendung der Berufungsſchriften in Frage kommt. Folgerichtig hat es 
damit auch den Nichteingang bei Gericht als entſchuldbar angeſehen 
und einen Grund der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen 
die Verſäumung der Friſt an ſich für gegeben erachtet. Es blieb aber 
dann noch zu prüfen, ob der Antrag auf Wiedereinſetzung innerhalb 
der Friſt des § 234 ZPO. geſtellt worden war. Hier geht nun das 
LArbGh. zutreffend von der Anſicht aus, daß die Friſt von zwei Wochen 
nicht erſt von dem Tage ab läuft, an dem der Prozeßbevollmächtigte 
von dem Hindernis Kenntnis erhalten hat, ſondern bereits von dem 
Tage ab, da er durch ſeine Schuld von ihm keine Kenntnis bekommen 
hat. Wenn es von dieſem Geſichtspunkte aus erwägt, das Verhalten 
des Prozeß bevollmächtigten des Kl. gegenüber der Nichtbeſtimmung 
eines Verhandlungstermines und gegenüber der mündlichen Verhand⸗ 
lung in Sachen H. ſei ſchon bedenklich, auf alle Fälle habe er ſich 
nach dem Schickſal der anderen beiden Sachen erkundigen müſſen, 
nachdem das Urteil in Sachen H. rechtskräftig geworden ſei, in der 
Unterlaſſung dieſer Erkundigung liege ein Verſchulden, ſo iſt in dieſen 
Ausführungen ein Rechtsirrtum nicht zu erkennen. Von dieſem Zeit⸗ 
punkte ab ſetzt die verſchuldete Unkenntnis des Prozeßbevollmächtigten 
ein und von ihm ab, dem 24. Juli, begann die Friſt des 234 ZRD. 
zu laufen. Mit Rückſicht hierauf iſt der erſt im Oktober geſtellte 
Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand verſpätet. 

(RATE, Urt. v. 29. Mai 1929, RAG 643/28. — Elberfeld.) [A.] 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reid). 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


1. Reichs abgabenordnung. 


1. 88 68, 69, 204 RA bg O. Auch wer eine Rechtsmittel⸗ 
ſchrift als gewöhnlichen Brief abſendet, handelt nicht ſchuld⸗ 
haft i. S. 8 68 RAbgdO. Die beim eingeſchriebenen Briefe 
erfolgende Beurkundung der Auflieferung bildet nur ein 
beſonderes wirkſames Beweismittel, um die Vorbehörde 
von der Tatſache der Auflieferung zu überzeugen. Der nach 
Auflieferung erfolgende Verluſt des Briefes kann dem Ab⸗ 
ſender nicht als „Verſchulden“ zugerechnet werden. 

Das urſprüngliche, nach der Behauptung der Beſchw§. recht⸗ 
zeitig (28. Febr. 1928; Friſtablauf 15. März 1928) abgeſandte, 
die Berufung enthaltende Schriftſtück iſt nach der Feſtſtellung der 
Vorbehörde beim Fin A. nicht eingegangen. Die Berufung der 
BeſchwF. iſt deshalb wegen Friſtverſäumnis als unzuläſſig ver⸗ 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


worfen worden. Die BeſchwFß. bekämpft mit den bereits dem 
Fincher. gegenüber vorgebrachten Gründen die Annahme der 
Verſpätung und die Ablehnung einer Nachſichtsgewährung. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Die Vorbehörde verkennt inſoweit den Begriff des „Ver⸗ 
ſchuldens“ im 8 68 NAbgD., als das FinGer., ohne auf die von 
der BeſchwF. angebotenen Beweiſe der ordnungsmäßigen und 
rechtzeitigen Abſendung des bei der Behörde nicht eingegangenen 
Berufungsſchreibens überhaupt einzugehen, eine Verletzung der 
pflichtgemäßen Sorgfalt darin ſieht, daß die Sendung nicht ein⸗ 
geſchrieben oder in ſonſtiger, eine möglichſt weitgehende Sicherung 
gegen Verluſt gewährender Weife erfolgt iſt. Es ſcheint 
hierbei der Gedanke einer Haftung für den Verluſt vorherrſchend 
zu ſein: Das wäre nicht richtig. Auch der eingeſchriebene 
Brief kann genau ſo wie der gewöhnliche Brief auf der 
Poſt oder ſpäter verlorengehen. Die Sicherheit der Beförderung 
hängt nicht von den Maßnahmen des Abſenders ab. Dieſer trägt 
inſofern die ganze Gefahr der Verſendung — ohne daß es auf ein 
Verſchulden irgendeiner Perſon überhaupt ankame —, als erſt mit 
Eingang des Schriftſtücks das Rechtsmittel als eingelegt gilt (8 234 
Abſ. 1 RAbgoO.). Wenn nun Härten dieſer Haftung durch Nach⸗ 
ſichtsgewährung ausgeglichen werden ſollten und das Geſetz dabei 
auf das Verſchulden des Pflichtigen abſtellt, ſo kann in der Be⸗ 
nutzung der Poſt an ſich niemals, auch bei amtlich nicht regiſtrierter 
Sendung, ein ſolches Verſchulden geſehen werden. Nur das Ver⸗ 
halten des Steuerpflichtigen ſelbſt bis zur Aufgabe zur Poſt kann 
eine ſchuldhafte Säumnis in ſich ſchließen. 

Eine ganz andere Frage iſt es, ob im Einzelfall ein Schreiben 
überhaupt bis zur Poſt gelangt iſt. Es iſt dies eine reine Tat⸗ 
ſachenfeſtſtellung. Die Steuerbehörde kann dem Pflichtigen auch 
ohne jede Beweiserhebung die behauptete Ablieferung glauben. 
Dann wird grundſätzlich Nachſichtsgewährung mangels eines Ver⸗ 
ſchuldens des Pflichtigen am Nichteingang der Sendung geboten 
ſein. Die Behörde kann aber ebenſogut Beweiſe für ſolche Be⸗ 
hauptung verlangen. Und wenn ſie dies in weitem Umfang macht, 
weil der Verſuch von ſeiten des Pflichtigen nicht von der Hand zu 
weiſen iſt, das ſchuldhafte Vergeſſen der Abſendung durch die ein⸗ 
fache Behauptung erfolgter Abſendung zu verdecken, ſo erſcheint 
das Verlangen durchaus gerechtfertigt. Ein beſonders geeigneter 
Beweis iſt die von der Poſt gelegentlich der Aufgabe einer „Ein⸗ 
ſchreibe“C-Sendung ausgefertigte Urkunde über die Auflieferung. 
(Daß man mit Hilfe des Einſchreibeverfahrens auch die Aus⸗ 
lieferung des Schreibens an die Behörde ermitteln kann, ſpielt 
hier keine Rolle; denn wenn der Eingang bei der Behörde tat⸗ 
ſächlich feſtſteht, das Schriftſtück alſo erſt im Geſchäftsgang der 
Behörde abhanden gekommen ſein kann, iſt die Einlegung, Friſt⸗ 
zeitigkeit des Einganges vorausgeſetzt, ordnungsmäßig erfolgt 
und kommt Nachſichtsgewährung nicht in Frage.) Der Nachweis 
der Aufgabe zur Poſt kann aber auch auf andere Weiſe erbracht 
werden, z. B. durch Auskunftsperſonen; dabei iſt es wiederum 
Sache des Gerichts bzw. der Behörde, über die Glaubwürdigkeit 
der Ausſagen und anderer Beweismittel ſowie über deren Er⸗ 
heblichkeit zu entſcheiden. Nur in dieſem Sinne iſt das Urt. in 
StW. 1922 Nr. 868 (Spalte 879/80), auf das die Vorbehörde im 
Laufe des Verfahrens Bezug nimmt, aufzufaſſen. Das Vorder⸗ 
urteil läßt nun irgendeine Feſtſtellung darüber, ob die Vorbehörde 
der BeſchwF. die behauptete Aufgabe zur Poſt glaubt oder nicht, 
vermiſſen. Da die Beſchw§. Beweiſe in Form des Portobuchs und 
von Auskünften Angeſtellter angeboten hat, die nicht ohne weiteres 
als völlig unerheblich anzuſprechen ſind, hätte die Vorbehörde 
auch zu ihnen Stellung nehmen müſſen. 

Die Vorentſcheidung iſt ſomit wegen der Möglichkeit irriger 
Auslegung des Begriffs Verſchuldens (8 68 RAbgD.) bzw. wegen 
(ausreichend gerügter) ungenügender Sachaufklärung (8 204 RAbgd.) 
aufzuheben und die nicht ſpruchreife Sache iſt an die Vorbehörde 
zur weiteren Prüfung zurückzuverweiſen. 

(RF ., 6. Sen., Urt. v. 4. Sept. 1929, VI A 459/29.) 
* 


& 2. 8211 Abi. 3 Satz 2. Rechtswirkſamkeit der VD. 
v. 21. Juni 1929 (RM Bl. 1929, 426 Nr. 6) über die Verein⸗ 
fachung bei der Zuſendung von Steuer- und Feſtſtellungs⸗ 
beſcheiden. 

Die Rechtsbeſchwerde, in der der Antrag auf Nachſichts⸗ 
erteilung wiederholt und die Veranlagung als zu hoch angegriffen 
wird, iſt nicht gerechtfertigt. Der Steuerbeſcheid iſt allerdings 
auf Grund einer Verwaltungsanordnung des RM. dem 
Beſchw§. ſtatt durch förmliche Zuſtellung durch einfachen Brief 
bekanntgegeben worden. Wie der RF. in ſtändiger Rſpr. erkannt 
hat (vgl. Urt. v. 15. Mai 1929, VIA 161/29), konnte der RZ M. 
auf Grund der ihm durch die NotVO. v. 11./18. Okt. 1923 
(RGBl. I, 939/79) erteilten Ermächtigung eine ſolche einfachere 
Form der Bekanntgabe nicht durch eine zur Kundmachung nach 
außen nicht beſtimmte bloße Verwaltungsanordnung zulaſſen. Zu 
einer derartigen Geſetzesänderung iſt vielmehr der Erlaß einer 
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Rechtsverordnung nötig. Eine ſolche iſt nunmehr am 21. Juni 
1929 ergangen. Sie iſt im RMBl. 1929, 426 unter Nr. 6 vor⸗ 
ſchriftsmäßig bekanntgemacht. Nach ihrem § 3 tritt fie mit Wir⸗ 
kung v. 1. Aug. 1927 ab in Kraft. Nach dem Wortlaut und dem 
Zwecke der dem RF M. gegebenen geſetzlichen Ermächtigung, den 
Geſchäftsgang der Find. zu vereinfachen und zu erleichtern, be⸗ 
ſtehen keine Bedenken gegen die rückwirkende Kraft der Rechts⸗ 
VO. Hiernach hat im vorliegenden Falle mit der Bekanntgabe des 
Steuerbeſcheides durch einfachen Brief die Rechtsmittelfriſt zu 
laufen begonnen, jo daß der erſt am 9. Okt. 1928 beim Find. 
eingegangene Einſpruch verſpätet eingelegt iſt. 
(RFH., 6. Sen., Urt. v. 10. Juli 1929, VIA 817/29.) 


* 


3. 5 198 RAdgD. Zur Durchführung einer Buch⸗ und 
Betriebsprüfung bei einer Aktiengeſellſchaft kann das 
Fin A. von dem Vorſitzenden des Aufſichtsrats der Geſell⸗ 
ſchaft die Vorlage eines Treuhandberichts auch dann ver⸗ 
langen, wenn der Bericht der Treuhandgeſellſchaft zurück⸗ 
gegeben worden iſt. f) 

Zur Durchführung einer Buch⸗ und Betriebsprüfung bei dem 
Gußſtahlwerk A. wurde der BeſchwF. in feiner Eigenſchaft als Vor⸗ 
ſitzender des Aufſichtsrats dieſer Geſellſchaft von dem Fin A. unter 
Strafandrohung aufgefordert, den Bericht der Treuhandgeſellſchaft 
für das Geſchäftsjahr 1926/27 vorzulegen. Die Beſchwerde blieb 
erfolglos. Auch die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. Der Beſchwỹx. 
beſtreitet zunächſt, daß das Fin A. überhaupt befugt ſei, zur Durch⸗ 
führung einer Buch⸗ und Betriebsprüfung die Vorlage eines Treu⸗ 
handberichts zu verlangen. Nach § 198 Satz 1 RAbgd. ſeien die 
Finanzämter befugt, zu prüfen, ob Bücher, Aufzeichnungen und Ver⸗ 
zeichniſſe, wie vorgeſchrieben, geführt und vorgeſchriebene Beſcheini⸗ 
gungen ausgeſtellt worden ſeien. Für dieſe Prüfung ſeien Treuhand⸗ 
berichte nicht von weſentlicher Bedeutung. Sie enthielten ihrer Natur 
nach niemals einen ſteuerlich erheblichen Tatbeſtand, ſondern nur 
einen Bericht über ſolche ſteuerlich wichtigen Tatbeſtände, die ſchon 
aus anderen Urkunden und Geſchäftspapieren erſichtlich ſeien. Die 
RAbgO. gehe davon aus, daß das Fin A. ſelbſt die Prüfung vor⸗ 
zunehmen habe und nicht befugt ſei, hierbei die Arbeit eines Dritten 
zu verwerten. Das Fin A. fordere die Vorlage des Treuhandberichts 
nur, um den Prüfungsbeamten die Arbeit zu erleichtern. Der Be⸗ 
ſchwF. macht ferner geltend, daß er den Treuhandbericht nicht beſitze. 

Mit Recht haben die Vorbehörden angenommen, daß die Vor⸗ 
lage des Treuhandberichts aus dieſen Gründen nicht verweigert 
werden kann. 

Nach § 198 Satz 2 RAbgO. haben die Steuerpflichtigen und 
ihre Angeſtellten den Finanzämtern jede Auskunft und Nachweiſung 
zu erteilen, deren ſie für die Prüfung bedürfen, und ihnen alle für 
die Prüfung in Betracht kommenden Schriftſtücke zur Einſicht vor⸗ 
zulegen. Wie in 83 BD. zur Durchführung von Buch⸗ und Be⸗ 
triebsprüfungen v. 9. Nov. 1925 (RStBl. 209) geſagt iſt, ſollen 
die ordentlichen Buch⸗ und Betriebsprüfungen ein vollſtändiges Bild 
von der geſamten Betriebsführung ergeben. Daß Treuhandberichte 
zu den Schriftſtücken gehören, die für dieſe Prüfung in Betracht 
kommen, kann füglich nicht beſtritten werden. Ihre Vorlage wird 
keineswegs, wie die Rechtsbeſchwerde meint, nur verlangt, um den 
Prüfungsbeamten die Arbeit zu erleichtern. Sie ſind vielmehr in 
beſonderem Maße geeignet, den Prüfungsbeamten einen Einblick in 
die Betriebsführung zu verſchaffen, ſie auf Mängel der Buchführung 
aufmerkſam zu machen und ſie auf Tatſachen hinzuweiſen, die aus 
den Büchern und Geſchäftspapieren nicht ohne weiteres erſichtlich 
ſind. Der Einwand, daß ein Steuerpflichtiger überhaupt nicht ver⸗ 


Zu 3. Das Urt. enthält eine Erweiterung der im Urt. v. 
25. Jan. 1924: RFH. 13, 187 entwickelten Rechtsgrundſatze. Dort 
war ausgeſprochen worden, daß der Vorſtand einer AktG. verpflich⸗ 
tet iſt, auch ſolche Urkunden, die ſich in Händen des Vorſitzenden 
des Aufſichtsrates befinden, auf Anfordern des Fin A. vorzulegen. 
Im vorliegenden Falle iſt der Vorſitzende des Aufſichtsrates ſelber 
angegangen. Er macht geltend, daß die fragliche Urkunde ſich auch 
nicht in ſeinem Beſitze, ſondern im Beſitze der Treuhandgeſellſchaft 
befinde und daß er durch ein Verbot des Vorſitzenden des Geſamt⸗ 
konzerns gehindert ſei, die Herausgabe von der Treuhandgeſellſchaft 
zu verlangen. Der Darlegung des Senats, daß ein privates Verbot 
die Erfüllung einer an ſich nicht beſtrittenen öffentlich⸗ rechtlichen Ver⸗ 
pflichtung nicht hindern dürfe und könne, iſt beizutreten. 

Schwieriger ſcheint mir eine andere Frage. Das Urt. ſtellt feſt, 
daß die Herausgabe des Berichtes von der Treuhandgeſellſchaft jeder⸗ 
zeit verlangt werden konnte. Es ſcheint ſomit davon auszugehen, 
daß auch dann eine Vorlegungspflicht beſteht, wenn die Urkunde ſich 
nicht im unmittelbaren Beſitz der vorlegungspflichtigen Perſon be⸗ 
findet, für dieſe Aber in der Weiſe erreichbar iſt, daß der unmittel⸗ 
bare Beſitzer ſie jederzeit auf Verlangen herausgeben muß. Mit 
anderen Worten: Eine Vorlegungspflicht iſt auch dann gegeben, 
wenn die vorlegungspflichtige Perſon auch nur den mittelbaren 
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pflichtet ſei, bei einer Buch⸗ und Betriebsprüfung einen Treuhand⸗ 
bericht vorzulegen, erweiſt ſich hiernach als hinfällig. 

Auch der zweite Einwand, der Beim. ſei nicht im Beſitze des 
Treuhandberichts, iſt nicht begründet. Die Rechtsbeſchwerde geht hier 
von dem an ſich richtigen Satze aus, daß, wer eine Urkunde nicht 
hat, nicht zwangsweiſe dazu angehalten werden kann, die Urkunde 
vorzulegen. Auf den Rechtsſatz kann ſich jedoch nicht berufen, wer 
den Gewahrſam an der Urkunde einem anderen ſo übertragen hat, 
daß der andere die Urkunde jederzeit auf Verlangen herausgeben 
muß. So liegen aber die Verhältniſſe im vorliegenden Falle. Der 
Einwand des BeſchwF., daß nicht fein eigenes Verhalten, ſondern das 
Verhalten des Vorſitzenden des Geſamtkonzerns der Grund ſei, wes⸗ 
halb die Urkunde nicht vorgelegt werde, iſt nicht ſtichhaltig. Es könnte 
in Frage kommen, ob nicht das Fin A. in Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften der 88 177, 185 RAID. die Vorlage des Berichts von 
dem Vorſitzenden des Geſamtkonzerns oder von der Treuhandgeſell⸗ 
ſchaft hätte verlangen müſſen. Dem Fin A. konnte jedoch nicht zu⸗ 
gemutet werden, ein ſo umſtändliches Verfahren einzuleiten. Der 
BeſchwF. kann jederzeit von der Treuhandgeſellſchaft die Heraus⸗ 
gabe des Berichtes verlangen; jedenfalls iſt in dem Verfahren nichts 
vorgebracht worden, was dieſer Annahme entgegenſtehen könnte. In 
ſeiner Eigenſchaft als Vorſitzender des Aufſichtsrates der AktG., bei 
der die Buch⸗ und Betriebsprüfung ſtattfinden ſoll, it der Beſchwỹ. 
verpflichtet, den Treuhandbericht vorzulegen (vgl. Entſch. des 1. Sen. 
v. 25. Jan. 1924, 1 A 23/24: RF. 13, 187). An der Erfüllung 
dieſer Pflicht kann er nicht durch ein von privater Seite ergangenes 
Verbot gehindert werden. Das Verhalten des Vorſitzenden des Ge⸗ 
ſamtkonzerns, der verhindern will, daß die Treuhandberichte von 
den Finanzämtern eingeſehen werden, verſtößt gegen das Geſetz. Da 
die Treuhandberichte, wie dargelegt, zu den Geſchäftspapieren ge⸗ 
hören, die für die Beſteuerung von Bedeutung ſind, ſollen ſie nach 
Maßgabe des § 162 Abſ. 8 RAbgO. aufbewahrt werden. Außerdem 
dürfen nach § 196 Abſ. 2 a. a. O. keine Einrichtungen getroffen 
werden, die die Ausführung der Aufſicht hindern oder erſchweren. 
Der Tatbeſtand dieſer Vorſchrift iſt erfüllt, wenn Maßnahmen ge⸗ 
troffen werden, die darauf abzielen, den Finanzämtern die Benutzung 
der Treuhandberichte bei den Buch⸗ und Betriebsprüfungen unmög⸗ 
lich zu machen. Die Befolgung der Vorſchrift des 8 196 Abſ. 2 
a. a. O. iſt durch die Strafvorſchrift des 8 377 a. a. O. geſichert. 


(RF, Urt. v. 28. Mai 1929, V A 909/28 8, RFHE. 25, 148.) 
. 


4. § 267 RAbg O.; 88 89, 90, 92 EinkStG.; Art. I 
Nr. 5, 6, 7, III Nr. 1 des Geſ. zur Anderung des EinkSts. 
und KörpStG. v. 29. Juni 1929 (RGBl. I, 123). Die rück⸗ 
wirkende Kraft, mit der die 88 89, 90, 92 EinkStG. geän⸗ 
575 ſind, iſt auch im Rechtsbeſchwerdeverfahren zu be⸗ 
achten. 

Das nach § 54 EinkStG. abgerundete Einkommen des Be⸗ 
rufungsklägers, das lediglich aus Einkünften beſtanden hat, die 
nach 88 69, 83 Eink&t®. dem Steuerabzug unterlegen haben, hat 
unbeſtritten i. J. 1928 ohne Berückſichtigung der Familienermäßi⸗ 
gungen (8 70 Abſ. 2 EinkSt®.) 10 295 RA und bei Berückſichti⸗ 
gung dieſer Ermäßigung 7095 N. betragen. Der Steuerausſchuß 
hat den Pflichtigen in Anwendung von § 92 EinkStG. veranlagt und 
eine Steuer von 62,20 RM feſtgeſetzt. Auf den Einſpruch des Pflich⸗ 
tigen v. 7. April 1929 ſetzte das Fin A. durch Vfg. v. 15. Mai 1929 
die Entſch. über das Rechtsmittel bis auf weiteres aus. Das Fin A. 
gab durch Urt. v. 31. Mai 1929 der Berufung des Pflichtigen ſtatt. 
Es ſah in der Ausſetzungsanordnung des Fin A. keine bloß prozeß⸗ 
leitende Verfügung, ſondern einen Rechtsmittelentſcheid, erklärte 


Beſitz an der Urkunde hat. Dieſer Standpunkt iſt nicht unbedenklich. 
Wie, wenn der unmittelbare Beſitzer ſich weigert, die Urkunde an 
den Vorlegungspflichtigen herauszugeben? Dieſer Fall iſt ſehr nahe⸗ 
liegend, denn nicht immer wird die Herausgabepflicht ſo klar liegen, 
wie im entſchiedenen Falle. Kann der Vorlegungspflichtige dann nach 
den Grundſätzen von Recht und Billigkeit gezwungen werden, die 
Herausgabe der Urkunde im Wege der Klage zu erreichen? Grund⸗ 
ſätzlich ſcheint mir in den Fällen, wo die vorlegungspflichtige Perſon 
die Vorlegung mit der Begründung ablehnt, daß ein Dritter die 
Urkunde beſitzt, der Weg über die 88 177, 185 NADGD. der ge⸗ 
gebene zu ſein. Da in der Regel der Pflichtige ſelber das unmittel⸗ 
bare Herantreten des Fin A. an einen Dritten zur Auskunfterteilung 
wird vermeiden wollen, ſo wird in den Fällen, wo die Herausgabe⸗ 
pflicht glatt liegt, der Pflichtige auf die Androhung des Verfahrens 
nach 88 177, 185 hin ſich ſelber bemühen, die Urkunde zu beſchaffen 
und vorzulegen. Es werden dann die Fälle übrig bleiben, wo recht⸗ 
liche oder tatſächliche Schwierigkeiten der Herausgabe entgegenſtehen. 
In dieſen Fällen ſcheint es mir aber Aufgabe der Stelle, die ein 
Intereſſe an der Überwindung dieſer Schwierigkeiten hat, alſo des 
Fin A., zu fein, den erforderlichen Zwang auszuüben. Hierzu den 
Vorlegungspflichtigen zu nötigen, geht nicht an. 
RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 
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deshalb die Berufung für zuläſſig und hob die Veranlagung unter 
Berufung auf das Urt. des erk. Sen. v. 16. Mai 1928 (RFH. 
23, 289) auf. 

Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. iſt begründet. 

Dem Fin A. Kann allerdings darin nicht beigetreten werden, 
daß die Ausſetzungsverfügung keinen ſachentſcheidenden Inhalt habe. 
Der erk. Sen hat die grundſätzlichen Ausführungen des FinGGer. über 
dieſe Frage bereits in dem Urt. v. 12. Juni 1929, VIA 942/29, 
gebilligt und bleibt bei dieſer Rechtsanſchauung. Die Rechtslage hat 
ſich aber durch das inzwiſchen ergangene Gef. zur Anderung des Eink.- 
und KörpStG. v. 29. Juni 1929 (RGBl. I, 123) zum Nachteil des 
Pflichtigen geändert. Durch Art. I Nr. 5, 6 u. 7 dieſes Geſetzes find 
die 88 89, 90 u. 92 dahin geändert, daß zur Ermittlung der Ver⸗ 
anlagungsgrenze von 8000 AM nur der ſteuerfreie Einkommensteil, 
nicht aber die Familienermäßigungen abzuziehen ſind. Die geänderten 
Vorſchriften ſind erſtmals bei Veranlagungen für die in der zweiten 
Hälfte des Kalenderjahrs 1928 endenden Steuerabſchnitte anzuwenden 
(Art. III Nr. 1 des Geſ. v. 29. Juni 1929). Inſoweit hat fi) das 
Anderungsgeſetz rückwirkende Kraft beigelegt. Dieſe Rückwirkung hat 
auch verfahrensrechtliche Bedeutung, ſo daß die nach der Berufungs⸗ 
entſcheidung ergangene Anderung des 8 92 EinkStG. auch im Rechts⸗ 
beſchwerdeverfahren zu berückſichtigen iſt (vgl. dazu R§ H. 10, 256; 
13, 44 [Großer Senat! und 15, 163 StW. II Nr. 65, 957 und 
IV Nr. 63, ſowie Becher, Anm. 11 zu 8207 RAbgoO.). Die Vor⸗ 
entſcheidung muß ſonach aufgehoben und die vom Steuerausſchuß für 
das Kalenderjahr 1928 vorgenommene Veranlagung des Pflichtigen 
wiederhergeſtellt werden. 


(Acc., VI. Sen., Urt. v. 8. Aug. 1929, VI A 1178/29.) 
* 

5. 8288 Abſ. 2 NUBGDO. Die Erſtattung von Aus⸗ 
lagen für ein vom Steuerpflichtigen eingeholtes Rechts- 
gutachten iſt nicht ausgeſchloſſen, darf aber den Betrag 
der Gebühr eines Rechtsanwalts für die Vertretung des 
Steuerpflichtigen im Rechtsſtreit nicht überſteigen. f) 


re: 


Zu 5. Der Steuerpflichtige, der in einem Steuerſtreitverfahren 
obgeſiegt hat, beſitzt einen Koſtenerſtattungsanſpruch gegen den 
Steuerfiskus. Er kann die Erſtattung ſeiner notwendigen Aus⸗ 
lagen verlangen ($ 288 1 RAbgO.). Gehören zu dieſen zu er⸗ 
ſtattenden notwendigen Auslagen auch die Koſten eines von dem 
Steuerpflichtigen eingeholten Rechtsgutachtens? Der Rech. hat dieſe 
Frage grundſätzlich bejaht mit der Begründung, daß bei der Mög⸗ 
lichkeit verſchiedener Beurteilung der Rechtsanwendung der Steuer⸗ 
pflichtige das Bedürfnis haben könne, ſich über die Möglichkeit 
der Rechtsanwendung und Rechtsauslegung von einem Dritten unter⸗ 
richten zu laſſen. Wenn nun das Rechtsſchutzintereſſe des Steuer⸗ 
pflichtigen die Einholung eines Rechtsgutachtens erfordert, ſo ge⸗ 
ſtattet der R. mit Recht dem Steuerpflichtigen, ſich an der Stelle 
Rat zu holen, zu der er das meiſte Zutrauen hat. Alſo ſind er⸗ 
ſtattungsfähig auch die Koſten eines Rechtsgutachtens, das von einer 
ſog. Autorität bzw. von einem Steuerſpezialiſten erſtatlet iſt. 

Hinſichtlich der Höhe dieſer erſtattungsfähigen Koſten eines 
Rechtsgutachtens trifft der RFH. Feſtſtellungen, die nicht in allen 
Fällen unbedingte Geltung beanſpruchen können. Der RZH. be 
zeichnet nämlich dieſe Koſten nur in der Höhe als notwendig und 
daher erſtattungsfähig, in der die Koſten entſtanden wären, wenn 
ein Rechtsanwalt den Steuerpflichtigen in dem Steuerverfahren 
vertreten hätte. Bei dieſer Erwägung geht der RF. anſcheinend von 
dem zutreffenden Gedanken aus, daß i. a. jeder Anwalt dazu be⸗ 
fähigt ſei, in Steuerſachen maßgebenden Rechtsrat zu erteilen, und 
aus dieſem Grunde ſteht der R§ H. auf dem Standpunkt, daß bei 
Vertretung der Partei durch einen RA. die Beibringung eines Rechts⸗ 
gutachtens im Regelfalle nicht mehr notwendig wäre. Daher könne 
die Vergütung für ein ſolches Gutachten (falls die Partei nicht durch 
einen Rechtsanwalt vertreten iſt) keinesfalls in höherem Betrage er⸗ 
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mittel einlegen ſoll, ſei es, damit er dem Richter darlege, wie ſich 
die Rechtslage vom Standpunkt des Intereſſes des Rechtſuchenden 
anſieht. Dieſes Bedürfnis iſt als Rechtsſchutzbedürfnis zu⸗ 
nächſt inſoweit anerkannt, als $ 88 Abſ. 3 RAbgᷣO. dem Steuer⸗ 
pflichtigen geſtattet, ſich in jeder Lage des Verfahrens eines Bei⸗ 
ſtandes zu bedienen, und nach 8 288 Abf. 2 die Koſten der Zu⸗ 
ziehung eines Beiſtandes erſtattungsfähig ſind, wenn die Zuziehung 
notwendig war. Dabei iſt kein Unterſchied gemacht, ob es ſich bei 
der Beiſtandsleiſtung um die Wahrnehmung prozeſſualer Belange 
oder um Wahrung des ſachlichen Standpunkts handelt. Die Bei⸗ 
ſtandsleiſtung kann ſich auch ausſchließlich auf die Darlegung der 
Rechtslage beſchränken. Iſt aber die Zuziehung eines Beiſtandes, 
d. i. einer Perſon, die nicht für die Partei, ſondern neben ihr 
auftritt, als Rechtsſchutzbedürfnis anerkannt, ſo kann in einem 
Rechtsmittelverfahren, das ſeiner ganzen Anlage nach ein weſentlich 
ſchriftliches iſt, unter Beiſtand nicht nur an das perſönliche Auf⸗ 
treten neben der Partei gedacht ſein, ſondern es muß ſich die Bei⸗ 
ſtandsleiſtung auch, und vorwiegend, in der Einreichung von Schrift⸗ 
ſätzen erſchöpfen können. Dann aber kann es, ſoweit die Bei⸗ 
ſtandsleiſtung in der Darlegung der Rechtslage beſteht, keinen 
Unterſchied begründen, ob ſich der Beiſtandsleiſtende als Gut⸗ 
achter oder als Beiſtand bezeichnet. 

Da alle Beiſtandstätigkeit, und alſo auch die durch den Recht⸗ 
ſuchenden veranlaßte Begutachtung immer in einer Hilfsbedürftig⸗ 
keit der Rechtſuchenden beruht, kann die Notwendigkeit der Bei⸗ 
ſtandsleiſtung und der Begutachtung auch nur aus dem Standpunkt 
der Partei beurteilt werden. Es iſt alſo irrtümlich, wenn das 
Fin A. meint, die Notwendigkeit eines Gutachtens könne nur bei 
verwickelten Sachverhältniſſen oder unklaren Rechtsverhältniſſen 
anerkannt werden. Eine in geſchäftlichen Dingen unbemanderte 
oder rechtsunerfahrene oder ungebildete Perſon kann der fremden 
Beratung auch in Fällen bedürfen, die für den Gebildeten und 
Rechtserfahrenen einfach liegen. Aber auch wenn die Partei ge⸗ 
bildet, geſchäftsgewandt und rechtskundig genug iſt, um ſich die 
rechtliche Beurteilung eines Rechtsfalls, wie des ihrigen, zuzutrauen, 
kann doch — ſo wie auch ein erfahrener Arzt bei ſchweren 
Krankheitsfällen in der eigenen Familie die Meinung eines 
zweiten Arztes zur Kontrolle ſeiner Diagnoſe einholen wird — 
das eigene Intereſſe, insbeſ. die Bedeutſamkeit des Streitgegen⸗ 
ſtandes, die Partei in der Unbefangenheit ihres Urteils unſicher 
machen. Dieſe Unſicherheit kann auch durch die bisherigen erfolg⸗ 
loſen Bemühungen, den eigenen Rechtsſtandpunkt durchzuſetzen, 
veranlaßt ſein. Auf dieſe Geſichtspunkte hat der erk. Sen. bereits 
in ſeinem Beſchl. v. 14. März 1922 (Ri H. 8, 325) hingewieſen. 
So liegt die Sache hier. Es handelt ſich um einen Streitgegenſtand 
von 630000 AN und darum, daß die Entſch. des Rö H. für zu er⸗ 
wartende gleichbedeutſame Fälle präjudiziell fein wird. Die Beſchwx⸗ 
hat nach ihrer glaubhaften Verſicherung trotz eingehenden Schrift⸗ 
wechſels ihren Rechtsſtandpunkt beim RF M. nicht durchzuſetzen ver⸗ 
mocht und iſt in den beiden Rechtszügen, die ſie bisher durch⸗ 
berate hat, unterlegen, um erſt in der Rechtsbeſchwerdeinſtanz 
obzuſiegen. 

Iſt die Notwendigkeit der Einholung eines Rechtsgutachtens 
aus dem Rechtsſchutzintereſſe der Partei zu beurteilen, jo kann es 
dieſer auch nicht verwehrt werden, ſich an der Stelle Rates zu er⸗ 


ſtattungsfähig ſein als in der Höhe der anwaltſchaftlichen Prozeß⸗ 
gebühren. Dieſe Gedankengänge des Rich. mögen für den Regel⸗ 
fall zutreffend ſein. Allein es gibt auch in Steuerſachen Fälle, in 
denen es wünſchenswert iſt, daß die Partei durch eine beſondere, 
ſteuerrechtliche Autorität (neben ihrem Prozeßanwalt) beraten wird. 
Die Gutachterkoſten eines ſolchen Spezialiſten werden häufig die 
normalen Anwaltsgebühren überſchreiten. Dementſprechend weiſt auch 
der RF. in obiger Entſch. zutreffend darauf hin, daß ein Anwalt 
nach 8 88 RUGED. für die Ausarbeitung eines Gutachtens eine 
Vergütung fordern dürfe, wie ſie der Bedeutung des Gegenſtandes 
und der Perſönlichkeit des Anwalts angemeſſen iſt, auch wenn ſie 
ein Mehrfaches der Anwaltsgebühren überſteigt. Nicht beachtet wird 
aber von dem RFTH., daß auch dieſe Vergütung für ein Rechtsgut⸗ 
achten zu den vom Gegner zu erſtattenden Prozeßkoſten gehören kann 
(Stein, ZPO., § 91 VII 3; Dehnow, RAGED., 8 88 Aum. 4). 
Wenn das aber im Zivilprozeß gilt, ſo muß es auch für den Steuer⸗ 
prozeß Geltung beanſpruchen. 

Im Gegenſatz zum RF. iſt alſo zu behaupten, daß die An⸗ 
waltsgebühren für ein Rechtsgutachten in Steuerſachen von dem 
unterlegenen Steuerfiskus in voller Höhe zu erſtatten ſind, wenn 
fie nur als „angemeſſen“ i. S. 8 88 RUAGEGD. zu bezeichnen find. 
Für die „Angemeſſenheit“ der Gutachtengebühr iſt zu beachten, daß 
häufig das Intereſſe des Steuerpflichtigen an der Entſch. über eine 
Steuerforderung weit größer iſt, als die ziffermäßig geforderte 
Steuer (vgl. näher Marcus: JW. 1929, 354). Hinzu kommt noch 
die nicht immer genügend beachkete ſtrenge Haftung des in Steuer⸗ 
ſachen beratenden RA. (8 90 RAbgd.), die in Steuerangelegen⸗ 
heiten oft eine höhere Vergütung als in anderen Rechtssachen „an⸗ 
gemeſſen“ erſcheinen laſſen wird. 

NA. Dr. Fritz Marcus, Düſſeldorf. 
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holen, zu der ſie das meiſte Zutrauen hat. Insbeſ. kann es ihr 
nicht verwehrt werden, eine rechtskundige Perſon um das Gut⸗ 
achten anzugehen, die nicht RA. iſt. 

Was dann die Frage anlangt, in welcher Höhe die Aus⸗ 
lagen für ein als notwendig anerkanntes Gutachten erſtattet wer⸗ 
den dürfen, ſo kommt hier allerdings nicht nur das Rechtsſchutz⸗ 
intereſſe der Partei, die das Gutachten eingeholt hat, ſondern auch 
das Rechtsſchutzintereſſe des Gegners, den im Falle des Unter⸗ 
liegens im Rechtsſtreit die Koſtenlaſt trifft, in Betracht. Auch für 
ihn darf die Koſtenlaſt nicht ins Ungemeſſene gehen. Bezeichnend iſt 
dafür, daß nach 888 RAcGebO. der RA. für die Ausarbeitung eines 
Gutachtens mit juriſtiſcher Begründung zwar eine Vergütung for⸗ 
dern darf, wie ſie nach der Bedeutung des Gegenſtandes und der 
Perſönlichkeit des Anwalts angemeſſen iſt, auch wenn ſie ein 
mehrfaches der Anwaltsgebühren überſteigt, daß aber im Prozeſſe 
für ihn als Vertreter der Partei für die gleiche Tätigkeit nur die 
Erſtattung der Anwaltsgebühren gefordert werden kann. In der 
Rechtspflege bildet der Anwaltsſtand in ſeiner ihm geſetzlich ge⸗ 
gebenen Ordnung eine Einrichtung, die nach der Vorbildung ſeiner 
Mitglieder, der Regelung ſeiner Standesrechte und der Normierung 
der Gebühren dem Rechtſuchenden die Gewähr bietet, für ſeine Be⸗ 
ratung und Vertretung im Prozeſſe die ſeinem Rechtsſchutzintereſſe 
entſprechende Hilfe zu finden, ohne daß im Einzelfalle der Prozeß 
übermäßig belaſtet wird. 

Steht hiernach der Partei zwar frei, von wem ſie das ihr 
nötige Rechtsgutachten einholen will, ſo können doch die Auslagen, 
die ihr hierdurch tatſächlich erwachſen ſind, in keinem höheren 
Betrage als notwendig angeſehen werden, als ihr zu erſtatten 
wäre, wenn ſie ſich zu ihrer Vertretung im Prozeß eines RA. 
bedient hätte. 

(NRFH., 2. Sen., Beſchl. v. 5. März 1929, II A 533/28.) 


2. Einkommen- und Körperſchaftsſteuergeſetz. 


6. 88 11 Abſ. 1 u. 4, 15 EinkStG. Ein Steuerpflichtiger, 
ver nicht nach dem Gewinn zu beſteuern iſt, kann das bei 
Aufnahme einer Hypothek von ihm bewilligte Damnum 
erſt in dem Jahre abziehen, in dem er die Hypothek zu⸗ 
rückzahlt. 7) 

Der BeſchwF. hatte eine Hypothek von 15000 N, aufgenom⸗ 
men und dabei ein Damnum von rund 4000 AA gewähren muſſen, 
indem ihm nur rund 11000 AA ausgezahlt wurden. Er verlangt, 


Zu 6. Die Frage, wie ein Hypothekendamnum ſteuerrechtlich 
zu beurteilen iſt, hat von jeher Schwierigkeiten verurſacht, die lange 
noch nicht geklärt find. Man gewinnt die beſte Überſicht, wenn man 
zunächſt zwei Hauptgruppen bildet: 1. Der Damnumgläubiger; 
2. der Damnumſchuldner, und dieſe Abteilungen wieder in zwei Unter⸗ 
gruppen zerlegt, je nachdem es ſich a) um einen Pflichtigen handelt, 
bei dem der Gewinn durch Beſtandsvergleich ermittelt wird (Beſtpfl.) 
oder b) um einen nicht buchführenden Privatmann, alſo um Ein⸗ 
Künfte nach 8 6 Nr. 4 bis 8 (Priv Pfl.). 

1. a) Wann hat der Beitpfl. als Gläubiger das Damnum zu 
verſteuern? Nach Lion: DStZ. 1927, 303 ſofort ganz im Ge⸗ 
währungsjahre, weil ſeine baren Mittel — er zahlt für eine Hypo⸗ 
thek von 100 000 Ast bloß 80 000 AM — ſich um weniger ver⸗ 
ringern, als ſeine Forderungen ſich vermehren. Eine Verteilung auf 
mehrere Jahre kommt nach ihm nicht in Frage; dazu müßte eine 
einwandfreie kaufmänniſche Übung feſtgeſtellt werden können, die 
eine ſolche Verteilung als ordnungsmäßigen Gebrauch nachwieſe; 
das ſei aber nicht der Fall. Blüm ich: DStZ. 1926, 311 iſt um⸗ 
gekehrter Anſicht. Nach ihm entſpricht es dem Grundſatze ordnungs⸗ 
mäßiger Buchführung, den Erfolg auf das, genauer: die Geſchäfts⸗ 
jahre zu verbuchen, denen es wirtſchaftlich zuzurechnen iſt. Dies 
Prinzip der Antizipation habe ich in anderem Zuſammenhange eben⸗ 
falls verfochten (JW. 1929, 1330 und 2192). Inſoweit hat Blü⸗ 
mich recht und daraus folgt die Verteilung auf die Laufzeit des 
Darlehns. Allerdings nimmt Blümich keine Verpflichtung zur 
Verteilung an; der Darlehnsgeber kann alſo den Gewinn auch ſofort 
oder erſt im Rückzahlungsjahre verrechnen. Auch das iſt meiner An⸗ 
ſicht nach richtig; ein Aktivierungs zwang in Höhe der Differenz 
beſteht nicht. Zitzlaff: DStZ. 1928, 599 iſt ebenfalls für die 
Verteilung, weil der Wert der Forderung von 80 000 N. auf 
100 000 RA von Jahr zu Jahr ſteige. Für die Verteilung iſt auch 
Becker, 813 Anm. 42, neuerdings auch StW. 1929, 670, und 
zwar trotz des Bedenkens, daß dadurch eigentlich der Begriff der 
Bilanzkontinuität verletzt wird; er ſpricht allerdings nur von einer 
gering verzinslichen, nämlich einer Aufwertungsforderung. Strutz, 
8 37 Anm. 32, ſieht wie Kuhn in dem Damnum keinen Zins, 
und zwar im Gegenſatze zu beinahe allen anderen von ihm auf⸗ 
geführten Erläuterern; das Damnum iſt für ihn wie die Minus⸗ 
Stückzinſen ein Nachlaß auf den Erwerbspreis der Hypothek. Über 
die Verteilungsfrage äußert er ſich nicht direkt, wenigſtens habe ich 
das nicht finden können. Aber wenn man das Damnum nicht als 
zinsartigen Gewinn auffaßt, würde das wohl gegen die Verteilungs⸗ 
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daß das Damnum bei der Berechnung ſeines Einkommens abgezogen 
werde, und zwar in der Weiſe, daß es auf die ſechs Jahre bis zur 
Fälligkeit der Hypothekenſchuld verteilt werde. 

Eine Verteilung des Damnums auf die Laufzeit der Hypothek 
käme nur dann in Betracht, wenn die Hypothek im Zuſammenhange 
mit einer der im § 6 Abi. 1 Nr. 1 bis 3 Eink StG. aufgeführten 
Einkommensarten aufgenommen worden wäre. Weil bei dieſen Ein⸗ 
kommensarten nach § 7 a. a. O. der Gewinn maßgebend ift und da⸗ 
her ein Beſtandsvergleich unter Berückſichtigung von Forderungen 
und Schulden ſtattfindet, iſt hier eine Verteilung des Damnums 
möglich. 

Es iſt aber auf Grund der Angaben des BeſchwF. und auch 
ſonſt aus den Akten nicht feſtzuſtellen, daß er die Hypothek im 
Rahmen eines landwirtſchaftlichen oder gewerblichen Betriebes oder 
einer ſonſtigen ſelbſtändigen Berufstätigkeit aufgenommen hat. Die 
Vermietung von Wohnungen in ſeinem Hauſe und die Nußung ſeines 
Kapitalvermögens iſt kein Gewerbebetrieb und keine ſelbſtändige Be⸗ 
rufstätigkeit i. S. des 86 Abſ. 1 Nr. 3 EinkSt&, auch wenn der 
BeſchwF. über die dabei erzielten Einkünfte regelmäßig Abſchlüſſe 
macht. Kommt alſo ein Beſtandsvergleich, in den die Hypotheken⸗ 
ſchuld aufzunehmen wäre, nicht in Betracht, ſo beantwortet ſich die 
Frage, in welchem Steuerabſchnitt der Beſchwy. das Damnum, das 
unter den Begriff der Schuldzinſen ($ 15 Abſ. 1 Nr. 3 EinkStG.) 
fällt, abziehen darf, allein aus § 11 Abſ. 4 i. Verb. m. § 11 Abſ. 1 
EinkStG. Der Senat hat nun in feiner Entſch. RStBl. 1929, 175 
ausgeſprochen, daß der Gläubiger einer Hypothek, der ſich ein Dam⸗ 
num ausbedungen hat, das Damnum als Einnahme erſt dann zu 
verſteuern hat, wenn die Hypothek zurückgezahlt wird oder wenn bei 
einer Abtretung der Hypothek bei Bemeſſung des dafür gezahlten 
Entgelts das Damnum berückfichtigt worden iſt. Entſprechende Grund» 
ſätze müſſen beim Schuldner gelten. Das Einkommen des Beſchwỹ. 
iſt durch die Bewilligung des Damnums bei Aufnahme der Hypothek 
noch nicht berührt worden. Das Damnum iſt damals weder gezahlt 
worden noch war es fällig. Das Finer. irrt alſo, wenn es meint, 
der BeſchwF. könne das Damnum nur im Jahre der Aufnahme der 
Hypothek abziehen. Aus dem Geſagten ergibt ſich aber, daß auch 
1926 der Abzug nicht zuläſſig iſt. Abziehen kann der BeſchwF. das 
Damnum in dem Jahre, in dem er die Hypothek zurückzahlt oder in 
dem ein anderer die Schuld gegen Zahlung des Nennwertes durch 
den BeſchwF. übernimmt. 


(RZH., Urt. v. 1. Mai 1929, VIa 127/29.) 
* 


möglichkeit ſprechen, während die den Zinscharakter betonenden 
Kommentare, und das iſt die Mehrzahl, ſie eigentlich gerade deshalb 
bejahen müffen. Unſer Urt. betrachtet das Damnum ebenfalls als 
Schuldzinſen; man darf daher wohl annehmen, daß es ihm dieſelbe 
Natur auch auf der Gläubigerſeite beilegt. Man wird alſo als herr⸗ 
ſchende Meinung anzuſehen haben: Die Verteilung iſt möglich; 
dagegen ſteht noch nicht feſt, ob ſie vorgenommen werden muß, ob 
nicht vielmehr der Beſtpßfl. das Wahlrecht hat, das Damnum auch 
im Darleihungs⸗ oder Rückzahlungsjahre auf einmal als Gewinn zu 
verrechnen. Ich glaube mit Blümich, daß in der Tat der Hypo⸗ 
thekar das Wahlrecht hat. Weder die eine noch die andere Buchungs⸗ 
methode kann man als unzuläſſig oder ungewöhnlich bezeichnen. 
Im allgemeinen entſpricht allerdings die Verteilung mehr der kauf⸗ 
männiſchen Auffaſſung. Bei Pfandbriefdarlehn hat ſich folgende 
Übung entwickelt. Der Schuldner gibt die ihm übergebenen Pfand⸗ 
briefe der Hypothekenbank zu einem beſtimmten Kurſe zurück, und 
dieſe verkauft ſie für eigene Rechnung. Der Umſatz wird über 
Effektenkonto geführt. Ein etwaiger Gewinn wird alſo inſoweit ſo⸗ 
fort ausgewieſen ohne Rückſicht auf den möglichen Verluſt im 
Rückzahlungsjahre, wenn ſich dann der Kurs gejenkt hat. Der 
Damnumgewinn tritt alſo wenigſtens teilweiſe bereits im Hin⸗ 
gebungsjahre in Erſcheinung. 

1. b) Verwickelter wird die Sache, wenn ein Privpfl. der 
Gläubiger iſt. Nach Blümich iſt das Damnum als bereits im 
Augenblicke der Hingabe vereinnahmt anzuſehen, alſo bei der Aus⸗ 
zahlung der 80 000 RA; wirtſchaftlich wirke die Einbehaltung der 
20 000 RA ebenſo, wie wenn der Schuldner die 20 000 AA zurück⸗ 
bezahlt habe; eine Verteilung ſei nach 8 11 unzuläſſig. Das verſtößt 
aber gegen den Grundſatz der Steuerfreiheit eines nichtrealiſierten 
Gewinnes. Dagegen denn auch bereits Zitzlaff und jetzt auch die 
im obigen Urt. zitierte Entſch. RStBl. 1929, 175, die ausdrücklich 
auch die Meinung von Lion mißbilligt, der ähnlich wie Blümich 
bei Einbehaltung bereits ein ſofortiges Zufließen annimmt, ſo daß 
alſo bereits für das Jahr der Darlehnshingabe zu verſteuern wäre. 
Damit iſt dieſer Punkt für die Praxis entſchieden. Eine andere 
Frage iſt die, ob nicht wenigſtens der Privpfl. das Recht zur Ver⸗ 
teilung hat. Wenn man mit unſerem Urt. das Damnum unter den 
Begriff der Schuldzinſen einreiht, müßte man eigentlich dieſer Mei⸗ 
nung ſein. Nach StW. 1929, 175 ſpricht aber gegen dieſe Auf⸗ 
faſſung, daß die Kapitalsvergütung nicht nach einem Hundertſatze 
bemeſſen iſt und nicht in laufenden wiederkehrenden Beträgen bezahlt 
wird. Wir haben alſo die eigentümliche Erſcheinung, daß das Dam⸗ 
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7. 88 22, 23, 50, 52 Abf. 2, 72 EintSt®. Für die 
Ehefrau ſteht dem Steuerpflichtigen für den zur Zeit der 
Eheſchließung laufenden Steuerabſchnitt die Familien- 
ermäßigung nicht zu. 

Die RBeſchw. richtet ſich dagegen, daß die Vorinſtanzen die 
Familienermäßigung für die Ehefrau, mit der ſich der BeſchwF. 
am 30. April verheiratet hat, für den Steuerabſchnitt 1927 ver⸗ 
ſagt haben. 

§ 52 Abſ. 2 Eink6tG. beſtimmt: „Beträgt der Steuerabſchnitt 
weniger als ein Jahr oder wird das Einkommen des Steuer⸗ 
pflichtigen, ſeiner Ehefrau und ſeiner minderjährigen Kinder nach 
88 22, 23 nicht oder nicht für das ganze Jahr zuſammengerechnet, 
jo mindern ſich die im Abf. 1 genannten Beträge in dem Verhältnis, 
in dem die Zahl der vollen Monate, für die die Veranlagung oder 
Zuſammenrechnung erfolgt, zu zwölf Monaten ſteht.“ In der Be- 
rufungsſchrift folgert der Beſchw§y. aus dem Worte „mindern“, 
daß im 8 52 Abſ. 2 eine Familienermäßigung an ſich voraus⸗ 
geſetzt, dieſe aber aus beſonders neu eingetretenen Tatſachen be⸗ 
ſchränkt werde und daß hiernach § 52 Abſ. 2 für den Beginn der 
Jamilienermäßigung gar keine beſchränkende Vorſchrift enthalte. 
Dies trifft nicht zu. 8 52 Abſ. 2 bezieht ſich auch auf den Fall, 


num von der Gläubigerſeite aus geſehen kein Zins ſein ſoll, wohl 
aber beim Schuldner. Man ſieht für dieſe verſchiedene Behandlung, 
wenigſtens wirtſchaftlich, vorläufig eigentlich keinen genügenden 
Grund. Das Damnum iſt der Regel nach zum mindeſten zins⸗ 
ähnlich Das Urt. 1929, 175 gibt aber noch einen zweiten Grund, 
der durchſchlagender klingt: Zinſen könnten erſt mit der Zahlung 
als Einnahmen behandelt werden, jedenfalls noch nicht fällige Zinſen. 
Nach der ſpeziell beim 6. Senat immer mehr zum Durchbruche ge⸗ 
langenden Anſicht von Becker iſt die Hauptſache nicht die Fällig⸗ 
keit, ſondern das wirtſchaftliche Zufließen. Siehe darüber 
Strutz, 8 11 S. 633 und neuerdings SkW. 1929 Nr. 410. RF. 
1924, 272. 

Aber auch Strutz gibt zu: „Nicht bloß der Buchkaufmann 
betrachtet Außenſtände bereits als Einkommen“, und Becker ſtellt 
die Fälligkeit dem wirklichen Zugehen dann gleich, wenn ſie wirt⸗ 
ſchaftlich gleichwertig iſt: Man vermag nun nicht recht einzuſehen, 
weshalb man den Privpfl. abſolut daran hindern muß, eine wenn 
auch noch nicht fällige Einnahme als bereits jetzt talſächlich zu⸗ 
gefloſſen anzuſehen. Schließlich trägt er bei Nichteingang ja auch 
ſelbſt die nachteiligen Folgen. Weshalb will man jemandem ver⸗ 
bieten, ſchon jetzt Steuern zu bezahlen, die er eigentlich erſt ſpäter 
zu entrichten braucht? Weshalb päpſtlicher ſein als der Papſt? Der 
gewöhnlichen Lebensauffaſſung entſpricht es, wenigſtens in größeren 
Verhältniſſen, nicht, wenn man annimmt, daß der Hypothekar neun 
Jahre lang ein Einkommen von 10000 RM, im zehnten aber von 
30000 RM hat. Dieſer Anſchauung hat auch der RFH.: JW. 1929, 
2006 Rechnung getragen, als er für einen beſtimmten Steuerabſchnitt 
laufende Zinſen auch dann als zu ihm gehörig betrachtet, wenn ſie 
erſt kurz nach dem Stichtage verlangt werden können. Becker, 8 11 
Anm. 23a legt — allerdings bei Werbungskoſten — Gewicht darauf, 
ob die in einem Abſchnitte geleiſteten Zahlungen den ſpäteren Ab⸗ 
ſchnitten zugute kommen, ihnen daher zuzurechnen oder zu verteilen 
ſind. Für ihn iſt alſo in dieſem Punkte ebenfalls die wirtſchaftliche 
Auffaſſung die maßgebendere. 

Wir ſind bis jetzt davon ausgegangen, daß das Damnum einen 
zinsähnlichen Charakter hat. Das iſt auch der Regelfall. Es kann 
aber auch ſo liegen und liegt bei der heutigen Kreditnot leider oft 
fo (Strutz, 8 16 S. 1028; Evers S. 888; StW. 1927 Nr. 330), 
daß der Abzug zugebilligt werden mußte, um die Hypothek gerade 
in dem Augenblicke und in der gewünſchten Höhe zu erhalten, daß 
alſo die Vergütung für die Hingabe, nicht für die Nutzung, 
gewährt wurde. Dann ſpricht mehr dafür, daß die Steuer ſowohl bei 
a) BeſtpPfl. wie bei b) Privpfl. erſt im Vereinnahmungsjahre zu 
entrichten iſt; eine Verteilung findet der Regel nach nicht ftatt. 

2. a) Wann kann der Beſtqpfl. als Schuldner das Damnum als 
einkommenmindernd abziehen? Nach Lion entſteht ſofort ein Ver⸗ 
luſt, wei! ſich die Aktiva nur um die 80 000 AM vermehren, da⸗ 
gegen die Paſſiva um 100 000 AA; eine Verteilung brauche ſich der 
Schuldner nicht gefallen zu laſſen. Blümich iſt derſelben Anſicht, 
fügt aber, was wohl auch Lion annimmt, ausdrücklich hinzu, daß 
der Schuldner auch zur Verteilung berechtigt ſei. Anders Zitzlaff; 
er geht davon aus, daß die Hypothek offenſichtlich (weshalb ?) bei 
der Hereinnahme nur einen Wert von 80 000 RA habe, der all⸗ 
jährlich ſteige. Nach ihm muß alſo verteilt werden. Wie unſer Urt. 
zeigt (ſ. auch StW. 1929 Nr. 159), iſt bei Beſtandsvergleich die 
Verteilung zwar möglich, aber nicht zwingend. Ebenſo der 
Runderlaß des RM. v. 9. Juli 1929: RStBl. 1929, 421, der 
unter Bezugnahme auf die Rſpr. des Rö. ſagt: Bei buchführenden 
Landwirten werden Geldbeſchaffungsverluſte (ſpeziell das Damnum) 
beim Beſtandsvergleich berückſichtigt; man kann ſofort voll abſetzen 
oder verteilen. Der Schuldner hat alſo die Wahl; jedenfalls iſt dies 
die herrſchende, vom RF. gebilligte Meinung. Wenn man (ſ. oben 
1a) die Wahlfreiheit auch für den Gläubiger annimmt, fo iſt auf 
beiden Seiten ein vollkommener Parallelismus vorhanden. 
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daß dem Steuerpflichtigen im Laufe des Steuerabſchnitts ein Kind 
geboren wird. Für dieſes Kind ſteht dem Steuerpflichtigen zweifel⸗ 
los die Familienermäßigung zu dem Teile zu, der der Zahl der der 
Geburt folgenden Monate des Steuerabſchnitts im Verhältnis zu 
zwölf Monaten entſpricht. Dies ergibt ſich daraus, daß nach 8 23 
das Einkommen des Kindes dem Einkommen des Haushaltungs⸗ 
vorſtandes von der Geburt des Kindes an zugerechnet wird. Nur 
für den Fall, daß ein minderjähriges Kind vor dem Eintritt der 
Vorausſetzungen des § 23 Satz 1 ſchon Einkommen hatte, was 
bei erſt im Laufe des Steuerabſchnitts in die Haushaltung des 
Steuerpflichtigen eintretenden Stief⸗ oder Wahlkindern zutreffen 
kann, ſoll die Zuſammenrechnung der Einkünfte erſt vom Beginne 
des folgenden Steuerabſchnitts ab ſtattfinden. In ſolchem Falle ſoll 
die Familienermäßigung wegen des Stief⸗ und Wahlkindes wie die 
wegen der Ehefrau behandelt werden. 

Der BeſchwF. zieht für feine Anſicht den § 72 EinkSt®. 
heran, der eine Berückſichtigung der Ehefrau für die Bemeſſung der 
Familienermäßigung auch ſchon im Laufe des Jahres, in dem die 
Eheſchließung ſtattfindet, vorſehe. Der zu veranlagende Pflichtige 
könne nicht ſchlechter geſtellt werden als der nur dem Steuer⸗ 
abzug unterliegende Arbeitnehmer. Dagegen iſt aber geltend zu 


2. b) Anders iſt es beim Privpfl. als Schuldner. Nach unſerem 
Urt. iſt er erſt im Rückzahlungsjahre zum Abzuge berechtigt. Auch 
Piſſel⸗Koppe, § 37 S. 429 leugnet bei nichtbuchführenden Pflich⸗ 
tigen die Verteilungsmöglichkeit. Ebenſo Becker, der bei 8 15 
Anm. 21 d lehrt, der Abzug könne nur im Jahre der Einbuße oder 
der Rückzahlung erfolgen. Immerhin läßt er wenigſtens die Wahl 
zwiſchen zwei Steuerabſchnitten. „Wie ich oft annehme, iſt ſchon die 
Übernahme der Verpflichtung (zur Damnumzahlung) maßgebend.“ 
Nach Blümich und Lion muß der Abzug bereits bei der Ge⸗ 
währung des Darlehns erfolgen. Das war ja auch die Meinung des 
Fincher. Man ſieht aus alledem, die Sache ift nicht fo einfach, und 
ein Zweifel an der Richtigkeit der Entſch, erlaubt. Dazu kommt noch 
folgendes. In dem bereits erwähnten Runderlaß des RM. heißt 
es weiter: Da die Rückzahlung von Golddiskontbank⸗Krediten regel⸗ 
mäßig als Betriebsvorgang anzuſehen iſt, habe ich keine Bedenken 
dagegen, daß die Verluste, die durch die Geldbeſchaffung zur Rück⸗ 
zahlung dieſer Kredite entſtanden find (trotz R.: RStöl. 1928, 
196) auch bei nicht buchführenden Landwirten zum Abzug zuge⸗ 
laſſen werden. Es ift richtig, daß dieſe Maßnahme unſeren Fall nicht 
ganz trifft. Zwar wird auch bei nichtbuchführenden Landwirten kein 
eigentlicher Beſtandsvergleich vorgenommen; aber es handelt ſich 
doch um einen Betrieb, ein Moment, das in unſerer Sache nicht 
gegeben iſt. Außerdem verſagt RStübl. 1928, 196 den Abzug des⸗ 
halb, weil nur durch die Buchführung der Regel nach die Zugehörig⸗ 
keit des Verluſtes zum Betriebs vermögen klargeſtellt werde, 
während beim nichtbuchführenden Landmann bis zum klaren Beweiſe 
des Gegenteils anzunehmen ſei, daß Geldbeſchaffungsgeſchäfte auf 
dem Gebiete des Privatvermögens 1 Immerhin iſt doch recht 
bedeutſam, daß der RF M. kein Bedenken hat, den Abzug des Dam⸗ 
nums, und zwar, wie man doch wohl annehmen muß, auch die 
ratierliche Abſetzung zu geftatten. Bisher war es immer mehr 
der RF M., der am Formalrechte klebte, und der RF. fein Wider⸗ 
part. Sind die Rollen vertauſcht? Wenn man, was für die größere 
Anzahl von Fällen zutrifft, davon ausgeht, daß das Damnum ein 
verkappter Zins iſt, ſo ſpricht dieſer Umſtand allein ſchon mehr für 
ein Verteilungsrecht. Letzten Endes hängt die Beantwortung dieſer 
Frage davon ab, welchen Standpunkt man bei der Auslegung des 
$ 11 einnimmt. Legt man nach unſerem Urt. auf die Nichtzahlung 
entſcheidendes Gewicht, ſo kann nicht verteilt werden; das iſt ganz 
logiſch. Allein dieſer ſtrenge kameraliſtiſche Standpunkt läßt ſich 
ſchwerlich in allen Fällen durchführen. Jemand iſt Vertreter einer 
ſtadtfremden Firma gegen feſtes Gehalt, muß aber die Kontorunkoſten 
ſelbſt bezahlen; er mietet am 1. Oktober; Miete zahlbar nachträglich 
am 1. April. Muß man wirklich annehmen, daß er den Abzug erſt 
am 1. April ganz zu machen hat und nicht die Hälfte bereits am 
31. Dezember? Im umgekehrten Falle — jemand macht ſchon jetzt 
Auslagen, die ſpäteren Jahren zugute kommen — befürwortet 
Becker, § 11 Anm. 23 d ebenfalls eine Verteilung, ſofern es ſich 
um laufende Werbungskoſten handelt. Auch bei ihm ſiegt alſo die 
wirtſchaftliche Anſchauung. 

Vorderhand ſteht alſo die Sache wohl ſo: 

1. Damnumgläubiger. 

a) Beſtpfl. Steuer nach feiner Wahl entweder bereits im Ge⸗ 
währungs⸗ oder ſpäter im Eingangsjahre oder Verteilungsrecht. 

b) Priv Bil. Steuer erſt im Eingangsjahre; wahrſcheinlich auch 
Verteilungsrecht. 

2. Damnumſchuldner. 

a) Beſtepfl. Abzug nach feiner Wahl entweder bereits im Emp⸗ 
fangs⸗ tes ſpäter im Rückzahlungsjahre oder Verteilungsrecht (wie 
bei 1 a). 

b) Privpfl. Abzug exit im Rückzahlungsjahre, aber nach RFh. 


kein Verteilungsrecht. 
Dr. Ernſt Fleck, Hannover. 
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machen, daß 8 72 ſich lediglich auf den Steuerabzug vom Arbeits⸗ 
lohne bezieht und dieſer in verſchiedener Beziehung geſondert ge⸗ 
regelt iſt. So iſt im 8 72 Abſ. 2 auf eine Minderung der Familien- 
ermäßigung bei Wegfall von Familienangehörigen während des 
Kalenderjahres verzichtet, während bei zu veranlagenden Pflich⸗ 
tigen nach 8 52 Abf. 2 eine Minderung einzutreten hat. 

Der BeſchwF. beruft ſich ferner auf § 50, wonach ſich auch für 
die Ehefrau, mit der ſich der Steuerpflichtige im Laufe des Steuer⸗ 
abſchnitts verheiratet, die Freigrenze erhöht. Dieſe Beſtimmung hat 
jedoch nur ſteuertechniſche Bedeutung. Bei der beſtimmten Frei⸗ 
grenze konnte der Geſetzgeber unterſtellen, daß, wenn auch die ſich 
unter der Freigrenze haltenden Einnahmen einen höheren Be⸗ 
trag erreichen als den nach 88 52—54 für die Beſteuerung be⸗ 
ſtimmten Mindeſtbetrag des Einkommens, doch wegen der den 
Einnahmen entgegenſtehenden abziehbaren Ausgaben regelmäßig 
eine Steuer nicht feſtzuſetzen iſt. Es ſoll in ſolchem Falle von vorn⸗ 
herein eine Veranlagung nicht eingeleitet werden und ſollen ſo 
unnötige Weiterungen vermieden werden. Daher kann aus 8 50 
kein Schluß auf die Auslegung des § 52 Abſ. 2 gezogen werden, 
vielmehr iſt dieſe Beſtimmung aus ſich auszulegen. 

Betrachtet man die in § 52 Abſ. 1 dem Steuerpflichtigen zu⸗ 
geſtandenen Abzüge unter dem Geſichtspunkt, daß das Einkommen 
nur inſoweit zur Beſteuerung herangezogen werden ſoll, als es nicht 
in der beſtimmten Höhe zu dem Unterhalte des Pflichtigen und 
ſeiner Familienangehörigen verwendet werden muß, ſo wäre wohl 
auch ein Abzug für die Ehefrau für die der Eheſchließung folgen⸗ 
den Monate gerechtfertigt, insbeſ. dann, wenn die Ehefrau kein 
eigenes Einkommen hat, mit dem ſie noch in dem für den Ehe⸗ 
mann laufenden Steuerabſchnitt ſelbſtändig zu veranlagen iſt und 
wenn nicht dabei das Exiſtenzminimum für die Ehefrau zum 
Abzug kommen kann. Die Verſagung der Familienermäßigung 
bedeutet, worauf der BeſchwF. abſtellt, zweifellos eine gewiſſe 
Härte. In 8 26 EinkSt®. i. d. Faſſ. v. 20. März 1923 war auch 
die Steuerermäßigung für die nicht ſelbſtändig zu veranlagende 
Ehefrau ſchon für das Kalenderjahr der Eheſchließung zugeſtanden. 

Nun hat aber der Geſetzgeber im jetzt geltenden Geſetze 
— 8 22 — die ſteuerliche Behandlung der Ehegatten für die erſte 
Zeit nach der Eheſchließung abweichend vom früheren Geſetz in 
der Weiſe geregelt, daß das Einkommen der Ehefrau dem des 
Ehemanns erſt für das der Eheſchließung folgende Kalender⸗ oder 
Wirtſchaftsjahr, alſo erſt nach Schluß des zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung für den Ehemann laufenden Steuerabſchnitts hinzu⸗ 
zurechnen iſt und bis dahin die Ehegatten ohne Rückſicht auf die 
Eheſchließung bezüglich ihrer Einkünfte geſondert beſteuert werden 
ſollen. Ob die Ehefrau tatſächlich Einkommen hatte, mit dem fie 
zur Beſteuerung heranzuziehen war oder ob ihr kein die Freigrenze 
überſteigendes Einkommen zufloß, iſt für ihre ſubjektive Steuer⸗ 
pflicht an ſich ohne Bedeutung. 

Knüpft § 22 ſo an die Eheſchließung die Folge der Zu⸗ 
ſammenrechnung der Einkommen erſt vom Schluſſe des für den 
Ehemann laufenden Steuerabſchnitts und beſtimmt § 52 Abſ. 2 
ausdrücklich, daß ſich für den laufenden Abſchnitt die am Ein⸗ 
kommen des Ehemanns abzuziehende Familienermäßigung in dem 
Verhältnis mindere,, in dem die Zahl der vollen Monate, für die 
die Zuſammenrechnung erfolgt, zu zwölf Monaten ſteht, ſo kann 
dies nur dahin verſtanden werden, daß für die Ehefrau für den 
laufenden Steuerabſchnitt ein Abzug nicht gemacht werden kann; 
denn die Zuſammenrechnung findet hier in 0 Monaten ſtatt. Die 
gleich. kommt dem vollen Verſagen der Familienermäßigung 
gleich. 

Die ausdrückliche Verknüpfung der Familienermäßigung mit 
der Zuſammenrechnung der Einkünfte läßt, wenn auch gewiſſe 
Härten nicht zu verkennen ſind, eine andere Deutung der Be⸗ 
ſteuerung zugunſten des Steuerpflichtigen nicht zu. 

(Rh., 6. Sen., Urt. v. 19. Juni 1929, VI A 932/29 8.) 
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x8. 8815 Nr. 3, 17 Nr. 3, 10 Abſ. 2 Satz I KörpStG. 

1. Der 1. Sen. hält als erkennendes Gericht an dem 
Gutachten RFH. 20, 325 auch inſofern feſt, als er bei 
Geſellſchaften mit einem Grund- oder Stammkapital eine 
Unterbilanz i. S. § 15 Nr. 3 KörpStG. nur dann aner- 
kennen kann, wenn durch Verluſte das Grund- oder Stamm- 
kapital angegriffen iſt. 

2. Entrichtete Perſonalſteuern dürfen zwar vom Ein⸗ 
kommen nicht abgezogen werden, unterliegen aber nicht, 
wie z. B. gezahlte Aufſichtsratstantiemen, in Verluſt⸗ 
jahren der Mindeſtbeſteuerung. f) 

Streitig iſt zunächſt die Bewertung von Aufwertungshypo⸗ 
theken. Die BeſchwF. hat in ihrer Goldmarkeröffnungsbilanz die 
auf ihren Grundſtücken laſtenden, der Aufwertung unterliegenden 
Papiermarkhypotheken mit 66 000 GM. eingeſetzt. In dem an die 
Goldmarkeröffnungsbilanz anſchließenden Wirtſchaftsjahre, das vom 
1. Jan. 1924 bis 31. März 1925 reichte, ſind in der ſteuerlich 
berichtigten Eröffnungsbilanz und in der ſteuerlich berichtigten 


Schlußbilanz die Hypotheken mit 125000 % bewertet. Da das 
Wirtſchaftsjahr 1924/25 einen beträchtlichen Verluſt aufwies, hat 
keine Gewinnbeſteuerung, ſondern lediglich eine Erſatzbeſteuerung 
der Aufſichtsratstantiemen nach § 10 Abſ. 2 KörpStG. ſtattgefunden. 
Das Wirtſchaftsjahr 1925/26 hat einen Gewinn gebracht. Da er 
jedoch nicht ausreichte, die im Wirtſchaftsjahr 1924/25 entſtandene 
Unterbilanz zu decken, unterblieb wiederum die Gewinnbeſteuerung. 
In der Schlußbilanz für den 31. März 1926 wurden die Hypo⸗ 
theken mit 132 560,78 % ausgewieſen. Dies iſt der endgültig 
feſtgeſetzte Aufwertungsbetrag, während die früher eingeſetzten 
Summen von zunächſt 66 000 %, dann 125000 % lediglich ge⸗ 
ſchätzt waren. Die BeſchwF. hat in einem Schreiben v. 17. Jan. 
1927 geltend gemacht, daß die Aufwertungshypotheken richtiger⸗ 
weiſe in den ſämtlichen Bilanzen, von der Goldmarkeröffnungs⸗ 
bilanz an, nicht mit dem Nennbetrage, ſondern mit dem ſich von 
Jahr zu Jahr erhöhenden Barwert der jeweiligen Bilanzſtichtage 
eingeſetzt werden müßten. Die Beſchw§. hat das Fin A. gebeten, 
Kenntnis von dieſer Berichtigung zu nehmen, die erſtmals prak⸗ 
tiſch werde, wenn eine wirkliche Gewinnbeſteuerung in Frage 
komme. Das Wirtſchaftsjahr 1926/27 hat dann einen größeren 
Gewinn erbracht. Das Fin A. hat ihn mit 99 684 % ernittelt, 
hat 58 863 % zur Beſeitigung der Unterbilanz abgezogen und 
ſchließlich ein Einkommen von 40 820 % der Körperſchaftſteuer 
unterworfen. Sowohl bei der Ermittlung der Unterbilanz wie bei 
der Ermittlung des Gewinns für 1926/27 iſt das Fin A. dem An⸗ 
trag der Beſchw§. auf Einſetzung des Barwerts der Hypotheken 
nicht gefolgt, ſondern hat in ſämtlichen Bilanzen, von der Gold⸗ 
markeröffnungsbilanz an, die Hypotheken mit dem Nennbetrage 
von 132 561 % eingeſetzt. Das Fin A. iſt der Auffaſſung, daß 
nach den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buchführung die Einſetzung 
der Hypotheken ſowohl zum Nennbetrage wie zum Barwert zu⸗ 
läſſig ſei. Die BeſchwF. habe alſo, als fie zunächſt den Nennbetrag 
einſetzte, eine zuläſſige Bilanzierungsmethode gewählt und könne 
darum nach der Rſpr. des Rei. (vgl. RH. 17, 243 und RStBl. 
1928, 262) nicht durch eine Bilanzberichtigung nachträglich zur an⸗ 
deren Bilanzierungsmethode übergehen. Die BeréEntſch. hat ſich 
dieſer Auffaſſung angeſchloſſen. Sie hat ausgeführt, daß die 
Beſchw§. bisher ſtets die Bilanzierungsmethode nach dem Nenn⸗ 
betrage der Hypotheken gewählt und erſtmals für 1926/27 den 
Barwert eingeſetzt habe. Die BeſchwF. berufe ſich dabei auf die 
Tatſache, daß ſie am 17. Jan. 1927 einen entſprechenden Antrag 
geſtellt habe. Der auf § 108 Abſ. 3 EinkStG. geſtützte Antrag 
ſei jedoch verſpätet geweſen, denn § 108 EinkSt®. finde nach 
§ 29 KörpSt®. nur bei der erſten Veranlagung nach dem neuen 
KörpStch. Anwendung. Die erſte Veranlagung ſei hier die für 
das Wirtſchaftsjahr 1924/25 geweſen. Es ſei zwar eine Erſatz⸗ 
beſteuerung nach § 10 Abſ. 2 KörpStG. geweſen, aber die Beſchwỹ. 
habe ſchon bei der Veranlagung dieſes Jahres im Hinblick auf die 
Höhe des ſteuerlich anzuerkennenden Verluſtes volle Veranlaſſung 
gehabt, den Antrag nach § 108 Abſ. 3 EinkStG. zu ſtellen. 

Die Rechtsbeſchwerde beruft ſich darauf, daß nach der Rſpr. 
des 6. Sen., VI A 693/28: StW. 1928, 796, ein Antrag nach 
$ 108 Abſ. 3 EinkStG. erſtmals auch noch im ſpäteren Steuer⸗ 
abſchnitte geſtellt werden könne, und daß im vorliegenden Falle die 
Rechtzeitigkeit des Antrags ſchon um deswillen anerkannt werden 
müſſe, weil ſeit der Goldmarkeröffnungsbilanz vor dem Wirt⸗ 
ſchaftsjahre 1926/27 keine Beſteuerung des tatſächlichen Jahres⸗ 
erfolges ſtattgefunden habe. Darum ſei gar keine Gelegenheit ge⸗ 
weſen, die tatſächliche Verluſthöhe durch Anfechtung eines Steuer⸗ 
beſcheids auszutragen. 0 

Die Rechtsbeſchwerde iſt in dieſem Punkte begründet. Bei dem 
Begehren der Beſchwß§., das erſtmals im Antrag d. 17. Jan. 1927 
ausgeſprochen iſt, handelt es ſich um zweierlei: Einmal ſollte 


Zu 8. 1. Die Entſch. behandelt zunächſt die Rechtzeitigkeit 
der Frage eines Antrages nach § 108 Abſ. 3 Eink6tb. Nach 
§ 29 KörpStch. greift dieſe Beſtimmung zwar nur bei der erſten 
Veranlagung nach dem neuen KörpStG. Platz. Hier wird nun aus⸗ 
geſprochen, daß eine erſte Veranlagung i. S. dieſer Beſtimmung 
nur dann vorliege, wenn zum erſten Male ſeit der Gold⸗ 
markeröffnungsbilanz eine Erfolgsbeſteuerung vorgenommen 
iſt, nicht aber, wenn nur eine Erſatzbeſteuerung der Aufſichtsrats⸗ 
tantieme nach § 10 Abſ. 2 KörpSt®. ſtattgefunden hat. Zutreffend 
wird das damit begründet, daß die Steuerpflichtigen im Falle 
einer Erſatzbeſteuerung kein Rechtsmittel gegen einen ablehnenden 
Beſcheid auf ihren Antrag nach $ 108 Abſ. 3 beſitzen, daß es 
ihnen aber geſtattet werden müſſe, ſolche Anträge erſtmalig dann 
zu ſtellen, wenn die Möglichkeit weiterer Rechtsverfolgung in den 
verſchiedenen Inſtanzen beſteht. Eine Verſäumnis des Steuerpflich⸗ 
tigen, die fein Antragsrecht nach 8 108 Abi. 3 EinkStG. be⸗ 
ſeitigt, liegt hiernach nicht vor, wenn der Antrag auf Wechſel in 
der Bilanzierungsmethode nicht bei mehrmaligen Erſatzbeſteuerungen, 
ſondern erſtmalig bei der erſten auf ſolche Erſatzbeſteuerung 
folgenden Erfolgsbeſteuerung geſtellt wird. 

2. In dem weiteren Inhalt der Entſch. ſetzt ſich der 1. Sen. 
eingehend mit den Ausführungen Fürnrohrs „Neues zum 
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ſtatt der für die Hypothekenlaſt bisher ſchätzungsweiſe ermittelten 
Summe der endgültig feſtgeſtellte Betrag eingeſtellt werden. Das 
it ein Begehren, für das ſich die BeſchwF. auf den 8 108 Abſ. 1 
und auf das Antragsrecht nach Abſ. 3 berufen kann. Der Be⸗ 
rechtigung dieſes Verlangens haben ſich auch die Vorinſtanzen nicht 
widerſetzt, denn ſie haben in allen Bilanzen den endgültigen Auf⸗ 
wertungsbetrag (Nennbetrag) der Hypotheken mit 132 561 % ein⸗ 
geſetzt. Dem Ziele des $ 108 Abſ. 1, daß die Aufwertung als 
ſolche das Einkommen nicht berühren ſolle, iſt dannit Rechnung 
getragen. Um etwas anderes handelt es ſich bei der Frage, ob die 
Hypotheken nach dem Nennbetrag oder nach dem jeweiligen Bar⸗ 
wert eingeſetzt werden ſollen. Wenn in einem gedachten Falle 
eine Aufwertungshypothek von Haufe aus mit dem ſpäter end⸗ 
gültig aufgewerteten Nennbetrag eingeſetzt iſt, und wenn der Nenn⸗ 
betrag auch eingeſetzt werden ſollte, dann kann der betreffende 
Steuerpflichtige ſich nicht auf 8 108 Abf. 1 berufen, um die an- 
dere Bilanzierungsmethode nach dem Barwert durchzudrücken. Die 
Auffaſſung der Vorinſtanz läßt ſich etwa ſo ausdrücken: Die 
BeſchwF. hat für die Bewertung ihrer Aufwertungshypotheken die 
Bilanzierungsmethode nach dem Nennbetrage gewählt. Wenn nun 
aus irgendeinem Grunde der Nennbetrag ſich verſchiebt, ſo bleibt 
doch die Beſchw§. an die Bilanzierungsmethode gebunden. Die 
BeſchwF. dagegen müßte fo folgern: Wenn durch einen Antrag nach 
§ 108 Abſ. 1 die endgültigen Aufwertungsziffern in die Bilanz 
Aufnahme finden, ſo hält in die Bilanz ein neuer Poſten ſeinen 
Einzug; dieſer Poſten erbt nicht die Bilanzierungsmethode ſeines 
Vorgängers, es kann vielmehr die Bilanzierungsmethode neu ge⸗ 
wählt werden. Welcher Anſicht der Vorzug zu geben iſt, kann ſehr 
zweifelhaft ſein. Der Senat glaubt, die zweite Anſicht zur ſeinigen 
machen zu ſollen, weil ſie den Steuerpflichtigen Gelegenheit gibt, 
in ihren Bilanzen die wirkliche wahre Laſt, wie ſie ſich durch die 
Aufwertungsgeſetzgebung geſtaltet hat, zum Ausdruck zu bringen. 
Hiernach würde alſo zu prüfen ſein, ob der Antrag der 
BeſchwF. v. 17. Jan. 1927 als rechtzeitig angeſehen werden kaun. 
Das iſt ſchon um deswillen zu bejahen, weil es ſich hier um die 
erſte Erfolgbeſteuerung ſeit der Goldmarkeröffnungsbilanz handelt. 
Da für die vorhergehenden Steuerbeſcheide lediglich feſtzuſtellen 
war, daß kein ſteuerpflichtiger Gewinn vorhanden geweſen ſei, 
blieb es eine offene Frage, wie hoch der Verluſt in 1924/25 und 
die Unterbilanz in 1925/26 war. Selbſt wenn dieſe Ziffer vom 
Fin A. ermittelt und in den Bemerkungen zu den Steuerbeſcheiden 
der Beſchwß. mitgeteilt worden wäre, hätte ſie der BeſchwF. keine 
Handhabe zur Einlegung von Rechtsmitteln bieten können. Wie 
der Senat in der amtlich nicht veröffentlichten Entſch. v. 26. Febr. 
1929, IA a 803/28 ausgeführt hat, kann mit Wirkung für die 
Steuerpflichtigen die Höhe einer Unterbilanz erſtmals bei der 
nächſten wieder vorzunehmenden Erfolgbeſteuerung feſtgeſtellt wer⸗ 
den. Wenn die Beſchw§. nach der Auffaſſung der Vorentſcheidung 


Unterbilanzproblem“ (StW. VIII, 10) auseinander. Fürn⸗ 
rohr fordert dort für die Feſtſtellung einer Unterbilanz bei 
Kapitalgeſellſchaften mit feſtem handelsrechtlichen Grund⸗ oder 
Stammkapital die Zugrundelegung nicht dieſes handelsrecht⸗ 
lichen Kapitals, ſondern des Reinvermögens der ſteuerlich be⸗ 
richtigten Goldmarkeröffnungsbilanz als Ausgangspunkt. Der Senat 
erkennt zwar an, daß die Ausführungen Fürnrohrs manches 
für ſich haben, glaubt aber mit Rückſicht auf die Legal⸗ 
definition der Unterbilanz in § 15 Ziff. 3 Körp&tß. und deren 
Anwendung, wie ſie ſich ans der Begründung zum Geſetze ergebe, 
Do, zu einer Entſch. gegen den Wortlaut des Geſetzes 
u ſehen. 

l Demgegenüber darf auf die zutreffenden Ausführungen Fürn⸗ 
rohrs zu Ziff. II ſeines Aufſatzes verwieſen werden, in denen er 
dartut, daß trotz dieſes klaren Geſetzeswortlauts der richtig ver⸗ 
ſtandene Zweck des Geſetzes hier nur i. S. der bekannten Rſpr. 
des RH. zur Frage einer Geſetzesauslegung gegen den klaren 
Wortlaut erreicht werden kann, indem die Unterſcheidung der 
beiden Gruppen von Körperſchaften im $ 15 Nr. 3 als nicht vor⸗ 
handen zu betrachten iſt, und ſämtliche Körperſchaften unter⸗ 
ſchiedslos ſo behandelt werden müſſen, wie es der Geſetzeswortlaut 
für die Körperſchaften mit handelsrechtlichem Grund⸗ oder Stamnı- 
kapital vorgeſchrieben hat. Es müſſe dem Senat darin beigepflichtet 
werden, daß ſolche Auslegungsfälle Notfälle bleiben müſſen. Un⸗ 
zutreffend erſcheine es aber, wenn in der Entſch. gefagt wird, es 
genüge für eine ſolche Auslegung nicht, wenn feit Erlaß des Ge⸗ 
ſetzes ein Problem tiefer erfaßt iſt und man nun eine beſſere 
Löſung weiß. Denn gerade dieſe Kenntnis einer beſſeren Löſung 
auf Grund einer gründlichen Durcharbeitung des Problems zeigt, 
daß das Rechtsempfinden ſich weiter entwickelt hat, und nun die 
andere Löſung, durch die nach den Ausführungen der Entſch. tat- 
ſächlich mancherlei Unbefriedigendes vermieden wird, zwingend for⸗ 
dert. Die Gründe, aus denen der Senat einen ſolchen Zwang nicht 
anerkennen will, beruhen nur auf einer formalen Betrachtung 
darüber, daß das Handelsrecht und das Steuerrecht nur ein 
einheitliches Grund⸗ oder Stammkapital kennen, und daß der nach 
Handelsrecht zu beachtende Unterſchied zwiſchen dem Grund⸗ und 
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gehandelt und bereits zur Veranlagung 1924/25 den Antrag ge⸗ 
ſtellt hätte, die Hypothel nach dem Barwert zu bilanzieren, fo 
hätte fie gegen einen ablehnenden Beſcheid des Fin A. kein Rechts⸗ 
mittel beſeſſen. Wenn ein Steuerpflichtiger ſich nicht auf einen ſo 
unſicheren Weg begibt, kann ihm der Vorwurf einer Verſäumnis 
nicht gemacht werden. Es muß genügen, wenn ein Steuerpflichtiger 
feine Anträge erſtmals in der Rechtslage ſtellt, die es ihm ge⸗ 
ſtattet, ſeine Anträge im Inſtanzenzuge weiter zu verfolgen. Da 
das im vorliegenden Falle erſtmals zur Veranlagung 1926/27 
möglich war, muß der Antrag v. 17. Jan. 1927 als rechtzeitig an⸗ 
geſehen werden. ; 

Neu iſt die Forderung der Rechtsbeſchwerde, daß bei Kapital⸗ 
geſellſchaften mit feſtem handelsrechtlichen Grund⸗ oder Stamm⸗ 
Kapitale nicht dieſes handelsrechtliche Kapital, ſondern das Rein⸗ 
vermögen der ſteuerlich berichtigten Goldmarkeröffnungsbilanz als 
Ausgangspunkt dienen müſſe für die Feſtſtellung, ob eine Unter⸗ 
bilanz vorhanden iſt. 

Die BeſchwF. tft der Auffaſſung, daß eine Unterbilanz be⸗ 
reits dann vorliegt, wenn durch den Verluſt eines Jahres das 
Reinvermögen angegriffen wird, daß alſo eine Unterbilanz nicht 
erſt dann anzunehmen iſt, wenn das Aktienkapital angegriffen 
wird. Die BeſchwF. bezieht ſich für ihre Auffaſſung auf einen 
Aufſatz von Fürnrohr: StW. Januarheft 1929. Es muß Fürn⸗ 
rohr zugegeben werden, daß mancherlei Unbefriedigendes ver⸗ 
mieden wird, wenn man als ſteuerliches Kapitalkonto das Rein⸗ 
vermögen der ſteuerlich korrigierten Goldmarkeröffnungsbilanz an⸗ 
nimmt. Vor allem würde durch dieſen Ausweg vermieden, daß die 
Zufälligkeiten und augenblicklichen Stimmungen, die bei der Gold⸗ 
markumſtellung die Höhe des Grundkapitals beſtimmt haben, Ein⸗ 
fluß auf die Höhe der Steuer gewinnen. Trotzdem vermag der 
Senat dem Verlangen Fürnrohrs, das Geſetz gegen den Wort⸗ 
laut auszulegen, nicht zu folgen. 

Der Geſetzgeber gibt im § 15 Abſ. 3 die Definition der Unter⸗ 
bilanz. Er bezeichnet ſie als einen Verluſt, durch den das Grund⸗ 
und Stammhapital angegriffen iſt. Im zweiten Halbſatz der Vor⸗ 
ſchrift findet ſich nochmals die Erwähnung des Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals. In der Begründung zum KörpStG. (S. 16 ff.) iſt darauf 
hingewieſen, daß eine Begriffsbeſtimmung der Unterbilanz ge⸗ 
geben werde, weil in der Praxis Zweifel aufgetaucht ſeien, was 
unter einer Unterbilanz zu verſtehen ſei. Die Begriffsbeſtimmung 
ſchließe ſich an die RH. 3, 333 entwickelte Entſch. an. Es kann 
alſo kein Zweifel beſtehen, daß der Geſetzgeber den Geſetzestext, 
ſo wie er jetzt vorliegt, nach Wortlaut und Inhalt gewollt hat. 
Nach Anſicht Fürnrohrs hat allerdings der Geſetzgeber von 
1925 keine richtige Vorſtellung von einer Steuerbilanz gehabt, 
ſondern hat offenbar allein an die Handelsbilanz und deren par⸗ 
tielle ſteuerliche Berichtigung gedacht; darum habe es für ihn nahe⸗ 
gelegen, daß er der Zahl des handelsxvechtlichen Grund» oder 


Stammkapital und dem Reinvermögen auch für das Steuerrecht 
gilt. Das aber erſcheint gegenüber den ſchwerwiegenden materiellen 
Bedenken gegen die am Wortlaut des Geſetzes klebende Auslegung 
nicht zutreffend. 

3. Wie ich bereits in meinem Komm. z. Rörp&tG. (Anm. 3 b 
zu $ 15) ausgeführt habe, kann ich nicht finden, daß die neue 
Faſſung des Geſetzes die Zweifel über die Auslegung des Begriffs 
„Unterbilanz“ völlig beſeitigt. Es kommt nicht darauf an, ob 
der Jahresverluſt, unter dem nach 88 261, 262 HGB. und 8 42 
GmbHG. eine Unterbilanz zu verſtehen iſt, durch Reſerven, insbe}. 
den geſetzlichen Reſervefonds gedeckt werden kann. Denn dieſer 
Fonds dient gerade zur Deckung eines ſich aus der Bilanz ergebenden 
Verluſtes. Wenn das Geſetz jeden Zweifel hätte beſeitigen wollen, 
ſo hätte es ſich nicht auf Nennung des Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapitals beſchränken dürfen, ſondern hätte auch die Reſerven er⸗ 
wähnen müſſen. 

Ich verweiſe auch darauf, daß für die jetzige Rechtslage das 
Geſetz zur Anderung des EinkSt®. v. 29. Juni 1929 und die Be⸗ 
merkungen des RF M. im Sammelerlaß v. 9. Juli 1929 (zu II 3) zu 
beachten ſind. 

Dort wird ausgeführt, daß das Anwendungsgebiet der neuen 
Vorſchriften über die Abzugsfähigkeit der zur Beſeitigung einer 
Unterbilanz verwendeten Beträge ſich hier auf die Fälle beſchränkt, 
in denen ein Verluſt als abzugsfähige Unterbilanz nicht anerkannt 
werden kann, da ihm offene Reſerven gegenüberſtehen und daher 
das Grund⸗ oder Stammkapital nicht angegriffen iſt. 

4. Von Bedeutung ſind ſchließlich auch die Ausführungen am 
Ende der Entſch., nach denen als Abgabe für die Min deſt⸗ 
beſteuerung nach § 10 Abſ. 2 Körp StG. nur die Aufſichts⸗ 
ratsvergütungen, nicht aber auch die nach § 17 Nr. 3 a. a. O. 
nicht abzugsfähigen Perſonalſteuern in Betracht kommen. Dieſe 
Steuern unterliegen alſo nicht unter allen Umſtänden der Be⸗ 
ſteuerung, ſondern kommen hierfür nur da in Betracht, wo ſich 
durch ihre Hinzurechnung ein ſteuerpflichtiger Gewinn ergibt. Bleibt 
aber trotz der Hinzurechnung ein Verluſt übrig, ſo hat es bei der 
Mindeſtbeſteuerung der Aufſichtsratstantieme fein Bewenden. 

RA. Dr. Richard Roſendorff, Berlin. 
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Stammkapitals irrtümlich eine Bedeutung beigemeſſen habe, die 
ihr für das Erfolgbeſteuerungsrecht nicht zukommen könne. Selbſt 
wenn man dieſen Darlegungen Fürnrohrs ein gutes Stück 
folgen würde, ſo böte das noch keinen hinreichenden Anlaß, gegen 
den Wortlaut des Geſetzes zu entſcheiden. Auch der weitere Hin⸗ 
weis Fürnrohrs, daß der Geſetzgeber mit der Begriffs⸗ 
beſtimmung der Unterbilanz bei ſolchen Geſellſchaften, die kein 
Grund⸗ oder Stammkapital beſitzen, eine glücklichere Hand beſeſſen 
habe, kann die klare geſetzliche Definition der Unterbilanz bei 
Geſellſchaften mit einem Grund⸗ oder Gtammkapitale nicht aus 
der Welt ſchaffen. Der NFH., auch der 1. Sen., verkennt nicht 
die Notwendigkeit, auch gegenüber dem Wortlaut einer einzelnen 
Geſetzesſtelle eine Auslegung zu wählen, die dem Grundgedanken 
des ganzen Geſetzes Rechnung trägt und eine vernünftige Entſch. 
ermöglicht. Unter weiteren Geſichtspunkten bleibt es aber immer 
mißlich, wenn die Rſpr. die Befugniſſe der Geſetzgebung gegen den 
Geſetzgeber übernimmt. Jedenfalls ſollten ſolche Fälle nur Not⸗ 
fälle bleiben. Um den Geſetzeswortlaut beiſeitezuſchieben, darf es 
nicht ſchon genügen, daß ſeit Erlaß des Geſetzes ein Problem 
tiefer erfaßt iſt und man nun eine beſſere Löſung weiß; es muß 
vielmehr das Rechtsempfinden zwingend die andere Löſung fordern. 
Die Entſch. darüber, ob ein ſolcher Zwang vorliegt, wird natürlich 
je nach der Einſtellung des betreffenden Gerichts verſchieden aus⸗ 
fallen. Hier kann der entſcheidende Senat einen ſolchen Zwang 
nicht anerkennen. Es gibt für eine Geſellſchaft nur ein Grund⸗ 
oder Stammkapital, nicht etwa für die Steuerbilanz ein von der 
Handelsbilanz abweichendes Grund⸗ oder Stammkapital. Da das 
Handelsrecht die Unterſchiede zwiſchen der Ziffer des Grund⸗ oder 
Stammkapitals und dem Reinvermögen der Geſellſchaft würdigt 
und daran Rechtsfolgen knüpft, ſpricht auch viel dafür, daß das 
Steuerrecht die handelsrechtlichen Folgen eines Abweichens des 
Reinvermögens vom Grund- oder Stammhapitale nicht unbeachtet 
läßt. Dieſer Gedankengang iſt vom Senat in dem Urteil RF. 24, 
340 (LA 288/28) näher ausgeführt. In dem Urteil handelt es ſich 
um die, auch von Fürnrohr in dem oben erwähnten Aufſatz 
angeſchnittene Frage, wie eine Herabſetzung des Grund⸗ oder 
Stammkapitals auf die Unterbilanz i. S. des § 15 Nr. 3 KörpStG. 
wirkt. Der Senat hat auch in dieſer Frage Fürnrohr nicht 
folgen können. Wegen der Gründe kann auf die Ausführungen 
dieſes Urteils verwieſen werden. 

Nach § 17 Nr. 3 KörpStc. dürfen bei der Ermittlung des 
Einkommens die von den Steuerpflichtigen entrichteten Körper⸗ 
ſchaftſteuern und ſonſtigen Perſonalſteuern ſowie Rücklagen hierfür 
nicht abgezogen werden. § 10 Abſ. 2 Satz 1 KörpStch. kennt jedoch 
als Objekt für die Mindeſtbeſteuerung nur die Auffſichtsrats⸗ 
vergütungen, nicht auch die nach $ 17 Nr. 3 KörpStch. nicht ab⸗ 
zugsfähigen Perſonalſteuern. Die Perſonalſteuern müſſen zwar dem 
Bilanzgewinne hinzugerechnet werden, um den ſteuerbaren Gewinn 
des Steuerabſchnitts zu ermitteln, aber ſie müſſen nicht unter 
allen Umſtänden der Beſteuerung unterworfen werden wie die 
Aufſichtsratstantiemen. Die bedingungsloſe Beſteuerung der Auf⸗ 
ſichtsratstantiemen war zur Erreichung des Zieles, die formell 
weggefallene Aufſichtsratsſteuer auf dieſe Weile doch zu erheben, 
notwendig. Sie iſt deshalb im § 10 Abſ. 2 Satz 1 auch für den 
Fall vorgeſchrieben, daß ſich ein ſonſt ſteuerpflichtiger Gewinn nicht 
ergibt. Für die Beſteuerung der Aufſichtsratstantiemen ſcheidet 
daher der ſonſt die Körperſchaftſteuer als Einkommenſteuer be⸗ 
herrſchende Geſichtspunkt der Leiſtungsfähigkeit ganz aus. Bei 
den Perſonalſteuern iſt das dagegen nicht der Fall. Sie werden nur 
inſoweit der Beſteuerung unterworfen, als ſich durch ihre Hinzu⸗ 
rechnung ein ſteuerpflichtiger Gewinn ergibt oder erhöht. Das iſt 
nicht der Fall, wenn trotz der Hinzurechnung ein Verluſt übrig⸗ 
bleibt. Die fiktiven Gewinnelemente aus 8 17 Nr. 3 ſollen ſteuer⸗ 
lich dem wirklichen Gewinne nur gleichgeſtellt, aber nicht ſchlechter 
als dieſer geſtellt werden, wie das bei der Aufſichtsratstantieme 
vorgeſehen iſt. 

(MFH., 1. Sen., Urt. v. 9. April 1929, I A a 35/29.) 


3. Kapitalverkehrſteuergeſetz. 


9. Zu 88 6a, 9a, 11 Abſ. 2a und b KapVerkStG. 
Steuerpflicht der Wandelanleihe. +) 

Die Steuerpflichtige hat Anfang 1925 im Nennbetrage von 
21000000 % und zum Kurſe von 920% eine ſog. Wandel⸗ 
anleihe ausgegeben, die nach § 5 der Anleihebedingungen die Au⸗ 
leihegläubiger berechtigte, in einer beſtimmten ſpäteren Zeit ihre 
Teilſchuldverſchreibungen im Verhältnis von 1300: 1000 in junge 
Aktien der Steuerpflichtigen umzutauſchen. Der Zeitpunkt des zu⸗ 
läſſigen Umtauſches war urſprünglich auf die Zeit vom 1. Okt. 
1929 bis 31. Dez. 1929 feſtgeſetzt, dann aber durch einen General⸗ 
verſammlungsbeſchluß v. 22. Febr. 1927 den Inhabern der Schuld⸗ 
verſchreibungen das Recht eingeräumt worden, ſchon in der Zeit 
vom 1. Okt. 1927 bis 31. Dez. 1927 von dem Umtauſchrecht Ge⸗ 
brauch zu machen. Für den Umtauſch ſtanden der Steuerpflichtigen 
Vorratsaktien aus einer Kapitalerhöhung v. 9. Juli 1923 zur 
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Verfügung. In Ausübung dieſes Umtauſchrechts find 12 983 000 % 
Vorraksaktien gegen Teilſchuldverſchreibungen aus der Wandel⸗ 
anleihe in dem angegebenen Verhältnis umgetauſcht worden. 

Das Fin A. hatte die für den Erwerb der Aklien fällig ge⸗ 
wordene Geſellſchaftsſteuer nach deren Kurswert zur Zeit des 
Umtauſches (200 — 260%) berechnet und die Steuerpflicht damit 
begründet, daß die Rückgabe der Schuldverſchreibungen im Um⸗ 
tauſch gegen die jungen Aktien den Verzicht auf die Forderungen 
aus den Schuldverſchreibungen darſtelle. Dieſer Verzicht ſei die 
Leiſtung, die zum Erwerbe der Geſellſchaftsrechte durch den erſten 
Erwerber erforderlich ſei, und enthalte eine nicht in Geld be⸗ 
ſtehende Leiſtung. Die Beſteuerung ſei daher nach 8 11 Abſ. 2 b 
KapVerkStc. vorzunehmen. Danach gelte als Wert der Leiſtung 
mindeſtens der Wert der Geſellſchaftsrechte, die das Entgelt für 
die Leiſtung bildeten. Das Finder. hatte, abweichend vom Ein- 
ſpruchsbeſcheide, die Steuer nach dem Nennwert der eingelöſten 
Schuldverſchreibungen auf 675 116 RN feſtgeſetzt und die Steuer⸗ 
pflicht, wie folgt, begründet. Es liege nicht eine Wahlſchuld, ſon⸗ 
dern eine ſog. kacultas alternativa vor, bei der das Wahlrecht 
nicht in obligatione, ſondern in solutione ſei, d. h. nicht jede der 
alternativ geſchuldeten Leiſtungen, ſondern nur eine von ihnen 
bilde den Gegenſtand des Schuldverhältniſſes, und der Schuldner 
(oder der Gläubiger) habe nur die Befugnis, ſich auch durch eine 
andere Leiſtung an Erfüllungs Statt von ſeiner Leiſtungsverpflich⸗ 
tung zu befreien (oder eine andere Leiſtung an Erfüllungs Statt 
zu fordern). Hier gehe die Verpflichtung aus der Schuld⸗ 
verſchreibung einzig auf die Rückzahlung des Darlehnsbetrags 
mit der Befugnis des Gläubigers, auch eine andere Leiſtung, 
die Lieferung der jungen Aktien, zur Tilgung ſeines Anſpruchs 
zu verlangen. Mit der Wahl dieſer anderen Leiſtung erlöſche die 
Verpflichtung zur Rückzahlung des Darlehns ohne weiteres. Die 
Befreiung der Steuerpflichtigen von dieſer Verpflichtung, die ſich 
hiernach als die Leiſtung zum Erwerbe der jungen Aktien er⸗ 
gebe, ſei nicht, wie das Fin A. annehme, ein Verzicht, anderer⸗ 
ſeits ſei ſie auch keine in Geld beſtehende Leiſtung. Der Wert 
dieſer Leiſtung habe nicht im Kurswert der Schuldverſchreibung 
(160—170 0%) beſtanden, ſondern nur in dem Werte, den die Be⸗ 
freiung der Steuerpflichtigen von der Verpflichtung zur baren Ein⸗ 
löſung für ſie gehabt habe, alſo im Nennwert der Schuldverſchrei⸗ 
bung. Dieſe Befreiung ſtelle allerdings eine nicht in Geld be⸗ 
ſtehende Leiſtung dar, und es müßte daher an ſich nach $ 11 
Abſ. 2b mindeſtens der Wert der jungen Aktien zugrunde gelegt 
werden, da dieſer zur Zeit des Umtauſches zwiſchen 200 und 260 
betragen habe, alſo weſentlich höher als der auf die einzelnen 
Aktien mit 1300 entfallende Nennwert der Obligationen geweſen 
ſei. Der Sinn der Vorſchrift des § 11 Abſ. 2 b, daß als Wert der 
Leiſtung mindeſtens der Wert der Geſellſchaftsrechte zu gelten habe, 
könne indeſſen, da die Geſellſchaftsſteuer nur die Kapitalanlage 
treffen wolle, nur darin gefunden werden, den Fiskus vor Unter» 
ſchätzungen zu ſchützen; die Vorſchrift könne alſo nur auf Fälle 
angewandt werden, in denen der Wert der Gegenleiſtung nicht mit 
abſoluter Sicherheit feſtſtehe, wie dies aber vorliegend der Fall 
ſei. Auf dieſem Standpunkt ſtänden auch die Erläuterungsbücher 
von Keßler (2. Aufl., S. 163 ff. Anm. 5 zu § 11) und Wein⸗ 
bach (3. Aufl., Anm. 4 zu 8 11). Auf Rechtsbeſchwerde hat der 
NFH. den Ausgabekurs der Schuldverſchreibungen als die maß⸗ 
gebliche Grundlage für die Steuerberechnung erklärt mit folgen⸗ 
der Begründung: Unbeſtritten iſt, entſprechend der ſtändigen 
Rechtſprechung 5 erkennenden Senats, daß für die jungen 
Aktien, die zu einem Papiermarkbetrag von einem Konſortium 
zur Verfügung der Geſellſchaft übernommen und verſteuert wor⸗ 
den waren, als erſte Erwerber i. S. von § 6a KapVerk6td. die 
Schuldverſchreibungsinhaber anzuſehen ſind, die die Aktien gegen 
Rückgabe ihrer Schuldverſchreibungen erworben haben. Das Ver⸗ 
langen der Rechtsbeſchwerde des Fin A., der Berechnung der Steuer 
von dieſem Erwerbe den Wert der jungen Aktien gem. § 11 
Abſ. 2b zugrunde zu legen, kann, wie immer man dieſe Vorſchrift 
auszulegen hat, nur in Frage kommen, wenn die Entſtehung der 
Steuerſchuld von einer nicht in Geld beſtehenden Leiſtung abhängt. 
Eine ſolche findet das Fin A. nach ſeiner Rechtsbeſchwerde jetzt in 
Zu 9. Die Entf. des Rach. beruht auf wirtſchaftlichen Er⸗ 
wägungen. Bürgerlich⸗rechtlich iſt die Konſtruktion jedenfalls nicht 
haltbar. Die Entſch. ſteht inſofern mit der früheren Rſpr. in 
Widerſpruch, nach der für die Kapitalverkehrſteuerpflicht grund⸗ 
ſätzlich der bürgerlich⸗rechtliche Vorgang maßgebend iſt. Von dieſem 
Standpunkte aus dürfte das Fincher. die Rechtslage richtig be⸗ 
urteilt haben (vgl. Wietfeld: Detg. 1928, 1072). Hierbei fpielt 
es auch keine Rolle, ob es ſich um eigentliche Inhaberpapiere oder 
Orderpapiere handelt, da dieſe nach Lage der Sache zweifellos 
die rechtliche Natur von Inhaberpapieren haben (vgl. RG. 78, 149). 
Im übrigen wäre es bei der Auffaſſung des RF. m. E. auch 
richtiger geweſen, den Tarif zur Zeit der Bewirkung der Geld⸗ 
zahlungen für maßgeblich zu erklären (8 9a KapWerkSt®., $ 263 


Abf. 2 BGB.). 
RegR. Wietfeld, Düſſeldorf. 
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der Übertragung des Eigentums an den Schuldverſchreibungen auf 
die Geſellſchaft. Das iſt rechtsirrig. Die Schuldverſchreibungs⸗ 
inhaber haben nicht ihre Schuldverſchreibungen gegen Aktien um⸗ 
getauſcht, ſondern ſie haben, als Inhalt ihres Rechtes aus den 
Schuldverſchreibungen, die Lieferung junger Aktien verlangt. Mit 
der Ausübung dieſes Rechtes ging ihr Recht auf die Schuldverſchrei⸗ 
bungsſumme ohne weiteres unter. Die Schuldverſchreibungen hatten 
keinen weiteren Inhalt mehr, wie als Legitimation für den Bezug 
der jungen Aktien zu dienen, und die AktG. erwarb, indem ſie 
gegen Hingabe junger Aktien die Schuldverſchreibungen zurüc- 
nahm, nicht Eigentum an einem verbrieften Recht und alſo auch 
nicht einen dementſprechenden Wert dieſer Wertpapiere. Allerdings 
nimmt auch das Fincger., trotzdem es gleichfalls auf dem Boden 
der vorſtehenden Darlegungen ſteht, als Leiſtung zur erſten Er⸗ 
langung der jungen Aktien eine nicht in Geld beſtehende Leiſtung 
an und will dieſe in der Befreiung der Geſellſchaft von der 
Verpflichtung zur Zahlung des Nennwerts der Schuldverſchrei⸗ 
bungen ſehen. Auch ſeinen Ausführungen kann nicht gefolgt wer⸗ 
den. Das FincGer. geht bei feiner Annahme, daß in obligatione 
lediglich die Leiſtung des Summenverſprechens ſtehe, von dem die 
Geſellſchaft durch die Beſchrünkung der Wahl des Gläubigers auf 
die Lieferung junger Aktien befreit werde, davon aus, daß auch 
bei der Wandelanleihe zwiſchen dem Begebungsvertrag einerſeits, 
bei dem der Gläubiger gegen Hingabe einer Geldſumme die Schuld⸗ 
verſchreibung erhalte und der mit der Aushändigung der Schuld⸗ 
verſchreibung erfüllt ſei, und der Verpflichtung aus der Schuld⸗ 
verſchreibung, die von ihrem Schuldgrund losgelöſt ſei, andererſeits 
unterſchieden werden müſſe. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob 
für dieſe Theorie, für die es ſich auf die Ausführungen im RGR⸗ 
Komm. z. BGB. I, 479 ff., Anm. 1 zu § 793 und die dort an⸗ 
geführte Rſpr. bezieht, die aber nur für die Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber aufgeſtellt iſt, vom bürgerlich⸗ rechtlichen 
Standpunkt aus eine Möglichkeit und ein Bedürfnis auch bei 
Schuldverſchreibungen beſteht, in denen, wie es nach dem in der 
mündlichen Verhandlung vor dem NFH. vorgelegten Formblatt 
vorliegend der Fall iſt, ein beſtimmter Gläubiger (hier die 
Diskontogeſellſchaft in Berlin) oder deſſen Order benannt iſt. 
Jedenfalls wird eine ſolche Zerreißung des rechtlichen Geſamt⸗ 
tatbeſtandes für die ſteuer rechtliche Betrachtungsweiſe dem 
Weſen der Wandelanleihe nicht gerecht. Der Wandelanleihe, die 
ihr Vorbild in dem vom amerikaniſchen Wirtſchaftsverkehre ge⸗ 
ſchaffenen convertible bonds hat, iſt weſentlich, daß die Geſellſchaft, 
die für ihren Betrieb Kapital aufnimmt, von vornherein die Abſicht 
hat, dieſes Kapital geſellſchaftsvertragsmäßig zu bin⸗ 
den, aus wirtſchaftlichen Gründen das Kapitel aber zunächſt als 
Gläubigerdarlehn hereinnimmt und es dem Gläubiger überläßt, 
ob er zu gegebener Zeit ſein Glaubigerrecht in ein Geſellſchafts⸗ 
recht umwandeln laſſen will. Damit ſtellt die Wandelanleihe eine 
Verbindung der Ausgabe von Schuldverſchreibungen und der Aus⸗ 
gabe von Aktien dar. Es iſt hier nicht zu unterſuchen, inwieweit 
dieſe Verbindung aus dem Geſichtspunkte der Doppelbeſteuerung 
die Erhebung der Wertpapierſteuer auszuſchließen geeignet iſt. 
Dieſe Frage iſt bei Beratung des Entwurfs eines Geſetzes zur 
Anderung der Verkehrsſteuern in der RTKomm. (RT. 1924/25, 
Druchſ. 1238, S. 181) erwogen worden mit dem Ergebnis, bis 
zu einer geſetzlichen Regelung der Frage nach Bedürfnis im Wege 
des § 108 Abſ. 1 RAbgO. die Wertpapierſteuer auf die Geſell⸗ 
ſchaftsſteuer anzurechnen, was der RF M. auch im vorliegenden 
Falle angeordnet hat. Jedenfalls iſt, wenn es nach der Wahl des 
Gläubigers zu einer Umwandlung des Gläubigerrechts in ein Ge⸗ 
ſellſchaftsrecht kommt, die Geſellſchaftsſteuer bei Ausgabe der 
jungen Aktien an die Schuldverſchreibungsinhaber geſchuldet. Bei 
der Entſch., was als die Leiſtung anzuſehen iſt, die i. S. von 
86a KapVerkStG. hier zum Erwerbe von Geſellſchaftsrechten 
durch den erſten Erwerber erforderlich iſt, iſt maßgebend, daß der 
Geldgeber bereits durch die Gewährung der Geldleiſtung das feſte 
Recht auf den Erwerb junger Aktien erlangt hat. Ob er dieſes 
Recht zum Erwerbe der jungen Aktien auf andere weiter überträgt, 
ändert nichts. Denn jedenfalls iſt auch für den Nachfolger das 
Recht, junge Aktien zu fordern, in der Leiſtung begründet, die der⸗ 
jenige, auf den er ſein Recht zurückführt, zur Geſellſchaftskaſſe 
geleiſtet hat. Demnach iſt die Gegenleiſtung für die Gewährung 
der jungen Aktien nicht, wie das FinGer. annimmt, die Befreiung 
von der Verpflichtung zur Leiſtung der Schuldverſchreibungs⸗ 
ſumme, ſondern die Leiſtung der Schuldverſchreibungsſumme und 
die Gewährung der Aktien ſtehen wahlweiſe der Hingabe der 
Darlehnsſumme gegenüber. Die Wahl des Glaubigers hat keine 
andere Bedeutung als die der Gewährung der Darlehnsſumme 
gegenüberſtehende alternative Gegenleiſtung auf einen einzigen 
Leiſtungsinhalt zurückzuführen. Iſt aber die urſprüngliche Dar⸗ 
lehnsſumme die zum Erwerbe der Aktien durch den Erſterwerber 
erforderliche Leiſtung, ſo iſt die Entſtehung der Steuerſchuld von 
einer Geldzahlung abhängig. Es findet mithin auf die Berechnung 
des Wertes des Gegenſtandes 8 11 Abſ. 24 Anwendung, und da⸗ 
mit erledigen ſich die weitſchichtigen Ausführungen der Beteiligten 
über die Bedeutung und Tragweite des $ 11 Abſ. 2 b. Das hiermit 


gewonnene Ergebnis kann auch vom Standpunkt der Geſellſchafts⸗ 
ſteuer, die die Kapitalinveſtition treffen will, allein befriedigen, da 
der Geſellſchaft als geſellſchaftsmäßig gebundenes Kapital nur zu⸗ 
gefloſſen iſt, was bei ihr auf die Schuldverſchreibungen eingezahlt 
worden iſt. Wenn ſie nunmehr der Notwendigkeit enthoben iſt, den 
vollen Nennbetrag der Schuldverſchreibungen auszuzahlen, ſo hat 
ſie dafür den Schuldverſchreibungsinhabern nunmehr in ihrer 
Eigenſchaft als Aktieninhabern alles zu gewähren, was dieſe auf 
Grund des Alktienrechts zu beanſpruchen haben. Die Einzahlung 
der zum Erwerbe der Teilſchuldverſchreibungen erforderlichen Be⸗ 
träge Anfang 1925 iſt unter der Herrſchaft des nach der VO. 
des Reichspräſidenten über wirtſchaftlich notwendige Steuermil⸗ 
derungen v. 14. Sept. 1924 (RGBl. I, 707) geltenden Steuer⸗ 
ſatzes von 5% erfolgt. Gleichwohl iſt nicht dieſer, ſondern der ſeit 
dem AbGeſ. v. 10. Aug. 1925 (RGBl. 1, 208) mit Wirkung v. 
1. Sept. 1925 geltende Steuerſatz von 4% anzuwenden, da i. S. 
von 8 9a KapVerkStG. die Zahlung zum Erwerbe der jungen 
Aktien nicht früher ſällig ſein konnte, als durch Ausübung des 
Wahlrechts ein Anſpruch auf Erwerb der jungen Aktien erworben 
war und die Zahlungen als auf die Aktien bewirkt gleichfalls 
nicht früher angeſehen werden können, als bis der alternative 
Leiſtungsinhalt der Verpflichtung der Geſellſchaft auf die Lieferung 
der Aktien beſchränkt war. 
(Ri., Urt. v. 5. Juli 1929, II A 9/29 8.) 
* 


10. 8 6a KapVerkStG.; $ 14 Nr. 3 AusjBeft. und 
Durchf Beſt. 

a) Über die Steuerpflicht der an Forſchungsgeſellſchaf⸗ 
ten geleiſteten Beiträge der Geſellſchafter. 

b) Unter einem Berufsverband iſt nureine Vereinigung 
zu verſtehen, die die berufstätigen phyſiſchen Perſonen in 
ihrer Zugehörigkeit zu ihrem Berufe zu ſchützen und zu 
fördern beſtimmt iſt. 

Der Sachverhalt gleicht den in den Urt. v. 22. Juni 1923 und 
5. Okt. 1923 (RF. 12, 217, 336) behandelten Fällen von Beitrags⸗ 
leiſtungen, die die Geſellſchafter einer GmbH. zu den Koſten der in 
wiſſenſchaftlichen Unterſuchungen beſtehenden Tätigkeit der Geſellſchaft 
zu bewirken haben und die durch dieſe Erfüllung der Geſellſchafts⸗ 
zwecke aufgebraucht werden. 

Das FinGer. hat die Steuerpflichtigkeit der Beitragsleiſtungen 
nach 1 5 bejaht. Die hiergegen eingelegte Rechtsbeſchwerde iſt un⸗ 
begründet. 

; Das Finder. hat nicht verkannt, daß Vorausſetzung der Steuer⸗ 
pflicht der Leiſtungen eine Verpflichtung der Geſellſchafter zu 
den Leiſtungen auf Grund des Geſellſchaftsverhält⸗ 
niſſes iſt. Dabei iſt es aber, wie der Senat anr Ende des ans 
geführten zweiten Urt. ausgeſprochen hat, nicht erforderlich, daß ſich 
die Leiſtung gerade als Stammeinlage oder als Leiſtung nach 8 3 
Abſ. 2 GmbHG. oder als Nachſchuß darſtelle, ſondern es genügt, 
wenn der Beitrag des Geſellſchafters nur überhaupt der Kapital⸗ 
zuführung an die Geſellſchaft zur Erfüllung der Geſellſchaftszwecke, 
wenn auch nicht als Kapitalanlage dient, und die Verpflichtung zur 
Beitragsleiſtung im Geſellſchaftsverhältnis begründet iſt. 

Eine ſolche Verpflichtung auf Grund des Geſellſchaftsverhältniſſes 
hat das FinGer. ohne Rechtsirrtum angenommen. Allerdings iſt es 
möglich, daß eine Organgeſellſchaft mit ihren Geſellſchaftern in einen 
ſelbſtändigen Rechtsverkehr eintreten Kann, daß ſich dieſe der Geſell⸗ 
ſchaft z. B. als ihrer Kommiſſionärin oder zur Ausführung eines 
Werkvertrags bedienen und daß die Gegenleiſtungen für die Dienſte 
der Geſellſchaft dann auf einem reinen Gläubigerverhältniſſe, nicht 
auf geſellſchaftsmäßigen Verpflichtungen beruhen. Einen Fall der 
erſten Art hat der Senat in dem mit Urt. v. 21. April 1925, II A 
93/25 (Mrozek, Kartei 86a R. 27) entſchiedenen Falle an⸗ 
genommen. Hier aber liegt die Sache anders. Wie ſich aus § 3 des 
Geſellſchaftsvertrags ergibt, arbeitet die BeſchwF. nicht lediglich nach 
Art eines gewöhnlichen chemiſchen Inſtituts, das ſich darauf be⸗ 
ſchränkt, die ihm zugehenden Aufträge zu Einzelunterſuchungen gegen 
Entgelt auszuführen, vielmehr iſt ſie beſtimmt, durch Vertiefung der 
ihr aufgegebenen Einzelunterſuchungen und durch umfangreiche ſelb⸗ 
ſtändige Forſchungen den Intereſſen der ganzen in den beiden Geſell⸗ 
ſchaftergeſellſchaften zuſammengeſchloſſenen Induſtrie in wiſſenſchaft⸗ 
licher Beziehung zu dienen. Es kann daher der Behr. in keiner 
Weiſe gefolgt werden, wenn ſie behauptet, ſie habe nur aus rein 
äußeren Gründen ihre Koſten nicht unmittelbar mit den ein⸗ 
zelnen Werken verrechnet, ſondern nach dem gleichen Schlüſſel über die 
Geſellſchafter auf die Werke umgelegt, wie die Geſellſchafter ihre 
eigenen Koſten auf die Werke umgelegt haben. Vielmehr kann der 
Grund hierfür nur darin gefunden werden, daß es ſich bei der ge⸗ 
ſchäftlichen Tätigkeit der Beſchwy. um einen gemeinſamen Ge⸗ 
ſellſchaftszweck und bei den Zahlungen der Geſellſchafter um die 
eigene Aufbringung der Mittel für dieſen gemeinſchaftlichen Zweck, 
alſo um echte Geſellſchaftsbeiträge, handelte. 

Allerdings find bei der GmbH. die Verpflichtungen der Geſell⸗ 
ſchafter zu Leiſtungen in der aus dem Geſetz erſichtlichen Weiſe be⸗ 
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ſchränkt, und die hiernach zuläſſigen Leiſtungsverpflichtungen müſſen 
aus dem Geſellſchaftsvertrag erſichtlich ſein. Aber der Geſellſchafts⸗ 
vertrag unterliegt wie jeder Vertrag der Auslegung und dem Grund⸗ 
ſatz, daß bei der Auslegung einer Willenserklärung der wirkliche 
Wille zu erforſchen und nicht am buchſtäblichen Sinne des Ausdrucks 
zu haften iſt (§S 133 BGB.). Wenn die Geſellſchafter bei Gründung der 
beſchwerdeführenden Geſellſchaft den Zweck gemeinſchaftlicher Forſchung 
auf dem Gebiete der Gewinnung und Verarbeitung von Mine⸗ 
ralien wollten, mußten ſie auch die Zurverfügungſtellung von Mitteln 
zur Erreichung dieſes Zweckes wollen. Daß das Stammkapital dazu 
von vornherein unzureichend war, zeigt die Höhe der Beiträge, die 
in den zur Beſteuerung herangezogenen 5 Jahren die Summe von 
über 800 000 3%M betrug. Andere Einnahmen ſtanden der Beſchwỹ. 
zur Deckung dieſes Aufwandes nicht zur Verfügung. Denn die ihr von 
den Werken zugehenden Aufträge beruhten nicht auf freier Ver⸗ 
einbarung, ſondern auf der geſellſchaftsvertragsmäßigen 
Verpflichtung der BeſchwF., dieſe Aufträge auszuführen; ein Entgelt 
dafür kam nur in Betracht, ſoweit der Geſellſchaftsvertrag ein ſolches 
zu fordern vorgeſehen hätte, und eben das lag nicht im Sinne des 
Vertrags, da dieſe Unterſuchungen und Forſchungen als ein ge⸗ 
meinſamer Zweck gedacht waren und vollends keine Entgeltleiſtung 
auslöſen konnten, ſoweit es ſich um, nicht auf Einzelaufträgen be⸗ 
ruhende, eigene Verſuche und Forſchungen der BeſchwF. handelte. Alſo 
mußten die Geſellſchafter, in denen die Werke organiſiert waren, die 
eigene Aufbringung der Mittel wollen. Daß die Mittel geſell⸗ 
ſchaftsvertragsmäßig, nicht durch freien Vertrag zwiſchen 
den Werken und der Geſellſchaft, auch tatſächlich aufgebracht werden 
ſollten, geht aus den eigenen Angaben der BeſchwF. hervor, daß die 
tatſächliche und rechtliche Vorausſetzung für die Hergabe der Mittel 
durch die Geſellſchafter durch die Aufſtellung eines vom Aufſichts⸗ 
rate der Geſellſchaft zu genehmigenden Etats begründet worden 
ſei, wobei es nicht darauf ankommt, daß in dem Aufſichtsrate die 
Werke vertreten waren, ſondern daß der Aufſichtsrat ein Organ 
der Geſellſchaft war, die Zahlungen der Geſellſchafter alſo auf 
Willenshandlungen der Geſellſchaft beruhten und beruhen ſollten. 

Der Verſuch der Rechtsbeſchwerde, die Leiſtungen der Geſell⸗ 
ſchafter ihrer geſellſchaftsvertragsmäßigen Natur zu entkleiden, gründet 
ſich in die Vorſtellung, daß ſowohl hinter den beiden Geſellſchafter⸗ 
geſellſchaften wie hinter dem Aufſichtsrate der beſchwerdeführenden 
Geſellſchaft als die eigentlichen und einzigen Willensträger immer nur 
die Werke ſtehen. Der Verſuch muß aber daran ſcheitern, daß die 
Werke ihre Abſichten eben auf dem Wege geſellſchaftsmäßiger 
Organiſation ihres Willens durchzuführen unternommen haben und 
daß die Geſellſchaftſteuer eben an die geſellſchaftsmäßige Organiſation 
geschäftlicher Willensbildung anknüpft. Wollte man die einzelnen 
Werke als die Leiſtenden anſehen, dann müßte man ſie auch als 
Geſellſchafter betrachten, weil ſonſt eine Unſtimmigkeit entſtehen 
würde. Dann aber gelangte man auch über dieſe Konſtruktion zur 
gleichen Steuerpflicht. 

Die BeſchwF. hat ihren Anſpruch auf Steuerbefreiung noch auf 
5 14 Nr. 3 Ausf.⸗ u. DurchfBeſt. v. 22. Juli 1927 ſtützen zu konnen 
geglaubt, wo auf Grund des § 108 Abi. 2 RAbgO. und alſo mit der 
Kraft einer Rechtsverordnung beſtimmt iſt, daß von der Geſellſchaft⸗ 
ſteuer u. a. die in Form von Kapitalgeſellſchaften errichteten Berufs⸗ 
verbände ohne öffentlich⸗rechtlichen Charakter befreit find, ſofern ihr 
Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt. 
Die Befreiungsvorſchrift kann indeſſen überhaupt keine Anwendung 
finden, weil die BeſchwF. nicht zu den Berufsverbänden im Sinne 
der Vorſchrift gerechnet werden kann. 

Die Vorſchrift ſtimmt wörtlich überein mit 89 Abſ. 1 Nr. 8 
KörpStG. und iſt dem Willen entſprungen, die dort für die be⸗ 
zeichneten Berufsverbände ausgeſprochene Steuerbefreiung zu ver⸗ 
allgemeinern. Sie muß alſo in Einklang mit jener Befreiungs⸗ 
vorſchrift ausgelegt werden. Die Vorſchrift im KörpStG. geht wieder 
zurück auf das RNotOG., deſſen Entw. in $5 Nr. 7 zunächſt nur eine 
Befreiung für Handelskammern, Gewerbekammern, Handwerkerkam⸗ 
mern, Landwirtſchafts kammern und ähnliche öffentlich⸗rechtliche Be⸗ 
rufsvertretungen enthielt, dann aber durch einen Beſchluß des Aus⸗ 
ſchuſſes der NatBerj. in erſter Leſung durch den Zuſatz erweitert 
wurde „einſchließlich der wirtſchaftlichen Berufsvereinigungen ohne 
öffentlich⸗rechtlichen Charakter, ſoweit fie nicht dem Erwerb dienen“. 
Dieſer Zuſatz hat dann im weiteren Verlaufe der Beratungen die 
Faſſung erhalten „ſowie wirtſchaftliche Verbände ohne öffentlich⸗ 
rechtlichen Charakter, deren Zweck nicht auf einen wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt“. Begründet wurde dieſer Zuſatz in der 
Kommiſſion unter Zuſtimmung der Regierung damit, daß derartige 
Berufsvereinigungen, wenn fie auch keinen gemeinnützigen Charakter 
trügen, doch im öffentlichen Intereſſe tätig ſeien, und 
die Übereinſtimmung darüber feſtgeſtellt, daß das Weſen der Berufs⸗ 
vereinigung nicht verlange, daß die Mitglieder der Vereinigung der 
gleichen Berufsgruppe angehörten. Bei der zweiten Beratung des 
Entwurfs im Plenum hat dann noch der Vertreter der Regierung auf 
die Anfrage, ob die Verbände der Zwangswirtſchaft unter die Be⸗ 
freiungsvorſchrift fielen, unter Verneinung dieſer Frage ausgeführt: 
„Die Einſchaltung ſei lediglich eine Ergänzung zu den in der Nummer 
aufgeführten berufsſtändigen Vertretungen (Handelskammern, Ge⸗ 
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werbekammern und ähnlichen öffentlich⸗rechtlichen Berufsvertretungen). 
Es ſollten alſo Verbände ſein, die ähnliche Aufgaben erfüllten wie die 
genannten öffentlich⸗rechtlichen Berufsverbände.“ In dem Entwurfe 
zum geltenden KörpStb., in dem die Beſtimmung ganz geſtrichen war, 
iſt ſie bei Beratung im Reichstag unter Erſetzung des Wortes 
„wirtſchaftliche Verbände“ durch „Berufsverbände“ wieder aufgenom⸗ 
men worden, und zwar nach der Begründung des Antragſtellers zu 
dem Zwecke, Gewerkſchaften auch dann ſteuerfrei zu ſtellen, wenn ſie 
in Verfolgung der Berufsintereſſen ihrer Mitglieder Betriebe, wie 
Zeitungsunternehmungen und Mietsbauten, unterhielten, die unter 
Umſtänden Einnahmen abwerfen. Dieſe Entſtehungsgeſchichte ergibt 
folgendes: Schon bei der urſprünglichen Faſſung der Befreiungs⸗ 
vorſchrift war trotz des Ausdrucks „wirtſchaftliche Verbände“ nur an 
Verbände gedacht, die ähnliche Aufgaben wie die öffentlich- rechtlichen 
berufsſtändiſchen Vertretungen erfüllten. Wenn im neuen Körp⸗ 
StG. die Worte „wirtſchaftliche Verbände“ durch das Wort „Berufs⸗ 
verbände“ erſetzt worden ſind, um wirtſchaftliche Verbände, die Ein⸗ 
nahmen aus eigenen Betrieben hätten, nicht ſteuerfrei laſſen zu müſſen, 
ſo kann dies nur dahin gedeutet werden, daß man Verbände zur 
Vertretung berufsſtändiſcher Intereſſen zwar auch dann von der 
Steuer freilaſſen wollte, wenn ſie noch andere Einnahmen als aus 
Mitgliedsbeiträgen hätten, daß man aber durch das Wort „Berufs⸗ 
verbände“ die Bedenken der Regierung ausräumen wollte, es könne 
die Befreiungsvorſchrift auf Verbände ausgedehnt werden, die nur 
wirtſchaftliche Intereſſen eines beſtimmten Kreiſes verfolgten. Schon 
der 1. Sen. hat im Urt. v. 4. März 1927, IA 56/27 (Mrozek, 
Kartei KörpStGG. 1925 § 9 Abſ. 1 Nr. 8 R. 3) ausgeſprochen, daß 
die Vorausſetzungen für die Anerkennung einer Vereinigung als 
Berufsverband oder als wirtſchaftlicher Verband ganz verſchieden 
ſeien. Dem kann nur beigetreten werden. Das Wort „Beruf“ bezieht 
ſich nach ſeinem Wortſinn und dem Sprachgebrauch überhaupt nur 
auf phyſiſche Perſonen — juriſtiſche Perſonen haben keinen 
Beruf — und bedeutet hier die Hingabe einer Perſon an ein Tätig⸗ 
keitsfeld, das ſich als eine Funktion im Leben des Geſamtorganismus 
des Volkes darſtellt. In dieſer funktionellen Bedeutung des Berufs 
im objektiven Sinne für das Geſamtleben beruht ſeine Schutz⸗ 
bedürftigkeit vom öffentlichen Standpunkt aus, und ſie iſt es, die 
allein auch die Befreiungsvorſchrift für die Berufsverbände im Auge 
haben kann. 
(RFH., Urt. v. 30. Juli 1929, II A 185/29.) 


* II. 88 6b, 60 Kap VerkStG. Hat ein Geſellſchafter 
feiner Geſellſchaft Dahrlehen i. S. § 6 gegeben und, bevor 
dieſe zur Steuer herangezogen worden ſind, zur Deckung 
einer Überſchuldung auf ihre Rückzahlung verzichtet, fo iſt 
die Steuer lediglich aus S6b unter Anwendung des Steuer⸗ 
ſazes des 8 13 b zu entrichten. 

Die OHG. Gebr. S. beſitzt einerſeits ſämtliche Anteile der 
beſchwerdef. GmbH. und iſt andererſeits Kommanditiſtin der Komm⸗ 
Geſ. Z. Von der KommcGeſ. find der BeſchwF. in den Jahren 1923 
bis 1926 Baudarlehen und Darlehen im Kontokorrentverkehre 
(Warenkredite) in einer vom Finder. feſtgeſtellten Geſamthöhe von 
907 948,39 RM gewährt worden. Unter den Beteiligten iſt un⸗ 
ſtreitig, daß dieſe Darlehen i. S. §7 KapVerkSt®. als ſolche der 
OHG. an die BeſchwF. anzuſehen find. Zur teilweiſen Abdeckung 
dieſer Verbindlichkeiten hat die OHG. der KommGeſ. 850 000 AM 
gutgeſchrieben und dieſe die BeſchwF. dafür erkannt, jo daß die 
Schuld der letzteren in dieſem Betrage erloſchen war. Die Beſchwỹ. 
erkennt gleichfalls an, daß in dieſem Rechtsvorgang ein Verzicht auf 
Forderungen i. S. 8 6b liegt. 

Dem hatte das Fin A. auch zunächſt Rechnung getragen und in 
dem vorläufigen Beſch. v. 19. Febr. 1927 nach §8 6b, 13 b Kap⸗ 
VerkStc h. und 88 St Mild. für den Verzicht 1 v. H., alſo 
8500 AA GeſellſchSt. erhoben. Für die aus der Inflationszeit bis 
31. Dez. 1923 gewährten Darlehen (177 679,15 ＋ 141 146,26 AM 
—= 318 825,41 K) hat es es hierbei auch bewenden laſſen. Dagegen hat 
das Fin A. im übrigen in einem Steuerbeſcheide v. 20. April 1927 
zur endgültigen Steuerfeſtſtellung auf die Darlehnsgewährungen ſeit 
dem 1. Jan. 1924 unmittelbar zurückgegriffen, indem es für dieſe 
die Vorausſetzungen des 86% für gegeben anſah und annahm, daß 
die Entſch. v. 20. Juli 1926: NFH. 19, 229, wonach dann, wenn der 
Regeltatbeſtand eintritt, ohne daß bisher für den vorher verwirk⸗ 
lichten Erſatztatbeſtand eine Steuer feſtgeſetzt war, nur der Regel⸗ 
tatbeſtand zu verſteuern it, hier nicht anwendbar ſei, da ſich § 6b zu 
6% nicht wie Regeltatbeſtand zu Erſatztatbeſtand verhalte, ſondern 
beide Erſatztatbeſtände des 8 6a feien. Der früher eingetretene Erſatz⸗ 
tatbeſtand müſſe daher jedenfalls inſoweit beſteuert werden, als er 
eine höhere Steuer ergebe. Das ſei aber der Fall, da nach der Entſch. 
v. 30. Okt. 1925: RF. 17, 251 die Ermäßigungsvorſchrift des 
8 13b bei Geſellſchaftsdarlehen ausgeſchloſſen ſei. Das Fin A. hat 
daher, unter Anrechnung der aus 8 6b gezahlten Steuer, die Dar⸗ 
lehen aus § 6% zur Steuer in Höhe von 51437 RAM herangezogen 
und hieran auch in Höhe von 49 711 K, int Einſpruchsbeſcheide 
feſtgehalten. Das FinGer. hat ſich dem angeſchloſſen. 

Der Rechtsbeſchwerde iſt ſtattzugeben. 
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Wie der Senat im Urt. v. 29. Mai 1929, II A 259/29 näher 
dargelegt hat, unterſcheiden ſich zwar die Tatbeſtände des 8 60 
(Gewährung von Geſellſchaftsdarlehen) und 8 6b (Verzicht auf Rück⸗ 
zahlung der Darlehen) ſachlich und zeitlich voneinander, die Unter⸗ 
ſcheidung betrifft aber, ſofern es ſich wirtſchaftlich um die Zuführung 
desſelben Kapitals handelt, nur einen verſchiedenen Grad der Zur⸗ 
verfügungſtellung des Kapitals an die Geſellſchaft und ſie können 
daher zuſammen auch nur einmal die Steuer auslöſen. Dabei ſtellt der 
Verzicht auf Rückzahlung den fortgeſchrittenen Grad der Zur⸗ 
verfügungſtellung des Kapitals dar. Die Darlehen ſind an ſich noch 
keine Zuführung von Geſellſchaftskapital, wenn ſie eine ſolche auch 
unter Umſtänden zu erſetzen geeignet find; 8 6c iſt in das Geſetz nur 
aufgenommen, um Umgehungen der Steuer zu verhindern, die das 
Geſetz auf die Zuführung von Geſellſchaftskapital legt. Wird der 
Darlehnsbetrag durch Verzicht auf Rückzahlung der Geſellſchaft end⸗ 
gültig belaſſen, jo bedeutet das nur einen weiteren Akt der Durch⸗ 
führung der Zurverfügungſtellung des hingegebenen Kapitals. So⸗ 
wenig wie nach der angeführten Rechtſprechung des Senats bei Um⸗ 
wandlung von Geſellſchafterdarlehen in Stammkapital nach deſſen 
Verſteuerung auf die Darlehnsgewährungen als Gegenſtand einer Be⸗ 
ſteuerung zurückgegriffen werden kann, ſowenig kann ihre Beſteue⸗ 
rung in Betracht kommen, wenn der Verzicht auf die Rückzahlung 
der Darlehen aus 8 6b verſteuert iſt oder zur Verſteuerung ſteht, 
bevor der Erſatztatbeſtand nach 8 6e beftimmt iſt. § 6b enthält wie 
8.6 a den Fall einer endgültigen Zuführung von Kapital an die 
Geſellſchaft und ſteht dem zweiten Falle in 8 6a inſofern gleich, als 
auch dort die Einzahlungen nicht zum Erwerbe von Geſellſchafts⸗ 
rechten dienen, alſo das Stamm⸗ oder Grundkapital nicht erhöhen. 
Damit ſtellt ſich 86 b überhaupt nicht eigentlich als ein Erſatz⸗ 
tatbeſtand, ſondern als ein Haupttatbeſtand neben den Fällen des 
96a dar, in deſſen Wortlaut er ebenſogut hätte aufgenommen werden 
können. Iſt aber die vollkommene Form der Kapitalzuführung, wie 
im Falle des § 13 b, ſteuerlich begünſtigt, jo wäre es unberechtigt, 
die minder vollkommene Form, für die die Vergünſtigung nicht gilt, 
von der Vergünſtigung auszuſchließen, nachdem ſie in die voll⸗ 
kommenere Form übergeführt worden iſt. Es entſpricht das nur dem 
Grundſatz, wonach in dem in RF. 19, 229 behandelten Falle die 
ausſchließliche Beſteuerung des Regeltatbeſtandes unabhängig davon 
einzutreten hat, ob die Beſteuerung des Erſaßtatbeſtandes wegen 
Anderung des Sleuerſatzes oder aus einem anderen Grunde eine höhere 
Steuer ergeben würde. 


Zu 12. Der Rc. nimmt zutreffend in dieſer Entſch. an, 
daß nach den auch für das Aufbringcß. maßgebenden Grundſatzen 
des Vermögenſteuerrechts als ſteuerpflichtig nur die in 82 Nr. 2 
VermStb. aufgezählten Rechtsgebilde als ſolche zu erachten find, und 
daß hierzu die Erbengemeinſchaft nicht gehört; in anderen Entſch. 
iſt ein Gleiches hinſichtlich der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts 
ausgeſprochen. Dieſer Anſicht iſt zuzuſtimmen, denn es iſt ſicherlich 
richtig, daß die Erbengemeinſchaft (und ebenſo die bürgerlich⸗ rechtliche 
Geſellſchaft) weder zu den „nicht rechtsfähigen Vereinen“ noch zu den 
„Zweckvermögen“ i. S. des § 2 Nr. 2, b VermstG. gehört und auch 
keine „ſonſtige nicht unter 8 2 Nr. 2, a VermStch. fallende Körper⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts“ darſtellt. Es kann in der Erben⸗ 
mehrheit trotz ihres Charatzters als Geſamthandgemeinſchaft 
(mangels einer dem 8 124 HGB. ähnlichen ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung) keinerlei Rechtsſubjekt gefunden werden, das als 
ſolches Rechte und Pflichten haben kann, ſondern fie ift und bleibt 
eine Mehrheit von Perſonen, wenn auch die einzelnen Erben 
vor der Auseinanderſetzung des Nachlaſſes über einzelne Nachlaß⸗ 
gegenſtände nur gemeinſchaftlich mit den anderen Erben verfügen 
können, ihre Verfügungsmacht über den Nachlaß inſofern alſo be⸗ 
ſchränkt iſt und deshalb angenommen wird, daß hinſichtlich dieſer 
Vermögensmaſſe eine Geſamthandgemeinſchaft unter ihnen beſteht. Die 
Rechtsſubjekte hinſichtlich des Nachlaſſes und feiner Veftandteile ſind 
alſo auch bei einer Mehrheit von Erben nur dieſe, ohne daß dieſe 
Mehrheit wegen der Notwendigkeit gemeinſamen Handelns bei Ver⸗ 
fügungen über die Nachlaßgegenſtande zu einem beſonderen, als ein 
Rechtsſubjekt in Betracht kommenden Rechtsgebilde würde. (M. E. iſt 
dies auch auf anderen Rechtsgebieten als auf demjenigen des Ver⸗ 
mögenſteuerrechts durchaus feſtzuhalten, insbeſ. alſo auch bei Ent⸗ 
ſcheidung der Frage, ob eine Erbengemeinſchaft als Komman⸗ 
ditiſt in in das Handelsregiſter eingetragen werden kann und ſoll. 
Ich ſchließe mich diesbezüglich alſo nicht der Anſicht des reichsgericht⸗ 
lichen Beſchluſſes in RG. 123, 366 ff. — ZW. 1929, 1361 an, ſon⸗ 
dern der gegenteiligen, wie fie insbeſ. Flechtheim und Silber- 
ſchmidt: JW. 1929, 1800 ff. vertreten. Es würde aber zu weit 
führen, hier auf dieſe Frage weiter einzugehen.) 

Es Könnte nun allerdings vielleicht die Beſteuerung der ein⸗ 
zelnen Miterben „mit ihren Anteilen am gemeinſchaftlichen 
Betriebsvermögen“ Bedenken erwecken, nachdem vielfach wegen des 
Charakters der Geſamthandgemeinſchaft bezweifelt wird, ob man 
bei der Erbengemeinſchaft von Anteilen der Miterben an einzelnen 
Nachlaßgegenſtänden ſprechen kann (vgl. RGRͤomm. Anm. 5 zur 
5 2033). Aber m. E. find ſolche Anteile als beſtehend, wenn auch 
bis zur Auseinanderſetzung des Nachlaſſes gewiſſermaßen „ſtillgelegt“ 
oder latent, ſchon mit Rückſicht auf § 2033 Abſ. 2 BGB. zweifellos 
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Hiernach iſt die Vorentſcheidung aufzuheben. Bei freier Be⸗ 
urteilung iſt die Sache ſpruchreif. Der Steuertatbeſtand iſt ſachlich 
fo anzunehmen, wie ihn die Vorentſcheidung dargeſtellt hat. Dabei 
iſt davon auszugehen, daß der Verzicht auf die im Einſpruchsbeſcheid 
erwähnten rückſtändigen Zinſen von 43 148,29 AM mit unter den 
Verzicht auf die 850 000 „ fallt, und ein entſprechender Betrag der 
die 850 000 AA überſteigender Warenkredite als durch die Stamm⸗ 
kapitalerhöhung gedeckt anzuſehen it. Auf den Verzicht auf die 
850 000 AM iſt aus den in den Vorentſcheidungen angeführten 
Gründen der Steuerſatz von 1 v. H. anzuwenden. Ein Zurückgreifen 
auf die Darlehen und geſtundeten Darlehnszinſen findet nach Ver⸗ 
ſteuerung des Verzichts und der Stammkapitaferhöhung nicht ſtatt. 

(Ri., Urt. v. 30. Juli 1929, II A 194/29.) 


4. Sonſtige Steuergeſetze. 

12. 55 2 Abſ. 1, 4 Aufbring G.; 82 Abſ. 1 2. Durchf Vo. 
zum Aufbring G. Erbengemeinſchaften ſind als ſolche nicht 
Unternehmer eines induſtriellen oder gewerblichen Be- 
triebs, vielmehr find die einzelnen Erben mit ihren An- 
teilen am gemeinſamen Betriebsvermögen zu den Auf⸗ 
bringungsleiſtungen heranzuziehen. +) 

Die Vorentſcheidung und der Aufbringungsbeſcheid des Find. 
müſſen erſatzlos aufgehoben werden. In beiden wird die Erben⸗ 
gemeinſchaft als ſolche in Anſpruch genommen. Wie der 1. Sen. des 
Rö. in RZ. 23, 337/38 ausgeführt hat, beſtimmt ſich der Begriff 
des Unternehmers, d. h. insbeſ. die ſteuerliche Rechtsfähigkeit, für 
das AufbringG. nach den Grundſätzen des Vermögenſteuerrechts. Nach 
dieſem ſind nur die in 8 2 Nr. 2 VermStG. 1925 aufgezählten Rechts⸗ 
gebilde als ſolche vermögenſteuerpflichtig. Zu dieſen zählt die Erben⸗ 
gemeinſchaft, die den Gewerbebetrieb des Erblaſſers fortſetzt, nicht. 
Daher können nur die einzelnen Erben mit ihren Auteilen am ge⸗ 
meinſchaftlichen Betriebsvermögen der Aufbringungspflicht unterliegen. 
Vgl. für ähnlich gelagerte Fülle die Entſch. des Senats v. 4. Okt. 
1928, 14 219/27 (RStBl. 1929, 29) und v. 9. Nov. 1928, TA 294/27 
(StW. 1929 Nr. 220); ferner Seweloh, Handkommentar z. Auf⸗ 
bringch., Anm 9 zu 8 2. Die Vorbehörden hätten deshalb nicht die 
Erbengemeinſchaft als ſolche, ſondern lediglich die einzelnen Mit⸗ 
erben mit ihren Anteilen am Betriebsvermögen zu den Aufbringungs⸗ 
leiſtungen heranziehen dürfen. 

(RF, 1. Sen., Urt. v. 19. Juli 1929, I A b 292/29.) 


— * 
anzuerkennen (vgl. hierüber Staudinger, Bem. 2 zu 82032 und 
die dort angeführten Schriftſteller und Entſcheidungen; ferner Kipp 
882 Ziff. VI, 1). 

Vor der Auseinanderſetzung ſind dieſe Anteile ſo zu denken, 
daß fie der Größe des Erbteils entſprechen, aber eben nur vor⸗ 
läufig, weil erſt durch die Auseinanderſetzung oder eine ander⸗ 
weitige Vereinbarung endgültig die Höhe der Anteile beſtimmt 
werden kann und wird. Scheidet durch ſolche Vereinbarung einer 
der Miterben aus der Beteiligung an einem Nachlaßgegenſtand, ;. B. 
einem geſchäftlichen Unternehmen, ganz aus, oder mindert ſich ſein 
Anteil daran gegenüber demjenigen, der ſeinem Erbteil entſprochen 
hätte, während die Anteile der anderen Miterben ſich entſprechend 
erhöhen, ſo müſſen eben gleichzeitig auch die vorübergehend in der 
Zeit vom Erbfall bis zu dieſer Auseinanderſetzung aus der Tatſache 
der Erbengemeinſchaft gezogenen Folgerungen hinſichtlich der Be⸗ 
teiligung der Miterben in entſprechender Weiſe wieder rückgängig ge⸗ 
macht werden, im Verhältnis nach innen durch Ausgleich und Ver⸗ 
rechnung, im Verhältnis nach außen durch Abgabe aller formellen 
Erklärungen, die erforderlich ſind, um den der endgültigen Aus⸗ 
einanderſetzungsvereinbarung entſprechenden Rechtszuſtand zu ver⸗ 
wirklichen. 

Da die Erbengemeinſchaft ihrem Weſen nach zwar vorübergehen⸗ 
der Natur iſt, aber infolge der Beſtimmung des Erblaſſers oder der 
obwaltenden Umſtände und Verhältniſſe auch längere Zeit dauern 
kann, in jedem Fall aber infolge des Erbfalls rechtlich bedeutſame 
Anderungen in ſubjektiver Beziehung eintreten, ſchon bevor die en d⸗ 
gültige Auseinanderſetzung unter den Erben erfolgt oder auch nur 
möglich iſt, ſo kann der erwähnte vorläufige Anſatz der Höhe der 
Anteile der einzelnen Miterben an den Nachlaßgegenſtänden ent⸗ 
ſprechend ihren Erbteilen praktiſch keinesfalls entbehrt 
werden, aber er kann natürlich nur mit dem Vorbehalte erfolgen, 
daß die endgültige Auseinanderſetzung möglicherweiſe Anderungen jener 
Anteile bedingt und nach ſich zieht. Auf dieſen aus der Natur der 
Sache ſich ergebenden Vorbehalt kann aber freilich bei der regelmäßig 
erfolgenden Beſteuerung eines Unternehmens keine Rückſicht ge⸗ 
nommen werden, und deshalb ift es jedenfalls zuläſſig, auch während 
des Beſtandes der Erbengemeinſchaft ſchon die einzelnen Erben „mit 
ihren Anteilen am gemeinſchaftlichen Betriebsvermögen“ zur Auf⸗ 
bringungspflicht heranzuziehen. Es iſt kaum nötig, darauf hinzuweiſen, 
daß regelmäßig hierdurch die Steuer ſich niedriger ſtellen wird, als 
wenn die „Erbengemeinſchaft“ als einheitliches Rechtsſubjekt zur 
Steuer herangezogen würde, jo daß die Beſteuerung der einzelnen 
Erben mit ihren Anteilen am Betriebsvermögen auch nicht ungerecht 
oder unbillig erſcheint. 

Geh. IR. Dr. Felix Herzfelder, München. 
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13. 8 62 Fin AusglG. Über die Berechtigung der Ge⸗ 
meinden, durch Steuerordnung Zuſchläge zur GrErwSt. 
mit rückwirkender Kraft einzuführen. f) 

Beſchw§. hat mit Vertrag v. 25. Jan. 1927 ein Grundſtück 
erworben und iſt am 18. Aug. 1927 als deſſen Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen. Die Grunderwerbſteuer iſt vom FinGer. in 
Höhe von 30% Reichs⸗ und 2% Gemeindeanteil nach dem Kaufpreis 
für berechtigt erklärt. 

Die Rechtsbeſchwerde beſtreitet die Zuläſſigkeit der Erhebung 
eines Gemeindezuſchlags, weil der Steuerbeſchluß in zweiter Leſung 
erſt am 29. Aug. 1927 gefaßt ſei und ſich Reine Rückwirkung 
beilegen dürfe. Überdies ſei auch die erſte Leſung am 16. Mai 1927, 
alſo nach Abſchluß des Kaufvertrages und nach der Auflaſſung v. 
21. April 1927 erfolgt, und dieſer Zeitpunkt ſei nach den Grund⸗ 
Be Entſch. RF. 9, 61 für die ſteuerliche Erfaſſung maß⸗ 
gebend. 

Die Rechtslage iſt folgende: Das in der hier weſentlichen Vor⸗ 
ſchrift durch das Fin Ausgl. 1926 unverändert gebliebene Fin⸗ 
Ausgl®. 1923 ermächtigte (8 36) die Länder und mit deren Genehmi⸗ 
gung die Gemeinden, Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer für ihre 
Rechnung zu erheben. Dieſe Genehmigung hat das Land Oldenburg 
zunächſt durch 8 2 Abſ. 2 Ausf. v. 12. Juli 1924 (GBl. 445) 
erteilt. Das Geſetz wurde in 8 22 als für die Zeit v. 1. April 1924 
bis 31. März 1925 gültig erklärt. Weiterhin durch NotVO. v. 
11. Mai 1925 und ſodann durch Geſ. v. 14. Sept. 1925 wurde es 
bis zum 31. März 1926 verlängert und dies durch die dem Staats⸗ 
miniſterium übertragene Neufaſſung dadurch zum Ausdruck gebracht, 


Zu 13. I. Die Entſch. hat weitergehende Bedeutung, als man 
zunächſt vermuten ſollte. Sie betrifft nicht nur die Verhältniſſe des 
kleineren Landes (Oldenburg), die unmittelbar in der Entf. behan⸗ 
delt werden; vielmehr erſtreckt ſich ihre Wirkſamkeit auf alle die⸗ 
jenigen Länder, die ſich in gleicher Lage befinden. So weiſt Lorenz 
in einer ausführlichen Beſprechung des Urt. in: Zeitgemäße Steuer⸗ 
und Finanzfragen 1929, 149 ff. (152) darauf hin, daß auch für das 
größte Land Preußen und für die außerordentlich zahlreichen preuß. 
Gemeinden, die i. J. 1929 Grunderwerbſteuerzuſchläge erheben, die 
gleichen mißlichen Folgerungen aus dem Urt. abgeleitet werden müſſen, 
welche hier für ein kleineres Land vom RFH. gezogen worden find. 
Denn auch in Preußen fehlt es, wenn man dem Gedankengang des 
Urt. folgt, jedenfalls für die Zeit v. 1. April 1929 bis zum 28. Mai 
1929 an einer genügenden Grundlage für die Erhebung von Grund⸗ 
erwerbſteuerzuſchlägen; das hierfür maßgebliche Verlängerungsgeſetz 
zunt preuß. Ausf G. zum Fin AusglGG. v. 27. Mai 1929 (GS. 53) 
iſt erſt mit dem Tage der Ausgabe der Nummer der Geſetzſammlung, 
in der das Verlängerungsgeſetz veröffentlicht worden iſt, d. h. am 
29. Mai 1929, in Kraft getreten. 

Angeſichts ſo einſchneidender praktiſcher Folgen ſcheint es ge⸗ 
boten, den Gedankengang des Urt. in etwas weiter ansholender 
Kritik zu würdigen. 

II. Sehr wohl ift dem R§ H. bei feinen Schlußfolgerungen ſelbſt 
nicht. Seine Ausführungen laſſen deutlich erkennen, daß er der Be⸗ 
ſtimmung des jetzigen 8 62 Fin AusglG. (fruher $ 70 Abſ. 3 ebenda) 
einen vernünftigen Zweck nicht beizulegen vermag. Er behauptet dem⸗ 
gegenüber: „Der Richter kann ſich nur an den Wortlaut halten, auch 
wenn er glaubt, daß dieſer in einzelnen Fällen zu weit geht.“ Ver⸗ 
ſteckt wird dem Lande Oldenburg der Vorwurf gemacht, es habe 
„durch die von ihm beliebte Ausführung des Fin AusglGG.“ feinen 
Gemeinden ſchweren Schaden zugefügt; es wird allerdings zugegeben, 
„daß der Staat und die Gemeinden dieſe Wirkung ihres Vorgehens 
nicht erkannt und deshalb nicht geglaubt haben, dem ReichsGeſ. zu⸗ 
wider zu handeln“. Aber „an der Tatſache ändert dies nichts“ und 
der — Gemeindebeſchluß muß nun einmal verbrannt werden. 

Demgegenüber hätte es vielleicht nahe gelegen, in eine etwas 
genauere Analyſe ſowohl des Zweckes der Übergangsbeſtimmungen 
in dem jetzigen 8 62 Fin AusglGG. einzutreten, wie auch zu prüfen, 
ob nicht eine genauere Analyſe des Verhältniſſes von Reichs⸗ und 
Landesrecht, von Landesrecht und Gemeindeſatzung eine andere dem 
7 Zweck der Beſtimmung gerechter werdende Auslegung 
zuläßt. 

III. Über die Frage der Zuläſſigkeit, Steuerordnungen und ins⸗ 
beſ. Gemeindeſteuerſatzungen rückwirkende Kraſt beizulegen, habe ich 
mich bereits in der umfangreichen Anmerkung zu dem Urt. des Bad⸗ 
BH. über die Wertzuwachsſteuerordnung der Stadt Mannheim 
(JW. 1928, 1093/98) ausgeſprochen. Wenn das dort kritiſch beleuch⸗ 
tete Urt. mit dem hier zu beſprechenden auch in entſcheidenden Einzel⸗ 
punkten keine Ahnlichkeit zeigt, ſo ſind doch die Grundlagen die⸗ 
ſelben; es ſei daher geſtattet, die Ergebniſſe meiner damaligen Unter⸗ 
ſuchungen hier nochmals kurz zuſammenzufaſſen 

Als allgemeiner Rechtsgrundfatz it für das geſamte deutſche 
Staatsrecht ſeſtzuſtellen, daß ſich Geſetze rückwirkende Kraft beilegen 
Können. Allerdings ift dies eine Ausnahme von der Regel, daß Ge⸗ 
ſetze erſt mit ihrer Verkündigung verbindlich werden. Eine vom Ge⸗ 
ſetzgeber gewollte Rückwirkung muß von dieſem deutlich erkennbar 
gemacht worden ſein. 
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daß das neugefaßte Geſetz als für die Zeit v. 1. April 1925 bis 
31. März 1926 gültig erklärt wurde. In den gleichen Formen er⸗ 
ſolgte die Verlängerung durch die Geſ. v. 13. Juli 1926 (gültig für 
die Zeit v 1. April 1926 bis 31. März 1927) und v. 24. Mai 
1927 (gültig v. 1. April 1927 bis 31. März 1928). Bereits unter 
der Herrſchaft des Geſ. v. 13. Juli 1926 hatte die Gemeinde am 
23. Aug. / 20. Sept. 1926 die Erhebung von 20% Grunderwerbſteuer⸗ 
zuſchlag für 1926/27 beſchloſſen, am 16. Mai/ 29. Aug. 1927 erging 
dann der hier in Rede ſtehende Beſchl. dahin, daß der Zuſchlag fur 
1927/28 auf 20 feſtgeſetzt werde. Nach der NevGemd. für Oldenburg 
v. 15. April 1873 (GBl. 551) erfolgen die Beſchlüſſe durch die Ge⸗ 
meindevertretung (Art. 22), und zwar bedürfen ſie, da ſie die Feſt⸗ 
ſtellung von Gemeindelaſten betreffen, zweier durch eine öffentliche 
Auslegung unterbrochener Leſungen (Art. 27). 

Hiernach kann es zunächſt keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Zuſchlagsbeſchl. v. 16. Mai 29. Aug. 1927 nicht vor letzterem Tage 
rechtswirkſam zuſtande gekommen iſt, und es fragt ſich, ob der Er⸗ 
hebung des Zuſchlags der 8 62 Fin AusglG. entgegenſteht, wonach 
der Erhebung rückwirkende Kraft nicht mehr beigelegt werden darf. 
Der RM. hat ſich wie folgt geäußert: 

„Die Frage, ob ein Gemeindebeſchluß über die Erhebung der 
Grunderwerbſteuerzuſchläge ſich rückwirkende Kraft beilegen kann 
oder nicht, iſt danach zu beurteilen, ob dem Pflichtigen durch den 
Beſchl. neue Laſten auferlegt werden oder nicht. Im erſteren Falle 
dürfte davon auszugehen ſein, daß die Rückwirkung auf der Ver⸗ 
gangenheit angehörige Fälle unzuläſſig iſt. Ein ſolcher Tatbeſtand 
iſt vorliegend nicht gegeben. Es ſteht feſt, daß die Gemeinde bereits 


Ein Verbot, Geſetze mit rückwirkender Kraft zu erlaſſen, be⸗ 
ſteht verfaſſungsrechtlich nur für Rechtsnormen ſtrafrechtlichen In⸗ 
halts (Art. 116 RVerf.). Rechtsſtaatliche Grundſätze verlangen aller⸗ 
dings, daß gerade auf dem Gebiete des öffentlichen Eingriffsrechts 
(zu dem auch das Steuerrecht gehört) von der an ſich zuläſſigen Rück⸗ 
wirkung möglichſt wenig Gebrauch gemacht wird. So iſt es zwar 
ge boten, eine behauptete Rückwirkung von ſteuerrechtlichen Rechts⸗ 
normen beſonders ſorgfältig auf ihre Vegründetheit hin nachzu⸗ 
prüfen; ver boten iſt indeſſen eine vom Geſetzgeber klar gewollte 
Rückwirkung ſteuerrechtlicher Rechtsnormen nicht. 

Es beſteht insbeſ. kein allgemeines reichs rechtliches Verbot, 
daß Landesgeſetze und die Satzungen der Kommunalvberbände ſteuer⸗ 
rechtlichen Inhalts mit rückwirkender Kraft ausgeſtattet werden. Sache 
des Landes geſetzgebers iſt es alſo, die Rückwirkung von Gemeinde⸗ 
ſteuerordnungen zu verbieten oder zuzulaſſen, je nachdem er dies 
oder jenes rechtspolitiſch für geboten hält. Enthält das Landesrecht 
keine Beſtimmung über die Zuläſſigkeit der Rückwirkung, ſo iſt dieſe 
als gegeben anzuſehen. Geſtattet der Landesgeſetzgeber die Rückwir⸗ 
Kung kommunaler Steuerſatzungen ausdrücklich, fo iſt dies als ein 
klarſtellendes superkluum zu werten, das dem an ſich ſchon beſtehen⸗ 
den Rechtszuſtand nichts Neues hinzufügt. 5 

IV. Wertet man den Wortlaut des 8 62 Satz 2 Fin AusglG. une 
beeinflußt durch die Zuſammenhänge, in die dieſe Beſtimmung geſtellt 
it, jo Könnte man übereinſtimmend mit dem RF. (und auch mit 
dem PrOVG.: PrVerwBl. 48, 386) hieraus ein reichsrechtliches Ver⸗ 
bot der Rückwirkung hinſichtlich der Erhebung von Zuſchlägen zu 
ſteichsſteuern nach dem 1. Okt. 1920 erſchließen. Der RF H. hält 
ſich allein an dieſen Wortlaut: „Nach dem 1. Okt. 1920 darf der 
Erhebung der Zuſchläge rückwirkende Kraft nicht mehr beigelegt 
werden.“ Iſt dieſer Schluß von dem Wortlaut auf den tatſächlichen 
Sinn der Beſtimmung unter Berückſichtigung von deren Zweck (8 4 
RAbgd.) wirklich gerechtfertigt? Folgendes ſpricht m. E. dagegen: 

1. Ein ſolches Verbot der Rückwirkung würde als Dauerverbot 
auch einen Dauerzustand begründen. Tatſächlich findet ſich der Saß 
nicht in demjenigen Teil des Geſetzes, in den er als Regelung eines 
Dauerzuſtandes hineingehörte, vielmehr in den Übergangs⸗ und 
Schlußbeſtimmungen. Dieſe wohlüberlegte Eingliederung iſt ein Argu⸗ 
ment, wenn nicht ein Beweis dafür, daß das ausgeſprochene Rückh⸗ 
wirkungsverbot nur vorübergehende Bedeutung haben ſollte. 

2. In den ſonſtigen Beſtimmungen des FinAusgl®. finden ſich 
mit dem hier beſprochenen Rückwirkungsverbot vergleichbare Be⸗ 
ſtimmungen m. E. nicht. Es wäre alſo hier der einzige Fall feſt⸗ 
zuſtellen, in dem das Reich für eine einzelne ganz beſtimmte Steuer 
ein Rückwirkungsverbot zu Laſten der Länder und Gemeinden er⸗ 
laſſen hätte. Angeſichts dieſer Singularitat wäre bei Zweifeln über 
die Auslegung immerhin zu fragen: Welchen Zweck konnte das Reich 
damit verfolgen, welche Abſicht konnte es geleitet haben, gerade bet 
diefer einzelnen Steuer ein Verbot rückwirkender Kraft zu erlaſſen ? 
Es müßten ſchon ſehr weſentliche Intereſſen ſein, die für das Reich 
auf dem Spiele ſtanden, wenn es ſich zu einer ſolchen Maßnahme 
entſchließen ſollte; greift es doch dadurch in den Autonomiekreis des 
Landesgeſetzgebers ein, den es ſonſt nur im Falle der Notwendigkeit 
zu überſchreiten pflegt. Ein vernünftiger Grund, aus dem der Reichs⸗ 
geſetzgeber gerade und einzig und allein für die Grunderwerbſteuer⸗ 
zuſchläge ein allgemeines reichsrechtliches Verbot rückwirkender Kraft 
erlaſſen haben ſollle, während er im übrigen (insbeſ. auch bei den 
ſehr eingehend geregelten Realſteuern) es dem Landesgeſeßgeber frei⸗ 
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für die Zeit v. 1. April 1926 bis 31. März 1927 die Erhebung eines 
20 % igen Zuſchlags beſchloſſen hatte. Die zeitliche Begrenzung dieſes 
Beſchl. hatte ihren Grund darin, daß die Gültigkeit des olden⸗ 
burgiſchen Ausf. zum Fin AusglGG., von dem die Gemeinde ihr 
Recht zur Zuſchlagserhebung ableitete, ebenfalls bis zum 31. März 
1927 begrenzt war. Nichts ſpricht aber dafür, daß Land und Ge⸗ 
meinde die Abſicht gehabt hätten, die Zuſchläge v. 1. April 1927 
ab nicht mehr oder in geringerer Höhe zu erheben. Die Weitererhebung 
der Zuſchläge ergab ſich vielmehr von ſelbſt. Der Beſchl. der Ge⸗ 
meinde über die Erhebung der Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer für 
die Zeit nach dem 31. März 1927 führt ſomit, obgleich er erſt am 
29. Aug. 1927 ergangen iſt, die Zuſchläge nicht neu ein. Seine Rück⸗ 
wirkung möchte ich daher, weil die Erſtreckung nicht willkürlich auf 
eine rückwärtige Zeit gewählt iſt, ſondern nur inſoweit, als es 
nötig war, um den Anſchluß an die bisherige Regelung zu gewinnen 
für zuläſſig erachten. 

Das Urt. des RF. v. 24. Nov. 1925, II A 544/25 (RF. 
18, 1), dürfte nicht entgegenſtehen, denn in dem dort behandelten 
Falle handelte es ſich nicht um die Weitererhebung des Zuſchlags zur 
Grunderwerbſteuer, ſondern um ſeine Neuregelung in Verbindung mit 
der Wiedereinführung der Wertzuwachsſteuer.“ 

Der Senat vermag ſich dieſer Auffaſſung indes nicht anzu⸗ 
ſchließen. Das Fin Ausglch. unterſagt ohne jede Einſchränkung die 
Beilegung rückwirkender Kraft für die Erhebung von Zuſchlägen v. 
1. Okt. 1920 ab. Welcher Zweck im einzelnen mit dieſer Beſtimmung 
verfolgt wurde, ob man nur an eine Übergangsbeſtimmung dachte, 
ob man nur die Einführung früher noch nicht beſtandener Abgaben 


ſtellt, die eigenen Steuerſatzungen mit rückwirkender Kraft auszu⸗ 
ſtatten und dieſe auch bei den Steuerordnungen der Gemeinden und 
Gemeindeverbände zuzulaſſen, iſt nicht einzuſehen. Auch der RF. 
reſigniert ja hinſichtlich der Zweckfeſtſtellung dieſes angeblichen Ver⸗ 
botes. Dies darf gleichfalls als ein Argument, wenn nicht als ein 
Beweis dafür gewertet werden, daß der fraglichen Beſtimmung im 
Zweifel eine Auslegung zu geben iſt, welche mit den allgemeinen 
Richtlinien und Grundſätzen des Fin AusglG. nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſteht. g 

3. Die dürftige Entſtehungsgeſchichte gibt jedenfalls inſofern 
einen gewiſſen Aufſchluß über den Zweck der Beſtimmung, als ur⸗ 
ſprünglich der Entwurf nur die Zuläſſigkeit rückwirkender Kraft für 
Zuſchlagsbeſchlüſſe zur reichsrechtlichen Grunderwerbſteuer v. 1. Okt. 
1919 ab enthielt. Die Begründung (vgl. Mar kull, Komm. z. 
Fin AusglGö., S. 524 unter Abf. II) weiſt auf die Unſicherheiten und 
Zweifel hin, die hinſichtlich dieſer Rückwirkung beſtanden; der Ent⸗ 
wurf wollte durch die Beſtimmung lediglich eine Klarſtellung be⸗ 
wirken, welche dieſe Unſicherheiten und Zweifel ausſchließen ſollte. 
Die Begrenzung dieſer Klarſtellung bis zum Zeitpunkte des 1. Okt. 
1920, die erſt ſpäter eingefügt wurde, kann m. E. bloß dahin ver⸗ 
ſtanden werden, daß über dieſen Zeitpunkt hinaus eine reichs⸗ 
rechtliche Regelung der ganzen Materie nicht eintreten ſollte. Iſt dies 
der Sinn der Beſtimmung (und ſowohl die Entſtehungsgeſchichte wie 
auch ihre Einreihung in die Übergangsbeſtimmungen deutet darauf 
hin), ſo iſt zwar die gewählte Faſſung undeutlich und unklar; immer⸗ 
hin ſchließt fie nicht aus, den ganzen Abſatz (jetzt 8 62 FinAusglG.) 
folgendermaßen zu verſtehen: Das Reich hatte ein begründetes Inter⸗ 
eſſe daran, den Ländern zu verbieten, zu Laſten ihrer Gemeinden die 
Rückwirkung von Zuſchlagsbeſchlüſſen bis zum 1. Okt. 1929 aus⸗ 
zuſchließen. Juſofern wollte ſich der Reichsgeſetzgeber der ber 
rechtigten Belange der Gemeinden annehmen, wollte ferner insbeſ. 
etwaige Bedenken ausſchließen, die ſeitens der belaſteten Steuer⸗ 
pflichtigen gegen etwaige Steuerordnungen erhoben werden Konnten, 
bei denen die Zuläſſigkeit der Beilegung rückwirkender Kraft immer⸗ 
hin zweifelhaft erſchienen wäre. Dieſes Reichs intereſſe beſtand aber 
nur für die Übergangszeit; durch den ſpäter hinzugefügten Zuſatz 
„nach dem 1. Okt. 1920 darf der Erhebung der Zuſchläge rückwir⸗ 
kende Kraft nicht mehr beigelegt werden“ wollte der Geſetzgeber 
lediglich zum Ausdruck bringen: Nach dem 1. Okt. 1920 ſollen ſich 
Länder und Gemeinden nicht mehr auf die reichs geſetzliche Erlaubnis 
der rückwirkenden Kraft berufen können. 

4. Dieſe Auslegung ſtimmt mit der Meinung des führenden 
Komm. z. Fin Ausglcßh., Markull, S. 525 Anm. 2, überein, 
welcher „die Vorſchrift heute als im weſentlichen überholt und gegen⸗ 
ſtandslos geworden“ bezeichnet. Der Komm. von Koch vertritt da⸗ 
gegen die gegenteilige Anſicht unter Berufung auf die Entſch. des 
RF. 18, 1. Dort iſt die dem Wortlaut allerdings entſprechende 
Auslegung mehr nebenbei gegeben worden; zu den Hauptpunkten 
des Urt. gehörte die Entſch. über dieſe Zweifelsfrage nicht. Daher 
fehlt es auch in dem früheren Urt. an ſo eingehenden Erwägungen, 
wie ſie das hier beſprochene Urt. enthält. 

V. Das Ergebnis der Unterſuchung iſt m. E. daher folgendes: 
Eine den Zwecken der Beſtimmung gerecht werdende Auslegung läßt 
es nicht als wahrſcheinlich erſcheinen, daß der Reichsgeſetzgeber mit 
dem fraglichen Satze ein für alle Zeiten aufrechtzuerhaltendes Verbot 
habe ausſprechen wollen. Sinn⸗ und zweckgemäßer erſcheint die Aus⸗ 
legung, der Reichsgeſetzgeber habe für die Zeit v. 1. Okt. 1920 ab 
ſein Desintereſſement für das fragliche Gebiet erklären wollen. Wenn 


im Auge hatte, ergeben die Geſetzesunterlagen nicht, da über die 
erſt in der Vollverſammlung des Parlaments infolge Antrages aus 
dem Hauſe eingefügte Vorſchrift mit keinem Worte geſprochen worden 
iſt. Der Richter kann ſich alſo nur an den Wortlaut halten, auch 
wenn er glaubt, daß dieſer in einzelnen Fällen zu weit geht. Zweifel⸗ 
los hat nun infolge der vom Staate Oldenburg beliebten Aus⸗ 
führung des Fin AusglGG. und der dadurch für die Gemeinden be⸗ 
dingten Geſtaltung ihrer Zuſchlagsbeſchlüſſe jeweils in der Zeit vom 
Ablauf des ErmächtG. bis zur Durchführung des neuen eine Lücke 
beſtanden, in welcher jede Grundlage für einen Zuſchlag fehlte, weil 
weder ein Gemeindebeſchluß noch auch nur eine Ermächtigung für 
einen ſolchen vorhanden war. Es geht nicht an, an die Stelle einer 
ſolchen für alle Beteiligten unerläßlichen feſten Steuergrundlage mit 
dem RF M. die Abſicht der Forterhebung der Zuſchläge zu ſetzen und 
deren Forterhebung als ſich von ſelbſt ergebend zu bezeichnen. Das 
würde das Gebot der Rechtsſicherheit verletzen, weil durchaus nicht 
feſtſtellbar war, ob die neu zu ſchaffenden Normen den alten gleichen 
oder wie ſie ſonſt geſtaltet werden möchten. Es kann deshalb auch 
nicht darauf ankommen, ob ſich nachträglich die unveränderte Weiter⸗ 
erhebung des Zuſchlages ergeben hat, noch kann der Umſtand, daß 
die Rückerſtreckung nicht auf eine willkürliche, ſondern nur auf die 
zur Herſtellung des Anſchluſſes erforderliche Zeit ausgeſprochen iſt, 
über das Vorliegen einer echten Rückwirkung, nämlich der Einfüh⸗ 
rung eines Zuſchlages für einen vergangenen Zeitpunkt, in dem für 
ihn keine Grundlage vorhanden war, hinwegtäuſchen. Es mag ſein, 
daß Staat und Gemeinden dieſe Wirkung ihres Vorgehens nicht er⸗ 
kannt und deshalb nicht geglaubt haben, dem ReichsGeſ. zuwider⸗ 


der Wortlaut auch dagegen ſpricht, ſo muß doch dieſe Auslegung 
gebilligt werden, wenn und ſoweit ſie mit den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen des Fin AusglG. übereinſtimmt, den berechtigten Intereſſen der 
Länder und Gemeinden gerecht wird und gegenüber den Steuer⸗ 
pflichtigen keine weſentlichen Unbilligkeiten enthält. Folgt man dieſer 
Auslegung, ſo iſt es Sache der Landesgeſetzgebung, darüber zu ent⸗ 
ſcheiden, ob Grunderwerbſteuerzuſchlagsbeſchlüſſe der Gemeinden ſich 
rückwirkende Kraft beilegen können oder nicht, da ein reichsrechtliches 
Verbot in dieſer Beziehung gar nicht beſtehen würde. Die Geſetzgebung 
ſowohl des Landes Oldenburg wie auch des Landes Preußen läßt 
nun zweifelsfrei erſchließen, daß der Landesgeſetzgeber beide Male eine 
rückwirkende Kraft der Gemeindezuſchlagsbeſchlüſſe unter ausdrück⸗ 
licher Billigung zulaſſen wollte. Da nach der hier vertretenen Auf⸗ 
faſſung der Landesgeſetzgeber auf dieſem Gebiete autonom iſt, ſobald 
man das dem Wortlaute nach beſtehende reichsrechtliche Verbot tat⸗ 
ſächlich als nicht vorhanden anſieht, fo iſt der Wille des Landes⸗ 
geſetzgebers allein maßgebend. Dies würde zur Folge haben, daß die 
Gemeindezuſchlagsbeſchlüſſe Gültigkeit beanſpruchen könnten. 

VI. Unbilligkeiten gegenüber den Steuerpflichtigen enthält dieſes 
Ergebnis nicht. Es iſt davon auszugehen, daß die einzelnen Ge⸗ 
meinden in all den Jahren Zuſchlagsbeſchlüſſe in derjenigen Höhe 
gefaßt haben, die nach Reichs⸗ und Landesrecht zuläſſig erſchien. Der 
Wirtſchaftsverkehr, insbeſ. der Grundſtücksmarkt, mußte zu jedem 
Zeitpunkt des letzten Jahrzehnts mit dieſen Zuſchlägen rechnen. 
Irgendein vernünftiger Grund, weswegen die Erhebung einer um ein 
Drittel geringeren Grunderwerbſteuer innerhalb zufälliger Zeiträume 
Don 5 Wochen im Jahre zu rechtfertigen wäre, iſt nicht er⸗ 
ſichtlich. 

Der Billigkeit entſpricht es vielmehr, den Zuſchlagsbeſchlüſſen 
eine Deutung zu geben, daß die zeitliche Kontinuität einer gleich⸗ 
mäßigen Beſteuerung gewahrt bleibt. Dies allein entſpricht auch dem 
Grundſatze der Gleichheit vor dem Geſetz (Art. 109 RVerf.) und dem 
Verbot ſteuerlicher Ausnahmebeſtimmungen (Art. 134 RVerf.). Der 
durch die Zufälligkeiten des Rückwirkungsverbots Begünſtigte wird 
in der Regel keine Veranlaſſung haben, eine Verletzung des Grund⸗ 
ſatzes der Gleichheit vor dem Geſetz zu rügen. Es iſt aber darauf hin⸗ 
zuweiſen, daß dieſer Grundſatz nicht nur von dem im Verhältnis zur 
Allgemeinheit überſtark Belaſteten angerufen werden kann, ſondern 
ebenſoſehr von der Allgemeinheit zu Laſten desjenigen, der durch 
irgendeine Ausnahmebeſtimmung ihr gegenüber begünſtigt erſcheint. 
Das iſt hier der Fall. Wer in der Zeitlotterie, die der NYH. hier 
ſanktioniert, zufällig das Gewinnlos gezogen hat, daß der für die 
Steuerpflicht maßgebende Zeitpunkt gerade in das Zuſchlagsvakuum 
fällt, hat ein Drittel Steuer weniger zu zahlen als die Allgemeinheit 
der übrigen Grunderwerbſteuerpflichtigen. Das iſt eine Ungerechtig⸗ 
keit, die aus der Welt zu ſchaffen jede Veranlaſſung beſteht. Ergibt 
ſich zudem, daß eine ſich zwar über den Wortlaut hinwegſetzende, dem 
Zweck der Beſtimmung aber gerecht werdende Auslegung dieſe Un⸗ 
gerechtigkeit der Allgemeinheit gegenüber vermeidet, ſo iſt dieſer Aus⸗ 
legung der Vorzug zu geben. 

Bei der ſehr großen praktifchen Bedeutung, die die hier be⸗ 
handelte Frage auch für die preußiſchen Gemeindeſteuerverhältniſſe 
beſitzt, ſteht zu erwarten, daß nicht nur der R%H., ſondern auch das 
Proc. ſich erneut mit dieſer Frage zu beſchäftigen haben werden. 
Die hier gegebene Kritik des Urt. des RF. trägt vielleicht mit dazu 
bei, den Gedankengang der Entſch. nicht vorzeitig zur unumſtößlichen 
Wahrheit erſtarken zu laſſen. 

Prof. Dr. Albert Henſel, Königsberg. 
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zuhandeln. An der Tatſache ändert dies nichts, und deshalb vermag 
der Senat in dem Umſtand, daß eine Anderung in dem Umfange der 
Gemeindebeſteuerung nicht eingetreten iſt, keinen Grund zu erblicken, 
den vorliegenden Fall anders zu beurteilen, als er dies in den Aus⸗ 
führungen der Entſch. R§ 9. 18, 1 getan hat. 

Danach iſt die Gemeinde zur Erhebung bes Zuſchlages nicht 
berechtigt. 

(RF9., 2. Sen., Urt. v. 16. Mai 1929, II A 130/29.) 
* 


14. 85 GrErwStG.; 8313 Satz 2 BGB. Heilung form⸗ 
ungültiger Veräußerungsgeſchäfte. f) 

Durch privatſchriftlichen Vertrag v. 25. Aug. 1925 verkaufte 
die K.⸗AktcG. ihr Grundſtück an den Beſchw§. Die Beteiligten waren 
ſich von Anfang an bewußt oder wurden ſich im Laufe der Zeit 
bewußt, daß der Vertrag, weil nicht in der durch § 313 BGB. vor⸗ 
geſchriebenen Form errichtet, nichtig ſei. Der BeſchwF. übernahm 
jedoch das Grundſtück, nahm Verbeſſerungen vor und bewirtſchaftete 
es. In Beantwortung einer Anfrage der Steuerſtelle erklärte der 
Beſchw§. in einem Schreiben v. 5. Jan. 1928, daß der Vertrag 
unwirkſam ſei, daß er (der Beſchwg.) ſich nur als Pächter betrachte 
und daß er ſchon ſeit April 1926 ſein Geld von der Verkäuferin 
zurückverlange, daß er auch klagbar vorgehen wolle Auch die AktG. 
erkannte in einem Schreiben v. 25. Jan. 1928 die Nichtigkeit des 
Vertrages an. Sie betonte, fie habe, da der Beſchw§. den Kaufpreis 


bis auf eine kleine Spitze i. J. 1925 gezahlt habe, in entgegenkom⸗ 


mender Weiſe zu dem unmöglichen Verhältnis geſchwiegen in der 
Hoffnung, daß es doch eines Tages ordnungsgemäß ſeine Löſung 
finden werde. 

Schon am 31. Jan. 1928 trat dieſe Löſung ein. An dieſem 
Tage kam zwiſchen der Akt&. und dem Dachdeckermeiſter T. ein 
notarieller Vertrag zuſtande, demzufolge jene das Grundſtück an 
dieſen verkaufte. 

T. wurde am 3. April 1928 als neuer Eigentümer im Grund⸗ 
buch eingetragen. 

Aus dieſem Anlaß wurde er nach einem Werte von 75 000 AM 
zur Grunderwerbſteuer herangezogen. Die Steuerſtelle veranlagte 
aber auch den BeſchwF. zur Steuer, weil fie annahm, dieſer habe 
feine Rechte gegen die AktG. an T. abgetreten, und dadurch ſei der 
Vertrag zwiſchen der AktG. und dem BeſchwF. ſteuerpflichtig ge⸗ 
worden ($ 5 GrErwStG.). 

Der Einſpruch, der ſich auf Nichtigkeit des Vertrages v. 
25. Aug. 1925 ſtützte, hatte keinen Erfolg, ebenſo nicht die Berufung. 

Das Finger. führt aus, daß der Vertrag von 1925 nicht auf⸗ 
gehoben worden ſei; deshalb habe er mit dem Übergang des Eigen⸗ 
tums an T. (3. April 1928) gemäß 8 313 Satz 2 BGB. Gültigkeit 
erlangt, und gleichzeitig ſei auch die Steuerpflicht nach 8 5 Abf. 1,3 
GrErwStG. eingetreten. Dieſe Ausführungen find nicht frei von 
Rechtsirrtum. Allerdings iſt die Vorſchrift des § 313 Satz 2 nicht 
nur dann anwendbar, wenn der Verkäufer auf Grund des form⸗ 
ungültigen Vertrages das Grundſtück unmittelbar auf den Käufer 
überträgt. Eine Heilung des Formmangels iſt auch dann möglich, 
wenn das Grundſtück auf einen Dritten übertragen wird. Der Haupt⸗ 
fall dieſer Art iſt der, daß der erſte Käufer das Grundſtück weiter⸗ 
verkauft und der erſte Verkäufer das Grundſtück unmittelbar dem 
zweiten Käufer aufläßt (RG. 71, 402; 82, 346 1)). Die Heilung kann 
aber auch eintreten, wenn jemand, der ſich einem anderen gegenüber 
zur Übertragung des Grundſtücks verpflichtet hat und dann die 
gleiche Verpflichtung auch einem Dritten gegenüber eingegangen iſt, 
durch die Auflaſſung an dieſen mit nachfolgender Eigentumsumſchrei⸗ 
bung zugleich dem erſten Käufer gegenüber den Veräußerungsvertrag 
erfüllt (RG. 85, 2752); NFH- 7, 235). Vorausſetzung iſt aber ſtets, 
daß die Beteiligten an dem erſten Veräußerungsvertrage feſthalten. 
Daß das hier zutrifft, iſt nicht feſtgeſtellt, weil das FinGer. anſchei⸗ 
nend der Meinung war, die Tatſache der Eigentumsumſchreibung 


1) JW. 1913, 1035. 2) JW. 1914, 1076. 


Zu 14. Der vorſtehenden Entſch. iſt durchaus beizutreten. Sie 
beruht auf der ſtändigen Rſpr. des RG., wie auch des RF. Die An⸗ 
deutung am Schluß, wonach es von Erheblichkeit ſein kann, auf 
welche Weiſe der Erwerber des Grundſtücks mit der AktG. zuſammen⸗ 
gekommen iſt, darf aber nicht in dem Sinne ausgelegt werden, daß 
es zur Steuerpflicht ſchon genügen würde, wenn ſich herausſtellt, 
daß T. von dem BeſchwF. als Kaufluſtiger ermittelt und der AktG. 
zugeführt worden iſt. Entſcheidend iſt vielmehr, ob im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen der AktG. und dem Beſchw§. an der Rückgängigmachung des 
erſten Kaufes feſtgehalten worden iſt. War dies der Fall und hat der 
Beſchwy. den T. nur zu dem Zwecke der AktG. zugeführt, um die 
Rückzahlung des Kaufpreiſes an ihn wirtſchaftlich zu ermöglichen 
und zu beſchleunigen, ſo wäre eine Steuerpflicht für das nichtige 
Geſchäft zwiſchen der AktG. und dem BeſchwF. nicht begründet (vgl. 
RF H.: JW. 1927, 13391), 

RA. Dr. Ernſt Hagelberg, Berlin. 


genüge. Jedenfalls iſt der Sachverhalt nicht hinreichend aufgeklärt. 
Durch die bloße Tatſache, daß der — ohnehin nichtige — Kaufvertrag 
nicht beſonders aufgehoben iſt, kann die angefochtene Entſch. nicht 
geſtützt werden. 

Die angefochtene Entſch. war hiernach aufzuheben. Die Sache 
iſt nicht ſpruchreif. Es bleibt feſtzuſtellen, ob die Beteiligten durch 
die Eigentumsübertragung auf T. den privatſchriftlichen Vertrag v. 
25. Aug. 1925 erfüllen oder ob ſie ihn trotz der Eigentumsübertra⸗ 
gung weiter als nichtig behandeln wollten und behandelt haben. Das 
letzte würde insbeſ. dann anzunehmen ſein, wenn der Vertrag zwiſchen 
der AktG. und T. ganz unabhängig von den Beziehungen zwiſchen 
der AktG. und dem BeſchwF. geſchloſſen wäre und wenn ſich dieſe 
beiden vorbehalten hätten, ihre infolge Nichtigkeit des Vertrages von 
1925 entſtandenen gegenſeitigen Anſprüche aus ungerechtfertigter 
Bereicherung (8 812 BGB.) getrennt zu regeln. In dieſer Hinſicht 
wird nicht ohne Bedeutung fein, auf welche Weiſe T. mit der AktG. 
zuſammengekommen iſt und was der zwiſchen der AktG. und dem 
Beſchwß. geſchloſſene Vertrag v. 31. Jan. 1928 enthält. Haben 
die AktG. und der BeſchwF. die Folgen der Erfüllung des Vertrages 
von 1925 im weſentlichen rückgängig gemacht, fo iſt der Formmangel 
durch den Eigentumsübergang nicht geheilt. Haben ſie dieſe Folgen 
jedoch im weſentlichen befteyen laſſen und iſt — wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet — der Beſchw§. dem T. gegenüber der Verkäufer geweſen, 
ſo wird die Steuerpflicht nicht verneint werden können. 

(RF ., Urt. v. 9. Juli 1929, II A 310/29.) 
* 


15. 8 2 Abi. 1 Nr. 4 UmſStG. Zu einem beſonderen 
Zwecke hergerichtete Räume i. S. § 2 Abſ. 1 Nr. 4 Umſ StG. 
verlieren den Charakter als eingerichtete Räume, wenn ſie 
neu verpachtet und vermietet werden und zu dem nun⸗ 
mehrigen Pacht⸗ oder Mietzweck die bisher erforderliche 
Einrichtung nicht mehr erforderlich iſt. f) 

Streitig iſt nur noch, ob der von der Beſchw§. von einer Spe⸗ 
ditionsgeſellſchaft vereinnahmte Pachterlös gem. § 2 Abſ. 1 Nr. 4 
UmfStG. umſatzſteuerpflichtig ſei. Der Sachverhalt iſt folgender: Im 
Jahre 1923 erwarb die Beſchw§. von dem Reichsfiskus ein Gelände 
zur induſtriellen Auswertung und zu Siedlungszwecken. Im Jahre 
1924 verpachtete ſie einen Teil des Lagers an die Speditions⸗ und 
Lagerhausgeſellſchaft H. für eine jährliche Pacht von 100 000 AM. 
Die Pächterin benützte den ihr verpachteten Teil der Anlage zur 
Einlagerung von Gütern (Kohlen, Holz, Getreide uſw.). Das BG. iſt 
auf Grund des von ihm feſtgeſtellten Sachverhalts zu der Über⸗ 
zeugung gelangt, daß es ſich hier um eine ſteuerpflichtige Ver⸗ 
pachtung eingerichteter Räume handle. 

Der Rechtsbeſchwerde war der Erfolg nicht zu verſagen. Nach 
der neueren Rechtſprechung des Senats iſt die Umſatzſteuerpflicht 
aus 8 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmjSt®. ſtets in ſolchen Fällen bejaht worden, 
wenn die verpachteten oder vermieteten Räume auch ohne beſondere 
Einrichtung ſich als Teile einer baulichen Geſamtanlage darſtellen, die 
als ſolche für den Zweck, den fie nach dem Mietvertrage erfüllen 
ſoll, beſonders hergerichtet iſt. Gegen dieſen Rechtsgrundſatz hat das 
BG. verſtoßen. Denn nach den Feſtſtellungen des BG. handelt es 
ſich bei der Geſamtanlage zweifellos um eine für beſondere Zwecke der 
Heeresverwaltung eingerichtete Anlage. Wäre dieſe von der Beſchwx. 
in der urſprünglichen Geſtalt und zu dem urſprünglichen Zwecke ver⸗ 
pachtet worden, fo würde es ſich allerdings um eine nach 8 2 Abf. 1 
Nr. 4 UmjSt6. ſteuerpflichtige Verpachtung eingerichteter Räume 
handeln. So aber liegt der Fall hier nicht. Die Anlage iſt nur zum 
Teil verpachtet worden. Die Pächterin hat die an und für ſich leeren 


Zu 15. Unter „eingerichteten Räume“ verſteht der Ri H. nicht 
nur ſog. „möblierte Räume“, ſondern Räume mit jeglichen „Vor⸗ 
richtungen, die es ermöglichen, daß der Raum zu dem Zwecke be⸗ 
nutzt werden kann und nicht erſt durch den Mieter ausgeſtattet zu 
werden braucht“ (RF. 21, 289 und v. 16. Sept. 1917: JW. 1929, 
1085 2). Alſo iſt die Vermietung von Theatern, Konzerträumen ſteuer⸗ 
pflichtig, da ſich in ihnen Sitzreihen und eine Bühneneinrichtung be⸗ 
finden, ebenſo Markthallen, Reſtaurants. Auch eine für die beſonderen 
Zwecke der Heeresverwaltung eingerichtete Anlage — hier ein 
Munitionslager — iſt als eingerichteter Raum anzusehen. Die Be⸗ 
ſonderheit des Falles liegt hier darin, daß ein Teil dieſer Anlage 
verpachtet iſt, auf welchem ſich keinerlei beſondere Vorrichtungen be⸗ 
finden. Rein wirtſchaftlich betrachtet erſcheint die Freiſtellung wenig 
verſtändlich; das liegt aber daran, daß überhaupt die verſchiedenartige 
Behandlung der eingerichteten und uneingerichteten Räume nicht ohne 
weiteres berechtigt iſt. Beabſichtigt war vor allem, die Wohnräume 
freizuſtellen mit Ausnahme der von gewerbsmäßigen Vermietern 
(Hotel⸗ und Penſionsinhabern) vermieteten Räume. Da dieſe Räume 
meiſt eingerichtet ſind, ſtellte man die Steuerpflicht auf die Ein⸗ 
richtung ab; wobei man nicht weiter daran gedacht hat, daß es 
neben den Wohnräumen noch andere Räume gibt, bei denen die 
Trennung in eingerichtete und nichteingerichtete Räume ohne wirk⸗ 
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Räume zur Einlagerung von ganz anderen Gegenſtänden als früher 
die Heeresverwaltung benutzt. Bei dieſer Sachlage hätte das BG. 
darlegen müſſen, daß die verpachteten Räume Teile einer verpachteten 
Teilanlage wären, die als ſolche beſondere Vorrichtungen und Eigen⸗ 
ſchaften aufwies, ſo daß ſie gerade auch für den nunmehrigen Pacht⸗ 
zweck beſonders geeignet wäre. Solche Gründe ſind vom BG. nicht 
dargelegt. Das BU. unterlag ſomit der Aufhebung. Der Senat er- 
achtete den Sachverhalt für ausreichend geklärt, um ſelbſt ent⸗ 
ſcheiden zu können. In der BerInſt. hat die Beſchw§. wiederholt 
darauf hingewieſen, daß es ſich bei der Verpachtung nicht etwa um 
eine in ſich geſchloſſene Anlage gehandelt hat, die beſondere Eigen⸗ 
tümlichkeiten aufwies. Dieſe Behauptung iſt vom Fin A. nicht be⸗ 
ſtritten worden. Aus den Feſtſtellungen des BG. und dem Akten- 
inhalte ergibt ſich ferner, daß es ſich bei dem Erwerbe der geſamten 
Anlage von der Heeresverwaltung nicht etwa um eine Fortſetzung 
des urſprünglichen Betriebs, ſondern um eine Verwertung der ge⸗ 
ſamten Anlagegegenſtände im einzelnen handelte. Zu dieſem Zwecke iſt 
allmählich die geſamte Anlage teils veräußert, teils andern Zwecken 
zugeführt worden. In dieſem Rahmen ſind ſodann auch Teile der 


Zu 16. A. 1. Die Frage, wie man die Aufnahme eines 
Geſellſchafters in eine beſtehende Firma ſteuerlich 
zu behandeln hat, iſt eine keineswegs einfache, ganz im Gegen⸗ 
teil. Nicht immer liegt der Fall fo klar, wie in unſerem Urteile. 
Ein Vater hatte ſeine vermögensloſen Töchter zu Kommanditiſten 
gemacht und zu ihren Gunſten auf ſeine Kapitalbeteiligung ver⸗ 
zichtet. Bei dieſer Sachlage war es ohne weiteres einleuchtend, daß 
ein vorweggenommener Erbgang vorlag, alſo eine Schenkung, zum, 
mindeſten aber die noch weiter reichende freigebige Zuwendung unter 
Lebenden i. S. des 83 Nr. 2 ErbſchStch. Daher haben auch die 
Pflichtigen in dieſer Hinſicht die Steuerpflicht dem Grunde nach nicht 
beſtritten. Der umgekehrte Fall iſt gegeben, wenn mit einem Kapital 
einbringenden Dritten eine OHG. gebildet wird. Es handelt ſich 
um einen rein geſchäftlichen gegenſeitigen Vertrag; von irgendeine 
Bereicherungsabſicht iſt nicht die Rede, alſo wird auch keine Schen⸗ 
kungsſteuer erhoben. Zwiſchen dieſen beiden Grenzfällen der Steuer⸗ 
pflicht und freiheit gibt es aber eine Unzahl anderer Tatbeſtände, 
bei denen die Entſch. im hohen Maße zweifelhaft fein kann. 

2. Einen in dieſer Hinſicht beſonders typiſchen Fall, den der 
Aufnahme eines Geſellſchafters ohne Kapital, behandelt StW. 
1929 Nr. 535. Es handelt ſich um die Einräumung einer ſtillen 
Beteiligung an einen langjährigen Prokuriſten, dem ein Teil des 
Kapitalkontos feines Chefs überwieſen wurde. Der RYH. er⸗ 
blickt in dieſem Vorgange dann eine Schenkung, wenn nach dem 
Willen der Beteiligten die weitere Tätigkeit des Angeſtellten, alſo 
feine künftigen Dienſte als Prokuriſt und Betriebsleiter unab⸗ 
hängig von der ſtillen Beteiligung abgegolten werden ſollen; er 
war nämlich nach wie vor verpflichtet, ſeine geſamte Tätigkeit 
gegen ein Gehalt von 12000 AA dem Geſchäfte zu widmen. Bei 
der Beſprechung dieſes Urt. bemerkt Mirre: StW. 1929, 702 
Kurz ohne weitere Begründung, er halte es für recht fraglich, ob 
tatſächlich eine Schenkung vorliege. Sein Zweifel iſt voll berechtigt 
und wird von dem, der ſich in erſter Linie von rein wirtſchaftlichen 
Erwägungen leiten läßt, geteilt; ebenſo ſein ein anderes Urteil 
treffender Ausſpruch: Es will den Finde. (wie man ſieht aber auch 
dem Rich.) nicht recht einleuchten, daß es Fälle von Vermögens⸗ 
vermehrungen gibt, die nicht der Erbſchaftsſteuer unterliegen. 

3. Da es ſich bei Tatbeſtänden dieſer Art mehr oder weniger 
um eine Auslegungsfrage handelt, nämlich darum, ob ſubjektiv 
eine Bereicherungs abſicht vorliegt, fo iſt es allerdings leicht ver⸗ 
ſtändlich, daß erhebliche Meinungsverſchiedenheiten auftauchen können. 
Man hat indes die nicht unberechtigte Empfindung, daß die 
Stellungnahme des KH. auf einer allzu zugeſpitzten rein juriſtiſchen 
Würdigung beruht. Sie entſpricht nicht der üblichen Kaufmänniſchen 
Auffaſſung, daß ein Geſchäftsmann nichts verſchenkt. 
Diefe mehr inſtintmäßige Erwägung iſt es auch, die das erſte 
grundſätzliche Hauptbedenken auslöſt. In dieſer Anſicht wird man 
durch das Urt. Ia A 90/21 v. 18. Nov. 1921 beſtärkt. Eine Bank 
hatte den vier Vorſtandsmitgliedern je 50000 RM „in Anerkennung 
ihrer erfolgreichen Tätigkeit“ (ſo wörtlich) zugewendet. Der 1. Sen. 
führt aus, daß eine belohnende Schenkung dann vorliegen könne, 
wenn die Bank lediglich im Gefühle des Dankes und der 
Anerkennung der geleiſteten Dienſte ſich bewogen fühle, ohne recht⸗ 
liche Verpflichtung eine freiwillige Zuwendung zu gewähren. Er 
fährt dann aber fort: Andererſeits wird allerdings zu erwägen ſein, 
daß es nicht im Weſen einer Verkehrsunternehmung liegt, ihr 
Vermögen oder den Reingewinn durch freiwillige Zuwendungen an 
die Angeſtellten zu ſchmälern; es kommt ſomit in Frage, ob die 
Zuwendungen nicht vielmehr als nachträglich gewährte ſog. Grati⸗ 
fikationen aufzufaſſen ſind und wegen des klagbaren Anſpruchs 
auf Auszahlung nicht als Schenkung gelten können. Was der 
1. Sen. hier für eine Bank ausſpricht, daß ſie nämlich im all⸗ 
gemeinen nichts verſchenkt, gilt auch für den Einzelkaufmann; 
AktG. ſind gewöhnlich ſogar großzügiger. Ebenſo iſt es grundſätzlich 
gleichgültig, ob die Zuwendung in bar oder in einer Beteiligung 
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Anlage verpachtet worden, um Lagerzwecken zu dienen. Von einer 
mit Rückſicht auf den Pachtzweck beſonders hergerichteten Anlage kann 
man unter dieſen Umſtänden nicht reden, zumal die Verpachtung auch 
lediglich eine vorübergehende war. Die Beſchw. war daher von der 
Umſatzſteuer, ſoweit ſie ſich auf den Erlös aus der Verpachtung bezog, 
freizuſtellen. 

(RFH., Urt. v. 14. Mai 1929, V A 876/28.) 


* 


16. 8 3 ErbStG. Zur Bedeutung der Rückdatie⸗ 
rung eines Geſellſchaftsvertrags. Keine Schenkung, wenn 
der jur. Übereignung eines Grundſtücks die Übertragung 
des ſteuerlichen Eigentums (§ 80 Abſ. 1 RAbg O.) voran- 
gegangen iſt. +) 

(R F., 5. Sen., Urt. v. 27. April 1928, We A 8628.) 

Abgedr. JW. 1929, 2206 25. 


* 


geſchieht, die ſich übrigens für den Prokuriſten als Dauergeſchenk 
erwieſen hat. Das Geſchäft ging ſchlecht, und er wurde mit der 
Verluſtquote prompt belaſtet. Auch Strutz, 8 36 Anm. 16, führt 
aus, daß im allgemeinen nachträgliche Gratifikationen keine Schen⸗ 
kungen ſeien, nicht einmal die nachträgliche Vergütung von zu⸗ 
nächſt ſogar unentgeltlich übernommenen Leiſtungen. Wenn man 
mit dem Urt. auf die Worte „in Anerkennung ſeiner vieljährigen 
Dienſte“ entſcheidendes Gewicht legt, hätte es doch näher gelegen, eine 
nachträgliche Gehaltszahlung anzunehmen und dem Prokuriſten die 
Ermäßigung des § 58 Abſ. 1 zuzubilligen. 

4. Die Sache liegt auch nicht etwa ſo, daß eine Unſtimmigkeit 
zwiſchen dem 1. und 5. Sen. anzunehmen iſt. Denn auch der 
5. Sen. iſt ſonſt durchaus nicht geneigt, allzu leicht eine Schenkung 
anzunehmen. Er hat, StW. 1929 Nr. 534, erkannt: Iſt bei einer 
OHG. vereinbart, daß der Ausſcheidende nur Anſpruch auf das 
Kapitalkonto haben ſollte (alſo insbeſ. nicht an den ſtillen Reſerven), 
ſo iſt die Annahme einer freigebigen Zuwendung auch dann aus⸗ 
geſchloſſen, wenn ſich der Verbleibende (ein Verwandter) nicht aus⸗ 
drücklich zur Fortführung des Geſchäftes verpflichtet hat. Das Urt. 
weiſt ganz richtig darauf hin, daß ſich die Frage, ob der Zu⸗ 
wender aus Freigebigkeit handle, nach den Anſchauungen des Ver⸗ 
kehrs richte; es werde häufig zur Annahme eines Leiſtungs⸗ 
austauſches genügen, daß die Leiſtung bewirkt wird zu dem Zwecke, 
um den Empfänger zu einer dem Geber vorteilhaften Handlung zu 
beſtimmen, auch wenn der Empfänger keine Verbindlichkeit 
zur Ausführung der Gegenleiſtung übernimmt. Von ähnlichen ſehr 
richtigen Erwägungen läßt ſich der 5. Sen. in dem Urt. Ri. 24, 
142 leiten, in dem es ſich ebenfalls um die Bereicherung durch den 
Zuwachs ſtiller Reſerven handelt; der Ausſcheidende erhielt nur 
den niedrigeren Buchſaldo. Auch dort iſt der Bereicherte ein Ver⸗ 
wandter, der Bruder; dieſer Geſichtspunkt ſpielt alſo keine Rolle. 
In StW. 1929 Nr. 248 verneint der RF. die Schenkungsabſicht 
bei Abtretung eines Teiles der mütterlichen Berechtigung an einer 
OHG., weil der Sohn zur Weiterführung veranlaßt werden ſollte. 
Ausgeſprochen war das von den Parteien damals nicht; der 
RED. folgert es aus den Beteiligungsverhältniſſen. Seine echt kauf⸗ 
männiſche, aus dem Leben geſchöpfte Anſchauung ſteht alſo in einem 
eigentümlichen Kontraſte mit der Art und Weiſe, wie er die ſtille 
Einlage des Prokuriſten behandelt. Wie der Verkehr über 
Liberalitäten denkt, liegt auf der Hand. Ein Kaufmann, der ver⸗ 
ſchenkt, iſt ein ſchwarzer Schimmel. 

5. Die Worte „in Anerkennung ſeiner langjährigen treuen 
Dieuſte“ ſind rein formularmäßig; ſie werden ſelbſt in ſolchen 
Fällen verwendet, in denen in Wahrheit der Chef den ihm wert⸗ 
vollen Beamten an ſeine Firma feſſeln will, wenn er alſo an die 
Zukunft, nicht an die Vergangenheit denkt. Glaubt man wirk⸗ 
lich, daß in einem ſolchen Falle der Kaufmann ſagen wird: „Da 
Sie mir unentbehrlich ſind, will ich Sie als Sozius nehmen?“ 
Das wäre ſo unkaufmänniſch wie nur möglich und würde wahr⸗ 
ſcheinlich mit der Bitte um Erhöhung des Gehalts oder der Be⸗ 
teiligung beantwortet werden. Wer ſolche Verhältniſſe kennt, weiß, 
daß ein wirklich kluger Chef das Prävenire ſpielt, um möglichſt 
billig wegzukommen. Vielleicht hat er auch noch damit gerechnet, 
daß ſein Gegner, der nicht Kaufmann, ſondern Betriebsleiter war, 
ſich durch den Nennbetrag ebenſo täuſchen ließ, wie anſcheinend das 
Fin A. (unten Ziff. 6). In Wahrheit iſt die Sache doch ganz durch⸗ 
ſichtig. Beinahe ausnamslos handelt es ſich in ſolchen Fällen darum, 
den Beamten oder den kapitalloſen Dritten an die Firma zu feſſeln. 
Die zu 3 und 4 zitierten Urt. ſind alſo direkt anwendbar, die 
Annahme einer Schenkung iſt ausgeſchloſſen. Der 5. Sen. ſcheint den 
Widerſpruch mit ſeiner eigenen ſonſtigen Haltung auch ſelbſt empfun⸗ 
den zu haben. Er gibt, wenn auch verdeckt, zu, daß vielleicht die 
Handlungsweiſe des Chefs keine rein altruiſtiſche war, meint aber, 
daß das als Beweggrund für die Steuerpflicht keine ent⸗ 
ſcheibende Bedeutung habe. Das iſt nach Analogie des 8 119 BGB. 
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17. 8 11 Abſ. 3 TabStG.; 8 22a Tab St AusfBeſt. 
Trägt der Steuerpflichtige auf die ihm von der Hebeſtelle 
ausgehändigten Blankoſteuerzeichen einen höheren Klein⸗ 
verkaufspreis ein, als zu dem er die Zeichen entnommen 
hat, ſo ſind dieſe an tabakſteuerpflichtigen Erzeugniſſen 
angebrachten Zeichen wegen vorſchriftswidriger Verwen- 
dung als nicht verwendet anzufehen. 


Nach dem auf Grund der Ermächtigung im § 11 Abſ. 2 
TabStcß. vom RF M. erlaſſenen § 22 a TabStAusfBeſt. (BO. zur 
Ausf. des Art. v — Tabakſteuer — des Gef. betr. Erhöhung ein- 
zelner Verbrauchsſteuern v. 1. Juni 1922: RgentrBl. 331) haben 
auf Steuerzeichen der im § 18 Abf. 1 unter II bezeichneten Art 
— d. h. den Steuerzeichen ohne Angabe des Kleinverkaufspreiſes — 
die Hebeſtellen den der Verſteuerung zugrunde gelegten Klein⸗ 
verkaufspreis in dem hierfür vorgeſehenen Felde handſchriftlich 
mit Tinte oder durch Stempel oder Druck mit licht- und waſſer⸗ 
beſtändiger Farbe ziffernmäßig einzutragen (8 22a Abſ. 1 Satz 1 
a. a. O.). Nach 8 2a Abſ. 1 Satz 2 find die Hebeſtellen befugt, 
u. a. den Tabakſteuerlagerinhabern, falls gegen deren ſteuerliche 
Zuverläſſigkeit Bedenken nicht beſtehen, ausnahmsweiſe zu ge⸗ 
ſtatten, auf Steuerzeichen ohne Preisangabe den Kleinverkaufs⸗ 
preis ſelbſt einzutragen; nachträgliche Anderung der Eintragung iſt 
unzuläſſig. Geſtattet nach 8 22a Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. die Hebe⸗ 
ſtelle einem Tabakſteuerlagerinhaber, den Kleinverkaufspreis auf 


rein juriſtiſch gedacht. Aber gerade bei einer Schenkung kommt es 
und zwar auch zivilrechtlich entſcheidend auf das Motiv an. In 
dem bereits erwähnten Urt. Nr. 534 heißt es: Niemand wird es als 
Schenkung auffaſſen, wenn etwa bei den Vorverhandlungen ein Be⸗ 
teiligter dem andern einen zinsloſen Kredit gibt, um ihn vertrags⸗ 
bereit zu machen. Durchaus richtig; der Holländer nennt das mit 
einem Bückling nach einem Kabeljau werfen. Die ſogar aus⸗ 
drücklich ausgeſprochene Verpflichtung, die Dienſte auch fernerhin 
dem Geſchäfte zu widmen, ſoll deshalb bedeutungslos fein, weil fie 
ausschließlich durch die Gehaltszahlung abgegolten werde. Damit 
zerreißt aber der 5. Sen. — wiederum rein juriſtiſch denkend — den 
jedenfalls wirtſchaftlich als Einheit aufzufaſſenden Vertrag in zwei 
Teile. Zivilrechtlich ſind allerdings zwei getrennte Forderungskreiſe 
gegeben, der Dienſt⸗ und der Geſellſchaftsvertrag. Steuerlich iſt aber 
die entgegengeſetzte Beurteilung geboten. Ohne die Beteiligung hätte 
wenigſtens im Normalfalle das Gehalt höher fixiert werden müſſen. 
In der Entſch., StW. 1929 Nr. 587, verwahrt ſich gerade der 
5. Sen. energiſch gegen die Heranziehung rein rechtlicher Geſichts⸗ 
punkte, die auch dort zu einer Zerreißung in zwei getrennte Ge⸗ 
ſchäfte geführt hätte. Der 5. Sen. hält dem Pflichtigen entgegen, 
daß die Einkaufskommiſſion für Kupfer und die Verarbeitung des⸗ 
ſelben nach der Zweckbeſtimmung des Vertrages untrennbar mit⸗ 
einander verbunden ſind. Das trifft auch für die ſtille Beteiligung 
und den Dienſtvertrag zu. Man überlege ſich ferner einmal, wie 
die Sache ausgelaufen wäre, wenn die Ein kom menſteuerabteilung 
die Sache zuerſt bearbeitet hätte, weil es ſich um geldwerte Vor⸗ 
teile i. S. von 8 36 Abſ. 1 Nr. 1 EinkStG. handele. Wenn man 
ſich die Rſpr. zu dieſem Paragraphen anſieht, beſonders die Urt., 
welche Penſionszahlungen an eine dritte Stelle betreffen, fo dürfte 
der 6. Sen. wahrſcheinlich wenig Federleſens mit dem Einwande der 
Schenkung gemacht haben. Er hätte vorausſichtlich nur unterſucht, 
ob der Wert der 60 000 RA — die Beteiligungshöhe — auf einmal 
und ſchon jetzt als zugefloſſen zu gelten habe und wie es eventuell 
mit der Anwendung des 8 58 (Steuerermäßigung) ſteht. Das iſt 
auch anſcheinend die Meinung von Mirre. Es gibt aber noch eine 
dritte Alternative, alſo nicht bloß Schenkung oder Arbeitslohn. 
Ein überalteter Chef wünſcht den Eintritt eines zwar kapitalloſen, 
aber ſehr tüchtigen Dritten, der ſich dazu aber nur entſchließen will, 
wenn ihm auch eine Beteiligung eingeräumt wird. In der Praxis 
habe ich das ſogar bei einer ARt®. erlebt. Der in Ausſicht ge⸗ 
nommene Direktor machte ſeinen Eintritt von einer Aktienoption 
abhängig. In ſolchen Fällen ſcheidet auch der Geſichtspunkt einer 
nachträglichen Gratifikation aus. Es handelt ſich um einen ge⸗ 
wöhnlichen zweiſeitigen Vertrag. Auch 8 44 Abſ. 1 Nr. 1 (Erſatz für 
Aufgabe einer Tätigkeit) wird zumeiſt unanwendbar ſein. Nicht jede 
Vermögensvermehrung iſt Einkommen. Es würde ſich alſo 
Steuerfreiheit ergeben. Vorderhand vermag ich nicht ein⸗ 
zuſehen, weshalb man im Falle des Prokuriſten eine andere Hand⸗ 
habung vornehmen muß. Der einzige Unterſchied iſt der, daß der 
Prokuriſt ſeinen Befähigungsnachweis unter den Augen des Chefs 
geliefert hat. 

6. Ein beſonders für den Pflichtigen äußerſt wichtiges Kapitel 
bildet die Bewertungsfrage. In unſerem Urt. (JW. 1929, 2206) 
haben die Pflichtigen eine Vermögensaufſtellung vorgelegt; ſtrittig 
iſt lediglich der Stichtag. In StW. 1929 Nr. 535 handelt es ſich 
nicht um einen Kommanditanteil, ſondern um eine ſtille Be⸗ 
teiligung. Für beide iſt aber entſcheidend 8 143 RAbgO. Infolge⸗ 
deſſen weiſt der Rich. in dem letzteren Urt. darauf hin, es dürfe 
ein höherer Wert als der Nominalbetrag nicht außer acht bleiben, 
wenn durch Veräußerung ein höherer Preis als der Nennbetrag er⸗ 
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Steuerzeichen ohne Preisangabe ſelbſt einzutragen, trägt ferner der 
Lagerinhaber die den von ihm für die entnommenen Steuer⸗ 
zeichen gezahlten Preiſen entſprechenden Kleinverkaufspreiſe ein, 
und ändert er die von ihm eingetragenen Kleinverkaufspreiſe nicht 
ab, ſo ſind die Steuerzeichen bei vorſchriftsmäßiger Entwertung 
vorſchriftsmäßig verwendet. 

Dagegen liegt eine vorſchriſtswidrige Verwendung der Steuer⸗ 
zeichen vor, wenn der Steuerpflichtige auf den Blankoſteuerzeichen 
einen höheren Kleinverkaufspreis nennt als jenen, der bei Bezug 
der Blankozeichen der Berechnung des Preiſes zugrunde gelegt 
wurde. Denn da nach $ 11 TabEtG. die Tabakſteuer durch Ver⸗ 
wendung von Steuerzeichen zu entrichten iſt, die Tatſache der Ver⸗ 
ſteuerung nach 8 11 Abſ. 3 TabStG. aber nur eintreten ſoll, wenn 
die Verwendung der Steuerzeichen in der vorgeſchriebenen Weiſe 
geſchieht, ſo bewirkt jede Verwendung von Steuerzeichen, welche 
den Vorſchriften des TabStch. oder jeiner Ausf Beſt. nicht ent⸗ 
ſpricht, daß die verwandten Steuerzeichen als nicht verwandt au⸗ 
geſehen werden. Daß aber der Steuerpflichtige, dem die Hebeſtelle 
nach § 22 a Abſ. 1 Satz 2 TabStAusfBeſt. geſtattet, auf Steuer⸗ 
zeichen ohne Preisangabe den Kleinverkaufspreis ſelbſt einzutragen, 
verpflichtet iſt, nur den Kleinverkaufspreis einzutragen, zu dem 
er die Blankoſteuerzeichen entnommen hat, iſt eine Forderung, die 
ſich als ſelbſtverſtändlich aus § 22a Abſ. 1 Satz 2 TabStAusf⸗ 
Beſt. ergibt. Jede höhere Eintragung des Kleinverkaufspreiſes 


zielt werden könnte. Bei einem wirklichen Kommanditanteile kann 
in der Tat der Beteiligungswert höher als der Buchwert ſein, erſt 
recht natürlich bei dem Geſchäftsanteile eines offenen Geſellſchafters, 
bei der ſtillen Beteiligung aber doch wohl kaum. Die Beteiligung 
als ſolche iſt überhaupt nicht übertragbar, alſo auch nicht 
verkäuflich. Zeſſibel find höchſtens die einzelnen aus der Beteili- 
gung entſpringenden Anſprüche z. B. auf den Jahresgewinn, aber 
auch nicht einmal alle Forderungen, z. B. nicht die Kontrollrechte. 
Der RF. hält die bloße Möglichkeit der Beteiligung am Verluſte 
ebenſowenig als wertmindernd wie die bloße Gewinnausſicht als 
werterhöhend. Was die Bemerkung wegen des Gewinnes angeht, To 
darf man gerade bei einer ſtillen Beteiligung die Gegenfrage ſtellen, 
ob irgendein Dritter für das Kapital als ſolches auch nur 
einen Pfennig mehr als den Nominalbetrag zahlen wird, obwohl 
das Guthaben ſchon begrifflich beſtenfalls nie mehr als den Nenn⸗ 
betrag betragen kann. Wahrſcheinlich ſchwebt dem NS. ein ge⸗ 
meinfamer Verkauf ſowohl des Guthabens wie der einzelnen Ge⸗ 
winnanſprüche vor. Dann zeigt ſich aber deutlich, daß die ganze 
Sache vor das Forum der Einkommen ſteuer gehört. Denn wenn 
wegen der guten Ausſichten ein Zuſchlag erzielt wird, jo würden 
die künftigen Gewinne nach 8 6 Abſ. 3, weil bereits mit der Schen⸗ 
Rungsſteuer belegt, einkommenſteuerfrei bleiben müſſen. Schwerlich 
wird der CEinkommenſteuerſenat dies billigen. Wenn man die Frage 
fo ſtellt: „Was ift der Verkaufswert einer ſtillen Beteiligung?“, To 
kann die Antwort nur lauten: „Bedeutend weniger als der 
Nominalbetrag.“ Der Ankauf iſt nämlich ein recht gewagtes Ge⸗ 
ſchäft, wenn, wie zumeiſt in ſolchen Fällen, die Kündigung erſchwert 
iſt, weil man ja die Gegenpartei dauernd feſſeln wollte. Stirbt der 
ſtille Teilhaber früh, ſo nähert ſich der Kaufpreis dem Nennbetrage. 
Iſt das aber nicht der Fall, fo ſtellt er nur einen Bruchteil des⸗ 
ſelben dar. Und dabei ift die Verluſtklauſel nicht einmal berück⸗ 
ſichtigt. Die Bereicherung iſt mit dem Nennwerte keineswegs identiſch. 
Man darf ſich durch die Ziffer nicht blenden laſſen. 

B. Auf ein ganz anderes Gebiet führt uns der Rechtſatz: Eine 
Schenkung liegt dann nicht vor, wenn der juriſtiſchen Übertragung 
des Eigentums die des ſteuerlichen Eigentums vorangegangen iſt. 
Zu der OHG. gehörten nämlich Grundſtücke, die ihr aber noch nicht 
aufgelaſſen waren; auch ein formgerechter Vertrag war nicht vor⸗ 
handen. Die Söhne beriefen ſich darauf, daß ihnen in ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als offene Handelsgeſellſchafter bereits ſeit deren Errichtung 
ein Anteil an den Grundſtücken zugeſtanden habe; durch die an ſie 
erfolgte Auflaſſung ſei ihnen daher nur der Anteil des Vaters 
geſchenkt. Der RFH. tritt dem bei, und zwar in Übereinſtimmung 
mit ſeinem dieſelbe Frage behandelnden Urt.: JW. 1929, 2443. 
Straub ebendort hält das nicht für richtig, und zwar im weſent⸗ 
lichen aus zivilrechtlichen Gründen. Er ſchildert, wie man zugeben 
muß, durchaus zutreffend das prekäre Verhältnis, welches aus der 
Nichtbeachtung der Form entſtehen kann. Allein 3. B. der Dieb 
oder — ein beliebtes Beiſpiel von Becker — der Erbſchafts⸗ 
befiger, der bösgläubig ein ihm ungünſtiges Teſtament nicht ab⸗ 
geliefert hat, befindet ſich in einer noch ungewiſſeren Situation, 
und doch kann man nicht bezweifeln, daß beide ſteuerrechtlich zu⸗ 
nächſt einmal als Eigentümer zu behandeln ind. Siehe denn auch 
Wietfeld: JW. 1929, 2414: Auch wer widerrechtlich oder gegen 
den Willen des Vorbeſitzers eine Sache als ihm gehörig beſitzt, iſt 
wirtſchaftlicher Eigentümer. Die Einwendungen von Straub find 
ſchon deshalb inkereſſant, weil ſie zeigen, daß man Steuerfragen 
nicht mit rein juriſtiſchen, wenn auch noch fo richtigen Grundſäßen 
meiſtern kann. Von dieſem Prinzipe iſt ja auch oben unter A Ge⸗ 
brauch gemacht. Dr. Ernſt Fleck, Hannover. 
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verſtößt gegen die Vorſchrift des § 22a Abſ. 1 Satz 2 TabStch., 
und die krotzdem geſchehene Verwendung ſolcher Steuerzeichen hat 
die Wirkung, fie als nicht verwendet anzuſehen (§ 11 Abſ. 3 
TabStG.) 

(R39., 4. Sen., Urt. v. 12. Juni 1929, IV A 88/29.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Senatspräſident 
Dr. Zielke, Landgerichtsdirektor Kerſting, Berlin. 
1. 8531 Abſ. 2 RVO. Begriff „rüdftändige Beiträge“. 
Krankenkaſſenbeiträge bleiben auch dann i. S. 8531 Abſ. 2 
RVO. rückſtändig, wenn ſie nach der Erſtattung der verſpäteten An⸗ 
meldung, aber noch vor der Beſtrafung durch das Verſicherungsamt 
bezahlt werden. Infolgedeſſen kann dem ſäumigen Arbeitgeber von 
der Kaſſe auch nach der nachgeholten Bezahlung der Beiträge eine 
Nebenſtrafe in Höhe des Ein- bis Fünffachen der rückſtändigen Bei⸗ 
träge auferlegt werden 
(RVerſA., Entſch. v. 27. Febr. 1929, II K 84/28, EuM. 25, 1⁵ 
3. 


* 


2. 8 695 RVO. Berückſichtigung der Tätigkeit eines 
Angeſtellten für Haftpflichtverſicherungs-Anſtalten bei 
Einreihung in Gehaltsklaſſen der Dienſtordnung. 

Bei der Einreihung von Angeſtellten einer Berufsgenoſſenſchaft 
in die Gehaltsklaſſen der Dienſtordnung iſt nicht nur die Tätigkeit 
im eigenen Geſchäftsbereich der Berufsgenoſſenſchaft oder ihrer Sek⸗ 
tionen zu berückſichtigen, ſondern auch die ihnen vom Vorſtand der 
Berufsgenoſſenſchaft übertragene Tätigkeit für eine gem. 8 843 
RVO. von der Berufsgenoſſenſchaft oder gem. 8847 RVO. von 
mehreren Berufsgenoſſenſchaften gemeinſam geſchaffene Einrichtung. 

(RVerſA., Entſch. v. 22. April 1929, I 32/8 B 8 IN, EuM. 25, 14.) 
18. 


* 


3. 8 17153 RVO. Für die Anwendbarkeit des 8 1715a 
RVO. iſt Voraus ſetzung, daß es ſich um die Auslegung 
entweder eines Rechtsbegriffs oder einer geſetzlichen Vor⸗ 
ſchrift handelt, für deren Deutung es auf die Lage des 
einzelnen Falls nicht ankommt. 

(RVerſ A., Entſch. v. 24. Jan. 1929, IIa K 415/28, EuM. = 389.) 
8 
* 


4. 88 104 ff. ArbVermG. Arbeitsentgelt bei Haus- 
gewerbetreibenden. 

Als Arbeitsentgelt bei der Leiſtungsberechnung nach 88 104ff. 
ArbVermG. für Hausgewerbetreibende der Teil des Verdienſtes an⸗ 
zuſetzen, der einen wirtſchaftlichen Vorteil für den Hausgewerb⸗ 
treibenden bedeutet. Dies iſt alſo der Bruttoverdienſt abzüglich 
etwaiger, auf die betreffende Arbeit verwendeter Barauslagen, ſoweit 
ſie einen nicht hausgewerbtreibenden, im Arbeitsverhältnis ſtehenden 
Beſchäftigten nicht zu treffen pflegen. Abziehbar ſind alſo insbeſ. die 
Barauslagen für Miete eines beſonderen Raumes für den Webſtuhl, 
ferner für elektriſchen Strom zum Betriebe des Stuhles ſowie für 
die ſelbſt beſchafften Roh⸗ und Hilfsſtoffe. Nichtabziehbare Bar⸗ 
auslagen find dagegen insbeſ. eigenwirtſchaftliche Aufwendungen, 
die auch ſonſt ein Arbeitnehmer zu tragen hat. Hierbei ſind Er⸗ 
fahrungsſätze als Richtlinien in weitem Umfang verwertbar, vor⸗ 
behaltlich einer abweichenden Feſtſtellung auf der Grundlage des 
einzelnen Falls. 

(RVerſA., SpruchSen., Entſch. v. 21. Febr. 1929, IIa Ar 306/28, 
EuM. 25, 104.) 3. 
* 

5. 8 44 VD. über Geſchäftsgang und Verfahren der 
Oberverſicherungsämter. 

Ein Anſpruch auf Verzugszinſen beſteht bei den Gebühren für 
infolge öffentlich⸗rechtlicher Begutachtungspflicht erſtattete Gutachten 
nicht. 

(RVerſel., Beſchl. v. 11. Juni 1929, I Nr. 6057/28, Eu M. 25, 29.) 
13. 


Reichsverſorgungsgericht. 
Berichtet von Senatspräſident Dr. Arendts, Verlin. 


1. Zur Auslegung des $ 10 thür. Landespolizei⸗ 
beamten G. v. 15. April 1925 (GS. für Thüringen S. 106). 
(RVerſorgcger., Urt. v. 31. Juli 1929, M Nr. 41 204/27, 13.) A. 
* 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


2. Eine Gnadenpenſion (auf Grund des 8 13 Abſ. 2 
preuß. Hinterbliebenenfürforge®. i. d. Faſſung des 8 30 
Nr. 1 preuß. Perſonalabbauabwicklungs G. v. 25. März 1926 
[GS. 105]) ift eine Verſorgung i. S. der Ruhensvorſchriften. 


(ARBerforgGer., Urt. v. 25. Juni 1929, M Nr. 7079/28, 9.) [A.] 
* 


3. An der grundſatzl. Entſch. des 3. Sen. (ER Verſorg⸗ 
Ger. VII, 156 Nr. 40), wonach die Gewährung einer Waiſen⸗ 
rente auf Grund des RVerſorgG. an ein Kind, für das 
der Bezugsberechtigte nach dem PEG. v. 21. Dez. 1920 einen 
Kinderzuſchlag erhält, keine nach § 110 RBerforg®. verbo⸗ 

ene Doppelverſorgung darſtellt, wird feſtgehalten. 


(RVerſorgGer., Urt. v. 25. Juni 1929, M Nr. 33111/28, 6.) A.] 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 


Preußen. 
Preußiſches Oberverwalkungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


Plenum. 


1. Die in 8 132 LVG. genannten Behörden werden 
durch ſtrafrechtliche Vorſchriften nicht behindert, zur Er⸗ 
zwingung einer Handlung oder Unterlaſſung von den 
Zwangsbefugniſſen der Nr. 2 Gebrauch zu machen. +) 


Der Landrat eines hannoverſchen Kreiſes unterſagte dem B., 
der zwiſchen M. und N. eine regelmäßige Kraftwagenverbindung unter⸗ 
hielt, ohne im Beſitze der hierzu nach dem KraftfLinch. v. 26. Aug. 
1925 (RGBl. J, 319) erforderlichen Genehmigung zu fein, jede den 
Beſtimmungen des vorerwähnten Geſetzes widerſprechende Benutzung 
ſeines Kraftwagens, widrigenfalls er ihn auf Grund 8 132 Pre VG. 
v. 30. Juli 1883 für jeden Fall des Zuwiderhandelns in eine Zwangs⸗ 
ſtrafe von 50 K.. — evtl. fünf Tagen Haft — nehmen werde. Es 
Bu nicht weiter intereffierende Darlegungen. Das Urteil fährt 
ann fort: 


Die angegriffene Verfügung erweiſt ſich als gerechtfertigt. Sie 
droht für den Fall der Zuwiderhandlung gegen das mit ihr aus⸗ 
geſprochene Verbot eine Zwangsſtrafe von 50 K — evtl. fünf Tage 
Haft — an. 8 8 KraftfLinG. bedroht denjenigen mit Geldſtrafe oder 
Gefängnis bis zu drei Monaten, der den Betrieb einer Kraftfahrlinie 
ohne die erforderliche Genehmigung unternimmt. Nach der bisherigen 
Rſpr. nicht nur des jetzt erkennenden Senats, ſondern auch anderer 
Senate des OVG. war es unter dieſen Umſtänden nicht zuläſſig, in 
der polizeilichen Verfügung Strafe anzudrohen, weil die Handlung, 
deren Unterlaſſung von der Polizeibehörde erzwungen werden ſollte, 
bereits anderweit geſetzlich mit krimineller Strafe bedroht iſt 
(ne bis in idem). Da der erk. Sen. von dieſer Rſpr. abzuweichen 
beabſichtigte, hat er gem. § 29 des Gef. v. 3. Juli 1875/2. Aug. 1880 
(GS. 328) i. d. Faſſ. des Art. 1 des Gef. v. 27. Mai 1888 (GS. 226) 
dem Plenum des OVG. die Rechtsfrage zur Entſcheidung vorgelegt: 
„Iſt die Ortspolizeibehörde berechtigt, gem. § 132 Ziff. 2 LVG. zur 
Erzwingung einer Handlung oder Unterlaffung auch dann Geldſtrafen 
auzudrohen, wenn die zu erzwingende Handlung oder Unterlaſſung 
ſchon durch eine allgemeine (kriminelle) Strafvorſchrift — im vork. 
Falle den 8 8 KraftfLinch. v. 26. Aug. 1925 — gedeckt iſt?“ Das 
Plenum hat am 13. Febr. 1929 dahin entſchieden: „Die in 8132 LUG. 
genannten Behörden werden durch ſtrafrechtliche Vorſchriften nicht be⸗ 
hindert, zur Erzwingung einer Handlung oder Unterlaſſung von den 
Zwangsbefugniſſen der Nr. 2 Gebrauch zu machen.“ 


Die angefochtene Verfügung war daher auch hinſichtlich der 
Strafandrohung begründet und die gegen ſie erhobene Klage abzuweiſen. 


(Pro Gl., Plencntſch. v. 13. Febr. 1929, III B 20/8) 
* 


Zu 1. Durch dieſe Plenarentſcheidung ift die Rechtsgültigkeit der 
Zwangsſtrafe neben der kriminellen Strafe für lange Friſt ſichergeſtellt. 
Zu bedauern bleibt, daß nach Lage der geltenden Geſetzgebung die Plenar⸗ 
entſcheidung ohne Mitteilung von Gründen erfolgt, für die ein weit 
höheres juriſtiſches Intereſſe vorhanden und wovon größere Förderung 
der Rechtslehre zu erwarten wäre, als bei jedem ſonſtigen Urteile 
eines Einzelſenats. Bei Schaffung des Reichsverwaltungsgerichts wird 
darauf zu achten ſein. RA. Dr. Görres, Berlin. 
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Senate. 


2. Vergnügungsſteuer. Zur Frage der Steuerfrei⸗ 
heit von „Veranſtaltungen, die der Jugendpflege dienen“. 


Die Spielſchar E., Bundesſpielſchar der Schill⸗Jugend, ver⸗ 
anſtaltete im Stadttheater in S. einen Spielabend; die Vor⸗ 
führungen beſtanden aus Vokal⸗ und Inſtrumentalmuſik, Weihe⸗ 
und Myſterienſpielen, lebenden Bildern und Volkstänzen. Der 
Reinertrag der Veranſtaltung ſollte für die Förderung des Aus⸗ 
baues einer Körperkulturſchule für die deutſche Jugend in B. Ver⸗ 
wendung finden. Der Magiſtrat von S. zog die Spielſchar zur 
Vergnügungsſteuer heran. Das OVG. ſtellte ſie auf ihre Klage 
von der Steuer frei. 


Streitig iſt, ob der Kl. Steuerfreiheit auf Grund des 82 
Ziff. 3 VergnstO. der Stadt S. zuſteht. Gemäß dieſer Vorſchrift 
ſind ſteuerfrei: „Veranſtaltungen, die der Jugendpflege dienen, 
ſofern fie hauptſächlich für Jugendliche und deren Angehörige dar⸗ 
geboten werden und keine Tanzbeluſtigungen damit verbunden 
find.” Die Ausführungen des BezAusſch., mit denen er die An⸗ 
wendbarkeit des § 2 Ziff. 3 verneint, ſind nicht frei von Rechts⸗ 
irrtum. Der Begriff der „Jugendpflege“ iſt in dem im Ein⸗ 
vernehmen mit dem RZ M. ergangenen Erlaſſe des RInnM. v. 
29. Jan. 1925: MBliV. 1925 Sp. 347ff. zutreffend dahin er⸗ 
läutert, daß unter ihn alle Beſtrebungen fallen, die der körper⸗ 
lichen, geiſtigen, ſittlichen, religiöſen oder künſtleriſchen Hebung 
Minderjähriger dienen. Die vom BezAusſch. als Gegenargument 
gegen das Vorliegen einer der Jugendpflege dienenden Veranſtaltung 
hervorgehobene Tatſache, daß die Eintrittskarten „in der ganzen 
Stadt vertrieben wurden“, ſchließt nicht aus, daß die Veranſtaltung 
hauptſächlich für Jugendliche und deren Angehörige dargeboten 
wurde, wofür ſowohl der Umſtand, daß die Spielſchar ſich ledig⸗ 
lich aus Jugendlichen zuſammenſetzt, wie auch das Programm und 
die Widmung des Reinertrags zum Ausbau einer Körperkultur⸗ 
ſchule für die deutſche Jugend ſprechen. So wird in dem genannten 
MinErl. ausgeführt, daß zu Veranſtaltungen der Jugendpflege „die 
breiteſte Offentlichkeit auch durch Ankündigung herangezogen wer⸗ 
den darf, ſofern dadurch der Zweck, der Jugendpflege zu dienen, 
nicht verſchoben wird. Dieſer Zweck wird dann als feſtgehalten 
gelten dürfen, wenn die Veranſtaltung der Förderung geiſtig⸗ſitt⸗ 
licher Intereſſen von Jugendlichen dient, ſei es, daß ſie künſtleriſche 
Leiſtungen Jugendlicher darbietet oder Jugendliche als Zuhörer 
oder Zuſchauer wertvoller Darbietungen gewinnen will“. 


Hier ſind künſtleriſche Leiſtungen Jugendlicher dargeboten 
worden, jo daß die erſte Vorausſetzung des MinErl. jedenfalls vor⸗ 
liegt. Daß ferner die Darbietungen des Spielabends ſich in erſter 
Linie an Jugendliche richteten, wenn auch daneben Erwachſene, 
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insbeſ. Angehörige der Jugendlichen zugelaſſen waren, erſcheint 
nach dem Programm des Abends durchaus glaubhaft. 


Nicht begründet iſt, auch unter Zugrundelegung des vom 
BezAusſch. feſtgeſtellten tatſächlichen Materials, die von ihm ge⸗ 
zogene Schlußfolgerung, daß der unmittelbare Zweck der Ver⸗ 
anſtaltung nicht die Jugendpflege, ſondern das Theaterſpielen war. 
Letzteres war nicht der Zweck, ſondern die Veranſtaltung ſelbſt bzw. 
ein Teil davon. Zweck war nach dem vorliegenden katſächlichen 
Material die Förderung der Jugendpflege durch Darbietung künſt⸗ 
leriſcher Leiſtungen Jugendlicher, durch Gewinnung Jugendlicher und 
ihrer Angehörigen als Zuſchauer und Zuhörer wertvoller Dar⸗ 
bietungen und letzten Endes durch Errichtung einer Körperkultur⸗ 
ſchule für die deutſche Jugend. Der geſamte Spielabend einſchließ⸗ 
lich der theatraliſchen Vorführungen war nichts weiter als ein 
Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes (vgl. den oben angegeführten 
MinErl.). 

Auf die Frage der Gewerbsmäßigkeit der Veranſtaltung 
braucht bei Prüfung der Anwendbarkeit der Steuerbefreiungs⸗ 
vorſchrift des 8 2 Abſ. 3 VergnStd. nicht eingegangen zu werden, 
da die Steuerordnung in 8 2 in übereinſtimmung mit den Reichs⸗ 
ratsvorſchriften von 1926 die „Gewerbsmäßigkeit“ zwar unter 
Ziff. 4 — Leibesübung —, nicht aber in Ziff. 3 — Jugendpflege — 
als Ausſchließungsgrund für die Steuerfreiheit aufführt. Hierbei 
ſei beſonders darauf hingewieſen, daß die Reichsratsvorſchriften 
v. 9. Juni 1921 (RG Bl. 856) die „Gewerbsmäßigkeit“ ſowohl 
bei Veranſtaltungen der Jugendpflege, wie auch bei ſolchen zur 
Förderung der Leibesübung als Ausſchließungsgrund für die 
Steuerfreiheit aufführten, daß aber die ſpäteren Reichsrats⸗ 
vorſchriften v. 21. Juni 1923 (RGBl. 579) und v. 12. Juni 1926 
(RGBl. 259) offenbar bewußt von dieſer Regelung abgewichen find, 
indem ſie bei der Neuregelung der Steuerbefreiungsvorſchriften 
die Gewerbsmäßigkeit als Ausſchließungsgrund für die Steuer⸗ 
freiheit nur noch bei Veranſtaltungen zur Förderung der Leibes⸗ 
übung, nicht aber bei Veranſtalkungen der Jugendpflege auf⸗ 
führten. Vorausſetzung der Steuerfreiheit bei letzteren bleibt aller⸗ 
dings ſtets, daß der Charakter einer der Jugendpflege gewidmeten 
Veranſtaltung voll gewahrt iſt, wie dies auch der mehrfach er⸗ 
wähnte Minérl. v. 29. Jan. 1925 ausdrücklich verlangt, und die 
Erfüllung dieſer Vorausſetzung iſt bei gewerbsmäßigen Veranſtal⸗ 
lungen beſonders ſorgfältig zu prüfen. 

Daß auch die Abſicht der Gewinnerzielung zugunſten der zu 
errichtenden Körperkulturſchule für die deutſche Jugend die An⸗ 
wendung der Steuerbefreiungsvorſchrift des 8 2 Abſ. 3 Vergnstd. 
nicht ausſchließt, ergibt der mit den Reichsratsvorſchriften über⸗ 
einſtimmende Wortlaut des 8 2 Abſ. 3. 


(PrO G., 2. Sen., Urt. v. 4. Juni 1929, II C 109/28.) 


Preisausſchreiben 


des Inſtituts für Linanzweſen an der Handelshochſchule Berlin 
für die beſte Arbeit über das folgende Thema: 


„vereinbarungen im Steuerrecht, ihre Arten, Dorausiegungen und Wirkungen.“ 


Im Ausland iſt der Steuerverwaltung bisweilen die Befugnis 
verliehen, mit Steuerpflichtigen, namentlich mit ſolchen, die aus dem 
Ausland zuziehen, Abkommen über ihre gegenwärtige und künftige 
Steuerpflicht oder über einzelne Beſteuerungsgrundlagen zu treffen. 
Bei der ſtarken wirtſchaftlichen Verflechtung von Land zu Land, die 
ihren beſonderen Ausdruck in den internationalen Konzernen und den 
Organgeſellſchaften findet, bei der häufigen Umſiedlung von Einzel⸗ 
perſonen tritt in ſtärkerem Maße der Wunſch auch in Deutſchland 
hervor, über die vorhandenen Anſatzpunkte (vgl. insbeſ. 8 108 RAbgoO., 
5 EinkStG., 820 Verm StG.) hinaus eine gleichartige Befugnis 
für das deutſche Steuerrecht anzuerkennen. 


Welche volkswirtſchaftliche, ſtaatswirtſchaftliche 
und ſteuerrechtliche Bedeutung der Steuerverein⸗ 
barung zukommt, inwieweit das geltende Reichs⸗ 
und Landesſteuerrecht, ſei es allgemein, fei es für 
beſtimmte Steuergebiete, ſolche Möglichkeiten ent⸗ 
hält, gegebenenfalls welcher Art ſie ſind und welche 


Vorausſetzungen und Wirkungen fie haben, fol! 
Gegenſtand der Unterſuchung ſein. Das Thema iſt 
rechtsvergleichend zu bearbeiten. Abſchließend foll 
der Verfaſſer dazu Stellung nehmen, ob er Geſetzes⸗ 
änderungen für zweckmäßig erachtet, und gegebenen⸗ 
falls welche Anderungen er empfiehlt. 


Bedingungen für den Wettbewerb. 


I. Die Arbeiten müſſen unveröffentlicht fein, mit der Schreib⸗ 
maſchine geſchrieben und ohne Namensangabe in 5 Stücken eingereicht 
werden. Jedes Stück trägt als Erkennungszeichen ein Kennwort. 
Den Stücken muß ein verſiegelter Briefumſchlag beiliegen, der innen 
Namen und Anſchrift des Verfaſſers enthält und außen das Kenn⸗ 
wort trägt. 

II. Die Arbeiten müſſen in deutſcher Sprache verfaßt ſein. 

III. Der Endtermin für die Einſendung der Arbeiten iſt der 
30. Juni 1930. Die Arbeiten ſind an das Inſtitut für Finanz⸗ 
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weſen z. H. von Herrn Min Dir. Prof. Dr. H. Dorn, Berlin C2, 
Spandauer Straße 42, zu ſenden. 

IV. Der Preis beträgt 1500 AM. 

V. Die preisgekrönte Arbeit iſt Eigentum des Inſtituts für 
Finanzweſen. Es iſt berechtigt, ſie ganz oder teilweiſe auf ſeine Koſten 
in der Vierteljahresſchrift für Steuer⸗ und Finanzrecht abzudrucken. 
Im Falle der Drucklegung ſteht ihm ferner das Recht zu, Über⸗ 
ſetzungen der Veröffentlichung zu veranſtalten. Iſt die Drucklegung 
der Arbeit nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Zuteilung des Preiſes 
erfolgt, ſo ſteht ſie dem Verfaſſer frei. 

VI. Das Preisgericht öffnet nur die Umſchläge der preisgekrönten 
und der zur Veröffentlichung empfohlenen Arbeiten. Die unbekannten 
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Verfaſſer erhalten ihre Arbeiten zurück, wenn ſie ihre Anſchrift ein⸗ 
ſenden, zugleich mit dem Erkennungszeichen und den erſten Worten 
irgendeines Kapitels. 

VII. Die Preiskrönung und das Recht, die Veröffentlichung der 
Arbeiten zu empfehlen, werden einem Preisgericht anvertraut, das 
aus vier Mitgliedern zuſammengeſetzt iſt. Für den Fall, daß einer 
von ihnen aus irgendeinem Grunde verhindert ſein ſollte, ernennt 
das Inſtitut einen Erſatzmann. 

Das Preisgericht ſetzt ſich zuſammen aus: SenPräſ. Dr. En no 
Becker, München, Min Dir. Prof. Dr. Dorn, Berlin, RA. Dr. 
Max Lion, Berlin, Staatsminiſter a. D. Exzellenz v. Piſtorius, 
Stuttgart. 


Überfiht der Rechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 


1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


$ 158 86%. Erfolgt der Eigentumserwerb von einem Nichteigen⸗ 
tümer durch constitut. poss, und erlangt der Veräußerer ſpäter das 
Eigentum, iſt aber vorher eine Pfändung erfolgt, dann geht das Eigen⸗ 
tum nur mit dem Pfandrecht belaſtet auf den Erwerber über. OLG. 
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$ 178 BGB.; $ 207 Abſ. 1 HGB. Beim Erwerb von Grundſtücken 
durch eine AktG. für eine den zehnten Teil des Grundkapitals über⸗ 
ſteigende Vergütung vor Ablauf von zwei Jahren feit Eintragung der 
AktG. in das Handelsregiſter — Nachgründung — iſt nicht nur der 
ſchuldrechtliche Vertrag, ſondern auch die dingliche Einigung durch 
die Zuſtimmung der GenVerſ. bedingt. Bis dahin iſt der Vertrag 
Rur ſchwebend wirzſam d; 294412 

8 242 BGB. Ausgleichspflicht des Grundſtückserwerbers bei meh- 
reren Weiterveräußerungen. OLG. Frankfurt a. MW. 29592 

§ 313 Satz 2 BGB.; 55 GreErwStG. Heilung formungültiger 
Veräußerungsgeſchäfte. RFH. 297714 

3 313 BOB. Grundſtücksverkauf. Iſt eine privatſchriftlich erteilte 
Vollmacht nur ein Teil eines dem Formzwang unterliegenden Rechts⸗ 
geſchäftes, ſo iſt ſie nichtig; da aber die Nichtigkeit einem gutgläubigen 
Dritten nicht entgegengehalten werden kann, wirken Umſtände, die 
ſich aus dem Inhalt der Vollmacht nicht ergeben, nur dann gegen 
in enn ee ene , 294210 

§ 370 BGB.; 8515, 16, 17 Aufw®. Nehmen die Parteien bei 
Rückzahlung einer Hypothek die Vermittlung eines Notars in Anſpruch, 
an den einerſeits die Hypothekenſumme, anderſeits die löſchungsfähige 
Quittung ausgehändigt wird, jo iſt in der Regel der Notar nicht ermäch⸗ 
tigt, für den Gläubiger die Annahme der Leiſtung zu erklären. OLG. 
Koln 29603 
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Aufwertungsgeſetz. 


$ 15 Ziff. 3 Auf. Kündigung, falls höhere Zinſen nicht gezahlt 
werden. Nachweis der durch die Kündigung notwendig gewordenen 
Veräußerung des belaſteten Grundſtücks. — Unbillige Härte. KG. 
29571 

9.18 Aufwß. Der Hypotheken⸗Aufwertungsſchuldner iſt nicht 
verpflichtet an Zeſſtonar und Zedenten mehr zu zahlen, als den ge⸗ 
ſamten Aufwertungsbetrag, auch wenn Zeſſionar mehr erhalten hat, 
als ihm geſetzlich zuſtand. RG. 29385 


Novelle zun Aufwertungsgeſetz. 


8 15 AufwchNov. Der hier zwecks Herbeiführung einer über 100% 
hinausgehenden Aufwertung vorgeſehene bis zum 1. Okt. 1927 zu ſtel⸗ 
lende Antrag iſt auch wirklich zu ſtellen, er iſt nicht ſchon dann als ge⸗ 
ſtellt anzunehmen, wenn in einem bis zum 1. Okt. 1927 noch ſchwe⸗ 


benden Verfahren der Antrag aus $ 12 AufwG. aufrechterhalten wurde. 
Es genügt auch ein mündlich geſtellter Antrag. Rm. 2937. 


Anleiheablöſungsgeſetz. 


8 30 Abſ. 3 AnlAblöſch. Wenn Sparkaſſenbeamte, die nach den 
Statuten zur Ausſtellung eines Darlehnsſchuldſcheins nicht befugt 
ſind, mißbräuchlich die Ausſtellung in einem Sparbuch in den Formen, 
die für die Beurkundung von Spareinlagen vorgeſehen find, bewirken, 
ſo iſt damit ein Schuldſchein rechtsgültig nicht entſtanden. RG. 29407 


30 AnlAblöſch.; 5607 BGB. Im Sinne dieſes Geſetzes kann 
ein Darlehen auch durch ein durch Umſchaffung entſtandenes neues 
Schuldverhältnis zuſtande kommen. RO 29398 


§ 30, 31, 40, 41 AnlAblöſch.; § 304 HGB.; 35 328 ff. BGB.; 
89 3, 33, 63 AufwG. Rechtsnatur eines Vertrages, durch den ein öffent⸗ 
lich⸗rechtlicher Verband das geſamte Vermögen einer AktG. unter 
Ausſchluß der Liquidation übernimmt und ſich verpflichtet, als Gegen⸗ 
leiſtung von ihm ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
an die einzelnen Aktionäre auszugeben. Die Aktionäre können nur 
Umtauſch der Schuldverſchreibungen gegen Ablöſungsanleihe ver⸗ 
langen; dagegen ſtehen ihnen keine Aufwertungsanſprüche auf Grund 
en 246 


Mietrecht. 


Die Befreiung eines zu Schulzwecken vermieteten Gebäudes 
von der Grundvermögen⸗ und Hauszinsſteuer kommt bei geſetzlicher 
Miete dem Vermieter zugute. RO... . 2932? 


Schwerbeſchädigtengeſetz. 


§ 20 Schwöeſchc . Bewilligung der Gleichſtellung mit Schwer⸗ 
beſchädigten wirkt erſt vom Erlaß des Rentenbeſcheides an. Verwal⸗ 
tungsbehörden ſind an ihre Anordnungen grundſätzlich nicht gebunden, 
ſondern konnen fie abändern oder zurücknehmen. RArbG. . . 29621 


Handelsgeſetzbuch. 


$ 15 Ab. 1H6B. Sind im Handelsregiſter als Geſellſchafter einer 

OHG. nicht die wahren Geſellſchafter, ſondern Scheingeſellſchafter 

eingetragen, dann iſt der Rechtserwerb des Dritten, der mit dieſen 

gutgläubig handelt, gültig. Die eintragungspflichtige Tatſache des 

richtigen Geſellſchafterbeſtandes iſt nicht in das Handelsregiſter einge⸗ 

98 und kann daher dem Dritten nicht entgegengehalten 2943 
4 


$ 304 §GB.; 85 328ff. BGB.; 89 3, 33, 63 AufwG.; 98 30, 31, 
40, 41 AnlAblöſc. Rechtsnatur eines Vertrages, durch den ein öffent⸗ 
lich-rechtlicher Verband das geſamte Vermögen einer AktG. unter 
Ausſchluß der Liquidation übernimmt und ſich verpflichtet, als Gegen ⸗ 
leiſtung von ihm ausgeſtellte Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
an die einzelnen Aktionäre auszugeben. Die Aktionäre können nur 
Umtauſch der Schuldverſchreibungen gegen Ablöſungsanleihe ver⸗ 
langen; dagegen ſtehen ihnen keine Aufwertungsanſprüche auf Grund 
des AufwG. zu. RG 294613 
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Genoſſenſchaftsgeſetz. 


SS 16, 22 Gen®.;$ 3, 47 Abſ. 1 Satz 2, 48 2. Durchf VO. z. Gold⸗ 

Bil VO. Umſtellung einer e. GmbH. auf Goldmark. Die Umrechnung 
der Geſchäftsguthaben ſteht mit der Umſtellung der Genoſſenſchaft 
und der Neufeſtſetzung der Geſchäftsguthaben in ſolchem Zuſammen⸗ 
hang, daß die Beſchl. über die Umſtellung nicht gültig ſind, wenn die 
über die Neufeſtſtellung der Geſchäftsguthaben gefaßten unwirkſam 
115 Die Umſtellung kann auch noch im Liquidationsſtadium erfolgen 
2941 


CCC 


2. Verfahren. 


Zivilprozeßordnung. 


8 234 3 PD. Die Friſt beginnt von dem Tage an zu laufen, da der 
Prozeßbevollmächtigte durch ſeine Schuld keine Kenntnis von dem 
Hindernis bekommen hat. Pflicht des Anwalts, ſich nach dem Eingang 
der Berufungsſchrift zu erkundigen, falls innerhalb angemeſſener Friſt 
Termin nicht anberaumt wird. R Arbe. 29632 


8565 II ZPO. Die Grundſätze des § 565 II ZPO. gelten auch 
im Gebiete der freiwilligen Gerichtsbarkeit; das BeſchwG. ſelbſt iſt 
an feine Rechtsauffaſſung gebunden. R. n 


8 771 3PD.; 58 80, 301 Abſ. 1 RAbgO.; § 930 BGB. Die Siche⸗ 
rungsübereignung iſt auch gegenüber der Steuerforderung des Reichs 
ein die Veräußerung hinderndes Recht. gw. 29342 


Bundes ratsverordnung über das Mindeſtgebot bei der Ver⸗ 
ſteigerung gepfändeter Sachen. 


Bund RV. v. 8. Okt. 1914 über das Mindeſtgebot bei der Ver⸗ 
ſteigerung gepfändeter Sachen; SS 808ff., 825 ZPO.; 88 29, 33 Pr- 
Verw. Zw BO. v. 15. Nov. 1899; Art. 131 RVerf. Im Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren muß auf das in einer formell ordnungsmäßig ab⸗ 
gehaltenen Zwangsverſteigerung abgegebene Höchſtgebot der Zu⸗ 
ſchlag auch dann erteilt werden, wenn nur ein Schleuderpreis heraus⸗ 
kommt Im Intereſſe des Schuldners eine andere als die regelmäßige 
Art der Vollſtreckung zu erſuchen, iſt die Vollſtreckungsbehörde nur auf 
deſſen Antrag, nicht von Amts wegen verpflichtet. Die Bund O. 
v. 8. Okt. 1914 gilt nicht für das Verwaltungszwangsverfahren. Die 
gegen die Verſchleuderung in der Zwangsvollſtreckung gerichteten 
Miniſterialerlaſſe v. 27. Aug. 1924 und 2. Nov. 1925 gelten nur für 
die Einziehung von Staatsſteuern, enthalten im übrigen auch nur 
allgemeine Richtlinien, deren Anwendung im Einzelfall vom — in 
der Regel der Nachprüfung durch die Gerichte nicht unterliegenden — 
pflichtmäßigen Ermeſſen der Vollſtreckungsbehörde abhängt. RE. 

295015 


Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit. 


Die Grundſätze des § 565 II ZPO. gelten auch im Gebiete der 


freiwilligen Gerichtsbarkeit; das Beihme®. ſelbſt iſt an feine Rechtsauf⸗ 
faſſung gebunden. R.. „ eee 
B. 
Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


88 348 Abſ. 2, 349 StCB.; § 369 a Ab. 2 RAbg O. 1. Urkunden⸗ 
eigenſchaft der Steuermarkenblätter. Beiſeiteſchaffung von Marken⸗ 
bogen aus hinterlegten Steuerakten, Ablöfung der Steuermarken und 
Wiederverwendung der letzteren durch einen Steuerbeamten als Ver⸗ 
brechen nach den 5 348 Abſ. 2, 349 StGB. in Tateinheit mit einem 
Vergehen nach § 3694 RAbg O. 2. Genügt der Eintritt der Voraus⸗ 
ſetzungen, die in einer von der Zentralverwaltungsſtelle für die Ver⸗ 
nichtung von Urkunden aufgeſtellten allgemeinen Richtlinie beſtimmt 
ſind, um ſolchen Urkunden die Beweisbeſtimmung und damit die 
Urkundeneigenſchaft zu entziehen? RW. 295117 


Strafprozeßordnung. 


1. Hat das Finanzamt im Falle der Zurücknahme des Straf⸗ 
beſcheids und der Abgabe der Sache an die Staatsanwaltſchaft einen 
Anſpruch auf Berückſichtigung feines Antrags, daß die Sache vor dem 
Schöffengericht unter Zuziehung eines zweiten Amtsrichters verhandelt 
werde? 2. Kann nach der dem Antrag des Staatsanwalts entſprechen⸗ 
den Eröffnung des Hauptverfahrens vor dem Amtsrichter noch die 
Verhandlung der Sache vor dem erweiterten Schöffengericht beantragt 
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und beſchloſſen werden? 3. Sit der allein entſcheidende Amtsrichter 
gegenüber dem Schöffengericht ein Gericht niederer Ordnung i. S. 
des § 269 StPO.? 4. Kann die Revision gegen ein Urteil des Be⸗ 
rufungsgerichts darauf geſtützt werden, daß auf Grund eines zu Unrecht 
erlaſſenen und den Formvorſchriften des § 270 StPO. nicht entſpre⸗ 
chenden Beſchluſſes verhandelt worden jei? RGB. .. . . 295218 


C. 
Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


88 68, 69, 204 RAbgd. Auch wer eine Rechtsmittelſchrift als 
gewöhnlichen Brief abſendet, handelt nicht ſchuldhaft i. S. $ 68 RAbg O. 
Die beim eingeſchriebenen Briefe erfolgende Beurkundung der Auf⸗ 
lieferung bildet nur ein beſonderes wirkſames Beweismittel, um die 
Vorbehoͤrde von der Tatſache der Auflieferung zu überzeugen. Der 
nach Auflieferung erfolgende Verluſt des Briefes kann dem Abſender 
nicht als „Verſchulden“ zugerechnet werden. R - - - - - 29641 


88 80, 301 Abſ. 1 RAbgd.; 9 930 BGB.; S 771 3PO. Die Siche⸗ 
rungsübereignung ift auch gegenüber der Steuerforderung des Reichs 
ein die Veräußerung hinderndes Recht. gR p.. 2934? 


8198 ARAHHD. Zur Durchführung einer Buch⸗ und Betriebs⸗ 
prüfung bei einer Aktiengeſellſchaft kann das Fin A. von dem Vor⸗ 
ſitzenden des Aufſichtsrats der Geſellſchaft die Vorlage eines Treuhand⸗ 
berichts auch dann verlangen, wenn der Bericht der Treuhandgeſell⸗ 
ſchaft zurückgegeben worden iſt. RF 29653 


8 211 Abs. 3 Satz 2. Rechtswirkſamkeit der VO. v. 21. Juni 1929 
(RM Bl. 1929, 426 Nr. 6) über die Vereinfachung bei der Zuſendung 
von Steuer⸗ und Feſtſtellungsbeſcheiden. R ũ h. 2964? 


8 267 RAbgd.; 88 89, 90, 92 EinfStG.; Art. I Nr. 5, 6, 7, III Nr. 1 
des Geſ. zur Anderung des EinkstG. und KörpSt& v. 29. Juni 1929 
(RGBL. I, 123). Die rückwirkende Kraft, mit der die 88 89, 90, 92 
Eink Stör. geändert find, iſt auch im Rechtsbeſchwerdeverfahren zu 
D SF BE re ee ee 29654 


8 288 Abs. 2 RAbgd. Die Erſtattung von Auslagen für ein vom 
Steuerpflichtigen eingeholtes Rechtsgutachten iſt nicht ausgeſchloſſen, 
darf aber den Betrag der Gebühr eines Rechtsanwalts für die Ver⸗ 
tretung des Steuerpflichtigen im Rechtsstreit nicht überſteigen. 20 


e 2 


§ 369 a Abſ. 2 RAbgd.; 88 348 Abſ. 2, 349 StGB. 1. Urkunden⸗ 
eigenſchaft der Steuermarkenblätter. Beiſeiteſchaffung von Marken⸗ 
bogen aus hinterlegten Steueratten, Ablöſung der Steuermarken und 
Wiederverwendung der letzteren durch einen Steuerbeamten als Ver⸗ 
brechen nach den 88 348 Abſ. 2, 349 StGB. in Tateinheit mit einem 
Vergehen nach § 3694 RAbg O. 2. Genügt der Eintritt der Voraus⸗ 
ſetzungen, die in einer von der Zentralverwaltungsſtelle für die Ver⸗ 
nichtung von Urkunden aufgeſtellten allgemeinen Richtlinie beſtimmt 
ſind, um ſolchen Urkunden die Beweisbeſtimmung und damit die 
Urkundeneigenſchaft zu entziehen? RB w. 295117 


Finanzausgleichgeſetz. 


8 62 FinelusglG. Über die Berechtigung der Gemeinden, durch 
Steuerordnung Zuſchläge zur GrErwSt. mit rückwirkender Kraft 
einzuführen. R ). e 


Einkommenſteuergeſetz. 


88 11 Abſ. 1 u. 4, 15 Einkstc. Ein Steuerpflichtiger, der nicht 
nach dem Gewinn zu beſteuern iſt, kann das bei Aufnahme einer Hypo⸗ 
thek von ihm bewilligte Damnum erſt in dem Jahre abziehen, in dem 
er die Hypothek zurückzahlt. R hh. 29678 


88 22, 23, 50, 52 Abs. 2, 72 EinfSst®. Für die Ehefrau ſteht dem 
Steuerpflichtigen für den zur Zeit der Eheſchließung laufenden Steuer⸗ 
abſchnitt die Familienermäßigung nicht zu. RR . 29687 


Körperſchaftſteuergeſetz. 


88 15 Nr. 3, 17 Nr. 3, 10 Abſ. 2 Satz 1 Körpstcz. 1. Der 1. Sen. 
hält als erkennendes Gericht an dem Gutachten RS9. 20, 325 auch 
inſofern feſt, als er bei Geſellſchaften mit einem Grund⸗ oder Stamm⸗ 
kapital eine Unterbilanz i. S. $ 15 Nr. 3 KörpStG. nur dann anerken⸗ 
nen kann, wenn durch Verluſte das Grund⸗ oder Stammkapital an⸗ 
gegriffen iſt. 2. Entrichtete Perſonalſteuern dürfen zwar vom Ein⸗ 
kommen nicht abgezogen werden, unterliegen aber nicht, wie z. B. 
gezahlte Aufſichtsratstantiemen, in Verluſtjahren der Mindeſtbeſteue⸗ 
rung. R§ JJC 29698 


2984 


Umſatzſtenergeſetz. 


§ 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmſSté. Zu einem beſonderen Zwecke her⸗ 
gerichtete Räume i. S. § 2 Abſ. 1 Nr. 4 UmjSt®. verlieren den Cha⸗ 
rakter als eingerichtete Räume, wenn ſie neu verpachtet und vermietet 
werden und zu dem nunmehrigen Pacht⸗ oder Mietzweck die bisher 
erforderliche Einrichtung nicht mehr erforderlich iſt. RF. . . 297715 


Kapitalverkehrſteuergeſetz. 


Zu 88 6a, 9a, 11 Abſ. 2a und b KapVerkstG. Steuerpflicht 
der Wandelanleihe dd re 2971 


862 KapvVerkStG.; 8 14 Nr. 3 AusfBeſt. und DurchfBeſt. 
a) Über die Steuerpflicht der an Forſchungsgeſellſchaften geleiſteten 
Beiträge der Geſellſchafter. b) Unter einem Berufsverband iſt nur 
eine Vereinigung zu verſtehen, die die berufstätigen phyſiſchen Perſonen 
in ihrer Zugehörigkeit zu ihrem Berufe zu ſchützen und zu fördern 
beſtimmtelſt. K.... 8 297210 


88 6 b, 6e KapVerkStG. Hat ein Geſellſchafter feiner Geſell⸗ 
ſchaft Darlehen i. S. v. d 60 gegeben und, bevor dieſe zur Steuer heran⸗ 
gezogen worden ſind, zur Deckung einer Überſchuldung auf ihre Rück⸗ 
zahlung verzichtet, fo iſt die Steuer lediglich aus $ 6b unter Anwendung 
des Steuerſatzes des § 13b zu entrichten. R õ h. 297311 


Branntiweinmonopolgejeg. 


$ 144 BrammioMonG. Kann neben einer Ordnungsſtrafe nach 
8 144 BranntwMonG. auf Einziehung ($ 128 daſelbſt) erkannt werden? 
Die abs Er e 29625 


$$ 147, 119 BranntwMonG.; 55383 Abſ. 1 Satz 2, 355, 358 
RAbgO. 1. Bei den Geldſtrafen, die wegen Monopolvergehens neben 
den aus anderen Geſetzen verwirkten Strafen zu verhängen ſind, 
bewendet es bei dem Grundſatz der Strafenhäufung. 2. $ 119 Branntw⸗ 
Mon. geht als reichsgeſetzliches Sonderſtrafrecht dem allgemeinen 
Strafrecht vor und ſchließt deshalb die gleichzeitige Anwendung des 
9 SB aus R 255419 


Tabakſteuergeſetz. 


§ 11 Abf. 3 TabStG.; 5 22a TabStAusfBeſt. Trägt der Steuer⸗ 
pflichtige auf die ihm von der Hebeſtelle ausgehändigten Blankoſteuer⸗ 
zeichen einen höheren Kleinverkaufspreis ein, als zu dem er die Zeichen 
entnommen hat, ſo ſind dieſe an tabakſteuerpflichtigen Erzeugniſſen 
angebrachten Zeichen wegen vorſchriftswidriger Verwendung als nicht 
berdendet anzuſehen gd 8 297917 


8 55 Abſ. 2 TabStG. Einſichtnahme der Geſchäftsbücher durch 
den Oberbeamten der Steuerverwaltung. Verweigerung der Vor⸗ 
legung der Geſchäftsbücher ſeitens eines zur Leitung des Gejchäft 
betriebes Ermächtigten. Rõꝶc ct.. 295620 


8 77 Abſ. 1 TabStG. Im Verhältnis zum Tabakſteuergeſetz find 
deſſen Material- und Ausgleichſteuervorſchriften kein „anderes Geſetz“ 
i. S. § 77 Abſ. 1 TabStG. OLG. Hamburg 29628 


= 


„ er car 


Erbſchaftſteuergeſetz. 


8 3 ErbſchstG. Zur Bedeutung der Rückdatierung eines Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags. Keine Schenkung, wenn der jur. Übereignung eines 
Grundſtücks die Übertragung des ſteuerlichen Eigentums ($ 80 Abſ. 1 
RAbg O.) vorangegangen iſt. RR )). 297816 


Vergnügungsſteuer. 


Zur Frage der Steuerfreiheit von „Veranſtaltungen, die der 
Jugendpflege dienen, Pr“ 2981? 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Preuß. Tandesſtempelſtenergeſetz. 


88 4 Abſ. 2, 6 Abſ. 9 LStempSt®. Wertbemeſſung einer Voll⸗ 
macht, durch die ein Bankkunde einem Dritten den Zutritt zu ſeinem 
bei der Bank gemieteten Schrankfach geſtattet. Rd) . 29355 


D. 
Sonſtiges öffentliches Recht. 
Induſtriebelaſtungsgeſetz. 


§ 1 Abſ. 2 Ind BelaſtG. v. 30. Aug. 1924; 5 1 Nr. 5 I. Durchf VO. 
v. 28. Okt. 1924. — Gegenſtand der Induſtriebelaſtung iſt ein Betrieb, 
der ſich als eine ſteuerliche Einheit darſtellt und als ſolcher, nicht aber 
in feinen einzelnen Faktoren beſteuert wird. R. 2942 


Aufbringungsgeſetz. 


88 2 Abf. 1, 4 AufbringG.; 8 2 Abſ. 1 2. Durchf VO. zum Auf⸗ 
bring GG. Erbengemeinſchaften find als ſolche nicht Unternehmer eines 
induſtriellen oder gewerblichen Betriebs, vielmehr ſind die einzelnen 
Erben mit ihren Anteilen am gemeinſamen Betriebsvermögen zu den 
Aufbringungsleiſtungen heranzuziehen. RR . 297412 


Maß⸗ und Gewichtsordnung. 


88 6, 22 Maß. v. 30. Mai 1908 Zum Begriff Bereithalten i. S. 
der 856 und 22 Maß. v. 30. Mai 1908 gehört nicht notwendig als 
ſubjektives Moment das Merkmal der Abſicht des Täters, vorhandene 
26 zum Meſſen und Wägen i. ©. dieſes $6 zu en 
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Preuß. Landes verwaltungsgeſetz. 


§ 132 286. Die in § 132 LVG. genannten Behörden werden 
durch ſtrafrechtliche Vorſchriften nicht behindert, zur Erzwingung 
einer Handlung oder Unterlaſſung von den Zwangsbefugniſſen der 
Nr. 2 Gebrauch zu machen. Pr OVG) ꝛdꝛdꝛ .. 29801 


Lehrerbeſoldung in Preußen. 


Rechtsſtellung der von den Polen verdrängten Volksſchullehrer, 
der ſog. Flüchtlingslehrer; ihr Anſpruch auf volles Gehalt gegen den 
preuß. Staat — nicht gegen die Landesſchulkaſſen — auf Grund des 
eine beſonders den Staat verpflichtende Zuſicherung enthaltenden 
Staatsminiſterialbeſchluſſes v. 23. Juli 1919. GWG. 294817 


Preuß. Verordnung betr. das Verwaltungszwangs verfahren. 


88 29, 33 PrVerwzwed. v. 15. Nov. 1899; 88 808 ff., 825 ZPO.; 
Bund RVO. v. 8. Okt. 1914 über das Mindeſtgebot bei der Verſteige⸗ 
rung gepfändeter Sachen; Art. 131 RVerf. Im Verwaltungszwangs⸗ 
verfahren muß auf das in einer formell ordnungsmäßig abgehaltenen 
Zwangsverſteigerung abgegebene Höchſtgebot der Zuſchlag auch dann 
erteilt werden, wenn nur ein Schleuderpreis herauskommt. Im Inter⸗ 
eſſe des Schuldners eine andere als die regelmäßige Art der Voll⸗ 
ſtreckung zu erſuchen, iſt die Vollſtreckungsbehörde nur auf deſſen An⸗ 
trag, nicht von Amts wegen verpflichtet. Die Bund RVO. v. 8. Okt. 1914 
gilt nicht für das Verwaltungszwangsverfahren. Die gegen die Ver⸗ 
ſchleuderung in der Zwangsvollſtreckung gerichteten Miniſterialerlaſſe 
v. 27. Aug. 1924 und 2. Nov. 1925 gelten nur für die Einziehung 
von Staatsſteuern, enthalten im übrigen auch nur allgemeine Richt⸗ 
linien, deren Anwendung im Einzelfall vom — in der Regel der Nach⸗ 
prüfung durch die Gerichte nicht unterliegenden — pflichtmäßigen 
Ermeſſen der Vollſtreckungsbehörde abhängt. RO 295025 
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